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Begrüßung 
Horst Herold 

Eine Arbeitstagung »Polizei und Justiz« vermag nicht alle 
Arbeitsbereiche beider Institutionen zu behandeln. So 
schließt das Thema selbstverständlich auf seiten der Ju­
stiz die Freiwillige und die Zivil-Gerichtsbarkeit aus. Für 
die Polizei ist zu betonen - was nicht so selbstverständ­
lich im allgemeinen Bewußtsein ruht -, daß ihre Tätig­
keit sich überwiegend in dem von der Justiz unabhängi­
gen, autonomen Teil des Polizeirechts entfaltet, der bis­
her überwiegend noch der richterlichen Nachprüfung 
durch Verwaltungsgerichte unterliegt. Diese Tätigkeit der 
Gefahrenabwehr, für die, 200 Jahre nach dem Preußi­
schen Allgemeinen Landrecht, die Rechtseinheit noch 
immer fehlt, vollzieht sich stets unter Zeitnot in schwieri­
gen, meist emotional beladenen Situationen und ohne die 
räumliche, zeitliche und milieumäßige Distanz, auf die 
sich die richterliche Rechtsanwendung stützen kann. 
Wenn das einheitliche Polizeigesetz Wirklichkeit werden 
sollte, was wir alle hoffen, werden wichtige Entscheidun­
gen zu diesem, von Forschung und Lehre vernachlässig­
ten, gleichwohl schwierigen und bedeutsamen Rechtsge­
biet den Amtsgerichten übertragen. Bei vielen Themen 
dieser Tagung wird daher auf den Einfluß des Polizei­
rechtes hinzuweisen sein. 

Die Arbeitstagung »Polizei und Justiz« berührt 'alle Berei­
che, in denen beide Institutionen zueinander in Bezie­
hung treten. Naturgemäß stehen die Beziehungen von 
Polizei und Staatsanwaltschaft jedoch im Mittelpunkt. 
Niemand in der Polizei will dem Staatsanwalt die Sach­
leitungsbefugnis für Ermittlungsverfahren streitig ma­
chen. Die Polizei weiß, daß sie selbst den Anforderungen 
der Zeit und dem gewachsenen Verfassungsverständnis, 
das äußerst empfindlich auf vermutete Gefahren für 
Grund- und Persönlichkeitsrechte reagiert, nur mit jener 
Professionalisierung begegnen kann, die innerhalb ver­
schmälerter Befugnisräume ein noch genaueres und prä­
ziseres Arbeiten garantiert. In der Sachleitungsbefugnis 

durch den juristisch geschulten Staatsanwalt sieht die Po­
lizei daher ebenso sehr eine professionelle Notwendigkeit. 
wie in der Gewährung von Autonomiebereichen, die die 
Polizei in der Beherrschung modernster Technologien zur 
Tataufklärung und Beweisführung im abgegrenzten und 
im Ergebnis überprüften Rahmen braucht. Was die Poli­
zei zu eliminieren wünscht, ist der Geist der Geringschät­
zigkeit, den die Strafprozeßordnung immer noch atmet, 
obwohl die polizeilichen Leistungen der Ermittlungsfüh­
rung, insbesondere die wissenschaftlich nachprüfbaren 
Verobjektivierungen eines unanfechtbaren Sachbeweises, 
.dem Strafverfahren - wie z. B. der Prozeß in Stamm­
heim zeigt - zu neuer rechtsstaatlicher Qualität verhol­
fen haben. 

Die Arbeitstagung »Polizei und Justiz« kann aber auch 
von bewährter Gemeinsamkeit ausgehen. Gerade die 
schweren Belastungen der letzten Jahre haben beide In­
stitutionen näher zusammengerückt. Dies wird symbol­
haft deutlich durch die starke Beteiligung an dieser Ar­
beitstagung aus beiden Bereichen, besonders aber durch 
die gleichzeitige Anwesenheit des Herrn Bundesminister 
des Innern und des Herrn Bundesminister der Justiz, de­
ren beider Leistungen wir mit großem Respekt begegnen. 
Sie alle, meine Damen und Herren, liebe Freunde und 
Kollegen, und ganz besonders Sie, meine Herren Mini­
ster, heiße ich herzlich willkommen. 

Herold, Horst, Dr. jur. 
Präsident des BKA (seit 1971); 1953-1956 Staatsanwalt bei der Staatsan­
waltschaft Nürnberg-Fürth; anschließend Amtsgerichtsrat, ab 1957 
Landgerichtsrat beim Landgericht Nürnberg-Fürth; ab 1964 Leiter der 
Kriminalpolizei Nürnberg, 1967-1971 Polizeipräsident in Nürnberg; Ver­
öffentlichungen u. a. zu polizeilichen und kriminalpolitischen Fragen, ins­
bes. unter den Aspekten Organisation, Kriminalgeographie und Datenver­
arbeitung. 
6200 Wiesbaden, Thaerstraße 11 
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Eröffnungsansprache 
Werner Maihofer 

Ich freue mich, nun schon zum dritten Mal als Bundes­
minister des Innern eine der jährlichen Arbeitstagungen 
im Bundeskriminalamt eröffnen zu können. Die Zusam­
mensetzung des Teilnehmerkreises zeigt mir, welch zu­
nehmende Beachtung die bisherigen Arbeitstagungen und 
so auch die jetzige unter der Fragestellung: »Polizei und 
Justiz« in Theorie und Praxis unseres Landes finden. 

Es könnte zunächst den Anschein haben, daß die diesjäh­
rige Tagung, anders als die vorjährigen über »Organi­
siertes Verbrechen« und »Polizei und Prävention«, 
weniger von praktischem Interesse, sondern mehr von 
theoretischem Interesse bestimmt sei. Doch dieser erste 
Anschein trügt, wie schon ein Blick auf die Leitsätze *) 
der »Gemeinsamen Kommission« der Justiz- und Innen­
ministerkonferenzen zur Neugestaltung eben dieses Ver­
hältnisses von »Polizei und Justiz« im vergangenen Jahr 
und die seither darum entstandene kontroverse Diskus­
sion von Vertretern der Theorie und Praxis der Polizei 
und Justiz heute zeigt. 

Der Grund für eine solche Neubesinnung im Verhältnis 
»Polizei und Justiz« ist offenkundig. Er liegt in dem bis 
heute ungelösten Spannungsverhältnis zwischen gelten­
dem Recht und alltäglicher Wirklichkeit. 

Nach geltendem Recht ist die Staatsanwaltschaft »Herrin 
des Ermittlungsverfahrens«, auch des polizeilichen und 
nicht nur des staatsanwaltschaftlichen. Entsprechend 
werden die Polizeibeamten überall da, wo sie repressiv 
im Bereich der Strafverfolgung und nicht bloß präventiv 
im Bereich der Verbrechensverhütung tätig werden, nach 
geltendem Recht als sogenannte »Hilfsbeamte der Staats­
anwaltschaft« aufgefaßt. 

In der alltäglichen Wirklichkeit dagegen ist, vor allem im 
Bereich der Bagatell-Delikte der Massendelinquenz wie 
Diebstahl oder Betrug, die wahre Lage genau umgekehrt, 
ist nicht die Justiz, sondern die Polizei die »faktische 
Herrin des Ermittlungsverfahrens«, wie gesagt worden ist 
und die Justiz, d. h. die Staatsanwaltschaft faktisch in 
die Rolle eines »Justiziars der Polizei« zurückgedrängt. 

Wie soll diese Spannung zwischen Recht und Wirklich­
keit aufgelöst werden, die bei ihrem Fortbestehen entwe­
der das geltende Recht oder die alltägliche Wirklichkeit 
diskreditiert? 

*) Abgedruckt im Anhang S. 147. 

Ich sehe die Auflösung dieses gegenwärtigen Spannungs­
verhältnisses nicht in einer stärkeren Aufspaltung der 
Funktionen von Polizei und Justiz, einer »sauberen 
Funktionsabgrenzung« also, wie von der einen Seite ge­
fordert worden ist, mit der Folge eines außer der reinen 
Fachverantwortung der Polizei durchgeführten Vorer­
mittl ungsverfahrens. 

Ich sehe die Lösung dieser Spannung zwischen Recht 
und Wirklichkeit aber auch nicht, wie von der anderen 
Seite gefordert worden ist, in einer stärkeren Vermi­
schung der Funktionen von Polizei und Justiz, einer weit­
gehenden Funktionsverlagerung etwa der Kriminalpolizei 
in die Staatsanwaltschaften als eine Art »Gerichts­
polizei«. Denn: Dies müßte zu einer Verkümmerung der 
gerade zukünftig in einer grundsätzlich als Gesellschafts­
politik begriffenen Sicherheitspolitik immer bedeutender 
werdenden präventiven Funktionen der Polizei führen; 
nicht nur jener als »Gefahrenabwehr« bezeichneten Präv­
entivfunktion der Polizei, sondern vor allem jener heute 
noch ganz unterentwickelten Funktion der Polizei in der 
Verbrechens verhütung im strengen· Sinne, die ein enges 
Ineinandergreifen und Zusammenwirken von Kriminal­
politik und Sozialpolitik fordert, getreu dem Grundsatz, 
auf den Franz von Liszt die Moderne Schule der Verbre­
chensbekämpfung gegründet hat: »Die Kriminalpolitik ist 
die ultima ratio der Sozialpolitik«. Wo aber sonst liegt 
die Auflösung dieses gegenwärtigen Spannungsverhältnis­
ses, wenn nicht in einer weiteren Funktionstrennung von 
Polizei und Justiz, aber auch nicht in einer weiteren 
Funktionsvermischung der Polizei mit der Justiz? 

Sie liegt, wie ich meine, nicht in einem Mehr an Abgren­
zung der Polizei und Justiz voneinander, sondern in ei­
nem Mehr an Zusammenarbeit der Polizei und Justiz mit­
einander, wie sie nach meinem Urteil zwischen Bundes­
kriminalamt und Generalbundesanwaltschaft in den ver­
gangenen Jahren beispielhaft ausgebaut worden ist. Nicht 

Maihofer, Wemer, Dr. jur. 

Bundesminister des Innern (seit Mai 1974); Professor an der Universität 
Bielefeld seit 1970; zuvor (ab 1955) Professor für Strafrecht, Strafprozeß­
recht, Rechtsphilosophie und Sozialphilosophie an der Universität des 
Saarlandes, 1967-1969 Rektor der Universität, 1968-1971 Vizepräsident 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz; Mitverfasser des Alternativent­
wurfs zum Strafgesetzbuch, zahlreiche Veröffentlichungen zu rechtstheo­
retischen und rechtsphilosophischen Fragen; 1972-1974 Bundesminister 
für besondere Aufgaben. 

5300 Bonn, Rheindorfer Straße 198 
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zuletzt bei der gemeinsamen Bekämpfung des internatio­
nalen Terrorismus, deren zentrale Steuerung dem Bun­
deskriminalamt mit den Beschlüssen der Innenminister­
konferenz vom 11. April1975 auf mein Betreiben über­
tragen worden ist. Dieser zentralen Kompetenz des BKA 
für die Bekämpfung terroristischer Vereinigungen auf der 
einen Seite entspricht nun durch die letzte Gesetzesände­
rung auch eine zentrale Kompetenz des Generalbundes­
anwalts für die Ermittlungen gegen terroristische Vereini­
gungen im Sinne des § 129a StGB. 

Was aber meint solche hier beispielhaft verwirklichte und 
allgemein geforderte Verstärkung der Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Justiz? 

Lassen Sie mich dies mitBeispielen aus der eigentlichen 
Problemzone solcher Zusammenarbeit verdeutlichen, der 
auch die höchst aufschlußreiche Untersuchung des Max­
Planck-Instituts für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg über die »Analyse polizeilicher Er­
mittlungstätigkeit aus der Sicht des späteren Strafver­
fahrens« gewidmet war: Die Massendelinquenz unserer 
Eigentums- und Vermögensdelikte, die heute über zwei 
Drittel unserer Kriminaldelikte überhaupt ausmachen. 
Auch und gerade hier liegt die eigentliche Schwierigkeit 
nicht in einem Zuviel, sondern in einem Zuwenig an Zu­
sammenarbeit begründet. Warum? Die Polizei ist ohne 
Einschränkung und Ausnahme auf das Legalitätsprinzip 
verpflichtet. Anders als die Justiz, die durch Staatsan­
waltschaft und Gericht vielfältige Möglichkeiten der Ein­
stellung des Verfahrens, sei es aus Geringfügigkeit oder 
anderen Gründen, hat, aber auch der Erledigung durch 
Verwarnung unter Strafvorbehalt, durch Absehen von 
Strafe, durch Strafaussetzung zur Bewährung usw., ist 
die Polizei de jure zu jeder solchen differenzierten Reak­
tion unfähig, die doch gerade die entscheidende Errun­
genschaft unseres heutigen Reaktionssystems der sozia­
len Verteidigung ist. Ist es uns doch nur so möglich, nach 
dem Prinzip der optimalen Reaktion, die Reaktion auf 
den Zeitpunkt des Verfahrens zu legen und auch vorzu­
verlegen, wo von ihr nach Art und Höhe ein Optimum an 
Wirkung auf die Resozialisierung des Täters zu erwarten 
ist. 

Das bedeutet natürlich da die vollständige Frustration 
der Polizei, wo diese zunächst nach dem Legalitätsprin­
zip vor sich hin ermittelt, um dann feststellen zu müssen, 
daß all die mühsam zusammengetragenen Ergebnisse ih­
rer Ermittlungsarbeit am Ende (wie für jeden fachkundi­
gen Beurteiler voraussehbar) mit der sofortigen Einstel­
lung des Verfahrens schon durch die Staatsanwaltschaft 
unter den Tisch fallen. Dies läßt sich nur dann vermei­
den, wenn es zu einer stärkeren Zusammenarbeit von 
Polizei und Justiz schon am Beginn der polizeilichen Er­
mittlungen kommt. Nur so können wir zugleich errei­
chen, daß an die Stelle der heutigen bürokratischen Aus­
sonderung der Ermittlungssachen nach schwergewichti­
gen und geringfügigen, nach mehr oder weniger 
erfolgversprechenden oder hoff~ungslosen Fällen, eine 
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klare juristische Entscheidung tritt, welche die heute 
durch die Polizei längst faktisch unter der Hand vorge­
nommene Setzung der Schwerpunkte für den Einsatz der 
immer beschränkten personellen und technischen Mittel 
für die Aufklärung und Verfolgung von Kriminaldelikten 
auch juristisch absichert. 

Damit würde nicht nur manche überflüssige Arbeit der 
Polizei vermieden, sondern auch manche letztlich erfolg­
lose Arbeit verhindert, über welche die Staatsanwalt­
schaft bei Beginn der Ermittlungen nicht anders urteilen 
würde als später nach den §§ 153 ff. StPO zum Zeitpunkt 
der Erhebung der öffentlichen Klage. 

Dabei ist allerdings zu beachten, daß auch in der Durch­
führung oder Nichtdurchführung von Ermittlungen, aber 
auch in ihrer Fortführung oder Nichtfoftführung bis zur 
Anklageerhebung Fakten geschaffen werden, die für die 
Chance einer Resozialisierung des Täters von erheblicher 
Auswirkung sind. 

Ist es doch nach unserem heutigen Verständnis der Reso­
zialisierungsfunktion unseres Strafrechts, sei es auf dem 
Wege der Abschreckung, der Besserung oder (als letztem 
Mittel) der Sicherung so, daß dieser Funktion nicht nur 
eine solche der Strafe selbst, sondern des Strafverfahrens 
im ganzen zukommt. Deshalb muß schon der »erste 
Angriff« der Polizei am Beginn des polizeilichen ~rmitt­
lungsverfahrens, muß danach jede Ermittlungshandlung 
von der ersten Vernehmung an, nicht nur unter dem Ge­
sichtspunkt der Repression, sondern der Prävention, der 
General- wie der Spezialprävention, und damit in einem 
nicht mehr Vergeltungs-, sondern Resozialisierungsstraf­
recht vor allem anderen unter dem Gesichtspunkt einer 
möglichst wirksamen und dauerhaften Resozialisierung 
des Täters gesehen werden. 

In dieser hier in einigen ersten Andeutungen gewiesenen 
Richtung einer Verstärkung der Zusammenarbeit zwi­
schen Polizei und Justiz scheint mir ein erfolgverspre­
chender Ansatz für die Überwindung des gegenwärtigen 
Spannungsverhältnisses zwischen geltendem Recht und 
alltäglicher Wirklichkeit zu liegen, nicht in weiterer Sepa­
ration also zwischen Polizei und Justiz, sondern in ihrer 
besseren Kooperation. 

Ich hoffe, daß dazu diese Tagung, an der so fachkundige 
Vertreter der Polizei wie der Justiz aus Theorie und Pra­
xis teilnehmen, einen gewichtigen Beitrag leistet. 

Ich kann Ihnen versichern, daß ich für meinen Zustän­
digkeitsbereich als Bundesminister des Innern Ihre Er­
gebnisse gründlich auswerten und, wo sich brauchbare 
Ansätze für eine Verbesserung dieses Verhältnisses zwi­
schen Polizei und Justiz ergeben, diese mit meinem Ju­
stizkollegen Vogel aufgreifen werde. 

Ich bin nicht nur als Politiker, sondern auch als alter Pro­
fessor des Strafrechts gespannt auf den Ertrag Ihrer Ta­
gung, der ich zu unser aller Wohl einen fruchtbaren Ver­
lauf wünsche. 



Eröffnungsansprache 
Hans-Jochen Vogel 

Ich freue mich über die Gelegenheit, zu Beginn Ihrer Ar­
beitstagung zu Ihnen sprechen zu können. Im vergange­
nen Jahr haben Sie unter dem Thema »Polizei und 
Prävention« die Aufgaben der Polizei bei der Verbre­
chensverhütung untersucht. Das Thema dieser Tagung ist 
wieder von aktuellem Interesse. Die Begriffe »Polizei 
und Justiz« umspannen eine Vielzahl von Aufgaben, de­
ren Bewältigung für die Sicherheit in unserem Lande von 
geradezu lebenswichtiger Bedeutung ist. Der Schutz un­
serer Bürger vor Verbrechen und Gewalt ist eine Aufga­
be, die täglich neu den vollen Einsatz aller in Polizei und 
Justiz Verantwortlichen erfordert. Das Bundeskriminal­
amt nimmt hierbei als polizeiliche Informations- und 
Kommunikationszentrale für Bund und Länder einen 
hervorragenden Platz ein. Nicht zuletzt sind es auch die­
se Arbeitstagungen, die - längst zu einer ständigen Ein.:. 
richtung geworden - einen nicht unwesentlichen Beitrag 
zur Bewältigung der vielfachen Probleme der Verbre­
chensbekämpfung leisten. Prävention und Repression 
stehen in vielfacher Beziehung zueinander. Beispielhaft 
will ich hier nur das Problem der »Prävention durch 
Repression« nennen, ein Thema, das auf Ihrer letzten Ta­
gung eine bedeutende Rolle gespielt hat. Prävention ist 
Aktion - Repression ist Reaktion. Diese Unterscheidung 
dürfen wir nicht aus dem Auge verlieren. Sie ist insbe­
sondere, was die Voraussetzungen und Ziele staatlichen 
Handelns angeht, von eminent praktischer Bedeutung. 

Den Schwerpunkt dieser Tagung bilden Fragen der re­
pressiven Verbrechensbekämpfung durch »Polizei und 
Justiz«. Ich begrüße es, daß Sie dabei das Thema in sei­
ner ganzen Breite behandeln wollen. »Polizei und Justiz« 
- das )>Und« in dieser Formulierung macht bereits deut­
lich, worauf es im Kern ankommt. 

Die vielfältigen Aufgaben der Verbrechensbekämpfung 
können mit Erfolg nur gelöst werden, wenn Polizei und 
Justiz zusammenwirken. Nicht Prestigedenken und Res­
sortegoismus sind gefragt, sondern gegenseitiges Vertrau­
en und der gemeinschaftliche Wille, das Verbrechen mit 
den rechtsstaatlichen Mitteln wirkungsvoll zu bekämp­
fen. Diesen Satz möchte ich weniger als Forderung denn 
als Feststellung verstanden wissen. Die Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Justiz verläuft trotz der oft übermä­
ßigen Belastung beider Seiten ganz überwiegend rei­
bungslos und der Erfolg ist nicht ausgeblieben: Für die 
letzte Zeit macht dies die Statistik der Bekämpfung des 

Verbrechens, vor allem der terroristischen Gewaltkrimi­
nalität, besonders deutlich. Polizei und Justiz - beide 
haben auf ihrem Gebiet mehr als ihre Pflicht getan. Da­
für gebührt Ihnen Dank und Anerkennung. 

Der Erfolg der Verbrechensbekämpfung hängt nicht al­
lein vom Einsatz und Leistungswillen der Angehörigen 
der Polizei und Justiz ab. Erforderlich ist, daß ihnen das 
notwendige Instrumentarium zur Verfügung steht. Die 
Bundesregierung hat hierzu ihren Beitrag geleistet. Das 
Bundeskriminalamt, in dem wir heute zu Gast sind, ist 
durch einen zielstrebigen Ausbau zu einem hervorragen­
den Instrument der kriminalpolizeilichen Zusammenar­
beit und Koordination zwischen Bund und Ländern ge­
worden. Das gilt insbesondere auch für die Bekämpfung 
des organisierten Terrorismus. Nicht zuletzt wegen des 
Ausbaus des Bundeskriminalamtes zu einer Zentrale, von 
der aus die gesamte polizeiliche Ermittlungstätigkeit zur 
Bekämpfung der sogenannten politisch motivierten Ge­
waltkriminalität koordiniert wird, erschien es der Bun­
desregierung zweckmäßig, auch im staatsanwaltschaftli­
chen Bereich eine Konzentration der Zuständigkeit in 
den Fällen vorzusehen, in denen terroristische Vereini­
gungen durch schwerste Straftaten die innere Sicherheit 
gefährden. Die Bundesregierung hat die erforderliche Ge­
setzesänderung gegen mancherlei Widerstände durchge­
setzt. Das sogenannte »Anti-Terroristengesetz«, das am 
20. September in Kraft getreten ist, verleiht dem Gene­
ralbundesanwalt bei der Verfolgung terroristischer Ver­
einigungen nach § 129 a des Strafgesetzbuches die primä­
re Ermittlungskompetenz. 

Nach dem Gesetz über die Einrichtung eines Bundeskri­
minalamtes führt das Bundeskriminalamt in Verfahren 
des Generalbundesanwalts überwiegend die Ermittlun­
gen. Die Zusammenarbeit zwischen beiden Behörden ist 
entsprechend eng. Der Generalbundesanwalt hat allein in 
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diesem Jahr in nicht weniger als ca. HO Verfahren aus 
dem Bereich der Bekämpfung des Landesverrats und der 
terroristischen Gewaltkriminalität das Bundeskriminal­
amt um die Durchführung von Ermittlungen ersucht. 
Dies beweist, wie eng die Zusammenarbeit beider Behör­
den geworden ist und wie folgerichtig es war, eine Kon­
zentration der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungszu- I 

ständigkeit beim Generalbundesanwalt durchzusetzen. 

Dieses Beispiel einer gesetzlichen Neuregelung macht 
deutlich, welche Verantwortung dem Gesetzgeber für ei­
ne effektive Zusammenarbeit von Polizei und Justiz zu­
kommt. Lassen Sie mich dies an einigen Beispielen wei­
ter verdeutlichen: Anfang der 70er Jahre ist das Haft­
recht insbesondere von der Polizei kritisiert worden. Es 
wurde bemängelt, daß die Energie der Polizei zu sehr in 
den Fällen verbraucht werde, in denen wegen einer 
Überbewertung des festen Wohnsitzes und einer damit 
verbundenen Unterbewertung der aus einer hohen Straf­
erwartung resultierenden Fluchtneigung häufig ein Haft­
befehl nicht erlassen und dem Tatverdächtigen damit die 
Möglichkeit zur Flucht gegeben werde. Gerade Täter der 
schweren Serien- und Wirtschaftskriminalität verstanden 
es damals, feste Bindungen vorzutäuschen und sich da­
durch dem Strafverfahren zu entziehen. Die Folgen wa­
ren sinkende Aufklärungsquoten und Verärgerung bei der 
Polizei. Diesen berechtigten Klagen ist durch eine Ände­
rung des materiellen Haftrechts im Jahre 1972 Rechnung 
getragen worden. Durch das Anti-Terroristengesetz sind 
die strengen Voraussetzungen der Untersuchungshaft für 
die Fälle gelockert worden, in denen der Festgenommene 
der Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung drin­
gend verdächtig ist. Damit soll sichergestellt werden, daß 
besonders gefährliche Mitglieder terroristischer Vereini­
gungen auch dann in Haft genommen werden können, 
wenn zwar dringender Tatverdacht vorliegt, eine Flucht­
oder Verdunkelungsgefahr aber im einzelnen nicht nach­
weisbar ist. 

Einem weiteren Thema dieser Tagung messe ich beson­
dere Bedeutung bei: nämlich der internationalen Zusam­
menarbeit von Polizei und Justiz bei der Verbrechensbe­
kämpfung. Staatsgrenzen sind heute, und das erleben wir 
täglich, für Straftäter und insbesondere für Terroristen 
kaum mehr ein Hindernis. Trotz der beachtlichen Erfolge 
von Polizei und Justiz auch auf dem Gebiet der interna­
tionalen Verbrechensbekämpfung kann der Ausbreitung 
der Kriminalität über die Staatsgrenzen hinweg auf die 
Dauer nur dann erfolgreich begegnet werden, wenn eine 
enge Zusammenarbeit von Polizei und Justiz mit den aus­
ländischen Behörden ermöglicht wird. Im Bereich der 
Strafverfolgung geht es dabei vordringlich um den Aus­
bau des Auslieferungs- und Rechtshilfeverkehrs in Straf­
sachen. Zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
bedarf es multilateraler Übereinkommen, die sicherstel­
len, daß die Täter entweder ausgeliefert oder aber im 
Land ihrer Ergreifung zur Verantwortung gezogen wer­
den. Eine entsprechende Initiative der Bundesregierung 
ist vor wenigen Tagen von Außenminister Genseher in 
der UNO eingebracht worden. Da bei der Frage der Be­
kämpfung des weltweiten Terrorismus von einzelnen 
Mitgliedstaaten der UNO sehr unterschiedliche Auffas­
sungen vertreten werden, ist die deutsche Initiative auf 
den besonders inhumanen Tatbestand der Geiselnahme 
beschränkt worden. 

Auf eine deutsche Initiative geht auch der Entwurf eines 
Europäischen Übereinkommens zur Bekämpfung des 
Terrorismus zurück, den das Minister-Komitee des Euro­
parats im Juni dieses Jahres gebilligt hat. Er soll in Kürze 
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zur Unterzeichnung durch· die Mitgliedstaaten aufgelegt 
werden. Das Übereinkommen verpflichtet die Vertrags­
staaten, Flugzeugentführer, Geiselnehmer und allgemein 
alle Gewalttäter, die Sprengstoff oder automatische 
Schußwaffen verwenden,·· entweder auszuliefern oder 
selbst vor Gericht zu stellen. Die Auslieferung solcher 
Täter soll nicht mehr mit der Begründung abgelehnt wer­
den dürfen, ihnen werde eine politische Tat vorgeworfen. 
Soviel zu den Bemühungen um die internationale Zusam­
menarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus. 

Dem Ziel einer Intensivierung der Verbrechensbekämp­
fung, insbesondere der Bekämpfung der sogenannten po­
litisch motivierten Gewaltkriminalität, dient auch - und 
hier darf ich wieder die innerstaatliche Zusammenarbeit 
von Polizei und Justiz ansprechen - der Informations­
austausch zwischen Justiz und Polizei. Justiz- und Poli­
zeiorgane haben erkannt, daß eine sachgerechte Bearbei­
tung der Verfahren im Staatsschutzbereich nicht zuletzt 
einen optimalen Informationsaustausch aller beteiligten 
Behörden erforderlich macht. Das Bundeskriminalamt 
hat hier als zentrale Nachrichtensammel- und -auswer­
tungsstelle hervorragende Arbeit geleistet. Ich denke hier 
insbesondere an die täglichen Lagemeldungen über anar­
chistische Gewalttäter und die periodischen Auswer­
tungsberichte, die viele der vom Generalbundesanwalt 
wie auch von den Staatsanwaltschaften der Länder ge­
führte Verfahren wesentlich gefördert haben. Ermöglicht 
wurde diese Hilfe des Bundeskriminalamtes insbesondere 
dadurch, daß sich die Polizei der elektronischen Daten­
verarbeitung in einem bisher nicht gekannten Ausmaß 
bedient hat. Das bereits in greifbare Nähe gerückte Ziel 
ist es, das gesamte, stets aktualisierte polizeiliche Wissen 
in einem perfekten System des Datenverbundes zwischen 
dem Bundeskriminalamt und den Polizeibehörden der 
Länder auf Abruf bereitzuhalten. Zunächst stehen zwar 
die klassischen polizeilichen Aufgaben der Personen- und 
Sachfahndung I\och im Vordergrund. Im Endausbau sol­
len Aufgaben und Bedeutung dieses Datenverbundsy­
stems für die Verbrechensbekämpfung jedoch weit über 
den Fahndungsbereich hinausgehen. Ich nenne hier nur 
die Stichworte Straftaten-/Straftäterdatei, Zentrale Haft­
datei, elektronische Verarbeitung und Auswertung dakty­
loskopischer Daten und die Dokumentation kriminali­
stisch-kriminologischer Literatur. 

Die Justiz sieht diese Entwicklung ohne Neidgefühle. 
Wie es von der gesetzlichen Regelung des Jahres 1877 
vorgezeichnet war, hat die Polizei nicht nur im präventi­
ven Bereich, sondern auch im repressiven Bereich schon 
vor Jahrzehnten den Ausbau des technischen Apparates 
übernommen. Sie trägt dessen Lasten; niemand wird es 
ihr verübeln wollen, daß sie auch als erste in den Genuß 
der Vorteile kommt. An den gesetzlich geregelten Ver­
antwortlichkeiten ändert dieser mehr im Tatsächlichen 
liegende Sachverhalt freilich nichts. Die Verantwortung 
für die Strafverfolgung liegt im Rechtsstaat in erster Li­
nie in den Händen der Justiz. Hieraus folgt, daß das für 
die Strafverfolgung relevante Wissen der Polizei uneinge­
schränkt auch der Justiz zur Verfügung stehen muß. Hier 
eröffnet sich eine neue Dimension der Zusammenarbeit. 
Ich begrüße es daher, daß die Bundesanwaltschaft und' 
zwei Landesstaatsanwaltschaften - wenn auch nur für 
einen beschränkten Bereich - an das INPOL-System an­
geschlossen worden sind. Dies ist nicht mehr als ein er­
ster Schritt, dem weitere folgen müssen. Ich gehe davon 
aus, daß Polizei und Justiz in dieser Frage, wie in allen 
anderen Bereichen auch, Kontakt halten und diejenigen 
Maßnahmen treffen werden, die den Bedürfnissen einer 
wirksamen Strafverfolgung entsprechen. 



Damit habe ich den Blick bereits in die Zukunft gelenkt. 
Die Referate des heutigen Nachmittags stehen unter dem 
Leitthema »Neugestaltung des Verhältnisses zwischen 
Polizei und Staatsanwaltschaft«. Diese Formulierung 
knüpft an die Diskussion an, die seit Jahrzehnten über 
die Rollenverteilung zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei geführt wird und sich in den letzten Jahren noch 
verstärkt hat. Im Bereich der Justiz- und Innenverwal­
tungen des Bundes und der Länder sind - wie Sie wis­
sen - die Überlegungen hierzu schon weit vorangeschrit­
ten. Eine gemeinsame, aus Vertretern beider Ressorts ge­
bildete Kommission hat zum Verhältnis von Polizei und 
Staatsanwaltschaft Thesen *) entwickelt, die sowohl von 
den Innenministern als auch von den Justizministern des 
Bundes und der Länder gebilligt worden sind. Dabei geht 
es darum, das Zusammenwirken von Polizei und Staats­
anwaltschaft bei der Strafverfolgung weiter zu verbes­
sern und dadurch die Durchführung der Ermittlungsver­
fahren zu beschleunigen und effektiver zu gestalten. 

Auf den Inhalt der Thesen kann ich in diesem Zusam­
menhang im einzelnen nicht eingehen. Ich möchte hier 
nur diese Anmerkungen machen: Den Anstoß zu den Ge­
sprächen zwischen den Ressorts gaben im Jahre 1972 die 
Innenverwaltungen mit einem Papier über das Verhältnis 
von Staatsanwaltschaft und Polizei. Die in diesem Papier 
enthaltenen Vorstellungen liefen mehr oder weniger dar­
auf hinaus, die Staatsanwaltschaft in die Rolle einer blo­
ßen Anklagebehörde zu drängen und ein eigenständiges 
polizeiliches Ermittlungsverfahren zu schaffen. Dies war 
und ist - lassen Sie mich dies in aller Deutlichkeit sagen 
- nicht diskutabel. Die Stellung der Staatsanwaltschaft 
als objektive Ermittlungs- und Anklagebehörde ist eine 
rechts staatliche Errungenschaft, die nicht preisgegeben 
werden darf. Die Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft 
für die das strafrechtliche Ermittlungsverfahren abschlie­
ßenden Entscheidungen ist untrennbar mit der Verant­
wortung für das gesamte Ermittlungsverfahren verbun­
den. Es kann deshalb auch künftig nur ein einheitliches 

*) Abgedruckt im Anhang S. 147. 

Ermittlungsverfahren unter der verantwortlichen Leitung 
der Staatsanwaltschaft geben. Die Erörterungen in der 
gemeinsamen Kommission haben bestätigt, daß es sich 
bei dieser Feststellung um einen Grundsatz handelt, an 
den alle weiteren Überlegungen anzuknüpfen haben. 

Natürlich kann sich die Justiz nicht der Erkenntnis ver­
schließen, daß die Bedeutung der Polizei für die Straf­
verfolgung erheblich gewachsen ist. Dem praktischen 
Gewicht der polizeilichen Tätigkeit wird das geltende 
Recht, das noch von einer bloßen Hilfsfunktion der Poli­
zei ausgeht, nicht mehr gerecht. Ziel einer Neuregelung 
ist hiernach nicht die »Neugestaltung des Verhältnisses 
von Staatsanwaltschaft und Polizei« durch eine grundle­
gende Umgestaltung; es kommt vielmehr darauf an, das 
Zusammenwirken von Polizei und Staatsanwaltschaft bei 
der Strafverfolgung im Sinne einer vertrauensvollen Part­
nerschaft weiter auszubauen und dabei der Polizei dieje­
nige Rolle einzuräumen, die ihrer heutigen Bedeutung 
entspricht. 

Die Thesen enthalten hierzu - wie mir scheint - eine 
Reihe sachgerechter Vorschläge. Diese Feststellung heißt 
nicht, daß die in den Thesen niedergelegten Überlegun­
gen unverändert auch Gesetz werden müssen. Insbeson­
dere der Praxis muß noch Gelegenheit gegeben werden, 
ihre Vorstellungen in einen Gesetzentwurf einzubringen. 
Auch diese Arbeitstagung bietet für einen Meinungsaus-
tausch eine vorzügliche Gelegenheit. . 

Ich bitte um Ihr Verständnis, wenn ich nur einige Ge­
sichtspunkte hervorheben konnte, die mir besonders 
wichtig erscheinen. Die Referate und Diskussionen in 
den Arbeitsgruppen werden das Thema »Polizei und 
Justiz« in seiner ganzen Breite und Vielfalt behandeln 
können. Die Namen der Referenten und der hier anwe­
senden Experten lassen einen fruchtbaren Gedankenaus­
tausch erwarten, der zu der Hoffnung berechtigt, daß al­
le Teilnehmer mit neuen Anregungen und mit mehr Ver­
ständnis für die Auffassungen und Vorstellungen der an­
deren Seite an die tägliche Arbeit zurückkehren. In 
diesem Sinne wünsche ich der Tagung einen erfolgrei­
chen Verlauf. 
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Neugestaltung des Verhältnisses 
Polizei und Staatsanwaltschaft 
- aus der Sicht der Polizei 
Karl-Heinz Gemmer 

Zusammenfassung: Staatsanwaltschaft und Polizei finden 
ungeachtet wenig praktikabler Zuständigkeitsregelungen 
der Strafprozeßordnung vernünftige Lösungen für gute 
partnerschaftliche Zusammenarbeit bei der Verbrechens­
bekämpfung. Dies gelingt dank der Einsicht. der Koope­
rationsbereitschaft. der Toleranz und des Verständnisses 
für die Aufgaben sowie die teilweise andersgeartete Inter­
essenlage des Partners. 

Die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche, die der Poli­
zei besonders in den letzten Jahren übertragen worden 
sind, zwingen dazu. ihr Verhältnis zur Staatsanwaltschaft 
durch Gewährung einer Befugnis zu eigenverantwortli­
chem Handeln auch rechtlich neu zu fassen. Leitsätze, 
die von Vertretern der Innen- und Justizressorts mit die­
sem Ziele entwickelt worden sind. tragen in erfreulichem 
Maße zur Lösung dieser Problematik bei. Sie bewegen 
sich auf der Grundlage des geltenden Rechtes. Der 
Staatsanwaltschaft bleibt nach wie vor die Grundverant­
wortung für das gesamte Ermittlungsverfahren; sie kann 
sich Jederzeit in die Ermittlungen einschalten und deren 
Art und Umfang für die Polizei auch durch Anordnungen 
bestimmen. 

Auch die Polizei ist im Prinzip davon überzeugt, daß dem 
Staatsanwalt. der das Verfahren zur Anklage oder aber 
zur Einstellung zu führen hat. diese Grundentscheidung 
über Ziel und Richtung der Sachaufklärung zustehen 
muß. Wirksame Verbrechens bekämpfung fordert aber 
darüber hinaus eine enge Kooperation mit der Polizei. 
deren Eigenverantwortlichkeit im Bereich der faktischen 
Ermittlungsführung auch rechtlich alierkannt werden 
muß. 

Eigenverantwortung ist der Ausdruck einer zeitgemäßen 
Arbeitsteilung. Die Polizei hat sowohl national als auch 
international einen hohen Grad von Spezialisierung in der 
Bekämpfung des Verbrechens erreicht. der nur bei Befug­
nis zu selbständigem Handeln voll genutzt werden kann. 

Enge Kooperation zwischen· Staatsanwaltschaft und Poli­
zei ist insbesondere im Interesse der zügigen Abwicklung 
komplexer Strafverfahren zwingend geboten. Die Staats­
anwaltschaft sollte sich dazu bereitfindeIl. sich auch an 
der Entwicklung von Schwerpunktprogrammen sowie 
großräumigen Bekämpfungsmaßnahmell. u. a. auch im 

Vorfeld der Verbrechensentstehung, zu beteiligen. Ge-. 
meinsame Ausbildungsprogramme. die das Bundeskrimi­
nalamt durch Veranstaltung von Seminaren unterstützen 
wird. sollen dem Staatsanwalt ein Bild von den am Er­
kenntnisstand heutiger Wissenschaft orientierten Ermitt­
lungsmöglichkeiten der Polizei vermitteln. dem Polizeibe­
amten dagegen gewisse forensische Kenntnisse und Ver­
ständnis für Stellung und Aufgaben des Staatsanwaltes. 

Dem Wunsch der Polizei nach partnerschaftlicher Koope­
ration mit der Staatsanwaltschaft entspricht auch die 
Forderung. ihr sowohl in der Zusammenarbeit mit dem 
Ausland als auch bei der Erteilung von Informationen an 
die Medien Mitwirkungsrechte zu gewähren. 

Status quo 

Am 5. Dezember vergangenen Jahres hat die Innenmini­
sterkonferenz den Gesamtbericht einer Gemeinsamen 
Kommission von Innen- und Justizverwaltungen zur 
Neugestaltung des Verhältnisses Staatsanwaltschaft -
Polizei trotz gewisser Bedenken in einzelnen Punkten, 
wie es wörtlich heißt, zustimmend zur Kenntnis genom­
men. Die Bundesregierung wird gebeten, auf der Grund­
lage der gemeinsamen Leitsätze die erforderlichen ge­
setzgeberischen Maßnahmen einzuleiten. Auch die Ju­
stizministerkonferenz hat einen ähnlich zustimmenden 
Beschluß gefaßt. 

Bei diesem Sachstand scheint die Frage berechtigt, ob 
nicht die Neugestaltung des Verhältnisses »Polizei -
Staatsanwaltschaft« auf dem besten Weg ist, so daß eine 
Problematisierung des Themas im Rahmen einer Arbeits­
tagung des Bundeskriminalamteseher schaden als nutzen 
könnte. Zudem haben gerade in neuester Zeit verant­
wortliche Vertreter von Polizei und Justiz übereinstim­
mend erklärt, daß die Zusammenarbeit zwischen Staats­
anwaltschaft und Polizei reibungslos funktioniere und das 
Verhältnis beider Institutionen zueinander alles andere 
als getrübt sei. So sinngemäß zuletzt Ministerialrat H ä­
ring vom Bayerischen Staatsministerium des Innern so-
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wie Min. Dir. Römer vom Justizministerium Nordrhein­
Westfalen anläßlich der Gesamtpolizeilichen Arbeitsta­
gung der Bayerischen Polizei am 9. September dieses 
Jahres in Augsburg. Beiden Herren, den jeweiligen Vor­
sitzenden der gemeinsamen Kommission Polizei/Justiz, 
danke ich sehr herzlich dafür, daß sie als Gäste zu 
dieser Tagung gekommen sind. Auch Staatssekretär 
Dr. Wöhler. Justizministerium des Landes Nordrhein­
Westfalen, und Justizsenator Klug. Hamburg, lobten die 
gute Zusammenarbeit von Polizei und Staatsanwalt­
schaft. In unserem Metier ist es zwar nicht ungewöhn­
lich, daß die Meinungen der Praktiker, die täglich mit der 
Aufklärung des Verbrechens vor Ort befaßt sind, völlig 
anders lauten. Mancher von Ihnen hofft jetzt wohl, daß 
ich tüchtig vom Leder ziehe. Aber grundsätzlich, darum 
geht es zunächst, strafen die Erfahrungen des polizeili­
chen Sachbearbeiters aus der Zusammenarbeit mit seiner 
Staatsanwaltschaft, mit »seinem Staatsanwalt« diese 
Aussagen keineswegs Lügen. Selbst an den derzeit gülti­
gen Zuständigkeitsregelungen der Strafprozeßordnung 
vorbei werden vernünftige Lösungen im Interesse einer 
effektiven Verbrechens bekämpfung gefunden. Dies ge­
lingt dank der Einsicht, der Kooperationsbereitschaft, 
der Toleranz und dem Verständnis für die Aufgaben 
sowie die teilweise anders geartete Interessenlage des 
Partners - und es handelt sich hier meist um ein echt 
partnerschaftliches Verhältnis -. Die Erfahrungen des 
Bundeskriminalamtes, welches ja mit seinen gesetzlichen 
Befugnissen zur originären Strafverfolgung in Spezialbe­
reichen des Verbrechens sowie mit seiner Zuweisungs­
und Koordinierungskompetenz eine sicher nicht unemp­
findliche, weil rechtlich nicht genügend abgesicherte, 
Nahtstelle zwischen staatsanwaltschaftlicher und polizei­
licher Verantwortlichkeit berührt, bestätigen dies. 
Schwierig wird die Zusammenarbeit mit der Staatsan­
waltschaft allerdings nicht selten dann, wenn das Bun­
deskriminalamt im Interesse einer notwendigen zentralen 
Ermittlungsführung zusammengehörende Tatkomplexe 
am Ermittlungsschwerpunkt konzentrieren möchte. 
Wenngleich dieses gesetzliche Zuweisungsverfahren un­
mittelbar nur die polizeiliche Ermittlungsphase betrifft, 
befürchtet man bei der Staatsanwaltschaft sicher nicht zu 
Unrecht, daß dadurch Berge von Akten auf den Schreib­
tisch eines in aller Regel bereits überlasteten Staatsan­
waltes gekarrt werden. Die Zuweisung führt nämlich mit 
einiger Sicherheit zu einem staatsanwaltschaftlichen 
Sammelverfahren. Eine gewisse Anpassung der Organi­
sation bzw. eine geänderte Arbeitsverteilung könnte hier 
sicher Abhilfe schaffen. Mitunter versucht man sich die­
ser Last zu erwehren. In solchen notwehrähnlichen Si­
tuationen wird dann schon einmal auch das Recht der 
Staatsanwaltschaft als Herrin des Ermittlungsverfahrens 
strapaziert. Mit der folgenden Kritik befinde ich mich in 
der angenehmen Gesellschaft von Ihnen, Herr Minister. 
Alleingelassen fühlt sich die Polizei übrigens gelegentlich 
auch bei ihrem Bemühen, das Mengenproblem der Kri­
minalität zu bewältigen, indem sie Schwerpunkte setzt. 
Die Untersuchung des Max-Planck-Institutes, von der 
noch die Rede sein wird, bestätigt dies recht deutlich. 

Gerade weil aber einzelne Schwierigkeiten, Mißverständ­
nisse und Unzuträglichkeiten nicht repräsentativ sind für 
das ansonsten durchaus gute Verhältnis zwischen Staats­
anwaltschaft und Polizei, schulde ich Ihnen - zugleich 
als derjenige, der für die Vorbereitung der Tagung ver­
antwortlich ist - eine Antwort auf die Frage, warum das 
BKA diesem Thema den Vorzug gegeben hat und es zu 
Beginn der Arbeitstagung von drei Referenten aus unter­
schiedlicher Sicht behandeln läßt. 
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Die Berührungspunkte zwischen Polizei und Justiz sind 
naturgemäß dort am engsten, wo beide Ressorts, vertre­
ten durch Staatsanwaltschaft und Polizei, über eine ge­
meinsame Aufgabe, die Aufklärung strafbarer Handlun­
gen, miteinander verbunden sind. In einer Leistungsge­
sellschaft ergibt es sich von selbst, daß die Ziele und die 
Gestaltung dieser Zusammenarbeit auf gegenwärtige und 
zukünftige Anforderungen auszurichten sind. Man kann 
die Kooperation nicht in einem Rechtszustand belassen, 
wie er vom Gesetzgeber vor ca. 100 Jahren fixiert wor­
den ist und darauf hoffen, daß die faktische Gestaltung 
des Verhältnisses weiterhin gelingen möge. Der Rechts­
staat ist zudem gegenüber seinen Bürgern, auch gegen­
über denjenigen, die seine Gesetze anwenden, zur An­
passung der Gesetzeslage . an die Rechtswirklichkeit ver­
pflichtet. Nicht nur Zeiten einer besonderen Gefährdung 
der inneren Sicherheit, wie sie uns immer wieder ins 
Haus stehen können, fordern klare Rechtsverhältnisse 
und Festlegungen von Kompetenzen. Wer ordnet an, 
wann und wohin geschossen wird? Das wurde etwa deut­
lich am - inzwischen gelösten - Problem der Anord­
nung unmittelbaren Zwanges bei Fällen der Geiselnahme. 
Das gilt aber auch ganz allgemein für die noch ungeklärte 
Verantwortlichkeit der Polizei, besonders dort, wo ihr 
aus einem einheitlichen Lebensvorgang, der nur nach 
formalrechtlichen Normen sowohl als eine Straftat als 
auch als eine Störung der öffentlichen Ordnung auseinan­
derdefiniert wird, Pflichten der vorbeugenden und der re­
pressiven Verbrechensbekämpfung erwachsen, welche 
nicht selten miteinander konkurrieren (vgL Berufsbild 
Bd. 1 S. 92/93, 95). Die Aufgaben und Verantwortungs­
bereiche, die der Polizei besonders in den letzten Jahren 
übertragen worden sind, zwingen dazu, ihr Verhältnis zur 
Staatsanwaltschaft neu zu ordnen. Hier helfen in erfreu­
lichem Maße die Leitsätze, die von Vertretern der Innen­
und Justizverwaltungen auf dem Kompromißwege gefun­
den worden sind. Hier kann aber auch eine Aussprache 
und ein Austausch der Meinungen während dieser Ar­
beitstagung nützlich sein. Einzelne, zum Glück einzelne 
Stimmen in der Literatur der neuesten Zeit, sie stammen 
sowohl von Vertretern der Polizei als auch der Justiz, ge­
ben uns allen Anlaß, uns dabei sowohl vor emotional 
überladenen Stellungnahmen als auch vor übersteigertem 
Formalismus zu hüten. 

Die Leitsätze *) 

Sehen wir uns nach dieser kurzen Skizze der Ausgangsla­
ge die Leitsätze an, welche die Neugestaltung des Ver­
hältnisses Staatsanwaltschaft - PoH;:.~i bewirken sollen. 
Es ist unschwer zu erkennen, daß 1 ier eine Lösung ge­
funden wurde, die für beide Seiten nicht optimal sein 
kann, einen Lernprozeß fordert, die in einigen Bereichen 
der Auslegung und Vervollständigung bedarf, die viel­
fach, auch aus Kreisen der Polizei, Kritik ausgelöst hat 
und weiterhin auslösen wird. 

Auf der Grundlage des geltenden Rechts? 

Bereits in ihrem Vorwort äußern die Verfasser des Ge­
samtberichtes, daß die Neugestaltung auf der Grundlage 
des geltenden Rechts erfolgen solle, welches die Befug­
nisse und die Verantwortung, die im Strafverfahren der 
Verwirklichung der Verbrechensbekämpfung dienen, 
Staatsanwaltschaft und Polizei grundsätzlich zweckent­
sprechend zugewiesen habe. Die Grundstruktur des 
Strafverfahrens, insbesondere das einheitliche Ermitt-

*) Abgedruckt im Anhang S. 147. 



lungsverfahren, soll auch für die Zukunft beibehalten 
werden. Dem stehen vereinzelte Auffassungen in der Po­
lizei entgegen, die von der Notwendigkeit und Zweckmä­
ßigkeit eines polizeilichen Ermittlungsverfahrens spre­
chen, welches dem, staatsanwaltschaftlichen Verfahren 
vorausgehen müsse. Minister Vogel hat das aus rechts­
staatlich~n Erwägungen strikt abgelehnt. Schon unter 
dem Gesichtspunkt der Ökonomie und der Konzentration 
des Strafprozesses wird man die Zweckmäßigkeit eines 
vorgeschalteten polizeilichen Verfahrens bezweifeln 
müssen. Der Verfassungsgrundsatz der Gewaltenteilung 
würde dagegen nicht tangiert, sondern eher noch deutli­
cher betont. 

Geradezu als ketzerisch wird wohl die Forderung emp­
funden, man solle durch die Auflockerung des strengen 
Legalitätsprinzips der Polizei eine »gewisse Definitions­
macht zuschreiben, mit der sie Delikte bagatellisieren 
und über sie hinwegsehen« könne. Diese Ansicht, die et­
wa von Blankenburg (vgl. Kriminalistik 1976, Heft 12, 
S. 532), einem Mitarbeiter der neuesten wissenschaftli­
chen Untersuchung zum Thema »Polizei und Staatsan­
waltschaft im Ermittlungsverfahren« (vgl. BKA-For­
schungsreihe, Bd. 4, von Wiebke Steffen) vertreten wird, 
stützt sich auf die Erfahrung, daß der Polizist in der Si­
tuation des ersten Zugriffs aufgrund seiner Nähe zum 
Geschehen sehr viel angemessener auf die sozialen Um­
stände geringfügiger Delikte reagieren kann, als dies W 0-

ehen oder Monate später vom Schreibtisch eines Staats­
anwaltes aus möglich ist. Das Institut der »polizeilichen 
Ermahnung«, wie es in Großbritannien insbesondere ge­
genüber Jugendlichen angewandt wird und sich bewährt 
hat, könnte hier Pate stehen. Diese förmliche Ermahnung 
sollte, da sie unmittelbar nach der Tat erfolgt, eindrucks­
voller sein als eine gerichtliche Entscheidung nach meh­
reren Monaten und sie bliebe zudem ohne das Stigma ei­
ner Vorstrafe. Nicht zuletzt würde sie eine Fülle Arbeit 
in den Fällen ersparen, die doch, und das ist für die Poli­
zei schon vorhersehbar, mit einer Einstellung enden. 

Es gibt wohl bereits in unseren Reihen nicht wenige Geg­
ner einer solchen Aufweichung des Legalitätsprinzips. 
Man kann den Vorschlag aber nicht einfach mit der Be­
gründung abtun, der Staatsanwalt allein sei kraft Geset­
zes und Vorbildung dazu berufen, etwa unter Anwen­
dung der §§ 153 ff StPO über eine Einstellung des Ver­
fahrens zu befinden. Wäre die Polizei nicht in der Lage 
- ob das wünschenswert und bequem ist, bleibe dahin­
gestellt - eine solche Prüfung nach vorgegebenen Krite­
rien anzustellen? Schließlich ist der Polizeibeariite 
ebenso an Recht und Gesetz (Art. 20 Abs. 3 GG) gebun­
den wie die Staatsanwaltschaft und es werden von ihm 
nicht selten folgenschwere Entscheidungen über Eingrif­
fe in Grundrechte auS der Situation heraus gefordert. 

Der Vorschlag ist aber letztlich doch abzulehnen, denn 
mit der Grundlage des geltenden Rechts, ja mit den 
Rechtsprinzipien unseres Staates, läßt sich diese Extrem­
position, die hier zur Veranschaulichung der Bandbreite 
von Empfehlungen beitragen sollte, wohl nicht vereinba­
ren. 

Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft 

Kehren wir damit zu den Leitsätzen zurück, welche aus 
rechtsstaatlichen und auch aus ökonomischen Erwägun­
gen die Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft für 
das Ermittlungsverfahren so deutlich beibehalten haben, 
daß in der Polizei gelegentlich geäußert wird, von einer 
Neugestaltung des Verhältnisses zur Staatsanwaltschaft 
könne keine Rede sein. Nach Leitsatz 2 trägt die Staats-

anwaltschaft die Verantwortung für das gesamte Ermitt­
lungsverfahren. Leitsatz 6 regelt die Pflicht der Polizei, 
ihre Vorgänge - allerdings im Unterschied zu dem 
Wortlaut des § 163 (2) StPO nach Abschluß der Ermitt­
lungen - ohne Verzug an die Staatsanwaltschaft zu 
übersenden. Letztere kann die Übersendung (Satz 7 a) 
bereits früher verlangen, kann darüber hinaus jederzeit 
Ermittlungen ganz oder teilweise selbst durchführen oder 
durch allgemeine und konkrete Anordnungen Art und 
Umfang der Ermittlungen für die Polizei bestimmen. Die 
Staatsanwaltschaft kann dabei auch konkrete Einzelwei­
sungen zu Art und Weise der Durchführung einzelner Er­
mittlungshandlungen erteilen (vgl. Leitsatz 8). Ähnliche 
Kompetenzen der Staatsanwaltschaft folgen in den Fra­
gen der Gewährung von Einsicht in die Ermittlungsvor­
gänge (Leitsatz 9) und der Verpflichtung der Polizei zur 
Ausführung von staatsanwaltschaftlichen Ersuchen (Leit­
satz 10). Soweit der Staatsanwaltschaft auf dem Gebiete 
der Strafrechtspflege Aufgaben auch außerhalb der 
Strafverfolgung übertragen sind, für deren Ausführung 
ihr ein eigener Vollzugsapparat fehlt bzw. noch fehlt 
(vgl. Leitsatz 15 mit den entsprechenden Protokollnoti- , 
zen), ist die Polizei ebenfalls gehalten, den Ersuchen ' 
stattzugeben. Dagegen sind sicher einige Bedenken anzu­
melden. 

Die Polizei ist wohl überwiegend von der Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit einer staatsanwaltschaftlichen 
Grundverantwortung für das gesamte Ermittlungsverfah­
ren überzeugt, nicht etwa deswegen, weil nur der Staats­
anwalt kraft seiner Vorbildung sowie seiner verfassungs­
mäßigen und rechtlichen Stellung in der Lage wäre, eine 
faire Ermittlungsführung zu garantieren. Auch die Polizei 
versteht sich keineswegs als Partei im Strafprozeß, wel­
che mit allen Mitteln den Aufklärungserfolg für sich ver­
buchen möchte. Jeder Polizeibeamte weiß, daß er an 
Recht und Gesetz gebunden ist. Man sieht die Rolle un­
serer Polizei sicher falsch, wenn man meint, gerade die­
ses suspekte »Machtorgan des Staates« bedürfte ständi­
ger und umfassender Rechtskontrollen; andernfalls sei ei­
ne ernste Gefahr für die rechtsstaatliche Demokratie zu 
befürchten. 

Die Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft im Er­
mittlungsverfahren ist vielmehr deswegen erforderlich, 
weil nach unserem Prozeßrecht allein der Staatsanwalt 
über die Erhebung der Anklage oder ggf. auch über die 
Einstellung zu entscheiden hat. Dann muß er auch Ziel 
und Richtung des Verfahrens bestimmen können. 

Verantwortungsbereich der Polizei 

Der Polizei dagegen ist im Rahmen dieser Grundverant­
wortung der Staatsanwaltschaft eine Eigenverantwort­
lichkeit im Bereich der faktischen Ermittlungsführung 
einzuräumen. Dabei geht es nicht darum, dem gesteiger­
ten Selbstbewußtsein der Polizeibeamten Rechnung zu 
tragen, welche sich dank verbesserter Ausbildung und 
Ausstattung insbesondere mit modemen Einsatzmitteln 
und einem hochaktuellen Informationssystem dem Status 
des Hilfsbeamten entwachsen fühlen. Der Verzicht auf 
den Begriff »Hilfsbeamter« und auf das auch bisher 
schon umstrittene Recht des Staatsanwaltes, mit seinem 
Ermittlungsauftrag den einzelnen Polizeibeamten anzu­
weisen, sind wohl sowieso beschlossene Sache. 

Eigenverantwortung der Polizei ist vielmehr der Aus­
druck einer zeitgemäßen Arbeitsteilung. Die Polizei hat 
sowohl national als auch international einen hohen Grad 
von Spezialisierung in der Bekämpfung des Verbrechens 
erreicht, der nur bei Befugnis zu selbständigem Handeln 
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voll genutzt werden kann. Darüber hinaus entspricht die 
Forderung nach einer rechtlichen Selbständigkeit der um­
fassenden Pflicht der Polizei, die öffentliche· Sicherheit 
und Ordnung durch Abwehr von Gefahren und durch 
Unterbinden und Beseitigung von Störungen aufrechtzu­
erhalten. Die Polizei ist dabei mit einheitlichen Lebens­
vorgängen befaßt, die nahtlos von der Prävention in die 
Repression übergehen. Noch während des Ermittlungs­
verfahrens sind im Rahmen der Güterabwägung immer 
wieder Aspekte der Gefahrenabwehr sowie der Verbre­
chensvorbeugung zu berücksichtigen. Ebenso wie Häring 
sehe ich in der faktischen Untrennbarkeit von Aufgaben 
des Polizei- und Strafverfahrensrechts den Grund dafür, 
daß die Einbindung der polizeilichen Ermittlungsbeamten 
in die Justiz zu keinem sicherheitspolizeilich befriedigen­
den Ergebnis geführt hat. und daß die Polizei sich ge­
zwungen sah, sowohl im Zuge großräumiger Bekämp­
fungsstrategien als auch bei der Ermittlung in Einzelkom­
plexen über den bisherigen Rahmen des § 163 StPO hin­
aus tätig zu werd.en. Gerade dieser Problembereich zeigt 
ganz deutlich, daß der Gesamtverantwortung der Staats­
anwaltschaft für das individuelle Ermittlungsverfahren 
eine Eigenverantwortung der Polizei auch rechtlich zu­
geordnet werden muß. Die staatsanwaltschaftliche Sach­
leistungsbefugnis überlagert diese Eigenverantwortung 
der Polizei überall dort, wo allein der Staatsanwalt dar­
über befinden kann, ob bzw. welche Beweisergebnisse 
für eine gerichtliche Entscheidung benötigt werden. Nur 
er kann z. B. die gesetzlichen Möglichkeiten zur Be­
schleunigung ausschöpfen, indem er etwa die nach seiner 
Gerichtserfahrung unwesentlichen oder voraussichtlich 
nicht mehr genügend aufklärbaren Teilsachverhalte nach 
§ 154 StPO ausscheidet oder bei unübersichtlicher 
Rechts- und Beweislage, so bei der Verfolgung von um­
fangreichen Komplexen der Wirtschaftskriminalität, die 
Ermittlungsrichtung bestimmt. 

Enge Zusammenarbeit im Problemfall 

Als graue Theorie erweist sich das dann, wenn der 
Staatsanwalt insbesondere aus Gründen der Arbeitsüber­
lastung nicht die Gelegenheit hat, sich gerade in schwieri­
gen Verfahren frühzeitig einzuschalten. So löst ein allge­
mein gehaltenes Ermittlungsersuchen an die Polizei um­
fangreiche Maßnahmen aus, auf die bei frühzeitigem, en­
gen Kontakt zwischen dem Staatsanwalt und dem 
Sachbearbeiter der Polizei hätte verzichtet werden kön­
nen. 

Die »kriminalistische Sachkunde« der Polizei 
Leitsatz 8 spricht davon,. daß die Staatsanwaltschaft ge­
halten sei, die »kriminalistische Sachkunde« der Polizei 
bei der Erteilung von Anordnungen zu berücksichtigen. 
Damit soll nach den Verfassern der Leitsätze all dem 
Rechnung getragen werden, was bei der Polizei zur Ver­
besserung der Verbrechensbekämpfung entwickelt wor­
den ist. Dazu zählt nicht nur die Erfahrung der Polizei 
aus der Bekämpfung des Verbrechens vor Ort, sondern 
auch der theoretisch-praktische Ausbildungsstand der 
kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter sowie die gesamte 
technische und personelle Infrastruktur der Polizei. Gera­
de innerhalb der letzten fünf Jahre hat die Polizei in der 
Bundesrepublik und über die Grenzen unseres Landes 
hinaus ihre Bekämpfungsmethoden, speziell auch ihre In­
formations- und Kommunikationssysteme, neuzeitlichen 
Erscheinungsformen des Verbrechens und modernen Er­
fordernissen der Kriminalitätsbekämpfung angepaßt. Das 
gilt, um einige Schwerpunkte zu nennen, sowohl für den 
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Kampf gegen den internationalen Terrorismus als auch 
für die Aufklärung von Komplexen des organisierten 
Verbrechens, des Rauschgift- und Waffenschmuggels 
oder der Hehlerei im großen Stile. Es gibt, wenn auch 
nach vielerlei Geburtswehen, polizeiliche Strategien zu 
großräumiger Kriminalitätsbekämpfung, die, anders als 
die auf individuelle Realisierung des staatlichen Strafan­
spruches angelegten Verfahren nach der Strafprozeßord­
nung, komplexere Erscheinungsformen des Verbrechens 
angehen. Umfang und Ausmaß der technischen und tak­
tischen Maßnahmen der Polizei gegen das Verbrechen 
können nicht annähernd vollständig erwähnt werden. Ge­
rade aus diesen Gründen möchte ich aber die Frage stel­
len, ob es ausreicht, wenn· der Staatsanwalt lediglich ge­
halten ist, die »kriminalistische Sachkunde« zu 
berücksichtigen? Kennt er all das, was an kriminalisti­
scher Sachkunde vorhanden ist, weiß er um deren Mög­
lichkeiten und Grenzen? 

Gemeinsame Bekämpfungsstrategien 

Wäre es nicht auch wünschenswert, wenn sich die 
Staatsanwaltschaft mehr als bisher dazu bereitfände, 
nicht nur durch Einleitung und Durchführung von Ver­
fahren auf das Verbrechen zu reagieren, sondern sich an 
der Entwicklung von Schwerpunktprogrammen sowie 
großräumigen Bekämpfungsmaßnahmen, u. a. auch im 
Vorfeld der Verbrechensentstehung, zu beteiligen? Wir 
kennen die Bereitschaft und das Engagement dazu bei 
einzelnen Staatsanwaltschaften und Staatsanwälten. Wir 
bedauern aber andererseits doch, daß nicht genügend 
Personal- und SachmitteI. verfügbar sind und man sich 
manchmal noch hinter Ressorts- und Buchstabenzustän~ 
digkeiten zu verbergen scheint. 

Gemeinsame Ausbildungsprogramme 

Ich möchte weiter anregen, daß die Staatsanwaltschaft 
mit der Polizei gemeinsame Ausbildungsprogramme be­
schließt, die dem Staatsanwalt zuverlässiger und besser 
als bisher ein Bild von der»kriminalistischen Sachkunde« 
der Polizei vermitteln, dem Polizeibeamten gewisse fo­
rensische Kenntnisse und Verständnis für Stellung und 
Aufgaben des Staatsanwaltes. 

Gerade in neue ster Zeit hat eine Umfrage in den Bundes­
ländern Aufschluß gegeben über eine Reihe solcher Aus­
bildungs- und Informationsmaßnahmen, die im Aus­
tauschwege zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
durchgeführt werden. Es empfiehlt sich, diese sehr nütz­
lichen Pläne zu koordinieren und in allen Bundesländern 
einzuführen. Das Bundeskriminalamt ist bereit, im Rah­
men dieser Ausbildung ein- bis zweiwöchige Seminare 
für Staatsanwälte zu veranstalten. Diese Seminare könn­
ten z. B. einen Einblick in die Informations- und Kom­
munikationstechnik der Polizei, in die Arbeitsweise des 
Bundeskriminalamtes bei Ermittlungsführung und Koor­
dinierung überregionaler Komplexe und in die Möglich­
keiten und Grenzen der forensischen Wissenschaften ge­
ben. 

Internationale Verbrechensbekämpfung 

Auch Aspekte der internationalen Verbrechensbekämp­
fung sollten in die Neugestaltung des Verhältnisses 
Staatsanwaltschaft - Polizei einfließen. Nicht nur im 
Bundeskriminalamt verfolgt man sehr genau, daß Libera­
lisierungen im Grenzverkehr und schnelle Verkehrsver­
bindungen zwischen Staaten und Kontinenten ein Kon­
zept für Verbrechensbekämpfung fordern, welches die 



internationale Zusammenarbeit auf repressivem und prä­
ventivem Gebiete miteinbezieht. Der Polizei kommt in 
diesem Bereich faktisch eine ähnliche Bedeutung zu, wie 
bei der Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung in­
nerhalb unserer Grenzen. Im aktuellen, schwerwiegenden 
Fall fordert man von ihr schnelle Kooperation mit dem 
Ausland und scheint wohl auch bereit zu sein, darüber 
hinwegzusehen, wenn einstweilen der justizförmlgen, 
meist zeitraubenden Rechtshilfe vorgegriffen wird. 

Aber auch hier bewegen wir uns auf einem sehr schmalen 
Pfad zwischen Interpol-Statuten, teilweise überalterten 
Verträgen und Abmachungen der Rechtshilfe sowie Son­
dervereinbarungen des sogenannten kleinen Grenzver­
kehrs. 

Die Handlungsfähigkeit der Polizei insoweit sicherzustel­
len und auch ihre schnellen Informations- und Kommuni­
kationsmittel voll zu nutzen, verlangt, ihr in Überein­
stimmung mit dem Sinngehalt der Leitsätze ebenfalls ein 
Mitspracherecht zu gewähren. Es ist mir klar, daß die 
Nähe zur justitiellen Rechtshilfe zu Problemen führen 
kann. Dennoch werden wir im Anschluß an den Fachvor­
trag zu diesem speziellen Thema die Frage diskutieren 
müssen, ob nicht im Interesse der Sache auch die Polizei 
als Vertragspartner beim Abschluß multi- und bilateraler 
Abkommen zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung mitwirken muß und ihr darüber 
hinaus eigene Befugnisse zugestanden werden sollten. 

Arbeitsteilung und Koordinierung bei Bearbeitung 
von Wirtschaftsdelikten 

Ein völlig anderer Bereich sollte in die Neugestaltung des 
Verhältnisses Staatsanwaltschaft - Polizei noch deutli­
cher einbezogen werden. Nachdem jahrelang, hier und da 
noch heute, bei Polizei und Justiz zu wenig Personal zur 
Bekämpfung von Wirtschaftsdelikten verfügbar war, ist 
durch Bildung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften und 
Spezialdienststellen der Polizei Abhilfe geschaffen. wor­
den. An manchen Orten sind dabei Koordinierungs- und 
Informationsprobleme entstanden. Es erwächst auch in 
anderen Schwerpunktbereichen die Gefahr, daß Dienst­
stellen nebeneinanderher arbeiten. Die Federführung bei 
der Bearbeitung darf nicht von dem Zufall abhängen, daß 
die Strafanzeige entweder bei der Polizei oder bei der 
Staatsanwaltschaft erstattet wird, auch nicht davon, wo 
gerade Personal verfügbar ist oder gar Interesse an einem 
herausragenden Fall besteht. Vielmehr ist es geboten, 
zwischen den Verantwortlichen für beide Institutionen 
über den Einzelfall hinaus gemeinsame Absprachen zur 
Koordinierung zu führen. Diese müssen wegen der häufi­
gen Querverbindungen zu ähnlichen Komplexen am glei­
chen oder an anderen Orten sicherstellen, daß ein enger, 
gründlicher und aktueller Informationsaustausch erfolgt. 
Die Zusendung von Anklageschriften an die Polizei oder' 
umgekehrt die Abgabe des Verfahrens an die Staatsan­
waltschaft nach Abschluß der Ermittlungen genügen 
nicht. Der Leitsatz 1 spricht ja zu Recht von einer gegen­
seitigen Beteiligung der Informations- und Kommunika­
tionswege von Justiz und Polizei. Präsident Dr. Herold 
wird Anregungen für einen zukünftigen Verbund noch in 
einem speziellen Vortrag behandeln. 

Zusammenarbeit mit den Medien 

Die Zusammenarbeit mit den Publikationsorganen ist ein 
weiterer Bereich, der aus der Sicht der Polizei einer N eu­
regelung bedarf (soweit sie über die Richtlinien zur Öf­
fentlichkeitsfahndung hinausgeht). 

Zur Erfüllung der Informationspflicht der Medien sollten 
Polizei und Justiz gemeinsame Vorstellungen entwickeln, 
die auch der Polizei ein Recht zur Erteilung von Aus­
künften gewähren. Es versteht sich, daß dabei ermitt­
lungstaktische Überlegungen, aber auch schutzwürdige 
private und öffentliche Interessen ebenso berücksichtigt 
werden müssen wie die gesetzlichen Geheimhaltungsvor­
schriften. Außerdem wird man für dieses Recht der Poli­
'zei Vorbehalte der Staatsanwaltschaft beachten müssen, 
die sich aus deren Gesamtverantwortung für das strafpro­
zessuale Ermittlungsverfahren ergeben. Die Polizeiaus­
kunft beschränkt sich damit besonders in herausragenden 
Fällen grundsätzlich auf Informationen aus dem ersten 
Stadium des Ermittlungsverfahrens. Die Polizei darf 
selbstverständlich nach Abgabe des Vorganges sowie 
nach der Übernahme der Ermittlungsführung durch den 
Staatsanwalt Auskünfte nur noch im Einvernehmen mit 
der Staatsanwaltschaft erteilen. 

Eine Regelung in diesem Sinne, die hier natürlich nicht 
ausformuliert werden kann, sollte eigentlich nur den 
schon immer üblichen Polizeibericht legalisieren, welcher 
über Geschehensabläufe informiert und sich auch zu po­
lizeilichen Maßnahmen äußert, die Gegenstand öffentli­
cher Kritik geworden sind. 

Ich bin sicher, die Diskussion wird uns deutlich zeigen, 
daß die Zusammenarbeit mit den Medien (die mitunter 
auch von der Polizei zu unangebrachter Selbstdarstellung 
mißbraucht wird) nur nach einheitlichen Grundsätzen un­
ter Berücksichtigung der Interessenlage aller Beteiligten 
erfolgen kann. 

Schlußwort 

Meine Vorschläge und Anregungen sollten keineswegs 
die rechtliche Stellung der Staatsanwaltschaft bei der 
Strafverfolgung bzw. der Ermittlung strafbarer Handlun­
gen schwächen. Ich habe lediglich versucht, aus der 
Sicht der Polizei zu interpretieren, was auf der Grundlage 
der beschlossenen Leitsätze an Kooperation zwischen 
gleichberechtigten Partnern nötig und möglich ist. 

Die Beseitigung unklarer Rechtsverhältnisse allein reicht 
m. E. nicht aus, um Staatsanwaltschaft und Polizei in die 
Lage zu versetzen, ihre Aufgaben in optimaler Weise zu 
erfüllen. Eine vertrauensvolle arbeitsteilige Kooperation, 
wie sie von vernünftigen Leuten an vielen Orten bereits 
erreicht ist, basiert auch auf dem konkreten Wissen um 
die Stellung und Aufgaben des anderen, seine Möglich­
keiten und Grenzen und auf der Bereitschaft, auch des­
sen Position nach Kräften zu unterstützen. Den Stand­
punkt der Polizei insoweit deutlich zu machen, war der 
Sinn meines Beitrags, der im folgenden durch das Refe­
rat von Generalstaatsanwalt Wendisch aus der Sicht der 
Staatsanwaltschaft ergänzt und sicher auch der Kritik un­
terzogen werden wird. 
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Neugestaltung des Verhältnisses Polizei 
und Staatsanwaltschaft 
- aus der Sicht der Staatsanwaltschaft 
Günter Wendisch 

Zusammenfassung: Die Möglichkeiten einer Neugestal­
tung des Verhältnisses zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei werden begrenzt durch den Gesetzesauftrag der 
Staatsanwaltschaft. ein rechtsstaatliches Strafverfahren 
zu sichern. Um diesen Aldtrag zu gewährleisten. nament­
lich um andere als justizgemiiße Ei1~flüsse fernzuhalten. 
ist die Staatsanwaltschaft organisatorisch in die Justiz 
eingegliedert. Aus demselben Grunde sind der Staatsan­
waltschaft das Anklagemonopol und die Verantwortung 
für das gesamte Ermittlllllgsveljahrell und die sich daraus 
ergebende Sachleitungsbefugnis hinsichtlich aller Ermitt­
lungen. gleichgültig. von welcher Behörde und VOll wei­
chen Beamten sie geführt werden. übertragen. Damit sind 
die Voraussetzungen dafür geschaffen. daß die Staatsan­
waltschaft die Anklagebefugnis pflichtgemäß und unter 
Beachtung des Legalitätsprinzips wahrnimmt. Anklage­
monopol und Gesamtverantwortung sind mithin Grund­
pfeiler. md die nicht verzichtet werden kann. 

Daraus folgt: Die Staatsanwaltschaft muß stets befugt 
sein. durch allgemeine und konkrete Anordnungen Art 
lind Umfang der Ermittlungen durch die Polizei zu be­
stimmen. Sie muß dieser konkrete Einzelweisullgen zur 
Art und Weise durchZldührender Ermittlungshandlllngen 
- gegebel1el~falls auch unmittelbar an einen bestimmten 
Polizeibeamten - erteilen können. Zur Sicherung einer 
ordnungsgemäßen Sachleitungsbefugnis müssen der 
Staatsanwaltschaft möglichst früh solche Erinittlungsvor­
gänge vorgelegt und muß sie über solche Ermittlullgs­
maßnahmen unterrichtet werden. in denen erfahrungsge­
mäß Anordnungen der Staatsanwaltscludt notwendig 
werden und nu~ß ihr schließlich die Zuständigkeit für Ent­
scheidungen über Beschwerden zustehen. die sich gegen 
vedahrensrechtlich erhebliche Maßnahmen richten oder 
aber Maßnahmen betreffen. welche die Polizei auf aus­
drückliche Anordnung der Staatsanwaltschaft getroffen 
hat. 

Die Sicherung und Konkretisierullg der Sachleitllngsbe­
fugnis macht es andererseits möglich. das Recht der Poli­
zei zur Erforschung von Straftaten nicht auf Maßnahmen 
zu beschränken. die keinen Al4schub dulden. und sie 
auch zu befugen. so lange Art lind Umfang eigener Er­
mittlungen zu bestimmen. wie die Staatsanwaltschaft kei­
ne Anordnung tr(fft. Die uneingeschränkte Anerkennung 
der Sachleitungsbefugnis rech(fertigt es auch. die Akten-

vorlage aufzulockern. in Beschwerdesachen eigene Zu­
ständigkeiten für die Polizei zu begründen 'und auf das In­
stitut der Hi(fsbeamten der Staatsanwaltschaft für den 
Bereich der Polizei im engeren Silln zu verzichten. Zllmal 
die Rechte lind Pflichten des dadurch betroffenen Perso­
llenkreises nicht geändert werden. 

A. 

Die Diskussion über das Verhältnis von Staatsanwalt­
schaft und Polizei, und hier namentlich zur Frage einer 
Neugestaltung, ist so alt wie die Staatsanwaltschaft 
selbst. Von seiten der Polizei wurde sie regelmäßig mit 
dem Ziel geführt, dieser eine größere Selbständigkeit ge­
genüber der Staatsanwaltschaft zu verschaffen. Ihren 
jüngsten Anstoß erhielt sie durch die erste spektakuläre 
Geiselnahme im Zusammenhang mit einem Banküberfall 
am 4. 8. 1971 in München, in dessen weiterem Verlauf es 
- auf Anordnung eines Staatsanwalts - zu einem 
Schußwechsel kam, bei dem neben einem Geiselnehmer 
auch eine Geisel getötet wurde. 

Dieser Vorgang, den die bundesdeutsche Bevölkerung 
vor dem Fernsehschirm miterleben konnte und bei dem 
wahrscheinlich der größte Teil der »Zuschauer« erstmalig 
von der Möglichkeit erfuhr, daß ein Staatsanwalt einem 
Polizeibeamten unmittelbar den Befehl zu schießen ertei­
len konnte, führte nicht nur zu heftigen Diskussionen in 
der allgemeinen Öffentlichkeit. Unterschiedliche Auffas­
sungen gab es auch bei den Innen- und Justizressorts. Sie 
betrafen in erster Linie die Zulässigkeit der Anordnungs­
befugnis überhaupt, aber auch die Frage, ob der so ange­
wiesene Polizeibeamte verpflichtet sei, einer solchen An­
ordnung des Staatsanwalts Folge zu leisten. Wegen derp 
Bedeutung dieser Fragen beschlossen die Justiz- und In­
nenverwaltungen, eine gemeinsame Kommission mit dem 
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Auftrag einzurichten 1 ), dringend nötige Richtlinien zu 
erarbeiten. Sie sind Ihnen bekannt als bundeseinheit­
liche gemeinsame Erlasse der Innen- und Justizminister 
(vom 15. Dezember 1973) zur Anwendung unmittel­
baren Zwanges durch Pollzeibeamte auf Anordnung des 
Staatsanwalts 2). 

Diesen an sich atypischen Fall an den Anfang meiner 
Ausführungen zu stellen; schien mir deshalb geboten, 
weil mit ihm eine gewisse .. Vorentscheidung für die Ge­
staltung des allgemeinen Verhältnisses Polizei - Staats­
anwaltschaft getroffen wurde. Denn in ihm wurde erst­
malig die - zumindest in tatsächlicher Hinsicht - strei­
tige Frage entschieden, daß es keinen Bereich im Ermitt­
lungsverfahren gibt, welcher der Verantwortung der 
Staatsanwaltschaft entzogen ist 3). Diese - von man­
chem Staatsanwalt als selbstverständlich apostrophierte 
- Klarstellung verdient deshalb hervorgehoben zu wer­
den, weil noch ein Jahr zuyor nach einem eigenständigen 
polizeilichen Ermittlungsverfahren gerufen worden war. 
Damals hatte der Unterausschuß des Arbeitskreises 
»Öffentliche Sicherheit und Ordnung« der Innenminister­
konferenz gefordert, die Aufgaben der Strafverfolgung in 
der Weise neu zu verteilen, daß die Polizei über die Be­
fugnisse des ersten Zugriffs hinaus eine umfassende ori­
ginäre Ermittlungszuständigkeit erhalte, während die Tä­
tigkeit der Staatsanwaltschaft im wesentlichen auf die 
Erhebung der öffentlichen Klage beschränkt werden 
sollte 4). 

Ein weiterer richtungweisender Punkt des Gemeinsamen 
Erlasses war die Regelung der Zuständigkeitsbefugnisse 
in sogenannten Konfliktsfällen. Sie wurde wie folgt ge­
löst: Sind bei einem bestimmten Lebensvorgang gleich­
zeitig Aufgaben der Gefahrenabwehr und der Strafverfol­
gung wahrzunehmen, so ist zunächst im Wege der Güter­
abwägung zu entscheiden~ welche Aufgabe vorrangig zu 
erfüllen ist. Für den Fall, daß eine solche Entscheidung 
nicht eindeutig getroffen werden kann, wird der Polizei 
als der für die Gefahrenabwehr zuständigen Behörde die 
letzte und endgültige Entscheidungsbefugnis einge­
räumt 5). 

Daß diese Regelung mehr.als ein fairer Kompromiß ist, 
vielmehr die einzig mögliche Lösung enthält, hat die Pra­
xis bestätigt. Mir sind keine Fälle bekannt, in denen es 
bei der Anwendung dieser Richtlinien bei späteren Gei­
selnahmen Schwierigkeiten gegeben hätte. 

1) Schreiben des Vorsitzenden der Justizministerkonferenz vom 
22.8. 1972 an den Vorsitzenden der Ständigen Konferenz der In­
nenminister und Beschluß dieser Konferenz vom 21. 9. 1972. Der 
Gemeinsamen Kommission gehören an für die Innenverwaltungen 
je ein Vertreter des Bundesministers des Innern, des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern, des Senators für Inneres in Berlin, 
der Behörde für Inneres der Freien und Hansestadt Hamburg, des 
Innenministers des Landes Nordrhein-Westfalen und des Innenmi­
nisteriums des Landes Schleswig-Holstein; für die Justizverwaltun­
gen je ein Vertreter des Bundesministers der Justiz, des Justizmini­
steriums des Landes Baden~Württemberg, des Bayerischen Staats­
ministeriums der Justiz, des Senators für Rechtspflege und Straf­
vollzug Bremen, des Hessischen Ministers der Justiz und des 
Justizministers des Landes Nordrhein-Westfalen. 
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2) Vgl. z. B.: Gemeinsamer Runderlaß des Justi~ministers und des In­
nenministers des Landes Nordrhein-Westfalen vom 15. 12. 1973-
JMBI. NRW 1974, S. 25 = MinBI. NRW 1974, S. 150. 

3) Vgl. Abschnitt A des Erlasses unter Fußnote 2. 

4) Vgl. dessen Bericht vom 1. 12. 1972 über das Verhältnis Staatsan­
waltschaft - Polizei. 

5) Vgl. Abschnitt B III des Erlasses unter Fußnote 2. 

B. 

Aufgrund der positiven Erfahrungen bei der Lösung des 
zuvor erörterten Problemid-eises beauftragten die Konfe­
renz der Justizminister und -senatoren und die Ständige 
Konferenz der Innenminister die Gemeinsame Kommis­
sion im Jahre 1973 6 ), nunlltehr Vorschläge und Leitsätze 
für eine Klarstellung und teilweise gesetzliche Neurege­
lung des gesamten Verhältnisses »Staatsanwaltschaft und 
Polizei« zu erarbeiten. Das Ergebnis dieser (zweijähri­
gen) Beratungen 7) ist der. Ihnen vorliegende Gesamtbe­
richt vom 13: 5. 1975 *).Nachdem schon die General­
staatsanwälte ihn im MaiJ975 als eine geeignete Grund­
lage für gesetzgeberischeund verwaltungsmäßige Maß­
nahmen bezeichnet hatten~), haben auch die Justiz- und 
Innenminister den Bericbt trotz gewisser Bedenken in 
einzelnen Punkten als Gesamtkonzeption zustimmend 
zur Kenntnis genommen 9). 

I. 

In der Praxis - und hier vornehmlich aus dem Justizbe­
reich - ist der Bericht bisher - das soll gar nicht ver­
schwiegen werden - zum Teil erheblich kritisiert 
worden 10); völlig abgelehnt hat ihn allerding bisher nie­
mand. Während die Kritiker aus den Reihen der Polizei 
bedauern, daß ihrer Forderung nach mehr Selbständig­
keit nicht genügend entsprochen worden sei, werfen die 
Kritiker aus dem Justizbereich ihren Vertretern in der 
Gemeinsamen Kommission vor, sie hätten wesentliche 
Rechtspositionen der Staatsanwaltschaft aufgegeben; es 
sei daher zu befürchten, daß diese künftig nicht mehr ih­
rer Verantwortung für das vorbereitende Verfahren in 
dem vom Gesetzgeber verlangten Umfang gerecht wer­
den könne; es bestehe sogar die Gefahr, daß die Staats­
anwaltschaft mehr und mehr in die Rolle eines Justitiars 
der Polizei gedrängt werde. 

Ich selbst vermag die Bedenken weder der einen noch 
der anderen Seite zu teilen, halte vielmehr den Gesamt­
bericht für eine brauchbare Grundlage - mehr soll und 
kann er gar nicht sein -'-. für etwaige gesetzgeberische 
Maßnahmen. Mit dieser Einschränkung 11) sind der Ge­
samtbericht und die Leitsä.tze der Bundesregierung zuge­
leitet worden, damit diese die erforderlichen gesetzgebe­
rischen Maßnahmen einleiten kann. 

6) Entschließung der Ständigen Konferenz der Innenminister vom 
15. 12. 1972 sowie der lustizminister und -senatoren vom 
19.4. 1973. 

7) Insgesamt fanden fünf Sitzungen statt. Sie wurden ergänzt durch 
Beratungen des Unterausschusses der Justizministerkonferenz für 
die Organisation der Staatsanwaltschaft sowie des Arbeitskreises II 
»Öffentliche Sicherheit und Ordnung« der Ständigen Konferenz der 
Innenminister. 

*) Abgedruckt im Anhang S. 147. 
8) Vgl. Niederschrift über die Tagung der Generalstaatsanwälte in 

Bremen vom 20. bis 23. Mai1975, S. 22/23. 

9) Vgl. Entschließung zu Punkt 9 b der 46. Justizministerkonferenz 
vom 15. 12. 1975 in Trier sowie der Ständigen Konferenz der In­
nenminister vom 5. 12. 1975 in St. Augustin. 

10) Aus dem Justizbereich: Görgen ZRP 1976, S. 59, 62 f. und 313; 
DRiZ 1976, S. 296; Kuhlmann DRiZ 1976, S. 265; schon vorher 
Heimeshoff DRiZ 1972, S. 164; Beschluß der Bundesvertreterver­
sammlung des Deutschen Richterbundes vom 5. 5. 1976 in Berlin 
(inhaltl. wiedergegeben in DRiZ 1976, S. 189 Nr. 5), vgl. ·auch Be­
schluß vom 20.4. 1972 in Münster (inhaltl. wiedergegeben DRiZ 
1972, S. 181, unten) sowie vorI. Stellungnahme des Generalbundes­
anwalts vom 2. 10. 1975; aus dem Innenbereich sind mir neuere 
schriftliche Stellungnahmen nicht bekannt; vgl. jedoch vor Bil­
ligung der Leitsätze: Wolf, Kriminalistik 1975, S. 389. 

11) So auch Satz 3 der Entschließungen unter Fußnote 9. 



11. 

Ich begrüße die Absicht, das Verhältnis von Staatsan­
waltschaft und Polizei neu zu gestalten, halte namentlich 
eine gesetzliche Normienmg für dringend erwünscht. 
Zwar stellt der Gesamtbelieht in seinem Vorwort fest, 
daß auf der Grundlage des geltenden Rechts eine wirksa­
me, rechtsstaatlichen Erfordernissen entsprechende Be­
kämpfung der Kriminalität gewährleistet werden könne; 
daß die Aufgaben, die Befugnisse und die Verantwor­
tung, welche im Strafverfahren der Verwirklichung einer 
erfolgreichen Verbrechensbekämpfung dienen, Staatsan­
waltschaft und Polizei durch die Gesetze grundsätzlich 
zweckentsprechend zugewiesen seien; und daß deshalb 
an der Grundstruktur des Strafverfahrens und eines ein­
heitlichen Ermittlungsverfahrens auch für die Zukunft 
festgehalten werden solle. Diese Feststellungen werden 
letztlich durch die Praxis bestätigt: Die Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft verläuft rei­
bungslos; als ausgesprochen gut ist sie bei der Aufklä­
rung und Verfolgung von Strafsachen aus Spezialberei­
chen und allgemein solcher Strafsachen zu bezeichnen, 
die dem Bereich der schweren Kriminalität zuzurechnen 
sind. 

Jedoch schließen diese positiven Feststellungen es nicht 
aus, trotz Festhaltens an der Grundstruktur des geltenden 
Strafverfahrens gewisse Folgerungen aufgrund tiefgrei­
fender Änderungen zu ziehen, die sich nun einmal seit 
dem Inkrafttreten der Reichsjustizgesetze im Jahre 1879 
bei Polizei und Staatsanwaltschaft vollzogen haben. Zu­
mindest sind Bedenken dagegen dann unberechtigt, wenn 
trotz der vorgeschlagenen Veränderungen die Verantwor­
tung der Staatsanwaltschaft für das gesamte Ermittlungs­
verfahren nicht angetastet wird, namentlich deren Sach­
leitungsbefugnis hinsichtlich aller Ermittlungen, gleich­
gültig von welcher Behörde und von welchen Beamten 
sie geführt werden, unberührt bleibt. 

111. 

1. Um zu begründen, warum eine Schmälerung der Ver­
antwortung nicht hingenommen werden kann, kann auf 
einen kurzen geschichtlichen Rückblick zur Entstehung 
der Staatsanwaltschaft - dieser auf Preußen beschränkt 
- nicht verzichtet werden 12). Bestimmend für ihre Ein­
richtung waren im wesentlichen drei Gründe 13): 

- Die Beseitigung des Inquisitionsprozesses, bei dem 
dasselbe Gericht für die Ermittlung der Strafsache 
und die Aburteilung des Täters zuständig war. 

- Die Einrichtung einer selbständigen objektiven Unter­
suchungsbehörde, die als Wächter des Gesetzes be­
fugt sein sollte, »bei dem Verfahren gegen den Be­
schuldigten von Anfang an dahin zu wirken, daß über­
all dem Gesetze ein Genüge geschehe«. 

- Die Sicherung der rechtsstaatlichen Kontrolle polizei­
licher Maßnahmen, um schon dem ersten polizei­
lichen Angriff eine juridische Basis zu geben. Von der 
Einleitung des Verfahrens an sollte die Staatsanwalt-

12) Dazu ausführlich Carsten »Die Geschichte der Staatsanwaltschaft 
in Deutschland« (1971); Neudruck der Ausgabe Breslau (1932), S. 
15 bis 41 sowie Görgen »Die organisationsrechtliche SteHung der 
Staatsanwaltschaft zu ihren Hilfsbeamten und zur Polizei« (1973), 
S. 35 bis 54 m. w. N. sowie ZRP 1976, S. 60. 

13) Entnommen den »Promemoria der Staats- und Justizminister von 
Savigny und Uhden über die Einführung der Staatsanwaltschaft im 
Kriminalprozesse« vom 23. März 1846, mitgeteilt bei Otto »Die 
preußische Staatsanwaltschaft« (1899), S. 40 bis 52. 

schaft, in der Mitte zwischen Polizei und Justiz ste­
hend, das vermittelnde Band zwischen beiden abge­
ben und beiden die ihnen gemeinschaftlichen Aufga­
ben lösen helfen 14). 

Ein Hauptziel der Reform war es mithin, das Ermitt­
lungsverfahren, das sich zum Ende des Inquisitions­
prozesses entgegen den gesetzlichen Bestimmungen zu 
einem rein polizeilichen Verfahren entwickelt hatte 15), 
wieder in ein justizielles zurückzuführen, für das die 
neue bei den Gerichten angesiedelte Institution Staatsan­
waltschaft verantwortlich sein sollte. 

2. Daß die Staatsanwaltschaft ein Organ der Rechtspfle­
ge ist, das ihr anvertraute Ermittlungsverfahren mithin 
ein justitielles Verfahren ist, wird von keiner Seite mehr 
ernsthaft bestritten. Der Bundesgerichtshof16 ) kenn­
zeichnet die Staatsanwaltschaft als ein dem Gericht 
gleichgeordnetes Organ; das Bundesverwaltungs­
gericht17 ) nennt sie ein durch Gesetz geschaffenes Or­
gan, das - ohne selbst Gericht zu sein - organisatorisch 
aus der Verwaltung herausgelöst und bei den Gerichten 
mit der Aufgabe errichtet ist, sich an gerichtlichen Ver­
fahren zu beteiligen und diese zu fördern. Das 
Bundesverfassungsgericht 18) stuft sie ein als wesentli­
chen Bestandteil der Justiz im Rechtsstaat, der entspre­
chend ihrer organisatorischen Eingliederung in die Justiz 
insoweit eine besondere Ste~lung eingeräumt ist, als sie 
nicht verwalte, sondern gemeinsam mit dem Gericht di~ 
Aufgabe »Justizgewährung« erfülle. Ihre Stellung und 
Funktion garantiert, daß trotz bestehender Weisungsbe­
fugnis der Vorgesetzten und trotz des den Landesjustiz­
verwaltungen zustehenden Rechts der Aufsicht und Lei­
tung für andere als justizmäßige Einflüsse auf Entschlie­
ßungen der Staatsanwaltschaft kein Raum ist. 

Den gleichen Standpunkt nimmt auch die strafprozessua­
le Literatur ein 19). 

3. Damit die Staatsanwaltschaft ihren Auftrag zur 
Wahrung eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens erfüllen 
kann, sind ihr das Anklagemonopol - kein Ermittlungs­
monopol - und die Verantwortung für das Ermittlungs­
verfahren übertragen worden. Letztere ist Voraussetzung 
dafür, daß die Staatsanwaltschaft die Anklagebefugnis 
pflichtgemäß wahrnehmen kann und das Legalitätsprin­
zip gewahrt bleibt. Deshalb kann - ich wiederhole es 
nochmals - auf beide Rechte auf keinen Fall verzichtet 
werden; sie bilden den Kern der Institution Staatsanwalt­
schaft. 

a) Von diesen Rechten wird das Anklagemonopol und 
damit die Verpflichtung der Staatsanwaltschaft zur Er­
forschung des Sachverhalts von keiner Seite bestritten. 
Selbst soweit Teile der Polizei die alleinige Verantwor­
tung der Staatsanwaltschaft für das Ermittlungsverfahren 
in Frage stellen, betreffen die Zweifel nicht die Verant­
wortung als solche, richten sich vielmehr gegen deren 

14) Carsten aaO., S. 24 f.; Görgen aaO., S. 49. 

15) Görgen aaO., S. 48. 

16) BGHSt 24, S. 170, 171 = NJW 1971, S. 2082. 

17) NJW 1961, S. 1496, 1497; zur Stellung der Polizei und ihrem Ver­
hältnis zur Staatsanwaltschaft vgl. auch BVerwG NJW 1975, S. 894 
= DÖV 1975, S. 275. 

18) BVerfGE 9, S. 223, 228 = NJW 1959, S. 871. 

19) Kohlhaas »Stellung der Staatsanwaltschaft« (1963), S. 68, 73; 
Kleinknecht, StPO, 32. Auflage, Anm. 1 a zu § 163; Peters, Krimi­
nalistik 1970, S. 425; Roxin DRiZ 1969, S. 385; Wagner MDR 1973, 
S. 714, vgl. auch Eb. Schmidt, Lehrkommentar, Vorbem. 3 vor § 
158 StPO; LR-Kohlhaas, § 163 Anm. 1; Müller-Sax, Vorbem. 2 vor 
§ 158 StPO. 
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Ausgestaltung, namentlich deren Ausübung durch die 
Staatsanwaltschaft. Auch die Verfechter einer größeren 
Unabhängigkeit der Polizei erkennen durchaus das Recht 
der Staatsanwaltschaft an, den Umfang der Ermittlungen 
zu bestimmen 20). Sie wenden sich regelmäßig nur dage­
gen, daß die Staatsanwaltschaft auch Art und Weise so­
wie Durchführung einzelner Ermittlungshandlungen 
selbst dann bestimmt, wenn die. Polizei die Ermittlungen 
von sich aus eingeleitet hat. Darüber hinaus stellen sie ei­
ne unmittelbare Weisungsbefugnis sowie das Recht der 
Staatsanwaltschaft in Frage, jederzeit die Vorlage der 
Vorgänge verlangen und jederzeit die Ermittlungen ganz 
oder teilweise an sich ziehen zu können. 

b) Ob die Staatsanwaltschaft die bestrittenen Befugnisse 
und Rechte hat, beantwortet sich derzeit nach § 161 
StPO und § 152 GVG. Danach sind die Beamten des Pol i­
zeidienstes verpflichtet, Ersuchen oder Aufträgen der 
Staatsanwaltschaft zu genügen (so § 161 StPO) oder de­
ren Anordnungen Folge zu leisten (so § 152 GVG). Wei­
tere Einzelheiten dazu enthalten beide Bestimmungen 
nicht. Auch die Motive besagen dazu nichts. Soweit sie 
§ 152 GVG betreffen, lassen sie zwar keinen Zweifel dar­
an, daß die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft zuge­
ordnet und deren Leitung unterstellt sind 21), bestätigen 
mithin nur deren alleinige Verantwortung und umfassen­
de Sachleitungsbefugnis. Wie diese im einzelnen auszuü­
ben ist, verschweigen sie. 

c. 
An der Frage ihrer Ausgestaltung entzündeten sich des­
halb von Anfang an Reibereien. Um diese zu mildern, 
Unzuträglichkeiten möglichst ganz zu vermeiden, hielt 
der preußische lustizminister - auf Drängen der Innen­
verwaltung - schon 1883 die Staatsanwaltschaft an, sich 
nur dann unmittelbar an die ihr unterstellten Polizeibe­
amten zu wenden, »wenn dies durch besondere in der Sa­
che liegende Umstände wie namentlich obliegende Ge­
fahr im Verzuge« bedingt sei 22). 

I. 

1. Schon die damalige Rundverfügung enthielt Formulie­
rungen, die in ähnlicher Fassung in den Leitsätzen wie­
derkehren. Eine Beeinträchtigung der Sachleitungs­
befugnis war mit der Anweisung weder beabsichtigt noch 
wurde sie als solche angesehen. Aus den Leitsätzen kann 
eine solche Folge ebenfalls nicht entnommen werden. Sie 
halten - und zwar eindeutig - an einer umfassenden 
Sachleitungsbefungnis der Staatsanwaltschaft fest. Nach 
dem sachlich-zentralen Leitsatz 2 trägt die Staatsanwalt­
schaft die Verantwortung für das gesamte Ermittlungs­
verfahren. Zur Ausführung dieses richtungweisenden 
Leitsatzes verpflichtet Leitsatz 7 die Polizei, die Ermitt­
lungsvorgänge der Staatsa.nwaltschaft vorzulegen, wenn 
diese die Übersendung verlangt. Leitsatz 8 befugt die 
Staatsanwaltschaft, durch allgemeine oder konkrete An­
ordnungen Art und Umfang der Ermittlungen durch die 

20) Von Lanzenauer, Kriminalistik 1971, S. 251 ff.; Rupprecht, Die 
Polizei 1970, S. 115 ff.; vgl. auch Sechser, Kriminalistik 1971, 
S. 349 ff. 

21) Hahn »Die gesamten Materialien zu dem Gerichtsverfassungsgesetz 
und dem Einführungsgesetz zu demselben«, I. Bd. I. Abt. (1879), 
S. 153, 154; Görgen aaü., S. 54. 

22) Vgl. Cirkular-Verfügung vom 21. 6. 1883, aufgeführt bei von 
Marck-Kloß-Schwederski »Die Staatsanwaltschaft bei den Land­
und Amtsgerichten in Preußen«, 3. Aufl. 1913, S.242; Görgen 
aaO., S. 56 f. 
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Polizei zu bestimmen; dabei kann sie auch konkrete Ein­
zelweisungen zur Art und Weise der Durchführung ein­
zelner Ermittlungshandlungen erteilen; die Polizei wie­
derum wird verpflichtet, den Anordnungen der Staatsan­
waltschaft zu genügen. Schließlich bestätigt Leitsatz 10 
der Staatsanwaltschaft das Recht, ihre Aufträge unmittel­
bar an den einzelnen Polizeibeamten zu richten, wenn 
dieser mit der Bearbeitung eines bestimmten Einzelfalles 
betraut oder Gefahr im Verzug gegeben ist. 

2. Die Sachleitungsbefugnis erfährt eine weitere Stär­
kung durch die Einführung einer Unterrichtungspflicht 
sowie einer rechtsstaatlichen Bedürfnissen entsprechende 
Konkretisierung der Aktenvorlagepflicht. Die Beschrän­
kung der neuen Informationspflicht - sie ist mehr als die 
jetzige Vorlagepflicht nach § 163 Abs. 2 StPO - auf sol­
che Verfahren, in denen die Ausübung der Sachleitungs­
befugnis der Staatsanwaltschaft erfahrungsgemäß Bedeu­
tung erlangen kann, ist nicht nur vertretbar, sondern 
auch sinnvoll. Denn statistische Auswertungen erweisen, 
daß die Polizei Fälle der Bagatell- und der mittleren Kri­
minalität regelmäßig so bearbeitet, daß die Staatsanwalt­
schaft die ihr obliegende Entscheidung über Einstellung 
oder Anklageerhebung im allgemeinen ohne Ausübung 
ihrer Leitungsbefugnis treffen kann 23). Die Unterrich­
tungspflicht erfaßt danach in erster Linie Fälle der 
schweren Kriminalität. Bei ihnen hat sich gezeigt - und 
Untersuchungen in Bayern und Baden-Württemberg, 
aber auch des Max-Planck-Instituts bestätigen das 
eindeutig24 ) -, daß sich die Staatsanwaltschaft z. B. in 
politischen, Kapital- und Wirtschaftsstrafsachen, aber 
auch in Umfangsachen, ausnahmslos an den Ermittlun­
gen beteiligt, die Verfahren teilweise sogar ausschließlich 
selbst führt. 

3. Diese Erfahrungen rechtfertigen es, die Informations­
und Vorlagepflicht der Polizei so zu regeln, wie das in 
den Leitsätzen 4, 6 und 7 vorgeschlagen ist. Durch sie 
wird die Staatsanwaltschaft in die Lage versetzt, umfas­
send und gezielt ihre Sachleitungsbefugnis bei Ermittlun­
gen in bezug auf das gesamte Spektrum der Kriminalität 
auszuüben. Bleibt aber die Sachleitungsbefugnis im Kern 
unangetastet, wird sie sogar durch konkrete Ausgestal­
tung gestärkt, dann können keine Bedenken gegen die da­
mit einhergehende Erweiterung gewisser Befugnisse der 
Polizei erhoben werden, zumal man nicht außer acht las­
sen kann, daß diese eine organisatorisch selbständige Be­
hörde ist. Die Sachleitungsbefugnis wird selbst dadurch 
nicht eingeschränkt, daß das Recht und die Pflicht der 
Polizei, Straftaten zu erforschen, nicht mehr auf Maß­
nahmen beschränkt bleibt, die keinen Aufschub vertra­
gen und daß die Polizei nunmehr Art und Umfang ihrer 
Durchführung so lange selbst bestimmen kann, wie und 
soweit die Staatsanwaltschaft keine Anordnungen trifft. 

Nichts anderes gilt für die Auflockerung der unverzügli­
chen Vorlagepflicht nach § 163 Abs.l StPO. Abgesehen 
davon, daß Umfragen bei der Staatsanwaltschaft die 
Notwendigkeit einer ausnahmslosen unverzüglichen Vor­
lage der Akten nicht bestätigt haben, kann der Staatsan­
walt jederzeit - auch im Fall selbständiger Ermittlungen 
der Polizei - eine abweichende verfahrensmäßige Be­
handlung anordnen. Verfehlt wäre allerdings die Annah-

23) Aufschlußreich sind namentlich die Auswertungen der Landesju­
stizverwaltungen Bayern (für die Zeit vom I. 5. bis 30. 6. 1972) -
3262 - VI - 696/73 - S. 8 ff. und Baden-Württemberg (für die 
Zeit vom 2. 1. bis 31. 3. 1974) über die Einschaltung der Staatsan­
waltschaft in Ermittlungsverfahren sowie der Bericht des Max­
Planck-Instituts über die Staatsanwaltschaft im Prozeß sozialer 
Kontrolle von Anfang 1974. 

24) Vgl. Fußnote 23. 



me, daß die Neuregelung das bisherige Verhältnis gera­
dezu umkehre. Diese Folgerung kann auch nicht aus ei­
nem Vergleich der aufgelockerten Vorlagepflicht der Po­
lizei mit Leitsatz 5 gezogen werden, der die 
Staatsanwaltschaft anhält, die Polizei über die Einleitung 
von Ermittlungsverfahren im staatsanwaltschaftlichen 
Bereich zu unterrichten. Richtig ist zwar, daß die Staats­
anwaltschaft die Polizei künftig über solche Verfahren 
unterrichten wird, die sie selbst durchführt. Abgesehen 
davon, daß dieser Grundsatz Abweichungen nicht 
schlechthin ausschließt, erscheint er deshalb durchaus 
sinnvoll, weil andernfalls ein für die Verbrechensbe­
kämpfung wesentlicher Umstand nicht verwirklicht wer­
den könnte, nämlich die Erfassung aller kriminaltechni­
schen erheblichen Fakten in einer geplanten Tat-Täter­
EDV-Anlage im Bundeskriminalamt zu sichern. 

II. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Regelung der Zu­
ständigkeit der Beschwerdeentscheidungen im Leitsatz 
13. Sie entspricht der neueren Rechtsprechung 25 ) und hat 
ihre Grundlage ebenfalls in der Verantwortung der 
Staatsanwaltschaft für das gesamte Ermittlungsverfahren 
und die dabei vorausgesetzte Sachleitungsbefugnis, den 
bei den Grundpfeilern zur Gewährleistung eines rechts­
staatlichen Strafverfahrens. Die Staatsanwaltschaft kann 
diesem Gesetzesbefehl nur nachkommen, wenn ihr das 
Recht zuerkannt wird, über solche Beschwerden zu ent­
scheiden, die sich gegen verfahrensrechtlich erhebliche 
Maßnahmen richten. Würde ihr eine Zuständigkeit in die­
sem Rahmen bestritten, könnte sie weder darüber befin­
den, ob sie die aus einer beanstandeten Maßnahme ge­
wonnenen Erkenntnisse im Strafverfahren berücksichti­
gen darf, noch könnte sie Schlußfolgerungen aus dem 
Verhalten der Polizei für die Zukunft ziehen und ihr inso­
weit notwendige Hinweise geben. Andererseits besteht 
kein Bedürfnis, der Staatsanwaltschaft eine Beschwerde­
befugnis auch für Beanstandungen einzuräumen, die das 
Verhalten eines Polizeibeamten im persönlichen Bereich 
betreffen. Denn ein solches Verhalten kann die Sachlei­
tungsbefugnis nicht berühren. Ich habe auch keine syste­
matischen Bedenken dagegen, daß die Polizei Beschwer­
den abhilft, die sich gegen »ihr« Verfahren im Rahmen 
strafrechtlicher Ermittlungen richten, zumal wenn aus­
drücklich sichergestellt ist, daß diese Abhilfe für solche 
Fälle ausgeschlossen ist, wo die Polizei Weisungen der 
Staatsanwaltschaft ausführt. 

III. 

Ein Vortrag, der sich mit dem Verhältnis Staatsanwalt­
schaft - Polizei befaßt, wäre sicher unvollständig, wenn 
er keine Ausführungen zu dem Institut der Hilfsbeamten 
der Staatsanwaltschaft enthielte. Nach Leitsatz 12 soll­
allerdings beschränkt auf den Bereich der Polizei im en­
geren Sinn - darauf verzichtet werden. Bestimmend für 

25) OVG Hamburg NJW 1970, S. 1699; BVerwG NJW 1975, S. 
893 = DÖV 1975, S. 275; vgl. zu dieser Frage auch Kleinknecht, 
StPO, 32. Auflage, Anm. 6 zu § 152 GVG, LR-Schäfer, Anm. 6 zu 
§ 152 GVG; LR-Kohlhaas, Anm. 9 zu § 163 StPO; LR-Meyer, 
§ 81 a Rdn. 73; § 81 b Rdn. 23; § 105 Rdn. 21; Eb. Schmidt, Lehr­
kommentar, Erl. 8 zu § 152 GVG; KMR, StPO, Anm. 1 (3) und (4) 
zu § 152 GVG, Drews-Wacke, Allg. Polizeirecht, 7. Aufl., S. 113, 
Görgen aaO., S. 151 ff. und ZRP 1976, S. 60. 

diese Entscheidung war nicht etwa, daß sich die Einrich­
tung nicht bewährt oder - wie gelegentlich von standes­
politischen Organisationen behauptet worden ist - we­
gen des Reizcharakters der Bezeichnung ständig Anlaß 
zu unerträglichen Spannungen gegeben habe. In der Pra­
xis habe ich - und das gilt wohl ganz allgemein für das 
gesamte Gebiet der Bundesrepublik - davon nie etwas 
gespürt. Die Zusammenarbeit war vielmehr immer gut. 
Zwar räume ich ein, daß der Gesetzgeber mit der Be­
zeichnung Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft von An­
fang an keine gerade glückliche Formulierung getroffen 
hat und daß die Bezeichnung wegen ihres mißverständli­
chen und in der Bevölkerung zuweilen auch mißverstan­
denen Sinngehalts durchaus das Verlangen der darunter­
fallenden Polizeibeamten verständlich macht, diesen Be­
griff zu beseitigen oder zumindest durch einen anderen 
zu ersetzen. Die Gemeinsame Kommission hat aufgrund 
der unverändert gebliebenen Regelung der Rechte und 
Pflichten dieser Beamten im engeren Polizeibereich eine 
Teillösung verworfen, vielmehr den Verzicht vorgezo­
gen. Entscheidend für die Zustimmung der Vertreter der 
Justizverwaltungen zu diesem Verzicht war auch, daß 
durch die neuen konkret ausgestalteten Informations­
und Vorlagepflichten der Polizei und die der Staatsan­
waltschaft bestätigte uneingeschränkte Leitungs- und An­
ordnungsbefugnis keine Beeinträchtigung in der Erfül­
lung der der Staatsanwaltschaft zugewiesenen Aufgaben 
zu befürchten ist. 

D. 

Auf weitere Regelungen des Gesamtberichts - so zur 
Frage der Inanspruchnahme der Polizei für Aufgaben 
außerhalb der Strafverfolgung 26 ), der Zuständigkeit zur 
Gewährung von Akteneinsicht 27) und über die Erteilung 
von Aussagegenehmigungen 28) - einzugehen, möchte 
ich mir, ohne diese Punkte damit etwa als unwichtig ein­
zustufen, versagen. 

Damit bin ich am Ende meines Vortrages. Mit ihm wollte 
ich mithelfen, Vorurteile abzubauen, die geeignet sein 
können, das Verhältnis Staatsanwaltschaft - Polizei zu 
belasten. Darüber hinaus sollte er bestätigen, daß die Ge­
samtverantwortung und die umfassende Sachleitungsbe­
fugnis der Staatsanwaltschaft keineswegs einer erfolgrei­
chen Verbrechensbekämpfung entgegenstehen, mithin 
auch keine Veranlassung besteht, diese in Frage zu stel­
len, daß vielmehr an der Grundstruktur des geltenden 
Verfahrensrechts festzuhalten ist; daß aber gleichwohl 
im Interesse einer gemeinsamen schnellen und (noch) 
wirksameren Verbrechensbekämpfung Änderungen zu­
gunsten der Polizei - so Verzicht auf nicht mehr zeit­
gemäße Organisationsformen, Modifizierung und Auflok­
kerung geltender gesetzlicher Regelungen - möglich sind 
und auch vorgenommen werden sollten. Ihre Grenzen be­
stimmen Legalitätsprinzip und Anklagemonopol, nicht 
etwa durch Prestigedenken beeinflußte Erwägungen. Wo 
die Grenzen liegen, ergeben die Leitsätze der Gemeinsa­
men Kommission. Sie bilden den äußeren Rahmen, in­
nerhalb dessen noch offene Fragen und etwaige Zweifel 
durchaus angesprochen und geklärt werden können. 

26) Leitsatz 15. 

27) Leitsatz 9. 

28) Leitsatz 14. 
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Ergebnisse 
einer wissenschaftlichen Untersuchung 
zum Thema Polizei/Staatsanwaltschaft 
Klaus Sessar 

Zusammenfassung: Es wird über einige empirisch gewon­
nene Ergebnisse zum Verhältnis Polizei/Staatsanwalt­
schaft berichtet. Diese beruhen auf Untersuchungen. die 
in der Forschungsgruppe Kriminologie des MPI für ausl. 
und intern. Strafrecht in FreiburglBr. durchgeführt wur­
den und werden und u. a. die Frage nach den Wirkungs­
weisen der im System der Verbrechenskontrolle eingebau­
ten Filtersysteme zu beantworten versuchen. Zu diesem 
Zweck wurden in einem Projekt eine Aktenerhebung zu 
den Delikten Diebstahl. Betrug. Unterschlagung. Rallb 
und Notzucht. in einem anderen Projekt eine Aktenerhe­
bung zur Kapitaldelinquenz durchgeführt (zusammen ca. 
7000 Akten). ergänzt durch Interviews lind Gruppendis­
kussionen mit Polizeibeamten und Staatsanwälten. 

Das Verhältnis zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
ist wegen ungeklärter Aufgabenteilung und Kompetenzen 
unbefriedigend geworden. Beide Instanzen bemühen sich 
seit längerem durch Neuordnung ihrer Aufgabenbereiche 
und Neudefinition ihres Berz(fskonzeptes um ein nettes 
Selbstverständnis. Die Polizei strebt eine von der Staats­
anwaltschaft weitgehend llnbeeinflußte Ermittlungstätig­
keit an; diese wehrt sich hiergegen und trachtet ihrerseits 
nach größerer Unabhängigkeit von den Justizvelwaltun­
gen und nach einem richterähnlichen Status. Der Verfas­
ser geht auf diese offenbar widersprüchliche Haltung ein. 
um mit Hi(fe der at(fgefundenen Daten die Ermittlungssi­
tuation und die Erledigungssitllation des Staatsanwalts zu 
beleuchten und Schlüsse für sein Verhältnis zur Polizei 
hieraus zu ziehen. 

Die Staatsanwaltschaft hat das Feld der Ermittlungen 
von Straftaten weitgehend der Polizei überlassen. von 
einigen Deliktsbereichen (z. B. der Wirtschaftskriminali­
tät) abgesehen. Deshalb reagiert sie 11l(f das polizeiliche 
Aufklärungsergebnis meist in der Weise. daß sie beweis­
schwierig gebliebene Fälle eher einstellt. aufgeklärte Fäl­
le eher anklagt - ohne wesentliche Korrekturen am Er­
mittlungsergebnis vornehmen zu können. Umgekehrt 
kümmert sie sich dann weniger um die Beweissituation. 
wenn aufgrund des Tatunrechts - z. B. hoher verursach­
ter Schaden. Vorbelastung des Verdächtigen - eine An­
klage ihrer Meinung nach 1lötig ist. Im Rahmen der Eva­
luierung der Beweislage wird der Staatsanwalt kriminal­
politisch tätig mit der Folge. daß leichtere Kriminalität 
eher eingestellt. schwerere Kriminalität eher angeklagt 
wird. 

Dies weist auf die Bedeutung der Staatsanwaltschaft als 
Sanktionsinstanz hin. Das Gesetz hat ihr im Lauf der Zeit 
mehr und mehr Entscheidungsmacht im Rahmen der Ver­
brechenskontrolle eingeräumt. zuletzt durch die Möglich­
keit. ein Verfahren (mit Zustimmung des Richters) einzu­
stellen, wenn der Beschuldigte einer Auflage nachkommt. 
Sie ist das zwangsläufige Ergebnis wachsender Kriminali­
tät und der hierdurch bedingten Überlastung der Gerich­
te. so daß sich beide Instanzen immer mehr die Aufgabe 
der Sanktionsentscheidung teilen werden. Das aber ver­
langt vom Staatsanwalt vermehrte Täteraufklärullg. die 
bislang der Polizei praktisch allein obliegt; umgekehrt 
spricht die bessere Ausbildung und Ausrüstung der Polizei 
auf dem Gebiet der Kriminaltaktik und -technik dafür. ihr 
den Bereich der Tataufklärung in Zukunft zu überlassen. 

1. Einführung 

Die den folgenden Überlegungen zum Verhältnis von 
Staatsanwaltschaft und Polizei zugrunde gelegten empiri­
schen Befunde beruhen auf mehreren Projekten der For­
schungsgruppe Kriminologie am Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Strafrecht in Frei­
burg/Br. Einmal handelt es sich um die Untersuchung 
von Steffen zur »Analyse polizeilicher Ermittlungstätig­
keit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens«, sodann 
um ein in Kürze fertiggestelltes Staatsanwaltschafts-Pro­
jekt, schließlich um eine gerade begonnene Arbeit zur 
Kriminalisierung und Kriminalität vorsätzlicher 
Tötungen 1). Wir haben einmal an acht Staatsanwalt­
schaften der Bundesrepublik Deutschland eine Aktener-

1) Stelfell. W.: Analyse polizeilicher Ermiulungstätigkeit aus der Sicht 
des späteren Strafverfahrens. Wiesbaden 1976; Blallkellburg. E., 
Sessar. K., SteifeIl. W.: Die Staatsanwaltschaft im Prozeß sozialer 
Kontrolle (erscheint 1977). 

Sessar, Klaus, Dr. jur., M. A. 
Wiss. Mitarbeiter am Max-Planck-Institut für ausländisches und interna­
tionales Strafrecht (seit 1967), seit 1973 in der Forschungsgruppe Krimi­
nologie; 1971/1972 Studienaufenthalt an der Universität Montreal (Kana­
da) und an der Boston University in Boston (USA); empirische Untersu­
chungen zur strafrechtlichen Sozialkontrolle und zur Tötungskriminalität; 
Autor rechtswissenschaftlicher und kriminologischer Veröffentlichungen. 
7800 Freiburg, Günterstalstraße 72 
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hebung zu den Delikten Diebstahl, Betrug, Unterschla­
gung,Raub und Notzucht (sowie zu Wirtschaftsdelikten 
des N ebenstrafrechts) durchgeführt (Untersuchungsjahr 
1970); eine weitere Aktenerhebung betraf die Gesamtpo­
pulation vorsätzlicher Tötungsdelikte auf der Basis der 
polizeilichen Definition, die an sämtlichen Staatsanwalt­
schaften und Gerichten des Landes Baden-Württemberg 
unternommen wurde (Untersuchungs jahre 1970(71). Im 
Rahmen der beiden erstgenannten Projekte wurden etwa 
80 Polizeibeamte und etwa 40 Staatsanwälte interviewt 
und insgesamt 15 Gruppendiskussionen durchgeführt mit 
der Absicht, die Befunde aus der Aktenerhebung abzusi­
chern und zu ergänzen 2 ). 

Ziel aller Projekte ist es u. a., das System der Verbre­
chenskontrolle soweit möglich transparent zu machen 
und die Faktoren der darin wirkenden Filterungsprozesse 
herauszufinden. In diesem Zusammenhang ist es die Ab­
sicht, die Situation der Staatsanwaltschaft als der zwi­
schen Polizei und Gericht geschalteten Instanz aufgrund 
eigener empirischer Analysen wie jüngster legislativer 
Entwicklungen neu zu überdenken, um von hier aus ihr 
Verhältnis zur Polizei zu beleuchten. 

Das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei 
wird zunehmend problematisiert. Die gemeinsame Ziel­
setzung, aber organisatorisch wie funktional ungelöste 
oder zumindest unbefriedigend gelöste Abstimmung ihrer 
Aufgabenbereiche führt zu Reibungsverlusten bei der 
Strafverfolgung und zu Friktionen und Frustrationen bei 
beiden Behörden. Während auf der einen Seite die Poli­
zei im Auftrag der Staatsanwaltschaft mitunter aufwendi­
ge Ermittlungsarbeit treibt, um das Verfahren schließlich 
eingestellt zu sehen, versucht die Staatsanwaltschaft, 
sich an der polizeilichen Ermittlungsarbeit zu beteiligen, 
was von dieser zurückgewiesen wird. 

Sicher, in der täglichen Arbeit ist hiervon wenig zu spü­
ren; in allen unseren Gesprächen mit Polizeibeamten und 
Staatsanwälten wurde ein ausgezeichnetes Verhältnis zur 
jeweils anderen Behörde glaubhaft versichert. Die Pro­
bleme liegen freilich tiefer; sie werden in den Forderun­
gen der Polizei nach einer unabhängigen und unbeein­
flußten Rolle innerhalb der Strafverfolgung deutlich 3), 
wogegen die Staatsanwaltschaft ihren legalen Besitz­
stand, Herrin des Ermittlungsverfahrens zu sein, setzt 4), 
ungeachtet einer völlig anderen tatsächlichen Situation. 

In der Emanzipation von staatsanwaltlicher Führung 
sucht die Polizei ihr neues Selbstverständnis. Aber auch 
der Staatsanwalt bemüht sich um eine Neudefinition sei­
nes beruflichen Konzeptes. Sein Selbstverständnis wird 
freilich weniger durch die Polizei als durch die Tatsache 
berührt, daß er, obwohl gleicher Profession, sich noch 
immer vom Richter unterschieden sieht: Durch Einbezie-
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2) Zur Methode Steffen aaO. (Anm. 1), S. 87 ff. Die Arbeit von Stef­
fell betrifft nicht die Delikte Raub und Notzucht sowie die Wirt­
schaftsdelikte des Nebenstrafrechts, die zusätzlich für das Staats­
anwaltschafts-Projekt erhoben wurden. 

3) Vgl. Weyer. W.: Zum Verhältnis Staatsanwaltschaft - Polizei. Ver­
öffentlichungen der ÖTV, Hauptvorstand, Hauptabteilung Polizei 
(0. J.); Wo~t. G.: Verbrechensbekämpfung und Rollenverteilung auf 
die damit befaßten Institutionen. In: Kriminalistik 1975, 
S. 389--394. Hiergegen zuletzt Kuhlmann. G.-J.: Gedanken zum 
Bericht über das VerhäItnis»Staatsanwaltschaft und Polizei«. In: 
DRiZ 1976, S. 264-269. 

4) Vgl. etwa Heimeslzoff. E.: Die Stellung von Staatsanwaltschaft und 
Polizei bei der Verbrechens bekämpfung. In: DRiZ 1972, 
S. 164-166; KIIIK. U.: Das Verhältnis von Justiz und Polizei. In: 
Polizei, Technik, Verkehr 1975, S. 209 ff. 

hung in das Richtergesetz5) bzw. durch die Schaffung ei­
nes unabhängigen, d. h. nicht weiter weisungsunterwor­
fenen Aufgabenbereiches 6) versuchte und versucht er, 
einen dem Richter ähnlichen Status zu erhalten. 

Heißt es also für die Polizei: »Weg von der Staats­
anwaltschaft«, so heißt es für diese: »Hin zum Gericht«. 
Da sich eine solche Tendenz zur rechtsprechenden Ge­
walt mit einem andererseits weiteren Verharren in Aufga­
benbereichen der Exekutive nicht ohne weiteres verträgt, 
wird ein Konflikt sichtbar, der sich in der Tätigkeit des 
Staatsanwalts niederschlägt. 

Die beiden Seiten seiner Tätigkeit, Verfahrensermittlung 
und Verfahrenserledigung, sollen im folgenden unter­
sucht werden. Es wird die These aufgestellt, daß der 
Staatsanwalt in dem Maße, in dem seine Bedeutung für 
die Aufklärung der Tat geringer wird, seine Bedeutung 
für die Sanktionierung der Tat wächst - woraus sich 
Konsequenzen auch für sein Verhältnis zur Polizei erge­
ben. 

2. Die Staatsanwaltschaft als Ermittlungsinstanz 

Spätestens seit der Untersuchung von Steifen ist empi­
risch erhärtet, was in letzter Zeit immer weniger Gegen­
stand von Kontroversen geworden war: Der Staatsanwalt 
wird in der Masse der Kriminalität erst nach Abschluß 
der polizeilichen Ermittlungen von der Existenz eines 
Verfahrens in Kenntnis gesetzt, er ermittelt persönlich 
sehr wenig und kann mit seinen verfügten Nachermittlun­
gen am polizeilichen Aufklärungsergebnis nicht mehr viel 
ändern 7). Staatsanwälte reagieren hierauf oftmals in der 
Weise, daß sie diesen Tatbestand für die leichte, allen­
falls für Teile der mittleren Kriminalität zugeben 8), aber 
auf ihre gesteigerte Einschaltung in die polizeilichen Er­
mittlungen und ihr Engagement in Fällen von besonderer 
Bedeutung verweisen. 

Zwei Deliktsbereiche werden immer wieder beispielhaft 
angeführt, die Wirtschaftsdelinquenz und die schwere 
Kriminalität, und in der Tat hat die Bildung von Schwer­
punktstaatsanwaltschaften für die Wirtschaftskriminalität 
den Staatsanwalt dort wieder zum Herrn des Ermitt­
lungsverfahrens gemacht: Der Staatsanwalt ermittelt in 
diesem Bereich in einem hohen Maße persönlich. 

Was die schwere Kriminalität angeht, so ist hingegen 
Skepsis geboten. 

Wir wollen daher im folgenden der Ermittlungstätig­
keit des Staatsanwalts dadurch nachgehen, daß wir 
nach dem Vorliegen oder Fehlen von Ermittlungs­
maßnahmen ganz allgemein und zweier persönlicher 
Ermittlungshandlungen - Tatortbesichtigung und 
Vernehmung des Verdächtigen - im besonderen 
fragen. Während letztere den Akten so gut wie im­
mer zu entnehmen sind, bleibt in bezug auf die glo­
bale Ermittlungstätigkeit offen, inwieweit sie in> ih-

5) Denkschrift des DRB zur Frage der Einbeziehung der Staatsanwälte 
in das Richtergesetz. In: DRiZ 1955, S.254-256; Sclzmidt. Eb.: 
Die Rechtsstellung der Staatsanwälte im Rahmen der rechtspre­
chenden Gewalt und ihre Einbeziehung in das Richtergesetz 
(Rechtsgutachten). In: DRiZ 1957, S. 273-283; FlI/mnU/m. H.: Die 
Stellung der Staatsanwaltschaft im System der Gewaltenteilung. In: 
JR 1964, S. 418-420. 

6) Modeme Staatsallwaltsch(!ft. Notwendige Reformen. Staatsanwalt­
schaft und Polizei. Hrsg. vom Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr. Stuttgart 1975. 

7) Steffefl aaO. (Anm. 1), S. 267. 

8) Vgl. beispielsweise Dann. W.: Staatsanwaltschaft in der Krise? In: 
Kriminalistik 1971, S. 602-603. 



rem Ausmaß bei der Aktenerhebung erkennbar 
wird. Von Staatsanwälten wird geltend gemacht, 
daß ein Teil der die Ermittlungen betreffenden 
Kommunikation mit der Polizei persönlich oder über 
das Telefon erfolgt. Sicher bleiben diese durch die 
gewählte Methode außer Betracht. Wir benötigen 
sie andererseits auch nicht, da uns weniger das abso­
lute Ausmaß staatsanwaltlicher Ermittlungstätigkeit, 
als vielmehr ihr Verhältnis zu anderen Faktoren, Be­
weisschwierigkeit oder Unrechtsgehalt eines Falles, 
interessiert; da mündliche Ermittlungsabsprachen 
kaum ungleich verteilt sein dürften (also beispiels­
weise häufigere/weniger häufige mündliche Abspra­
chen in Fällen hoher Beweisschwierigkeit als in an­
deren Fällen), dürften sie die Ergebnisse auch nicht 
verzerren. Im übrigen haben auch die beiden Erhe­
bungen der Justizministerien von Bayern und Ba­
den-Württemberg zur Ermittlungstätigkeit des 
Staatsanwalts (mit deren Ergebnissen die vorliegen­
de Untersuchung, soweit die Daten vergleichbar 
sind, weitgehend übereinstimmt) nur Verfügungen 
und Antragstellungen als Ermittlungshandlungen 
gewertet 9 ). 

Betrachtet man in unserer Untersuchung die Ermittlungs­
intensität bei Raub und Notzucht, so ist zwar gegenüber 
den anderen Delikten eine höhere Ermittlungstätigkeit zu 
beobachten, die eigene Ermittlungstätigkeit ist gering und 
beträgt etwa 6 % an allen Ermittlungsmaßnahmen. Tat­
ortbesichtigungen wurden nicht beobachtet; unter allen 
angeklagten Raub- und Notzuchtsfällen hatte der Staats­
anwalt den Verdächtigen vor Anklageerhebung nur in 4 % 
aller Verfahren persönlich vernommen. 

Im Bereich der Kapitaldelinquenz heißt es in Nr. 5 der 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldver­
fahren: »Der Staatsanwalt soll in bedeutsamen oder in 
rechtlich oder tatsächlich schwierigen Fällen den Sach­
verhalt selbst aufklären, namentlich den Tatort selbst be­
sichtigen, den Beschuldigten und die wichtigsten Zeugen 
selbst vernehmen. Bei Kapitalverbrechen und schweren 
Unglücksfällen leitet der Staatsanwalt die Ermittlungen 
vom ersten Zugriff an«. 

Wir wollen nur solche Fälle aus unserer Untersuchung 
heranziehen, in denen der Staatsanwalt Anklage vor dem 
Schwurgericht oder der Jugendkammer wegen eines ver­
suchten oder vollendeten Mordes oder Totschlags erho­
ben hatte, um die sich aus der polizeilichen Definition 
möglicherweise ergebenden Verzerrungen zu vermeiden. 
In zwar knapp 3/4 aller Fälle des vollendeten Mordes, 
aber in weniger als der Hälfte der Fälle des vollendeten 
Totschlages war der Staatsanwalt von Anfang an, und 
dann fortlaufend, an den Ermittlungen beteiligt; handelte 
es sich um den Verdacht einer versuchten Tötung, so war 
dies nur in 2/5 aller Verfahren der Fall gewesen. In knapp 
jedem dritten Fall eines vollendeten Mordes oder Tot­
schlages hatte er eine Tatortbesichtigung vorgenommen; 
den Verdächtigen hatte er in 15 % aller Fälle vor Ankla­
geerhebung persönlich vernommen oder hatte sich an der 
Vernehmung der Polizei oder des Haftrichters beteiligt 
(oder war zumindest anwesend). 

Diese Zahlen mögen genügen; sie zeigen für den Bereich 
der schweren Kriminalität, daß der Staatsanwalt hier 

9) Unveröffentlichte Erhebungen des Bayerischen Staatsministeriums 
der Justiz und des Justizministeriums von Baden-Würuemberg. Sie 
wurden in Bayern zwischen dem 1. 5. 1972 und dem 31. 6. 1972 an 
7 Behörden, in Baden-WürUemberg zwischen dem 2. 1. 1974 und 
dem 31. 3. 1974 an 6 Behörden durchgeführt. 

zwar weitaus stärker engagiert ist als im Bereich der 
Massenkriminalität, andererseits aber vielleicht weniger, 
als von ihm erwartet wird 10). 

Sein Rückzug aus der Verfahrensermittlung ist noch 
deutlicher zu verfolgen, wenn man sich seine Reaktion 
auf das unterschiedliche Aufklärungsergebnis der Polizei 
ansieht. Zu diesem Zweck haben wir ihre Stellungnahme 
im Schlußbericht operationalisiert und zwischen eindeu­
tig aufgeklärten, beweis schwierigen und nicht aufgeklär­
ten Verfahren unterschieden 11). Lassen wir letztere, die 
sogenannten UT -Sachen beiseite, berücksichtigen also 
nur Verfahren mit bekannten Tatverdächtigen, so ma­
chen wir die überraschende Entdeckung, daß gerade bei 
Delikten wie dem Diebstahl unter erschwerenden Um­
ständen, dem Raub und der Notzucht dort weitaus weni­
ger staatsanwaltliche Ermittlungen anzutreffen sind, wo 
das Verfahren als beweis schwierig angegeben worden 
war als dort, wo es nach Auffassung der Polizei als ein­
deutig aufgeklärt galt 12 ). Wenn also der Staatsanwalt vor 
dem Beweisergebnis der polizeilichen Ermittlungen sol­
cherart resigniert, dann liegt die Interpretation nahe, daß 
seine Nachermittlungen auch nicht mehr in erster Linie 
der Tataufklärung, sondern der Begründung seiner Ab­
schlußverfügung dienen: Ein eindeutig aufgeklärter Fall, 
der angeklagt werden soll, braucht ggf. mehr ergänzende 
Ermittlungen als ein beweisschwieriges Verfahren, das 
eingestellt werden soll. 

Das Ermittlungsinteresse des Staatsanwalts ist also nicht 
an der Beweisschwierigkeit eines Falles abzulesen, son­
dern vielmehr am Gewicht der begangenen Straftat, die 
in der hier vorgestellten Analyse durch zwei Indikatoren, 
die Höhe des verursachten Schadens und die Vorbela­
stung des Verdächtigen, repräsentiert werden soll. Bei ei­
nem hohen Schaden und bei Vorliegen von Vorstrafen 
sind mehr staatsanwaltliche Ermittlungen festzustellen 
als bei niedrigem Schaden oder bei Fehlen von Vorstra­
fen. Hier wird ein kriminalpolitischer Aspekt staatsan­
waltlichen HandeIns sichtbar, der auf die Unterscheidung 
zwischen leichterer und schwererer Kriminalität bereits 
im Vorverfahren hinausläuft. 

Denn in der Tat steigt auch die Anklagequote mit stei­
gendem Schaden und mit dem Vorliegen von Vorstrafen, 
was nicht allein mit dem Rückgang von Einstellungen 
wegen Geringfügigkeit (§ 153 StPO), sondern in erster Li­
nie von Einstellungen mangels hinreichenden Tatver­
dachts (§ 170 Abs. 2 StPO) zu tun hat. Wenn wir zwei 
Extremgruppen bilden mit deutlich unterschiedenem U n­
rechtsgehalt: Schaden bis 500 DM/fehlende Vorbelastung 
auf der einen und Schaden über 500 DMjVorbelastung 
auf der anderen Seite (unter Vernachlässigung also von 
Mischkategorien), dann stellen wir eine je nach Delikt 
zwischen 15 % und 50 % höhere Anklagequote in der 
zweiten gegenüber der ersten Kategorie fest. Diese Ent­
wicklung in der Verfahrenserledigung durch den Staats­
anwalt hat, dies ein weiteres überraschendes Ergebnis, 
nichts mit der Entwicklung seiner Ermittlungsintensität 
zu tun: Die Anklage steigt mit zunehmendem U nrechts-

10) Diese Ergebnisse belegen eine statistische Häufigkeit der beobach­
teten Phänomene, beinhalten also notwendig Abweichungen nach 
beiden Richtungen, so daß Staatsanwaltschaften mit höherer Er­
mittlllllgsillfensität ebenso erwartet werden müssen wie solche mit 
geringerer Ermittlllllgsillfensitiit. Gerade für statistische Berechnun­
gen gilt der Satz, daß Ausnahmen die Regel nicht widerlegen, son­
dern bestätigen. 

11) Stdfen. aaO. (Anm. 1), S. 166. 
12) Hierzu näher Sessar. K.: Legalitätsprinzip und Selektion - Zur Er­

mittlungstätigkeit des Staatsanwalts. In: Kriminologische Gegen­
wartsfragen. Heft 12. Stuttgart 1976, S. 161. 
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gehalt der Tat auch dort an, wo der Staatsanwalt keine 
Ermittlungen angestellt hat. Hier bietet sich erneut die 
Interpretation an, daß die Ermittlungen eher der beab­
sichtigten Verfahrenserledigung, insbesondere der Ankla­
ge dienen, weniger der S~chverhaltsaufklärung. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, daß der Staatsanwalt in 
dem Dilemma zwischen . Beweisnotstand und Strafan­
spruch jenem eher nachgibt, wenn es sich um leichtere 
Kriminalität handelt, diesen eher durchsetzt, wenn es 
sich um schwerere Kriminalität pandelt. Die Prüfung der 
Verurteilungswahrscheinlichkeit, also des hinreichenden 
Tatverdachts als Voraussetzung der Anklage wird zu ei­
nem kriminalpolitischen Instrument, mit dem er im Falle 
der Verfahrenseinstellung. tatsächlich, wie es Bundesan­
walt Wagner einmal formulierte, »streitentscheidend oh­
ne Inanspruchnahme des Gerichts wirkt« 13) - aufgrund 
von Kriterien, die auch der Richter verwendet. 

Dies führt uns zum nächsten Punkt, der Bedeutung der 
Staatsanwaltschaft als Sanktionsinstanz. 

3. Die Staatsanwaltschaft als Sanktionsinstanz 

Nach rechtlicher Auffassung sind die Strafgerichte mit 
der »Gewinnung des Wahr- und Rechtsspruches« 14), die 
Staatsanwaltschaften mit deren Vorbereitung betraut. 
Soweit der Staatsanwalt ein Verfahren einstellt, ist er 
nicht Richter, weil seiner Entscheidung keine Rechts­
kraftwirkung zukommt15). Dies ist natürlich richtig; was 
dabei übersehen wird, ist, daß er eine erhebliche 'jakti­
sche Entscheidungsmacht von streitentscheidender Be­
deutung besitzt. 

Wir wollen diese Entscheidungsmacht unter ihrem infor­
mellen wie formellen Aspekt betrachten, also die Unter­
scheidung machen zwischen dem, was sich innerhalb 
staatsanwaltlicher Ermessens- oder Beurteilungsspielräu­
me »ergeben« hat, und dem, was bereits das Gesetz vor­
sieht. Dabei interessiert uns in erster Linie, ob hier be­
stimmte Tendenzen sichtbar werden, die Hinweise auf 
neue Lösungsmöglichkeiten für die Verbrechenskontrolle 
geben. 

Die Bestimmung der Verurteilungswahrscheinlichkeit ist 
das ureigene Terrain des Staatsanwalts schon immer ge­
wesen, in welchem er allenfalls der Kontrolle des Opfers 
unterliegt. Alle Anstrengungen von Schrifttum und 
Rechtsprechung, den Staatsanwalt hier an die Kette einer 
strikt objektiven Beweisführung zu legen, können nicht 
hindern, daß er, wenn nicht die Aussichtslosigkeit einer 
Anklage offensichtlich ist, auch Kriterien verwenden 
kann, die weniger den Beweis und mehr das Unrecht 
meinen (nicht zu übersehen ist, daß eine Fülle anderer 
Faktoren ebenfalls intervenieren können, etwa das Straf­
verfolgungsinteresse des Opfers). Gestatten Sie mir, hier 
einige Überlegungen einfließen zu lassen, die in Frank­
reich zur Rolle der Staatsanwaltschaft (und dort auch 
Untersuchungsgerichtsbarkeit) gegenüber der erkennen­
den Gerichtsbarkeit angestellt werden. Es wird disku­
tiert, daß mit zunehmender Ineffizienz der erkennenden 
Gerichte andere Instanzen der Verbrechenskontrolle ein­
springen, um den öffentlichen Strafanspruch zu vertre­
ten. Da die Gerichte mit der Bearbeitung anfallender 
Verfahren immer mehr in Verzug geraten, die Frist zwi-

13) Wagner. W.: Die Exmittierung der Staatsanwaltschaft. In: DRiZ 
1971, S. 167. 

14) Henkel. H.: Strafverfahrensrecht. 2. Aufl. Stuttgart 1968, S. 94. 

15) Schmidt. Eb.: Lehrkommentar zur Strafprozeßordnung und zum 
Gerichtsverfassungsgesetz. Teil 11. Göttingen 1957, S. 7~O. 
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sehen Tatbegehung undStrafurteil also immer größer 
wird, setzen sich an deren Stelle die dynamischeren 
Staatsanwaltschaften (und die Untersuchungsgerichtsbar­
keit); in einer Anordnung der Untersuchungshaft kann 
daher auch eine vorweggenommene Sanktion gesehen 
werden, wie umgekehrt einer Verfahrenseinstellung die 
Qualität eines Freispruchs zuerkannt wird (was ihrer 
Charakterisierung als »Freisprechung« durch Kern 
gleichkommt 16). Die soziologische Realität sei die, so 
heißt es, daß nicht der Richter, sondern eben Staatsan­
walt und Untersuchungsrichter die wichtigsten Autoritä­
ten im Bereich der Justiz seien 17). Ähnliches hört man 
auch aus den USA. 

Ob ein Staatsanwalt bei uns anklagt, um damit bereits zu 
sanktionieren und im übrigen einen Freispruch oder eine 
Einstellung billigend in Kauf zu nehmen, wissen wir 
nicht mit Bestimmtheit; wir können dies allenfalls vermu­
ten und darin das Bedürfnis erblicken, rechtsgestaltend 
an den Kriminalisierungsprozessen teilzunehmen. Inter­
essant ist die Reaktion des Richters: Dort, wo der Staats­
anwalt ein Verfahren angeklagt hatte, obwohl es von der 
Polizei als beweisschwierig bezeichnet worden war, wa­
ren in allen von uns untersuchten· Delikten im Rahmen 
des Staatsanwaltschafts-Projekts z. T. deutlich höhere 
Einstellungs- und Freispruchquoten zu beobachten als 
dort, wo ein eindeutig aufgeklärtes Verfahren zur Ankla­
ge gelangt war. Der Staatsanwalt wird insoweit vom 
Richter korrigiert, der eine der Polizei ähnliche Auffas­
sung von der Beweislage hat - ein interessanter Aspekt, 
der uns noch einmal beschäftigen wird. 

Ist dies die informelle Seite möglicherweise eigener kri­
minalpolitischer Verfahrenserledigung, so ist sie formell 
in solchen Vorschriften zu finden, in denen Gesichts­
punkte der Opportunität zugelassen sind. So kann der 
Staatsanwalt ein Verfahren wegen Geringfügigkeit ein­
stellen, wozu er seit dem 1. 1. 1975 nicht mehr die rich­
terliche Zustimmung braucht, wenn es sich um ein Baga­
tell delikt im Vermögensbereich handelt (§ 153 Abs. 1 
S. 2 StPO). Er kann mit Zustimmung des Richters ein 
Verfahren ohne oder mit Auflageerteilung einstellen, 
wenn es sich nicht um ein Verbrechen handelt (§§ 153 
Abs. 1 S. 1, 153 aStPO). Er kann in Jugendsachen ent­
weder selbst eine Maßnahme durchführen, etwa eine Er­
mahnung aussprechen, oder diese gegenüber dem Richter 
anregen und danach das Verfahren einstellen oder von 
Verfolgung absehen (§ 45 JGG). Er kann in einer sehr 
breiten Marge der leichten und mittleren Kriminalität, so­
fern es sich um ein Vergehen handelt, zwischen dem we­
niger stigmatisierenden Strafbefehlsverfahren und der öf­
fentlichen Klageerhebung wählen, ohne um das Einver­
ständnis des Richters bangen zu müssen - wie über­
haupt fraglich ist, inwieweit der Richter in Verfahren, in 
denen seine Mitwirkung erforderlich ist, die erledigungs­
politischen Vorstellungen des Staatsanwalts durchkreuzt. 

Unter allen anklagefähigen oder verfolgbaren Verfahren 
wurden in der Bundesrepublik Deutschland, bezogen auf 
das Jahr 1972, fast % der FäHe (64%) auf eine dieser Ar­
ten erledigt (unter Berücksichtigung der damaligen 
Rechtslage). Neuere Zahlen (1975) liegen uns nur für 
Nordrhein-Westfalen vor; hier beträgt der Anteil 54%. 

16) Kern. E.: Gerichtsverfassungsrecht. 3. Aufl. München 1959, 
S.224. 

17) Verin. J.: La detention preventive et la criminologie. In: Revue de 
science criminelle et de droit penal compare 1969, S. 918-919; Ses­
sar. K.: Landesbericht Frankreich. In: Jescheck. H.-H., Kriimpel­
mann. J. (Hrsg.): Die Untersuchungshaft im deutschen, ausländi­
schen und internationalen Recht. Bonn 1971, S. 196-197. 



Der weitaus größte Prozentsatz entfällt natürlich auf 
Strafbefehlsanträge; ca. 17 % der anklage fähigen Verfah­
ren wurden eingestellt (13% in Nordrhein-Westfalen). 

:. Einer Erledigungsart kommt dabei nach den Intentionen 
: des Gesetzgebers eine besondere Rolle zu, weil sie, ähn­
lich dem richterlichen Erziehungsverfahren in Jugendsa­
chen, Sanktionierung ohne förmliches Verfahren bedeu­
tet: Es ist die Verfahrenseinstellung unter Auflageertei­
lung nach § 153 aStPO. Zwar ist es richtig, daß sich die 

\ Staatsanwälte, wie wir aus unseren Gesprächen mit ihnen 
. erfuhren und wie kürzlich in Aufsätzen von H errma1l11 
und Kramer zu lesen war 1S), bei der Anwendung dieser 
Bestimmung schwertun, und die Gründe hierfür sind 
auch hinreichend bekannt. Vielleicht handelt es sich auch 
noch immer um Anfangsschwierigkeiten, zumal zu er­
warten ist, daß die Gerichte mehr und mehr auf die An­
wendung dieser Bestimmung, die ihrer Entlastung dienen 
soll, drängen werden. Das einstweilige Zögern bei ihrer 
Anwendung kann daher auch nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß der Gesetzgeber damit, wie auch durch die 
Neuformulierung des § 153 StPO, eine Umverteilung der 
Sanktionsverantwortung vorgenommen hat, die vielleicht 
noch nicht einmal abgeschlossen ist 19). Die justitielle 
Seite der Verbrechenskontrolle wird mehr und mehr zwei 
Instanzen anvertraut, Gericht und Staatsanwaltschaft, 
mit zwar unterschiedlichen Förmlichkeitsgraden und un­
terschiedlichen rechtlichen Inhalten und Konsequenzen, 
doch mit gleichem kriminalpolitischen wie sozialen Ef­
fekt. Da der legalen Entkriminalisierung ebenso Grenzen 
gesetzt sind wie der weiteren Aufblähung unseres Justiz­
apparates, wird mit steigender Kriminalität die Staatsan­
waltschaft immer mehr zu einer Instanz werden, die ei­
nen Großteil der verfolgbaren leichten und mittleren Kri­
minalität abfängt und entweder einstellt oder mit Hilfe 
von Auflageerteilung oder Strafbefehlsantrag sanktio­
niert, um in immer stärkerem Maße nur noch die wichti­
ge Kriminalität für öffentliche Hauptverhandlungen 
durchzulassen 20). 

4. Folgerungen 

Inwieweit ist die Staatsanwaltschaft hierfür gerüstet? Wir 
kommen damit zu unserem Ausgangspunkt zurück, um 
abschließend ihre Ermittlungssituation und damit ihr 
Verhältnis zur Polizei unter neuem Aspekt nochmals zu 
betrachten. Lassen Sie uns zwei Punkte aus­
einanderhalten. Wir haben einmal gesehen, daß persönli­
che Ermittlungen, vor allem Vernehmungen, sehr selten 
vorkommen, zum anderen, daß die Ermittlungen ganz 
allgemein nicht in erster Linie der Beweisführung dienen. 

Was den ersten Punkt angeht, so kennt der Staatsanwalt 
in der Tat seinen Fall meist nur sehr ungenügend; wenn 
.wir manchmal bei der Erhebung der Akten in Nöte gerie­
ten, weil wir zur Persönlichkeit des Verdächtigen nicht 
viel fanden - zum Einkommen, zur Beschäftigungssitua­
tion, zur Ausbildung, zu seiner Beziehung zum Opfer, 

\ "".~ 
! 18) HerrmaIlII. J.: Die Strafprozeßreform vom 1. 1. 1975. Ein kriti-
, sllher Rückblick. In: JuS 1976, S.417; Kramer. H.: Willkürliche 
l-=~~oder kontrollierte Warenhausjustiz? In: NJW 1976, S. 1610. 

19) Vgl. etwa die Vorschläge von Zipf, der das Legalitätsprinzip durch 
Ausformulierung von Einstellungsgründen immanent begrenzen 
möchte - Zipf. H.: Kriminalpolitische Überlegungen zum Legali­
tätsprinzip. In: Einheit und Vielfalt des Strafrechts. Festschrift für 
K. Peters zum 70. Geburtstag. Tübingen 1974, S. 499. 

20) Vgl. Kaiser. G.: Strategien und Prozesse strafrechtlicher Sozialkon­
trolle. Frankfurt/M. 1972, wonach die Strafzumessung bereits im 
Vorverfahren beginnt, »künftig mehr den je« (S. 78). 

bei Jugendlichen zur Situation im Elternhaus -, dann 
befanden wir uns in der gleichen Situation wie der Staats­
anwalt, als er die Akte bearbeitete. Er ist unter allen an 
der Strafverfolgung Beteiligten oft der einzige, der den 
Verdächtigen nicht zu Gesicht bekommt, weil auch die 
Sitzungsvertretung ein anderer übernimmt (der Sachbear­
beiter ist gleichzeitig Sitzungsvertreter in durchschnitt­
lich 13 % der von uns untersuchten Vergehen, in 28 % der 
Notzuchtsverfahren, 40% der Raubverfahren und 65 % 
der Verfahren mit vorsätzlichen Tötungen). Es darf ver­
mutet werden, daß die persönliche Kenntnis über den 
Tatverdächtigen, die Polizeibeamte und Richter haben, 
zu eben der Einschätzung der Beweislage führt, die sich 
im polizeilichen Schlußbericht in der Kategorisierung des 
Falles als beweis schwierig, im Urteil in dem Verzicht auf 
eine Sanktion ausdrückt, eine Einschätzung, die der 
Staatsanwalt nicht geteilt hatte, vielleicht nicht teilen 
konnte (wollte). Daher steht seine Entscheidungsmacht 
über das weitere Schicksal des Tatverdächtigen oftmals 
im umgekehrten Verhältnis zu den Informationen, die er 
über ihn besitzt. In Jugendsachen, wo es häufig um die 
Entscheidung zwischen formlosem, vereinfachtem und 
normalem förmlichen Verfahren geht, soll er nach § 43 
JGG Persönlichkeitserforschung durchführen, was er 
nicht tut; den Jugendhilfebericht fordert er überwiegend 
nicht für sich selbst, sondern für den Richter an. Vor Be­
antragung eines Strafbefehls gegenüber einem Heran­
wachsenden prüft er auch nicht, wie es geboten wäre, ob 
dieser einem Erwachsenen gleichzustellen ist 21 ), so daß 
dieser einen Erwachsenenstatus erhält: Je nach Delikt 
zwischen 25 % und 35 % aller Sanktionen gegenüber Her­
anwachsenden sind nach unserer Untersuchung Strafbe­
fehle. Ähnliches gilt für § 153 StPO, vor allem aber für 
den neugeschaffenen § 153a StPO, der ein Abwägen der 
begangenen Taten unter Strafzumessungsgesichtspunkten 
verlangt 22), wozu im Sinne des § 160 Abs. 3 StPO die 
Kenntnis der Lebensumstände des Verdächtigen gehört. 
Erst recht sind sie für die Vorbereitung der Anklage 
erforderlich 23). 

Wenn in seiner Beziehung zur Polizei also eine Änderung 
vonnöten ist, dann ist es die einer neu zu strukturieren­
den Beteiligung an der polizeilichen Täteraujklärung. Der 
Staatsanwalt hat mittlerweile derart starke Entschei­
dungsbefugnisse, daß er endlich den Verdächtigen ken­
nenlernen sollte, mit dem er es zu tun hat. Gemeint ist in 
erster Linie seine Beteiligung an Vernehmungen. Zwar 
kann er inzwischen, wie früher allein der Richter, den 
Verdächtigen zur Vernehmung zwangsweise vorführen 
lassen (§ 163 aStPO), doch ist fraglich, ob sich hierdurch 
so viel geändert hat - aus Kapazitätsgründen und weil 
zu befürchten ist, daß der Staatsanwalt durch Benennung 
als Zeuge aus der Hauptverhandlung herausgedrängt 

21) Nr. 2 der Richtlinien zu § 109 JGG; Gretlzlein-Brullller: Jugendge­
richtsgesetz. 3. Aufl. Berlin 1969, S. 414. 

22) Boxdorfer. D.: Das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung 
trotz geringer Schuld des Täters. Grenzen der Anwendung des 
§ 153 aStPO. In: NJW 1976, S. 318. 

23) Ähnlich auch Gillig. V. K.: Staatsanwaltschaftliehe Ermittlungstä­
tigkeit und staatsanwaltschaftliche Sanktionierungskriterien bei ge­
ringwertigen Ladendiebstahlsverfahren. In: KrimJ 1976, 
S. 205-213: » ... daß die Staatsanwaltschaft urteilsähnliche Ent­
scheidungen fällt, dabei aber kaum über gesicherte Kenntnisse von 
Tathergang bzw. über die vielbeschworenen >natürlichen< und >ob­
jektiven< Tatbestandsmerkmale verfügt. Die Informationen, die den 
Staatsanwälten zur strafrechtlichen Beurteilung der inkriminierten 
Ladendiebstahlshandlungen vorliegen, sind derart unzureichend, 
daß es fraglich ist, auf welche Weise der Gesetzesauftrag des § 46 
StGB - das Abwägen der Umstände, die für und gegen den Täter 
sprechen, sowie die Beachtung seiner persönlichen und wirtschaft­
lichen Verhältnisse - erfüllt wird ... « (S. 207). 
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wir~ 24). Letzteres Argument ist freilich dort wenig stich­
haltig, wo der Sachbearbeiter nicht gleichzeitig auch Sit­
zungsvertreter ist; im übrigen besteht hier tatsächlich ei­
ne Beeinträchtigung seinerErmittlungsmöglichkeiten die 
überdacht werden sollte. ' 

Natürlich ist nicht gemeint, der Staatsanwalt solle nun in 
jedem einfach gelagerten Fall Vernehmungen persönlich 
durchführen. Aber eine administrativ abgesicherte, in fe­
ster Absprache mit der Polizei gewährleistete Verneh­
mungspraxis als Bestandteil der täglichen Arbeit könnte 
im Hinblick auf die wachsende Bedeutung der Staatsan­
walts~haft als Sanktionsinstanz zu einer sachgemäßeren 
Erledigungspraxis führen. 

<?anz im ~egenteil hierzu, dies der zweite Punkt, ist frag­
IIch,. ob sie bei der polizeilichen Tataufklärung eine ent­
scheidende Rolle spielen kann. Faktisch tut sie dies auch 
gar nicht, wie unsere Zahlen belegen, von spektakulären 
Fällen (und der Wirtschaftskriminalität) abgesehen. Wir 
haben i~ unseren Gesprächen eindrucksvolle Beispiele 
ausgezeichneter Kooperation zwischen Polizeibeamten 
und Dezernenten der Staatsanwaltschaften im Einsatz 
demonstriert bekommen, die zur Festnahme und Über­
prüfung gefährlicher Verdächtiger geführt hatten. Aber 
es ist uns eigentlich nie ganz deutlich geworden, ob nicht 
das Ergebnis das gleiche gewesen wäre, wenn die Polizei 
solche Einsätze allein durchgeführt hätte. Was Kapitalsa­
chen angeht, so wurde in einer von uns untersuchten 
(großen) Behörde daher auch freimütig zugestanden daß 
die Polizei die Tataufklärung viel besser könne - :>man 

24) RGSt 2~, 236; BGHSt 14, 265. Hierzu zuletzt Kuh/mallll. G.-J.: 
AusschlIeßung und Ablehnung des Staatsanwalts. In: DRiZ 1976, 
S.I1-16. 
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selbst steht am Tatort doch nur herum«; entsprechend 
gibt es dort keine Kapitaldezernenten, Mordfälle werden 
wie alle anderen Fälle auch dem Buchstaben nach zuge­
teilt. Die Thesen, die die »Gemeinsame Kommission« 
der lustizminister und -senatoren und der Innenminister 
und -senatoren ausgearbeitet haben 25), weisen in die 
Richtung einer der Polizei mehr oder wenig vollständig 
überlassenen praktischen Tataufklärung. Was der Staats­
anwalt weiter beanspruchen kann, beispielsweise unver­
zügliche Unterrichtung oder Übersendung der Akten vor 
Ermittlungsabschluß in bestimmten Fällen, dient nicht so 
sehr der eigenen Beteiligung an Ermittlungen, sondern 
der Rechtskontrolle sowie seiner allgemeinen Sachlei­
tungsbefugnis, die ihm nach diesen Thesen ja nicht ge­
nommen werden soll. 

Das Referat hat versucht, mit Hilfe empirisch gewonne­
ner Daten, wenn auch natürlich nicht die Komplexität 
des Verhältnisses zwischen Staatsanwaltschaft und Poli­
zei, so doch aber einige grundlegende Züge, vor allem in 
bezug auf die Teilnahme des Staatsanwalts an der poli­
zeilichen Ermittlungstätigkeit, herauszuarbeiten. Die 
Vorschläge, die in Verbindung hiermit gemacht werden, 
möchten dem Selbstverständnis, um das sich beide In­
stanzen bemühen, Rechnung tragen und möchten gleich­
zeitig die, wie es in den Leitsätzen der »Gemeinsamen 
Kommission« heißt, enge und vertrauensvolle Zusam­
menarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei för­
dern helfen. 

25) Abgedruckt im Anhang S. 147. 



Polizei und Staatsanwaltschaft 
im internationalen Vergleich 

Gerhardt Grebing 

Zusammenfassung: Bericht über das Verhältnis zwischen 
Polizei und Staatsanwaltschaft in den Ländern Frank­
reich, Niederlande, Österreich, Schweiz, Dänemark, Nor­
wegen, England und USA. 

Bei vergleichbarer rechtlicher Ausgangslage in Frank­
reich, den Niederlanden, Österreich und den USA, wo -
vereinfacht ausgedrückt - nach der verfahrensrechtli­
chen Konzeption die polizeilichen Ermittlungen ebenfalls 
unter der Leitung der Staatsanwaltschaft stehen, zeigt die 
Praxis dieser Länder jedoch ein ähnliches Bild wie in 
Deutschland: Die Ermittlungen werden weitgehend - mit 
Ausnahme von Kapitalverbrechen und Wirtschaftsdelik­
teIl - VOll der Polizei in eigener Regie durchgeführt. Erst 
nach ihrem Abschluß erhält die Staatsanwaltschaft die 
Ermittlungsakten übersandt und trifft dann auf dieser 
Grundlage die Entscheidung über Anklageerhebung oder 
Einstellung. Somit bieten diese Länder kein übernahme­
fähiges Modell, sondern stehen vor dem gleichen Problem 
der Inkongruenz zwischen Recht und Rechtswirklichkeit, 
über dessen Lösung ebenfalls diskutiert wird. So zielen 
österreichische Vorschläge auf eine Legalisierullg der 
Funktionstrennung entsprechend dem tatsächlichen Zu­
stand, während in Frankreich eine gewisse Sympathie da­
für besteht, die Kriminalpolizei dem Justizministerium zu­
zuordnen und sie damit zu einer echten »Gerichts­
polizei« zu machen. Praktische Versuche einer verstärk­
ten Zusammenarbeit zwischen Polizei und Staatsanwalt­
schaft im Ermittlungsverfahren von Gewaltverbrechern 
gibt es in den USA. 

In anderen Ländern ist dagegen die rechtliche und tat­
sächliche Ausgangslage von der deutschen verschieden. 
doch findet man hier institutionelle Modelle. die zum Teil 
auch bei uns im Gespräch sind. Bemerkenswert sind zu­
nächst Bestrebungen in England, dem Land ohne Staats­
anwaltschaft. dort die Staatsanwaltschaft einZI({ühren. 
woraus ein gewichtiges Argument gegen jeden Versuch, 
eine Abschaffung der Institution der Staatsanwaltschaft 
vorzuschlagen. folgt. Arbeitsteilung zwischen Polizei und 
Staatsanwaltschaft entsprechend der Deliktsschwere 
herrscht in Dänemark und Norwegen. wo die Polizei um­
fassende Ermittlungs- und Entscheidungskompetenzen im 
unteren Kriminalitätsbereich besitzt und über juristisch 
ausgebildete Führungskräfte oder eigene Polizeianwälte 
verfügt, während die (wenigen) Staatsanwälte sich auf die 
Schwerkriminalität konzentrieren. Das Modell einer ech-

ten Gerichtspolizei, die dem Justizressort untersteht und 
zusammen mit der Staatsanwaltschaft in den Gebäuden 
der Justiz residiert. ist in Belgien verwirklicht. doch fehlen 
hierzu Erkenntnisse aus der Praxis des Ermittlungsverfah­
rens. Im Schweizer Kanton Basel-Stadt ist das Kriminal­
kommissariat der Staatsanwaltschaft eingegliedert. 

Allein aus rechtsvergleichender Betrachtung erscheint es 
nicht möglich, eines der in Deutschland diskutierten Mo­
delle für das institutionelle Verhältnis zwischen Polizei 
und Staatsanwaltschaft zu favorisieren. 

I. Einleitung 

Die seit langem bekannte Tatsache über das Verhältnis 
Staatsanwaltschaft und Polizei in Deutschland wurde 
durch vor kurzem veröffentlichte Untersuchungen 1 nun­
mehr auch empirisch bestätigt: Entgegen der gesetzlichen 
Konzeption ist nicht die Staatsanwaltschaft, sondern die 
Polizei die »Herrin des Ermittlungsverfahrens«; die 
Staatsanwaltschaft hat - abgesehen von Kapitalverbre­
chen, Wirtschaftsdelikten und sonstigen spektakulären 
Fällen (vgl. Nr. 5 Abs. 1 RiStBV) - in der großen Mas­
se der Fälle weder die Leitung des Ermittlungsverfahrens 
in sachlicher Hinsicht in der Hand, noch kann sie effek­
tiv die rechtliche Kontrolle darüber ausüben. Diese In­
kongruenz von Recht und Rechtswirklichkeit hat bei uns 
in den letzten Jahren zu einer Diskussion über Reform­
vorstellungen geführt, die noch längst nicht abgeschlos­
sen ist, aus der sich jedoch bereits klar die Konturen der 
verschiedenen Lösungsmodelle für das institutionelle 
Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei 
abzeichnen 2. So würde eine Legalisierung des tatsächli­
chen Zustandes bedeuten, die strafprozessualen Funktio­
nen der Ermittlung, Anklage und U rteilsfindung rechtlich 
auf die Instanzen Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerich­
te selbständig aufzuteilen. Dieser nur vereinzelt vertrete-
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nen strikten Funktionstrenriung stehen andere Vorschläge 
gegenüber, die an der gttlndsätzlichen Vorrangstellung 
der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren zwar 
festhalten wollen, als organisatorische Konsequenz aus 
der Rechtswirklichkeit jedoch entweder die Einbeziehung 
der Kriminalpolizei in die< Staatsanwaltschaft nach dem 
Modell einer Gerichtspolizei oder umgekehrt den Einbau 
der Staatsanwaltschaft in die Kriminalpolizei oder aber 
die Schaffung von Kriminalämtern als einheitliche Straf­
verfolgungsbehörden verlangen. Andere Überlegungen 
bzw. Entschließungen, die ebenfalls auf der Beibehal­
tung eines einheitlichen Ermittlungsverfahrens unter der 
Vorherrschaft und Gesamtverantwortung der Staatsan­
waltschaft beruhen, gehen demgegenüber organisations- . 
mäßig weniger weit. 

Ausgehend von dieser grob skizzierten Problematik des 
Verhältnisses zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft in 
der Bundesrepublik soll im folgenden ein Blick über die 
Grenzen geworfen werden, um zu sehen, wie sich die Si­
tuation im Ausland darstellt und welche Erkenntnisse die 
rechtsvergleichende BetraChtung erbringen kann. 

II. Überblick über das Verhältnis Staatsanwalt-
schaft und Polizei in anderen Ländern 

Unser Überblick 3 erstreckt sich auf die Länder Frank­
reich, Niederlande, ÖstelTeich, Schweiz, Dänemark, 
Norwegen, England und die USA. Schwerpunkte wurden 
jedoch bei der Darstellung der Situation in Frankreich, 
England und den USA gebildet. Die Auswahl erfolgte im 
übrigen zum Teil nach sachlichen Kriterien, zum Teil 
aber auch nach dem mir zur Verfügung stehenden Mate­
rial. 

Besonders hervorheben möchte ich weiter, daß die recht­
liche Darstellung der einzelnen Länder sich auf eine Be­
schreibung in großen Zügen (ohne Jugendstrafverfahren) 
beschränkt. Die Ausführungen über die Praxis geben im 
wesentlichen den Eindruck der ausländischen Literatur, 
vereinzelt auch eigene Kenntnisse wieder. Sie stehen 
selbstverständlich unter dem Vorbehalt eine Korrektur in 
der Diskussion durch die hier anwesenden ausländischen 
Experten. Versehen mit diesen Vorbehalten darf ich nun­
mehr mit dem Länderüberblick beginnen. 

1. Frankreich 

Die Aufgabe der Feststellung von Straftaten, der Beweis­
sammlung und der Suche der Täter ist in Frankreich der 
»police judiciaire« (gerichtlichen Polizei) übertragen, die 
unter der Leitung des Oberstaatsanwalts, der Aufsicht 
des Generalstaatsanwalts beim Oberlandesgericht und 
unter der Kontrolle der Anklagekammer steht (vgl. 
Art. 12 und 13 Code de procedure penale, C. P. P.). Al­
lerdings ist die »police judiciaire« organisatorisch nicht 
nach dem Modell einer eigenständigen »Gerichtspolizei« 
aufgebaut, sondern die Funktion eines Offiziers oder Be­
amten der police judiciaire wird Polizeibeamten der Po­
lice nationale und der Gendarmerie sowie Beamten ge­
wisser Verwaltungsbehörden, außerdem den Bürgermei­
stern und ihren Vertretern durch besonderen Akt oder 
bereits durch das Gesetz zugewiesen (vgl. Art. 16 und 20 
C. P. P.). Nach dem Gesetz hat die Staatsanwaltschaft 
die Verpflichtung, alle notwendigen Handlungen zur U n­
tersuchung und Verfolgung von Straftaten vorzunehmen 
und zu diesem Zweck die Tätigkeit der gerichtlichen Poli­
zei zu leiten 4 (Art. 41 Abs. 1 und 2 C. P. P.). Bei Ver­
brechen muß, bei Vergehen kann die Staatsanwaltschaft 
außerdem das besondere Verfahren der gerichtlichen 
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Voruntersuchung durch den Untersuchungsrichter einlei­
ten (Art. 79 ff. C. P. P.). pie Staatsanwaltschaft besitzt 
im übrigen alle Rechte unq Befugnisse eines Offiziers der 
gerichtlichen Polizei (Art.41 Abs. 3 C. P. P.) und kann 
bei flagranten Verbrechen und Vergehen selbst die Er­
mittlungen am Tatort übernehmen. Grundsätzlich muß 
die gerichtliche Polizei alle ihr bekanntgewordenen Straf­
taten unverzüglich dem Oberstaatsanwalt mitteilen 
(Art. 19 C. P. P.), damit dieser die ihm vom Gesetz auf­
erlegte Leitungsfunktion über die polizeilichen Ermitt­
lungen ausüben kann (Art.Al Abs. 2 C. P. P.) und insbe­
sondere etwa über die Durchführung der seit 1959 gesetz­
lich geregelten eigenen polizeilichen Voruntersuchung -
»enquete preliminaire« -entscheidet. Die sofortige In­
formation der Staatsanwaltschaft durch die Polizei hat 
ferner eine Bedeutung dafür, ob ein Angehöriger der 
Staatsanwaltschaft bei flagranten Straftaten sich selbst 
unmittelbar an den Tatort begeben soll (vgl. Art. 68 
C. P. P.). 

In der Praxis kommt die gerichtliche Polizei indessen ih­
rer gesetzlichen Informationspflicht gegenüber der 
Staatsanwaltschaft kaum nach, fast nur bei schweren, 
spektakulären oder sonst delikaten Fällen 5. Im übrigen 
wird die sofortige Informationspflicht in der großen Mas­
se der Fälle so gut wie nicht beachtet, so daß von einer 
generellen und effektiven.· Leitung der polizeilichen Er­
mittlungstätigkeit durch die Staatsanwaltschaft schwer­
lich die Rede sein kann 6 • Vielmehr führt die gerichtliche 
Polizei selbst nach Eingang der Anzeigen oder Feststel­
lung einer Straftat das Ermittlungsverfahren durch und 
gibt erst nach Abschluß ihrer Ermittlungen die Akten an 
die Staatsanwaltschaft weiter. Im Grunde genommen 
wird diese Praxis auch dadurch erleichtert, daß die ge­
richtliche Polizei - ohne von ihrer grundsätzlichen In­
lormationspflicht gegenüber der Staatsanwaltschaft ent.:. 
:bunden zu sein - nach der Feststellung einer Straftat 
~uch aus eigener gesetzlicher Ermächtigung heraus 
(:Art. 75 C. P. P.) das besonders geregelte Verfahren der 
polizeilichen »enquete preliminaire« 7 durchführen kann. 
Das für die Staatsanwaltschaft geltende Opportunitäts­
,prinzip der Strafverfolgung wird nach Berichten aus 
"Frankreich in der Praxis zum Teil bei Fällen der Klein­
:~minalität schon durch die gerichtliche Polizei vorweg­
genommen. So können polizeiliche Ermittlungen laufen, 

:' -Von denen die Staatsanwaltschaft keine Kenntnis hat und 
: unter Umständen sogar nie etwas erfährt, falls diese von 
der Polizei selbst »eingestellt« werden 8. Faktische poli­
zeiliche Entscheidungsmacht manifestiert sich aber auch 
darin, daß die Polizei entgegen ihrem gesetzlichen Auf­
trag (aus Art. 14 C. P. P.) von vornherein davon absieht: 
manche Straftaten überhaupt festzustellen, deren Straf­
würdigkeit sie nicht sehr hoch einschätzt, also im Baga­
teIlbereich, oder weil sie aus Erfahrung weiß, daß sich 
Ermittlungen angesichts der Sanktionsmilde oder des 
Sanktionsverzichts durch die Staatsanwaltschaft und die 
Gerichte nicht lohnen; schließlich steigt auch mit zuneh­
mender Frequenz und Schwere der Kriminalität die Ten­
denz der Polizei, weniger bedeutende Straftaten zu 
»vernachlässigen« 9 • Nach einer treffenden Bemerkung 
zu dieser Praxis wird das· staatsanwaltschaftliche Oppor­
tunitätsprinzip demnach bereits in den Polizeikommissa­
riaten angewendet 10. 

Insgesamt ergibt sich also für das Verhältnis zwischen 
Staatsanwaltschaft und Polizei das folgende Bild: Die 
Staatsanwaltschaft hat zwar die Leitung des Ermittlungs­
verfahrens und die Dienstaufsicht über die gerichtliche 
Polizei, faktische Herrin des Ermittlungsverfahrens ist je­
doch weitgehend die Polizei 11. Zu einer aktiven Beteili-



gung der Staatsanwaltschaft an den polizeilichen Ermitt­
lungen kommt es lediglich bei flagranten, spektakulären 

. und schweren Straftaten. Neuestens wurde im Zusam­
menhang mit der Frage der Verfahrensbeschleunigung 
vorgeschlagen, »Kapitaldezernenten« bei der Staatsan­
waltschaft zu schaffen. Diese Situation birgt im Ergebnis 
auch die Gefahr einer Schwächung der Rechtsstellung 
des von der Polizei gefaßten Tatverdächtigen in sich 12. 

Nach früheren Reformüberlegungen sollte die »police 
judiciaire« organisatorisch aus der allgemeinen Polizei 
und der Kompetenz des Innenministers herausgelöst und 
dem Justizministerium und damit ganz der Staatsanwalt­
schaft unterstellt werden, wie dies etwa in Belgien bei 
der 1919 geschaffenen »police judiciaire pn!s les 
parquets« der Fall ist 13. Wegen des erforderlichen mate­
riellen Aufwandes und der mit dieser Lösung verbunde­
nen Schwierigkeiten konnten sich jedoch diese Vorschlä­
ge im Code de procedure penale von 1959 nicht 
durchsetzen 14, sie werden aber durchaus auch heute 
noch vertreten 15; so hat etwa der frühere Präsident des 
Kassationshofes Aydalot erst kürzlich diese Forderung 
der Zuordnung der police judiciaire zum Justizministe­
rium wieder erhoben 16. Kürzlich hat auch jemand den 
Vorschlag gemacht, die Staatsanwälte ganz abzuschaffen 
und sie durch besonders ausgebildete Polizeioffiziere zu 
ersetzen; englischem Beispiel entsprechend soll nach die­
sem Vorschlag in der Hauptverhandlung die Anklage von 
einem »Anwalt der Regierung« vertreten werden 17. Ak­
tuelle Reformbestrebungen von offizieller Seite sind mir 
jedoch derzeit nicht bekannt. Eine Abschaffung der 
Staatsanwaltschaft im Sinne des eben genannten Vor­
schlages scheint mir jedoch gerade in Frankreich, wo die­
se Institution ihren Ursprung und eine lange Tradition 
hat, völlig außerhalb jeder Wahrscheinlichkeit zu liegen .. 

2. Niederlande 

In den Niederlanden werden die Polizeibeamten wie in 
Deutschland als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft tätig 
(Art. 154 StPO), die nach dem Gesetz Herrin des Ermitt­
lungsverfahrens ist (Art. 155-159 StPO). Die Praxis 
sieht aber, wie berichtet wird 18, auch hier umgekehrt 
aus. Insbesondere nimmt die Polizei faktisch das nur der 
Staatsanwaltschaft zustehende Opportunitäts prinzip 
(Art. 167 Abs. 2 und 242 Abs. 2 StPO) vorweg 19. Reform­
überlegungen bestehen gegenwärtig nur für die Organisa­
tion der Polizei, nicht aber für das institutionelle Verhält­
nis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei. 

3. Österreich 

In Österreich ist es Aufgabe der Staatsanwaltschaft und 
der Sicherheitsbehörde, strafbare Handlungen zu erfor­
schen (vgl. §§ 24, 26, 36 StPO)20 . Die Sicherheitsbehörde 
umfaßt Polizei und Gendarmerie sowie die Bürgermei­
ster. Sie ist bei allen Vergehen und Verbrechen, die von 
Amts wegen zu verfolgen sind (Offizialdelikte), zur Auf­
nahme der Ermittlungen verpflichtet und ihre allgemeine 
Ermittlungspflicht korrespondiert mit einer generellen 
Ermittlungskompetenz. Daher können die Sicherheits be­
hörden zwar grundsätzlich untersuchen, ob eine Straftat 
begangen wurde und wer als Täter in Betracht kommt 
(vgl. § 24 StPO). Besondere und eingehendere Untersu­
chungsrnaßnahmen können sie jedoch nur bei Gefahr im 
Verzug oder auf Weisung der Staatsanwaltschaft vorneh­
men, denn die Leitung über die Vorerhebungen steht der 
Staatsanwaltschaft zu. Spontane Ermittlungshandlungen 
der Polizei aus eigener Initiative sind in der Praxis aber 

der Regelfall, zumal der Begriff »Gefahr im Verzug« 
durchaus großzügig verstanden wird. Nach dem Gesetz 
sind die Sicherheitsbehörden in diesen Fällen an sich zur 
unverzüglichen Mitteibmg ihrer Ermittlungsergebnisse an 
den zuständigen Staatsanwalt oder Untersuchungsrichter 
verpflichtet, sie verfahren aber praktisch kaum so. Viel­
mehr dehnen sie ihre Untersuchungsrnaßnahmen auch 
auf Bereiche aus, die streng genommen nicht mehr von 
ihrer Kompetenz aus »Gefahr im Verzug« gedeckt sind, 
und leiten im allgemeinen erst nach abgeschlossener Er­
mittlung die Sache an die Staatsanwaltschaft zur 
»juristischen Subsumtion« weiter. Eine besondere Frage 
besteht schließlich noch darin, inwieweit das strikte Le­
galitätsprinzip für die Strafverfolgung tatsächlich auch 
von Polizei und Staatsanwaltschaft eingehalten wird. 
Neuerdings gibt es in Österreich Vorschläge, die beste­
hende faktische Funktionstrennung zwischen Polizei und 
Staatsanwaltschaft auch verfahrensrechtlich zu lega­
lisieren 21 . 

4. Schweiz 

Da in der Schweiz das Strafprozeßrecht zur kantonalen 
Kompetenz gehört, wurden aus dem Kreis der Kantone 
nur Aargau und Basel-Stadt in unsere Betrachtung 
einbezogen 22. Beide Kantone haben die Institution der 
Staatsanwaltschaft, die im Aargau als von den gewöhnli­
chen Verwaltungsbehörden zu unterscheidendes Organ 
der Strafrechtspflege und in Basel-Stadt mehr als Ver­
waltungsbehörde organisiert ist. Ihre Beamten werden als 
Staatsanwälte auf Zeit gewählt, doch scheint die Wieder­
wahl die Regel zu sein. Unterschiedlich ist in den Kanto­
nen das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Poli­
zei geregelt. 

Im Kanton Aargall liegt die Leitung des Ermittlungsver­
fahrens in den Händen der Staatsanwaltschaft (vgl. §§ 1 
Abs. 2, 124 StPO)23. Der gerichtlichen Polizei sind nach 
dem Gesetz die Aufgaben der Aufdeckung von Strafta­
ten, der Fahndung nach den Tätern sowie der Ermittlung 
von Fundspuren und Beweismitteln übertragen (§ 1 
Abs. 1 StPO). Praktisch wird indessen die Polizei nicht 
nur beweissichernd tätig, sondern führt im Grunde das 
gesamte Ermittlungsverfahren durch, einschließlich von 
Vernehmungen, und wird daher als das eigentliche Er­
mittlungsorgan bezeichnet 24. Auf der Grundlage dieses 
Ermittlungsergebnisses trifft die Staatsanwaltschaft dann 
die weiteren prozessualen Entscheidungen der Verfah­
renseinstellung oder Anklageerhebung, soweit nicht aus­
nahmsweise das fakultative Untersuchungsverfahren 
stattfindet (vgl. § 126 StPO). Zu erwähnen sind im übri­
gen noch die Bezirksamtmänner, die eine besondere Stel­
lung zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft haben, auf 
die hier allerdings nicht näher eingegangen werden kann. 

Wie die Praxis zeigt, scheint die Staatsanwaltschaft ins­
besondere wegen ihrer Arbeitsbelastung nicht in der La­
ge zu sein, ihre gesetzliche Leitungsfunktion über das Er­
mittlungsverfahren wahrzunehmen. Mit Ausnahme 
schwerer Verbrechen, die eine sofortige Benachrichti­
gung der Staatsanwaltschaft erfordern, erhält die Staats­
anwaltschaft normalerweise erst den abschließenden U n­
tersuchungsbericht übersandt. Dazu wird bemerkt, »daß 
die Polizei im Ermittlungsverfahren weitgehend unkon­
trolliert und nach eigenem Ermessen vorgehen kann« 25 . 

Ein besonderes Modell für das institutionelle Verhältnis 
zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei finden wir im 
Kanton Basel-Stadt: Hier ist das Kriminalkommissariat 
als Spezialabteilung der Staatsanwaltschaft eingegliedert 
und wird von einem Staatsanwalt geleitet. Das Kriminal-
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kommissariat, dem etwa 1 00 Beamte angehören, führt 
die Ermittlungen unter unmittelbarer staatsanwaltschaft­
licher Leitung und Beteiligung durch. In Sonderdezerna­
ten arbeiten weitere Staatsanwälte mit. Neuestens hat ei­
ne Diskussion über dieses Modell eingesetzt, das unter­
schiedlich beurteilt wird. Von seiten der allgemeinen Po­
lizei äußert man sich aus verschiedenen Gründen, die vor 
allem polizeiorganisatorischer Art sind, sehr kritisch da­
zu, während die Staatsanwälte überaus positiv dazu ste­
hen und als besonderen Vorteil hervorheben, daß unter 
ihrer aktiven Leitung die Ermittlungen zielstrebig und 
prozeßökonomisch im Hinblick auf die Hauptverhand­
lung gelenkt werden. Diese kontroverse Beurteilung hat 
zur Folge, daß sich demnächst eine Kommission mit dem 
Baseler Modell beschäftigen wird. 

Andererseits scheinen im Kanton Aargau Tendenzen zu 
bestehen, das Baseler Beispiel der Zusammenfassung 
von Kriminalpolizei und Staatsanwaltschaft zu überneh­
men. 

5. Dänemark 

In Dänemark gibt es neben dem Reichsanwalt für jeden 
der sieben Landgerichtsbezirke einen Staatsanwalt sowie 
einen besonderen Staatsanwalt für Wirtschaftskrimina­
lität 26. Im Bereich der Bagatellkriminalität, also bei den 
sog. Polizeisachen und seit 1972 auch bei kleineren Ver­
gehen, werden die Aufgaben des Staatsanwalts von den 
Polizeimeistem (Politimestre) wahrgenommen, die im üb­
rigen auch meist bei den Amtsgerichten als Vertreter der 
Staatsanwaltschaft auftreten. Die Staatsanwälte sind 
nicht direkt mit dem Ermittlungsverfahren befaßt, das 
unter Aufsicht des Reichsanwalts, der nach dem Devolu­
tions- und Substitutionsprinzip eingreifen kann, ganz in 
den Händen der Polizeimeister liegt. Aufgrund der Er­
mittlungsakten entscheiden die Staatsanwälte im Rahmen 
des Opportunitätsprinzipsüber Anklage oder Einstellung, 
ebenso aber auch die Polizeimeister in ihrem Kompe­
tenzbereich. Den Polizeimeistern sind, z. B. in Kopenha­
gen, Polizeianwälte (Politiadvokater) zugeordnet. 

6. Norwegen 

Ein noch differenzierteres Bild für das Verhältnis von 
Staatsanwaltschaft und Polizei zeigt Norwegen 27. Hier 
unterstehen dem Reichsanwalt 14 Staatsanwälte (6 in Os-
10, 7 Distriktsstaatsanwälte und ein dem Reichsanwalt 
zugeteilter Staatsanwalt) sowie die ca. 240 Beamten der 
Führungsspitze der Polizei. Organisationsmäßig gehören 
beide zum einheitlichen Justiz- und Polizeiministerium, 
doch hat der Reichsanwalt eine diesem gegenüber unab­
hängige Stellung und ist direkt der Regierung verantwort­
lich .. Hinsichtlich der Entscheidungen über die Strafver­
folgung, insbesondere über Anklage oder Verfahrensein­
stellung, herrscht zwischen Staatsanwaltschaft und Poli-

r zei Arbeitsteilung: Bei schweren Straftaten werden auf 
der Grundlage der polizeilichen Ermittlungen die Di­
striktsstaatsanwälte tätig, bei geringfügigen Delikten ent­
scheiden die Führungskräfte der Polizei, die alle eine ju­
ristische Ausbildung besitzen, völlig selbständig, sind je­
doch den Staatsanwälten gegenüber verantwortlich; sie 
vertreten auch die Staatsanwaltschaften bei den Landge-
richten, während bei den Oberlandesgerichten die Staats­
anwälte selbst auftreten. Bei leichten Delikten sowie bei 
etwas schwereren Straftaten, die mit einer Freiheitsstrafe 

~ . bis zu einem Jahr bedroht sind, reicht die Kompetenz der 
juristischen Führungskräfte der Polizei sogar von der 
Durchführung der Ermittlungen über die Anklage oder 
Einstellung bis zur Verhängung von Geldstrafen oder 
Freiheitsstrafen. 
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7. England 

Die kontinentaleuropäischen Institutionen der Staatsan­
waltschaft als Herrin des Ermittlungsverfahrens und In­
haberin des Anklagemonopols gibt es bekanntlich in Eng­
land nicht 28 (wohl dagegen in Schottland). Theoretisch 
kann im englischen Parteienprozeß auch heute noch 
grundsätzlich jeder Bürger, auch der nicht betroffene, als 
Ankläger auftreten, doch kommt diese Popularklage aus 
verschiedenen tatsächlichen (Aufklärungs- und Kosten­
problem) und rechtlichen Gründen (Übemahme- bzw. 
Einspruchsrechte des Director of Public Prosecution und 
des Attorney General) höchst selten vor. Dagegen ma­
chen Geschäftspersonen oder Firmen - etwa bei Laden­
diebstahl - durchaus von diesem Recht Gebrauch. Im 
Regelfall werden jedoch die Ermittlungen von den Poli­
zeibehörden durchgeführt, die auch die Anklage vorbe­
reiten. Es bestehen derzeit 42 selbständige und - insbe­
sondere im Rahmen der Strafverfolgung - von keiner 
Zentralbehörde abhängige Polizeibehörden, von denen 
sich freilich bereits 32 Polizeieinheiten der Hilfe ange­
stellter Anwälte (als sogenannte prosecuting solicitors) 
bedienen, die den Fall vor Gericht vertreten oder örtliche 
solicitors damit beauftragen. So hat die Londoner Metro­
politan Police schon seit 1935 eine derartige Rechtsabtei­
lung. 

Eine besondere (freilich nicht mit einer Staatsanwalt­
schaft vergleichbare) Stellung hat der vom Innenminister 
ernannte »Director of Public Prosecution«, dessen Amt 
1879 geschaffen wurde, heute etwa 35 Anwälte beschäf­
tigt und dem dem Parlament verantwortlichen »Attorney 
General« untersteht. Mit der Durchführung von Ermitt­
lungen hat der »Director of Public Prosecution« nichts zu 
tun, dies ist vielmehr die ausschließliche Aufgabe der Po­
lizei. Seine Funktionen sind einmal generell beratender 
Natur gegenüber der Polizei, Gerichten und anderen Be­
hörden bei Fragen im Rahmen der Strafrechtspflege, 
zum anderen hat er vereinzelte besondere Rechte bei der 
Strafverfolgung; so muß er seine Zustimmung zur Ver­
folgung bestimmter Delikte geben und die Rücknahme 
von Strafklagen genehmigen; insbesondere leitet oder 
übernimmt er die Strafverfolgung von mit Todesstrafe 
bedrohten Delikten oder anderen wichtigen Fällen, die 
ihm vom Innenministerium zugeleitet werden; er kann 
außerdem immer selbst anklagen, wenn seine Ratschläge 
nicht befolgt werden oder in solchen Fällen den Attomey 
General veranlassen, durch den nolle prosequi-Einspruch 
das Verfahren zu beenden. Die Institution des » Director 
of Public Prosecution« soll letztlich eine einheitliche 
Strafverfolgungspolitik ermöglichen 29. 

Seit einiger Zeit wird in England darüber diskutiert, die 
Institution der Staatsanwaltschaft nach schottischem 
Vorbild einzuführen, weil. man angesichts der Überla­
stung der Polizei es für sinnvoll hält, die eigentliche 
Strafverfolgungsentscheidung über Anklageerhebung 
oder Einstellung einer anderen Instanz als der Polizei zu 
übertragen 30 • 

8. USA 

Im Gegensatz zu England liegt in den Vereinigten 
Staaten 31 die rechtliche Verpflichtung zur Einleitung und 
zur Durchführung der Voruntersuchung sowie die Ankla­
gefunktion in der Hand von Staatsanwälten. Diese sind 
jedoch nicht in einer einheitlichen Behörde Staatsanwalt­
schaft zentralisiert, sondern verteilen sich auf etwa 3400 
voneinander unabhängige Anklagebehörden in den Bezir­
ken oder Kreisen der Einzelstaaten 32. Selbst unter Be­
rücksichtigung der Tatsache, daß jeder der 50 Einzelstaa-



ten der USA sowie der Bund sein eigenes Strafrechts­
und Gerichtssystem besitzt, erscheint somit die völlige 
Dezentralisierung und lokale Unabhängigkeit als beson­
deres Kennzeichen der amerikanischen Staatsanwalt­
schaften 33. Die Funktion des jeweiligen »Attorney 
General« beschränkt sich auf die Anklagevertretung vor 
dem Obersten Appellationsgericht der Einzelstaaten; er 
tritt nur ausnahmsweise, etwa bei Befangenheit des örtli­
chen Staatsanwalts, im erstinstanzlichen Verfahren auf. 
Ein weiteres Charakteristikum der amerikanischen 
Staatsanwälte ist ihre grundsätzliche Volkswahl 34 auf lo­
kaler Ebene, in der Regel für eine Amtszeit von zwei bis 
vier Jahren; aus diesem Grund spielt der politische, ja 
parteipolitische Faktor für den Staatsanwalt selbst und 
gegebenenfalls für seine juristischen Mitarbeiter (assi­
stants oder deputies) vor allem in den Großstädten des 
Ostens der USA, weniger dagegen in den Staaten des 
Westens, eine große Rolle. Das Amt des Staatsanwalts 
ist somit nicht selten das Sprungbrett für junge Parteipo­
litiker. Im Hinblick auf die Unabhängigkeit und den brei­
ten Ermessensspielraum stellt andererseits aber die 
Volkswahl der Staatsanwälte eine Form der Kontrolle ih­
rer Tätigkeit dar. Im übrigen wird von der gegenwärtigen 
Tendenz einer gewissen »Entpolitisierung« der staatsan­
waltschaftlichen Behörden, vor allem des juristischen 
Mitarbeiterstabs, berichtet 35. 

Im Rahmen der grundsätzlich umfassenden Wahrneh­
mung der rechtlichen Interessen der Gemeinschaft ist 
eindeutige Hauptaufgabe der Staatsanwälte die Strafver­
folgung, auch wenn sie daneben noch in geringerem Aus­
maß in zivil- und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten 
tätig werden. Wie eingangs bemerkt, ist die Einleitung 
und Durchführung der strafrechtlichen Ermittlungen 
rechtlich an sich Aufgabe des Staatsanwaltes, wozu er je­
doch aus sachlichen und personellen Gründen gar nicht in 
der Lage ist, so daß in der Praxis die Ermittlungsaufga­
ben generell von der Polizei wahrgenommen werden, die 
allerdings juristisch nicht die Stellung eines Hilfsorgans 
der Staatsanwaltschaft, sondern eine rechtlich von ihr 
völlig unabhängige Stellung hat. Abgesehen von der 
staatsanwaltschaftlichen Mitwirkung bei prozessualen 
Zwangsmaßnahmen sind somit die gesamten Ermittlungs­
maßnahmen ausschließliche Domäne der Polizei, die or­
ganisatorisch ebenfalls in zahlreiche Einzelbehörden 
zerfälltJ6 • Der Schwerpunkt der staatsanwaltschaftlichen 
Tätigkeit liegt erst in der prozessualen Phase nach dem 
Abschluß der Ermittlungen, in der die Staatsanwälte ent­
sprechend ihrem uneingeschränkten Ermessen über die 
Anklageerhebung und über eventuelle Zugeständnisse für 
ein gerichtliches Schuldeingeständnis (»guilty plea«) im 
Wege des »plea bargaining« oder über die verschiedenen 
Formen der Verfahrensbeendigung entscheiden. Grundla­
ge dieser Entscheidungen bildet das polizeiliche Ermitt­
lungsergebnis. Rückverfügungen von Staatsanwälten an 
die Polizei zu ergänzenden Ermittlungen sollen nur selten 
vorkommen 37. Durch die Delegation des Ermittlungsver­
fahrens von der Staatsanwaltschaft auf die Polizei zeigt 
sich das aus der Praxis mancher anderer Länder für das 
Verhältnis beider Institutionen schon bekannte Bild auch 
in den USA 38: Die Polizei besitzt eindeutig die beherr­
schende Machtposition im Ermittlungsverfahren. Die 
Staatsanwälte haben weder einen Einfluß auf die Planung 
und Gestaltung der polizeilichen Arbeit im allgemeinen, 
noch können sie die polizeiliche Untersuchungstätigkeit 
im einzelnen Fall (und hier speziell das polizeiliche Er­
messen bei dem prozessual sehr bedeutsamen Akt der 
formellen Festnahme des Verdächtigen) kontrollieren. 
Die praktische Unmöglichkeit einer effektiven Kontrolle 

gilt insbesondere für das von der Polizei faktisch im Sin­
ne des Opportunitätsprinzips ausgeübte Ermessen, ob­
gleich zahlreiche einzelstaatliche Gesetze die Polizei ei­
gentlich unter das Legalitätsprinzip stellen. Infolge dieser 
Ermessensmacht »entscheidet die Polizei selbstherrlich 
über den Einlaß in das System der Strafverfolgung«39 
und konditioniert ferner in großem Maß die staatsanwalt­
schaftlichen Entscheidungen über die Strafverfolgung. 

Mit dieser Skizzierung der Machtverteilung zwischen Po­
lizei und Staatsanwaltschaft ist jedoch das Verhältnis bei­
der Institutionen noch nicht vollständig beschrieben, 
denn es kommt nicht nur zu direkten Kontakten, sondern 
in manchen Fällen oder Deliktsbereichen durchaus auch 
zu einer Beteiligung der Staatsanwaltschaft an der poli­
zeilichen Ermittlungstätigkeit bzw. zu eigenen staatsan­
waltschaftlichen Ermittlungen. So ist es weitgehend üb­
lich, daß der einzelne Polizeibeamte die Ermittlungsakte 
des von ihm »gelösten« Falles persönlich dem Staatsan­
walt übergibt und durch die Anklageerhebung eine Bestä­
tigung, durch deren Ablehnung eine Kritik seiner Arbeit 
erfährt. Da die Polizei ihren aufgeklärten Fall möglichst 
auch zur Anklage bringen will, kommt es manchmal zu 
einem sogenannten »deputy shopping«, d. h. die Polizei 
wendet sich an ihr aus Erfahrung als »anklagefreundlich« 
bekannte Beamte der Staatsanwaltschaft. Ferner erfolgt 
eine gewisse Teilnahme des Staatsanwalts an der Ermitt­
lungstätigkeit der Polizei dadurch, daß die Staatsanwalt­
schaften bei schwierigen rechtlichen Problemen, vor al­
lem prozessualer Art (z. B. hinsichtlich der an Sammlung 
und Qualität der Beweise zu stellenden Anforderungen), 
als juristische Berater der Polizei tätig werden. In man­
chen Großstädten (New York, Philadelphia, Chicago, 
Baltimore) wurde die Beratungstätigkeit besonders orga­
nisiert, indem innerhalb der Staatsanwaltschaften eigene, 
Tag und Nacht besetzte Abteilungen geschaffen wurden 
(sogenannte »felony review units«), an die sich die Poli­
zei bei Gewaltverbrechen wenden kann. Auf diese Weise 
werden häufig staatsanwaltschaftliehe Mitarbeiter schon 
bei Ermittlungsbeginn hinzugezogen und können im Hin­
blick auf die Notwendigkeiten der Hauptverhandlung auf 
unangreifbare Ermittlungsergebnisse hinarbeiten, wo­
durch sie gleichzeitig einen entsprechenden erzieheri­
schen Einfluß auf die Polizeibeamten ausüben 40. Auf der 
anderen Seite beschäftigen einige größere Polizeibehör­
den bereits ihre eigenen Hausjuristen 41. Schließlich füh­
ren großstädtische Staatsanwaltschaften ausnahmsweise 
bei bestimmten Delikten, etwa der Wirtschaftskriminali­
tät, selbst die Ermittlungen durch und bedienen sich da­
für eines in ihrer Behörde angestellten Mitarbeiterstabs 
von Experten 42. In diese Richtung gehen auch die Emp­
fehlungen der American Bar Association mit der Forde­
rung, allen Staatsanwaltschaften durch entsprechende 
materielle und personelle Ausstattung die eigene Ermitt­
lungstätigkeit zu ermöglichen 43. Zum Teil werden aber 
auch die positiven Erfahrungen der Zusammenarbeit in 
der »felony review unit« dafür herangezogen, als geeig­
neten Weg für die Entwicklung eines engeren Verhältnis­
ses zwischen Polizei und Staatsanwälten vor allem die 
verstärkten gegenseitigen Kontakte zu sehen. 

111. Rechtsvergleichende Betrachtung im Hinblick 
auf die deutsche Reformdiskussion 

1. Mit Ausnahme Englands besitzen alle hier unter­
suchten Länder (Frankreich, Niederlande, Österreich, 
Schweiz, Dänemark, Norwegen, USA) die Institution der 
Staatsanwaltschaft. In Frankreich, den Niederlanden, 
Österreich und den USA ist der Staatsanwaltschaft ver-
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fahrensrechtlich sowohl das Anklagemonopol als auch 
die Leitung - bzw. in den USA an sich sogar die Durch­
führung - der Ermittlungen übertragen. Institutionell ge­
hen diese Rechtsordnungen also ebenfalls wie das deut­
sche Recht vom Primat der Staatsanwaltschaft im 
Ermittlungsverfahren aus. In den skandinavischen Län­
dern ist dagegen das Verhältnis zwischen Staatsanwalt­
schaft und Polizei bereits institutionell anders und mehr 
arbeitsteilig geregelt. Die Praxis in Frankreich den Nie­
derlanden, Österreich und den USA zeigt jedo~h - ähn­
lich wie in Deutschland - eine faktische Funktionstei­
lung zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft: In der Re­
gel führt die Polizei, außer bei Kapitalverbrechen, Wirt­
scha~tsdelikten und sonstigen spektakulären Fällen, die 
Ermittlungen weitgehend in eigener Regie und - abgese­
hen von den prozessualen Zwangsmaßnahmen - ohne 
Eingreifen der Staatsanwaltschaft durch und hat somit 
entgegen der gesetzlichen Konzeption eine überragende 
Machtstellung im Ermittlungsverfahren. Das Ausmaß 
dieser Machtposition zeigt sich in manchen Ländern 
(z. B. in Frankreich, den Niederlanden und den USA) 
insbesondere auch darin, . daß die Polizei das rechtlich 
nur der Staatsanwaltschaft zustehende Opportunitäts­
prinzip etwa im Bereich der Kleinkriminalität bereits 
»vorwegpraktiziert«. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Staatsanwaltschaft 
liegt demgegenüber in den genannten Ländern bei der 
Entscheidung über Anklage oder Einstellung des Verfah­
rens, meist allein auf der Grundlage der polizeilichen Er­
mittlungsakten. 

Aktuelle Reformbestrebungen hinsichtlich des institutio­
nellen Verhältnisses zwischen Staatsanwaltschaft und Po­
lizei sind in den genannten Ländern kaum ersichtlich. In 
Frankreich scheint allerdings der schon aus früherer Zeit 
stammende Gedanke, die gerichtliche Polizei nicht dem 
Innen-, sondern dem Justizministerium und ganz der 
Staatsanwaltschaft zu .. unterstellen, neuerdings wieder et­
was aufzuleben. In Osterreich findet man Vorschläge, 
die tatsächliche Entwicklung der Funktionsverteilung im 
Vorverfahren zu legalisieren. 

~s Fazit der Untersuchung derjenigen Länder, die recht­
lIch und faktisch eine ähnliche Lage wie die Bundesrepu­
blik Deutschland aufweisen, muß man aber feststellen, . 
daß weder in Frankreich, in den Niederlanden und Öster­
reich, noch in den USA konkrete Vorhaben für eine 
rechtliche Änderung des institutionellen Verhältnisses 
zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei bestehen. Be­
achtenswerte Tendenzen für die Entwicklung des Ver­
hältnisses von Polizei und Staatsanwaltschaft in Form 
verstärkter Kontakte und intensiverer Zusammenarbeit 
oqne rechtliche Änderungsvorschläge sind in den USA 
ersichtlich, wo zum Teil die Zusammenarbeit bei der 
Schwerkriminalität im Rahmen der »felony review unit« 
zu einer frühzeitigen Beteiligung der Staatsanwälte an 
den polizeilichen Ermittlungen führt und außerdem die 
Staatsanwaltschaft etwa bei der Wirtschaftskriminalität 
die Ermittlungen mit qualifiziertem Fachpersonal wieder 
selbst in die Hand genommen hat. Diese Strömungen der 

,amerikanischen Praxis decken sich in Deutschland mit 
der Gründung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften für 
Wirtschaftsdelikte und der· frühzeitigen Beteiligung soge­
nannter Kapitaldezernenten der Staatsanwaltschaft bei 
der Ermittlung von Schwerverbrechen. 

2. Sucht man nach institutionellen Modellen für das Ver­
hältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei so kön­
nen die Regelungen in England, Dänemark, N~rwegen, 
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Belgien und im Schweizer Kanton Basel-Stadt Anregun­
gen liefern. 

Ohne Staatsanwaltschaft kommt bekanntlich England aus 
und bietet somit ein Gegenmodell. Das englische Beispiel 
kann freilich nicht dazu verwendet werden, etwa in den 
kontinentaleuropäischen Ländern die Abschaffung der 
Staatsanwaltschaft zu verlangen, die hier eine fest ver­
wurzelte Institution ist. Dies um so weniger, als in Eng­
land neuerdings über die Einführung der Staatsanwalt­
schaft gesprochen wird. Im übrigen steht auch die engli­
sche Polizei nicht ganz allein da, wie die verbreitete Be­
schäftigung von Rechtsexperten einerseits und die 
Beratung sowie Einflußmöglichkeiten des »Director of 
Public Prosecution« andererseits zeigen. 

Norwegen und Dänemark haben das Verhältnis zwischen 
Polizei und Staatsanwaltschaft von vornherein arbeitstei­
Hg in der Weise geregelt, daß die Polizei im Bereich der 
unteren Kriminalität nicht nur Ermittlungs-, sondern 
auch Entscheidungskompetenzen für die Strafverfolgung 
hat und die wenigen Staatsanwälte sich auf die Schwer­
kriminalität konzentrieren" Der Polizei stehen hier entwe­
der (so in Dänemark) Juristen als Polizeianwälte zur Sei­
te oder die P<?Jizeispitze besteht selbst aus Juristen (so in 
Norwegen). Uber Hausjuristen verfügt die Polizei teil­
weise auch in England und in den USA. 

Die alte Idee der »Gerichtspolizei« findet sich in Belgien 
verwirklicht, wo seit dem Gesetz von 1919 die Kriminal­
polizei bei den Staatsanwaltschaften eingerichtet ist 
(»police judiciaire pres les parquets«). Auch im Kanton 
Basel-Stadt besteht das Kriminalkommissariat als Son­
derabteilung der Staatsanwaltschaft. Diese Lösung ge­
währleistet eine enge Zusammenarbeit zwischen Staats­
anwälten und Polizei bei den Ermittlungen und ermög­
licht außerdem der Staatsanwaltschaft die Ausübung ei­
ner effektiven Rechtskontrolle über die polizeilichen 
Ermittlungen. Das atypische Modell des Kantons Base/­
Stadt ist jedoch, wie wir gesehen haben, in eine kontro­
verse Diskussion geraten. 

3. Für verschiedene deutsche Vorschläge zur Neugestal­
tung des Verhältnisses Staatsanwaltschaft und Polizei las­
sen sich also ausländische Vorbilder heranziehen. 
a) Die Forderung nach einer »sauberen Funktions­
teilung« 44 im Sinne einer strikten Verfahrenstrennung in 
Ermittlungsverfahren, Anklageerhebung und Erkenntnis­
verfahren und einer Ausgestaltung der Staatsanwaltschaft 
als reine Anklagebehörde kann sich unter den hier be­
trachteten Ländern rechtlich jedenfalls auf kein entspre­
chendes Modell berufen, wenn auch in manchen Ländern 
(Frankreich, Niederlande, Österreich, USA, Dänemark, 
Norwegen) die Staatsanwaltschaft in der Tat faktisch 
überwiegend subsumierend und kaum ermittelnd tätig 
wird. 
b) Ein Einbau der Kriminalpolizei in die Staatsanwalt­
schaft als eine Art Gerichtspolizei, wie er in Deutschland 
von manchen erwogen wird 45, ist in Belgien durch die 
Schaffung der »police judiciaire pres les parquets« erfolgt 
und liegt an sich als Idee auch der französischen »police 
judiciaire« zugrunde, wurde dort freilich organisatorisch 
nicht verwirklicht. 
c) Mit einigen Vorbehalten kann man, wenn man dies 
will, den umgekehrten Vorschlag der Einbeziehung der 
Staatsanwaltschaft in die Kriminalpolizei - Stichwort 
»Justitiar der Polizei« - mit der Existenz von Polizeian­
wälten in Dänemark, England und den USA oder mit der 
Tatsache der juristischen Ausbildung der Führungsspit­
zen der norwegischen Polizei unterstützen. 



d) Die Zusammenfassung von Staatsanwaltschaft und 
Kriminalpolizei in einer Verwaltungsbehörde - entspre­
chend dem Gedanken der »Kriminalämter«46 - ist im 
Schweizer Kanton Basel-Stadt verwirklicht. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die rechts­
vergleichende Betrachtung für manche Länder (so für 
Frankreich, Niederlande, Österreich, USA) ein durchaus 
ähnliches Bild wie in Deutschland hinsichtlich der 
Machtverteilung im Ermittlungsverfahren zwischen der 
ermittelnden Polizei und anklagenden oder einstellenden 
Staatsanwaltschaft ergeben hat. Gerade diese Länder 
bieten daher kein institutionelles Modell an, sondern ste­
hen im Grunde vor der gleichen Problematik wie wir. Im 
übrigen geht dort auch die Reformdiskussion verschiede­
ne Wege: Während es in Österreich z. B. Stimmen gibt, 
die eine Legalisierung der völligen Funktionstrennung 
von Polizei und Staatsanwaltschaft im Ermittlungsver­
fahren befürworten, sympathisiert man in Frankreich seit 
langem mit dem Modell einer Einbeziehung der Krimi­
nalpolizei in den lustizbereich im Sinne einer echten Ge­
richtspolizei und in den USA findet man z. B. praktische 
Versuche einer stärkeren Beteiligung der Staatsanwälte 
an der polizeilichen Ermittlungstätigkeit. Unser Blick 
über die Grenzen hat aber auch einige institutionelle Mo­
delle für das Verhältnis Staatsanwaltschaft und Polizei 
zutage gefördert (vgl. England, Dänemark, Norwegen, 
Belgien, Basel-Stadt), über die zum Teil auch in 
Deutschland diskutiert wird. Diese Modelle gelten frei­
lich in Ländern, wo die rechtliche und tatsächliche Situa­
tion nicht mehr unbedingt mit der deutschen vergleichbar 
ist, so daß allein aus rechtsvergleichender Betrachtung 
heraus kein bei uns diskutiertes Modell eindeutig favori­
siert werden kann. 

Anmerkungen 

1. V gl. Steifen. Analyse polizeilicher Ermittlungstätig­
keit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens 
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Staatsanwaltschaft im Prozeß sozialer Kontrolle (s. 
auch unten S. 73-78). 

2. V gl. den zusammenfassenden Überblick bei Steifen. 
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zeirecht? Kritische Bemerkungen zum Musterent­
wurf einheitlicher Polizeigesetze, MDR 1976, 
S. 537 ff. 
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10. So Laroche-Flavin (Anm. 8), S. 89. 

1l. Vgl. Grebing(Anm. 4), m. weit. Nachw. 

12. Vgl. in diesem Zusammenhang zur oft aufkommen­
den Kritik an der Arbeitsweise der Polizei Langlais, 
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Anm.3). 
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24. V gl. Marty (Anm. 22). 

25. So Töndury (Anm. 23), S. 73. 
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27. Vgl.hierzu FolIestad, .Le Ministere public et la Poli­
ce en Norvege, Rev.int. police crim. 1976, S. 98 ff. 

28. Vgl. zum folgenden Huber, unveröffentl. Landesbe­
richt England und Wales (s. Anm. 3); ferner die dort 
genannten Arbeiten von Liebehentze. Opportunitäts­
prinzip und Legalitä.tsprinzip in England, Diss. 
Marburg 1971; Devlin. Police procedure, administra­
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prosecute, 1972; Justice. The Prosecution process 
in England and Wales, 1970; Siegier. Public Prosecu­
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30. Entsprechende Vorschläge enthält bereits der Be­
richt Justice, The prosecution process in England 
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folgte kürzlich auf der Tagung des »Institute of Judi­
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Nachw. 
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36. Nach den von Weigend (Anm. 32) berichteten Schät 
zungen soll in den USA die Zahl der selbständigen 
Polizeibehörden zwischen 25000 und 40000 liegen. 

37. So Weigend (Anm. 32), S. 143. 
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(Approved Draft), 1971, S. 63 f. 
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Rollenverteilung auf die damit befaßten Institutio­
nen, Kriminalistik 1975, S. 389 ff., 393; ferner Ker­
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Staatsanwaltschaft«. 

46. So der Vorschlag von Kerbel (Anm. 2), S. 107 ff. 



Internationale Zusammenarbeit von Polizei 
und Justiz 
Wolfgang Steinke 

Zusammenfassung: Zunächst werden Verbesserungsmög­
lichkeiten aufgezeigt. die außerhalb des Kernproblems 
der zwischenstaatlichen Rechtshilfe liegen. Eine Rechts­
angleichung zumindest im europäischen Bereich muß dar­
an scheitern. daß es keine verbindliche Richtschnur dafür 
gibt. wessen Rechtssystem das richtige ist. Eine 
»Europa-Polizei« mit Exekutivbefugnissen wird an der 
Befürchtung von Souveränitätsverlusten der Staaten 
scheitern. Deshalb gilt es, INTERPOL völkerrechtliche 
Anerkennung zu verschaffen. 

Im Bereich politischer Straftaten muß festgestellt werden. 
daß rein kriminelle Gewalttaten zur allgemeinen Krimina­
lität gehören. selbst wenn die Straftäter diese Handhm­
gen politisch motivieren. Des weiteren genügen die ver­
alteten zwischenstaatlichen Auslieferungsverträge nicht 
mehr den Erfordernissen moderner Verbrechensbekämp­
fung. Sie müssen auf den neuesten Rechtsstand gebracht 
werden. 

Im Bereich der zwischenstaatlichen Rechtshilfe wird der 
heillose Rechtswirrwarr dargestellt. der hauptsächlich aus 
dem Nebeneinander zweier Staatsverträge. der Zustän­
digkeitsvereinbarung aus dem Jahre 1952 und den Richtli­
lli~n für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten. den RiVASt. aus dem Jahre 1959 resul­
tiert. Beide Staatsverträge sind widersprüchlich und wer­
den zudem noch unterschiedlich ausgelegt. Die Rechts­
problematik ist derart vielschichtig und verhärtet. daß nur 
noch eine Totaloperation helfen kann. die in einem neuen 
Internationalen Rechtshilfegesetz gesehen werden kann. 
Die deutsche Polizei muß bei der Erledigung von ein- lind 
ausgehenden Ersuchen VOll der Justiz die gleiche Berech­
tigung erhalten. die sie bei der Erledigung der Al(fgaben 
der innerstaatlichen Verbrechensbekämpfung hat. Diese 
Forderung ist nicht anmaßend. denn Ermittlungsverfah­
ren dürfen keinen formalistischen Fesseln unterliegen. so­
fern sich Zeugen zufällig außerhalb der Landesgrenzen 
befinden. Bei der Frage. welche Dienststelle Prüfungs­
und Bewilligungsbehörde für Rechtshi(feersuchen ist. ml(ß 
berücksichtigt werden. daß die BRD dem ausländischen 
Staat gegenüber als ein Gesprächspartner auftreten muß, 
nicht als eine Vielheit von Bundesländem. Diese Proble­
matik ml~ß im Bereich der Innenressorts gelöst werden. 
sofern die Vorfrage einer Rechtshi(fe für die Justiz durch 
die Polizei ohne ,illstitielle Fessel befriedigend gelöst ist. 

Vorbemerkungen: 

Zunächst möchte ich ausdrücklich feststellen, daß ich 
hier nur meine eigene Auffassung wiedergebe. Die von 
den Konferenzen der Justizministerj-senatoren und In­
nenministerj-senatoren eingesetzte »Gemeinsame Kom­
mission« über die Neugestaltung des Verhältnisses 
»Staatsanwaltschaft - Polizei« bemüht sich um eine 
Lösung der hier teilweise angesprochenen Problematik. 
Die Arbeiten sind noch nicht abgeschlossen, vielleicht 
vermag ich mit diesen Ausführungen zumindest einen 
Diskussionsbeitrag zu liefern. 

Sofern durch die folgenden Ausführungen der Eindruck 
entstehen könnte, ich hielte das Verhältnis zwischen Poli­
zei und Justiz überhaupt oder auch nur im Bereich der in­
ternationalen Verbrechensbekämpfung für schlecht, so 
ist das nicht beabsichtigt. Ich halte das Verhältnis von 
Justiz und Polizei für gut, ebenso wie das bisher allge­
mein bekannte Arbeitsergebnis des zuvor erwähnten 
interministeriellen Ausschusses, nämlich die Leitsätze *) 
und die Begründungen. Es gibt dazu eine ganz andere 
Ansicht, die in der Zeitschrift für Rechtspolitik 1976, 
S. 63, vertreten wird. D0l1 wird gesagt, die Tendenz zur 
Verselbständigung der Polizei ohne klares Konzept be-

'herrsche die Leitsätze, die als ein seltenes Denkmal der 
Selbstentmachtung der Justiz gelten können. 

Betrachten Sie bitte diese Ausführungen auch nicht als 
Versuch, der Justiz Rechtspositionen zu entwinden, viel­
mehr lediglich als Lösungsversuch hin zu einer praxis­
orientierten Verbesserung der internationalen Verbre­
chensbekämpfung. 

Drittens schließlich verstehen Sie bitte einen Teil der Be­
merkungen nicht als einen, wie Ländervertreter meinen 
könnten, erneuten Versuch des BKA, die Zentralstellen­
funktion zu stärken, um neue Zuständigkeiten zu erhal-

*} Abgedruckt im Anhang S. 147. 
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ten. Wenn ich von zentraler Stelle spreche, meine ich 
nicht das BKA, sondern eine zentrale Stelle, welche auch 
immer. 

Nach diesen Vorbemerkungen gestatten Sie mir eine Prä­
zisierung des Themas. Nicht behandelt werden soll der 
Verkehr zwischen Justizbehörden der BRD und des Aus­
landes, selbst wenn er sich über die Polizeinachrichten­
netze vollzieht. In diesen Fällen kann nämlich eine Prü­
fung und Bewilligung, denen alle Rechtshilfeersuchen 
kraft Gesetzes unterworfen sind, §§ 41 DAG und 
Nr. 14 ff. der Richtlinien für den Verkehr mit dem Aus­
land in Strafrechtlichen Angelegenheiten, im folgenden 
RiVASt genannt, nicht durch die Polizei vorgenommen 
werden, weil die Polizei hier nur Nachrichtenübermittier 
ist. Daß das möglich ist, ergibt sich aus Nm. 103 und 155 
RiVASt, nach denen sich die lustizbehörden zur Über­
mittlung ihrer Rechtshilfeersuchen des Interpolweges be­
dienen. Nicht zu verwechseln ist dieser Problemkreis mit 
justitiellen Ersuchen, die die Polizei erledigen soll, bei 
denen jedoch die nach Nr. 163 Abs. 3 RiVASt erforder­
liche Genehmigung der obersten Justiz- oder Verwal­
tungsbehörde nicht (Nr. 164 Abs. 1 RiV ASt) mitgeteilt wird 
oder bei denen die Inanspruchnahme des Interpolweges 
nach den Interpol-Statuten unzulässig ist (Nr. 163 Abs. 4 
RiV ASt). Ferner soll nicht vertieft werden die internatio­
nale polizeiliche Zusammenarbeit außerhalb eines Er­
mittlungsverfahrens. Hierzu kurz folgendes: 

N eben dem Rechtshilfeverkehr , der Schwerpunkt dieser 
Ausführungen sein soll, nimmt die Polizei in eigener Ver­
antwortung durch unmittelbare Zusammenarbeit mit aus­
ländischen Polizeidienststellen wesentliche Aufgaben der 
internationalen Verbrechensbekämpfung wahr, die über 
das einzelne Ermittlungsverfahren hinausgehen und die 
nicht Bach den komplizierten Regeln des Rechtshilfever­
kehrs durchgeführt werden. Der Schwerpunkt dieser 
selbständig von den Polizeibehörden wahrgenommenen 
Aufgaben liegt im Bereich des internationalen kriminal­
polizeilichen allgemeinen Informations- und Erfahrungs­
austausches, der ebenfalls durch die Zusammenarbeit im 
Rahmen der IKPO-Interpol sichergestellt wird. Nach den 
Statuten der IKPO-Interpol (Art. 2) ist es u. a. Ziel die­
ser Organisation, eine möglichst umfassende gegenseitige 
Unterstützung aller Kriminalpolizeibehörden sicherzu­
stellen. Diesem Ziel könnte die Polizei nicht gerecht wer­
den, wenn sie ihre Zusammenarbeit auf den bloßen förm­
lichen Rechtshilfeverkehr beschränken würde. Über den 
Rechtshilfeverkehr hinaus werden von der internationa­
len Zusammenarbeit der Polizei praktisch alle polizeili­
chen Problem- und Interessenbereiche außerhalb von Er­
mittlungsverfahren erfaßt. Zu nennen sind hierbei u. a.: 
die präventive Verbrechensbekämpfung und die Erörte­
rung allgemeiner Fragen der repressiven Verbrechensbe­
kämpfung, die Kriminaltechnik, Fragen der technischen 
Ausstattung und Ausbildung der Polizei, die kriminali­
stisch orientierte Forschung. Diese kriminalpolizeiliche 
Zusammenarbeit und Auswertung über nationale Gren­
zen hinweg vollzieht sich außerhalb des zwischenstaatli­
chen Rechtshilfeverkehrs und vor allen Dingen ohne star­
re Regeln, wie sie im Rechtshilfeverkehr bindend sind. 
Das ist auch gut so, denn dadurch erweist sich, daß es 
sich hierbei um das fast einzige Gebiet handelt, das in 
der Praxis gut funktioniert. Allerdings muß auch dieser 
Komplex unter einer Problematik gesehen werden, die in 
jüngster Zeit immer neue Nahrung erhält, unter der von 
der Justiz erhobenen Frage nämlich, inwieweit die Poli­
zei im Rahmen ihrer internationalen Zusammenarbeit 
oder generell in eigener Verantwortung überhaupt hand-
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lungsberechtigt ist. Diese Frage wird zur Grundsatzfrage 
des Verhältnisses zwischen Staatsanwaltschaft und Poli­
zei erhoben und harrt der Lösung durch Ausschüsse 
hochqualifizierter Fachleute. Ich bitte um Nachsicht, 
wenn ich hier nicht näher einsteige, schon um die Aus­
schußergebnisse nicht zu beeinflussen. 

Zur Präzisierung des Themas ist also Jestzustei~nJ.~\1aß 
eine Problematik insoweit nicht erkannt wird, als sich Ju­
stiz der BRD und des Auslandes gegenüberstehen oder 
Polizei der BRD und des Auslandes außerhalb eines Er­
mittlungsverfahrens handeln. 

Staatsgrenzen und dabei insbesondere diejenigen in Euro­
pa sind speziell im Hinblick auf die Liberalisierung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs keine wesentlichen Hin­
dernisse mehr für Straftäter, deren Mobilität und Interna­
tionalisierung bekannt ist. 

Demgegenüber ist die Tätigkeit der Strafverfolgungsorga­
ne beschränkt auf ihre Staatsgebiete. Die Souveränität 
der Staaten verhindert die Vornahme von Amtshandlun­
gen auf dem Gebiet eines anderen Staates. Amtshandlun­
gen können nur durch Beamte des jeweiligen Staates auf 
Ersuchen eines anderen Staates vorgenommen werden. 
Das hierfür vorgeschriebene Verfahren führt zu Verzöge­
rungen, die die Effektivität der Strafverfolgung erheblich 
vermindern. Diese Situation verschafft Rechtsbrechern 
Vorteile, die nur durch eine Verbesserung der Strafver­
folgung im internationalen Bereich, möglicherweise 
durch Vorschriften vereinfachung über den Rechtshilfe­
verkehr mit dem Ausland, ausgeglichen werden können. 
Da das allgemein anerkannt wird, ist es seit mehr als ei­
nem halben Jahrzehnt Mode, die Verbesserung der inter­
nationalen Verbrechensbekämpfung schlagwortartig zu 
fordern. Da tauchen Begriffe wie »Europol« auf, eine 
kräfteverschleißende Institution neben INTERPOL, de­
ren Position und Mittel nur gestärkt werden müßten, um 
noch mehr zu erreichen, da steht im Sofortprogramm zur 
Modernisierung der Verbrechens bekämpfung vom 
29. Oktober 1970 - Bundestagsdrucksache VI/1334 -
unter Buchstabe C Abschnitt X, daß die Bundesregie­
rung Verhandlungen zum Abschluß zwischenstaatlicher 
Verträge einleiten wird, die der Beschleunigung und Ver­
besserung gemeinsamer Maßnahmen der Strafverfolgung 
gegen internationale Verbrecher dienen sollen, da unter­
stützen im Sicherheitsprogramm vom Februar 1974 die 
Innenminister alle Bestrebungen, eine grundsätzliche 
Entscheidung der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­
meinschaft für eine gemeinsame europäische Politik der 
Inneren Sicherheit und für eine ständige auch institutio­
nalisierte Zusammenarbeit aller zuständigen Organe der 
Partnerstaaten im Bereich der inneren Sicherheit herbei­
zuführen. Was dabei bisher herausgekommen ist, ist für 
die Praxis höchst bescheiden, für die Universitätsinstitu­
te dagegen einmalig fruchtbar. Eifrige Rechtskundige ha­
ben insbesondere im Bereich der zwischenstaatlichen 
Rechtshilfe - allerdings meist periphere - Probleme 
freigelegt, analysiert, aufgesplittet und wieder verknüpft, 
die sämtlich vorlesungsreif sind und die die ohnehin nicht 
einfache Materie zu einer rechtlichen Kolossalproblema­
tik erheben, so daß diese nur noch dem Eingeweihten 
und auch diesem nur noch in glücklicher Stunde ver­
ständlich ist. 

Zunächst möchte ich hier Verbesserungsmöglichkeiten 
aufzeigen, die außerhalb des Kernproblems der zwi­
schenstaatlichen Rechtshilfe liegen, obwohl sie eng damit 
zusammenhängen. 



Die im Deutschen Auslieferungsrecht normierte Verbür­
gung der Gegenseitigkeit - ich helfe Dir in dem Rah­
men, in dem auch Du mir hilfst - und die Fixierung, 
daß eine Auslieferung zum Beispiel nur zulässig ist, wenn 
die den Anlaß gebende Tat nach deutschem Recht mit 
mehr als nur einer Vermögensstrafe bedroht ist, die in ei­
ne Freiheitsstrafe nicht umgewandelt werden darf, hat 
dazu geführt, daß eine Rechtsangleichung zumindest im 
europäischen Bereich gefordert worden ist. Damit soll 
vermieden werden, daß Unterstützungshandlungen nicht 
vorgenommen werden, die auch im nationalen Rahmen 
nicht zulässig wären. Eine solche Rechtsangleichung, so 
wünschenswert sie auch wäre, muß daran scheitern, daß 
es eines Gutachters ermangelt, der die Frage verbindlich 
entscheiden könnte, wessen Rechtssystem denn nun das 
richtige ist. Man wird wohl mit diesen Divergenzen leben 
und im Grundsatz dazu kommen müssen, daß man auch 
im Fall des Fehlens der Gegenseitigkeitsverbürgung, auf 
die der Entwurf eines neuen Internationalen Rechtshilfe­
gesetzes auch verzichtet, die Hilfe nur verweigert, wenn 
sie sich als völkerrechtswidrig darstellen würde. 

Des weiteren - und hier handelt es sich um eine von der 
Rechtshilfe völlig freie Materie - wäre an eine 
»Europa-Polizei« zu denken, deren Beamte in den ange­
schlossenen Staaten Vollzugshandlungen selbst vorneh­
men dürfen. Eine Vertiefung dieses Gedankens verbietet 
sich, da die meisten Länder wegen der befürchteten Sou­
veränitätsverluste ablehnen werden. Zudem sind Exeku­
tivhandlungen nur in dezentralen Bereichen wirksam, am 
Orte des Geschehens, von Beamten, die die Besonderhei­
ten der örtlichen Strukturen und die Mentalität der Be­
wohner kennen. Noch so gute italienische Kriminalbeam­
te könnten einen Mord in London nicht eher aufklären 
als die Briten und umgekehrt. Die Information über alle 
Fakten von Taten und Tätern jedoch ist ortsunabhängig, 
so daß es gilt, den Kommunikationsfluß komplikations­
los, d. h. frei von formellen Bindungen, weltweit zu ge­
stalten. Der Beginn kann im EG-Bereich und schließlich 
in ganz Europa gemacht werden. »Vehikel« dafür muß 
die IKPO-Interpol sein, der völkerrechtliche Anerken­
nung verschafft werden sollte. Diese Institution, die ihre 
großen Erfolge der Tatsache verdankt, daß sie einen Zu­
sammenschluß auf fachlicher Ebene darstellt, innerhalb 
deren sich die praktische Zusammenarbeit frei entwik­
keIn kann, könnte dann nach meiner Auffassung noch ef­
fektiver arbeiten. Allerdings sollte in bezug auf diesen 
komplikationslosen Nachrichtenaustausch die Zielvor­
stellung weltweit sein, denn die internationale Kriminali­
tät läßt sich nur höchst bedingt geographisch eingrenzen. 
Gerade die Erscheinungsformen Rauschgift und Waffen­
handel, Verschiebung gestohlener Kraftfahrzeuge oder 
Terrorismus weisen weltweite Zusammenhänge auf. 
Nach einer Statistik des BKA beträgt der Anteil der Vor­
gänge in der Zusammenarbeit mit EG-Ländern nur 31 %; 
der Umfang des Dienstverkehrs mit den arabischen Staa­
ten und dem Iran liegt noch höher als der mit Belgien 
oder Großbritannien, wobei allerdings in bezug auf Bel­
gien viel im kleinen polizeilichen Grenzverkehr abgefan­
gen wird. 

Eine internationale polizeiliche Zusammenarbeit bei der 
Verbrechensbekämpfung in Angelegenheiten politischen 
Charakters findet - von allerdings nicht unbedeutenden 
Ausnahmen insbesondere im Bereich des Terrorismus ab­
gesehen - nicht statt. Das liegt nicht, wie häufig ange­
nommen wird, an Artikel 3 der Statuten der IKPO-Inter­
pol, denn diese Bestimmung, die der Organisation jede 
Betätigung oder Mitwirkung in Fragen politischen, militä-

rischen, religiösen oder rassischen Charakters strengstens 
untersagt, hindert die Staaten nicht, auf diesem Gebiet 
außerlzalb der Interpol besondere Systeme gegenseitiger 
Zusammenarbeit zu schaffen und zu unterhalten. Viel­
mehr schließen zwischenstaatliche Vereinbarungen sowie 
die innerstaatlichen Rechtshilfevorschriften (§ 3 DAG, 
Nr. 17 Abs. 1 ader RiV ASt) eine Zusammenarbeit in po­
litischen Angelegenheiten im allgemeinen aus. Wegen 
möglicher außenpolitischer Auswirkungen hat sich die 
Bundesregierung die Entscheidung über derartige Rechts­
hilfeersuchen denn auch vorbehalten. Diese Rechtslage 
hat dazu geführt, daß Unterstützungshandlungen, die im 
Ausland für ein deutsches Strafverfahren erforderlich 
werden, nicht vorgenommen werden oder nur auf nach­
richtendienstlicher Ebene, was zur Folge hat, daß die Er­
mittlungsergebnisse nicht gerichtsverwertbar sind. Das 
kann für sogenannte politische Gewalttaten nicht hinge­
nommen werden. Wer sich zur Verwirklichung seiner po­
litischen Ziele allgemein krimineller Delikte bedient, ist 
kein politischer, sondern allgemeiner Straftäter. Das ist 
auf deutscher Seite allseits anerkannt. Für Bankräuber, 
Sprengstoffattentäter oder Mörder darf es keine legali­
sierten Strafverfolgungsvergünstigungen, keine Schlupf­
winkel in irgendeinem Land der Erde geben. Diese Not­
wendigkeit haben alle Verantwortlichen erkannt, so daß 
auch in dein angeblich politisch motivierten Bereich sehr 
viel mehr an Zusammenarbeit stattfindet, als allzu enge 
Auslegung starrer Vorschriften es zuließe. 

Ein weiterer Mangel: Die zwischenstaatlichen Ausliefe­
rungsverträge genügen zum Teil nicht mehr den Erfor­
dernissen moderner Verbrechensbekämpfung. Das liegt 
daran, daß zum Teil für bestimmte Straftaten die Auslie­
ferung nicht vorgesehen ist, für die sie dringend geboten 
erscheint. Zum Teil sind auch neue Straf tatbestände ko­
difiziert worden, die in den Auslieferungsverträgen kei­
nen Niederschlag gefunden haben. Ein Beispiel für die 
Notwendigkeit einer Überarbeitung eines Auslieferungs­
vertrages sind die Rauschgiftdelikte im Verhältnis zu den 
Niederlanden, die in dem enumerativ konzipierten Ver­
trag nicht mit erwähnt sind. Gelegentlich hat sich auch 
gezeigt, daß die im Ausland straffällig gewordenen Per­
sonen, die auch im Inland strafbarer Handlungen ver­
dächtigt werden, den deutschen Strafverfolgungsbehör­
den nur gegen Zusicherung der Rücklieferung überstellt 
werden. Ebenso verhält es sich mit in ausländischem Ge­
wahrsam befindlichen Personen, die in deutschen Straf­
verfahren als Zeugen benötigt werden. Oft scheitert die 
zeitweilige Überstellung solcher Personen, weil es an der 
vertraglichen Verpflichtung der BRD zur Rücklieferung 
fehlt. Deshalb muß gefordert werden, die bestehenden 
Auslieferungsverträge auf diese Mängel hin zu untersu­
chen. Der bereits fertiggestellte Entwurf eines Gesetzes 
über die Internationale Rechtshilfe (lRG), durch den das 
Deutsche Auslieferungsgesetz abgelöst werden soll, kann 
die hier angesprochene Problematik lösen. Auch die in 
§ 37 des Entwurfs vorgesehene »Vereinfachte Aus­
lieferung« auf der Basis der Einwilligung kommt den Be­
langen der polizeilichen Praxis sehr entgegen. 

Nach dieser vergleichsweise noch einfachen Problematik 
möchte ich die speziellen Fragen der zwischenstaatlichen 
Rechtshilfe vertiefen. In diesem Bereich ist schlechthin 
alles bestritten; je tiefer man einsteigt, desto deutlicher 
wird, daß die Problematik metastasenhaft wuchert und 
kaum noch überschaubar ist. 

Internationale Rechtshilfe in Strafsachen ist jede U nter­
stützung, die der ersuchte Staat für ein von einer auslän­
dischen Behörde betriebenes Strafverfahren gewährt, 
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gleichgültig, ob das Verfahren von einem Gericht oder ei~ 
ner anderen Behörde betrieben wird und ob die begehrte 
Rechtshilfemaßnahme von. einem Gericht oder einer an­
deren Behörde vorzunehmen ist (Nr. 2 RiVASt). Inhalt­
lich wird unter innerdeutscher Rechtshilfe im Unter­
schied zur Amtshilfe behördliche Beistandsleistung im 
Bereich der Rechtsprechung verstanden (MaunzjDürigi 
Herzog Art. 35 GG Rdn.3; Kleinknecht, Vorbem. vor 
§ 156 GVG; Baumbach,/Lauterbach~Hartmann, ZPO, 
Übersicht vor § 156 GVG), wobei der Gesetzgeber eine 
scharfe Trennung jedoch nicht vornimmt und unter 
Rechtshilfe im 13. Titel deS GVG auch Beistandsleistung 
im Bereich nichtrichterlicher Rechtspflege, wie z. B. bei 
der Vollstreckung, versteht (§§ 162, 163 GVG). Wichtig­
ste Formen der Rechtshilfe sind neben Zustellungshand­
lungen Verfahrenshilfen in Form von Ergreifung, Ver­
haftung, Ablieferung bzw. Auslieferung oder Zulieferung 
von Beschuldigten, Zuführung oder Vernehmung von 
Zeugen, Aktenübersendung oder Auskunftserteilung so­
wie Herausgabe von Beweismitteln und Vollstreckungs~ 
hilfen in Form von Ablieferung oder Auslieferung bzw. 
Zulieferung Verurteilter zum Zweck der Strafvollstrek­
kung. Nach § 44 Abs. 1 DAG entscheidet die Bundesre­
gierung über die Rechtshilfeersuchen ausländischer Re­
gierungen. Darüber hinalls ist es anerkannten Rechts, 
daß der Bundesregierung auch die Entscheidung über die 
deutschen Rechtshilfeersuchen zusteht, die an ausländi­
sche Regierungen gerichtet sind. Bund und Länder sind 
sich also darin einig, daß der Bundesregierung auch die 
originäre Entscheidungsbefugnis für ausgehende Ersu­
chen zusteht. Schon an dieser Stelle zeigt sich, daß sehr 
sorgfältig zwischen ein- und ausgehenden Ersuchen zu 
differenzieren ist. Nach §44 Abs. 2 DAG in der Fassung 
des Jahres 1933 konnte die Reichsregierung die Ausübung 
ihrer Befugnisse zur Entscheidung über Rechtshilfeersu­
chen auf die Länderregierungen übertragen. Diese Er~ 
mächtigung ist durch das Grundgesetz hinfällig gewor~ 
den, das eine Auftragsverwaltung in Auslieferungsangele~ 
genheiten nicht vorsieht. Diese Auffassung ist nicht un­
bestritten. Deshalb führte·· diese zweifelhafte Rechtslage 
zu einem Wiederaufleben des Zuständigkeitsstreites, in 
dem die süddeutschen Länder schon 1929 gegen die Zu­
ständigkeit der Reichsregierung argumentiert hatten. Zur 
Beilegung der Streitigkeiten wurde zwischen Bund und 
Ländern ein Verwaltungsabkommen, die Zuständigkeits­
vereinbarung vom 20. 2. 1952 (ZustV), geschlossen. 
Hierbei handelt es sich um einen Staatsvertrag zwischen 
Bund und Ländern, der mir durch Vertrag geändert wer~ 
den kann. Durch diese Vereinbarung übertrug die Bun­
desregierung den Länderregierungen die Ausübung ihrer 
Befugnisse zur Entscheidung über Ersuchen der ausländi­
schen Regierungen in den Angelegenheiten der 
»sonstigen Rechtshilfe« (Nr. 1 c ZustV), also über einge­
hende Ersuchen. Außerdem übertrug sie die Ausübung 
ihrer Befugnisse zur Stellung von »sonstigen 
Rechtshilfeersuchen«, also auch in bezug auf ausgehende 
Ersuchen. Ausgenommen von der Übertragung sind poli­
tische und fiskalische Angelegenheiten (N r. 4 bund c 
ZustV). 

Alle Bundesländer bis auf Nordrhein-Westfalen haben 
von dem in Nr. 3 der ZustV enthaltenen Recht der weite­
ren Übertragung Gebrauch gemacht und ihre Befugnisse 
für die »sonstige Rechtshilfe« auf die nachgeordneten Ju­
stizbehörden (Gerichte und Staatsanwaltschaften) dele­
giert, soweit es sich um Angelegenheiten handelt, für die 
der unmittelbare Geschäftsweg (zwischen J ustizbehör­
den) mit dem Ausland vertraglich vereinbart ist. Seit 
1972 haben einige Landesregierungen mit Zustimmung 
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des Bundesministeriums der Justiz durch Erlasse diePrü­
fungs- und Bewilligungsbefugnisse hinsichtlich eingehen­
der Ersuchen, also solcher aus dem Ausland, auf die 
Landeskriminalämter übertragen. Nach Auffassung des 
Bundesministeriums der Justiz betrifft dies jedoch ledig­
lich die Fälle, in denen mif dem Ausland eine· Rechtshilfe 
dergestalt vertraglich vereilibart ist, daß der unmittelbare 
polizeiliche Dienstverkehr ohne justitielle' Einschaltung 
ermöglicht ist. Ein vertraglicher Rel:htshiljeverkehr von 
Polizeibehörde zu Polizeibehörde ist bisher jedoch nur in 
wenigen Ausnahmefällen zulässig. Zur Zeit sehen nur die 
Vereinbarungen mit Tunesien, Finnland sowie Großbri­
tannien und Nordirland im beschränkten Umfang einen 
solchen Verkehr vor. Der· Bereich, in dem die Polizeibe­
hörden ohne Einschaltung von Justizbehörden unmittel­
bar im Rahmen der Rechtshilfe verkehren, wobei die 
Spannweite dieses Bereichs wieder strittig ist, wird zu­
weilen die polizeiliche Rechtshilfe genannt. Bewußt ist 
bisher vermieden worden, in diesem Rahmen von polizei­
licher Rechtshilfe zu sprechen, denn nach Auffassung 
vieler gibt es eine polizeiliche Rechtshilfe nicht, obwohl 
immer wieder davon gesprochen und geschrieben wird. 
Diese Auffassung wird darauf gestützt, daß das deutsche 
Strafprozeßrecht eine zwischenstaatliche polizeiliche 
Rechtshilfe nicht kenne. Zwischenstaatliche Rechtshilfe 
in Strafsachen bedeute ausschließlich die Unterstützung 
eines Verfahrens im justitiellen Bereich. Da die polizeili­
che Rechtshilfe sich völkerrechtlich noch nicht durchge­
setzt habe, könne sie auch auf nationaler Ebene keine 
Geltung haben. Dieser Streit scheint unlösbar. Das ist 
aber auch nicht erforderlich, denn diese Diskussion hat 
nur akademische Bedeutung. Tatsache ist doch, daß das 
Bundeskriminalamt, abgesehen von den Aktivitäten bei 
den Landeskriminalämternund den lobenswerten Bestre­
bungen im kleinen Grenzverkehr monatlich rund 
10000 Vorgänge in Strafverfahren erledigt, ohne die Ju­
stiz damit zu belasten und, wie mir scheint, zu vollster 
Zufriedenheit der Justiz. Nennen wir das doch ruhig 
»Unterstützung justitiellerVerfahren«. Durch die Worte 
»polizeiliche Rechtshilfe« allein werden die Bedürfnisse 
der Praxis nicht verbessert, ihnen muß ebenso wie dem 
anderen Begriff der Unterstützung Leben eingehaucht 
werden. Aus einem Begriff wie »polizeiliche Rechtshilfe« 
können keine Abspaltungstendenzen der Polizei von der 
Justiz in diesem Bereich, die es übrigens nicht gibt und 
nicht gegeben hat, hergeleitet werden. Die Polizei fordert 
in diesem Bereich lediglich, daß ihre Tätigkeiten auf eine 
eindeutige rechtliche Grundlage gestellt werden, die auch 
für die übrigen im Verhältnis zum Ausland von der Poli­
zei auszuübenden Tätigkeiten, die den justitiellen Sektor 
nicht betreffen, weitgehend fehlt. Hier geht es vor allem 
um die Bearbeitung von Vermißtenfällen, die Wiederbe­
schaffung gestohlener Kraftfahrzeuge, die »Büropräven­
tion«, wie Warnung vor geplanten Straftaten, den Nach­
richtenaustausch im Vorfeld der Ermittlungen und den 
internationalen Meldedienst. 

Lassen Sie mich nach diesem akademischen Streit noch 
einmal auf die Zuständigkeitsvereinbarung zurückkom­
men. Wir haben gesehen, daß dadurch einige Landeskri­
minalämter (Baden-Württemberg, Bayern, Niedersach­
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saar­
land) die Befugnis erhalten haben, in sektoralen Berei­
chen über eingehende Ersuchen ohne Einschaltung der 
Justiz zu befinden. Dabei sieht auch die Zuständigkeits­
vereinbarung einen Katalog von Ausnahmen der Übertra­
gung vor, der allerdings noch überschaubar ist. Vielleicht 
wäre viel Streit vermieden worden, wenn es die Richtli­
nien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 



Angelegenheiten vom 15. 1. 1959 nicht gäbe. Auch diese 
Richtlinien stellen nämlich wie die Zuständigkeitsverein­
barung einen Staatsvertrag zwischen Bund und Ländern 
dar, denn die Vereinbarung über den Erlaß und die In­
kraftsetzung der RiV ASt beginnt: »Die Bundesregierung 
und die Landesregierungen vereinbaren ... «. Dieser 
neue, gegenüber der Zuständigkeitsvereinbarung von 
1952 jüngere Staatsvertrag steht mit eben dieser Zustän­
digkeitsvereinbarung in Widerspruch, so daß sich die ei­
nen auf die RiV ASt, die anderen auf die Zuständigkeits­
vereinbarung berufen. Ich meine, der jüngere Vertrag 
löst den älteren ab, alles andere entbehrt der Begrün­
dung. 

Nach Nr. 163 Abs. 2 der RiV ASt darf das Bundeskrimi­
nalamt als deutsches Zentralbüro der IKPO-Interpol 
Rechtshilfeersuchen durch ausländische Behörden ver­
mitteln (ausgehende Ersuchen) oder Rechtshilfe leisten 
(eingehende Ersuchen), und zwar in drei Bereichen: 

a) zur Durchführung von Fahndungsmaßnahmen, 
b) in Verfahren zur Feststellung der Identität einer Per­

son und 
c) durch Erteilung von Auskünften aus eigenen U n-

terlagen. 

Soll nach Nr. 163 Abs. 3 RiV ASt ein Rechtshilfeersuchen 
anderer Art als in Abs. 2 beschrieben über das Bundes­
kriminalamt an eine ausländische Justizbehörde gerichtet 
werden, so hat die Justiz- oder Verwaltungsbehörde, von 
der das Ersuchen ausgeht, die Entscheidung der obersten 
Justiz- oder Verwaltungsbehörde herbeizuführen. 

Nun klammern sich also die einen an die Zuständigkeits­
vereinbarung, die anderen an die RiVASt und haben da­
mit Rechtsfragen aufgeworfen, von denen nur einige bei­
spielhaft das heillose Durcheinander dartun sollen: 

- Ist durch den Staatsvertrag der RiV ASt der Staatsver­
trag Zuständigkeitsvereinbarung im Sinne der RiV ASt 
da abgeändert worden, wo Widersprüche bestehen? 

- Konnte durch die Zuständigkeitsvereinbarung den 
Ländern und damit letztlich auch den Landeskriminal­
ämtern überhaupt die Befugnis übertragen werden, 
über polizeiliche Rechtshilfe zu entscheiden? 

- Ist eine Vernehmung zur Identifizierung einer Person 
eine Maßnahme nach Nr. 163 Abs.2 oder Abs. 3 
RiVASt? 

- Gibt die RiV ASt materielle Zuständigkeiten oder re­
gelt sie nur Geschäftswegzuständigkeiten? 

- Bezieht sich Nr. 164 Abs. 2 RiVASt, wonach Ersu­
chen nur dann in Urschrift oder im festgelegten Wort­
laut weiterzugeben sind, wenn die ersuchende Behör­
de dies ausdrücklich verlangt, lediglich auf ausgehen­
de oder auch auf eingehende Ersuchen? 

- Sind bilaterale Verträge mit dem Ausland, die das 
Bundeskriminalamt als Rechtshilfepartner ausweisen, 
rechtmäßig zustande gekommen, wenn diese entspre­
chenden Formulierungen nicht mit den Innenressorts 
der Länder abgestimmt sind? 

- Ist im Falle der Wirksamkeit bilateraler Verträge das 
BKA Prüfungs- und Bewilligungsbehörde? 

- Kann im vertragslosen Bereich ein unmittelbarer Ver­
kehr zwischen deutschen und ausländischen Polizeibe­
hörden überhaupt stattfinden? 

- Wenn nur die Landeskriminalämter Prüfungs- und Be­
willigungsbehörde wären, welches LKA prüfte dann 
Ersuchen in Verfahren, in denen das BKA nach dem 
BKA-Gesetz Ermittlungszuständigkeiten hat? 

- Sind alle Ersuchen in bezug auf Österreich über die 
Justiz zu leiten, weil der deutsch-österreichische 
Rechtshilfevertrag lediglich die Beziehungen zwischen 
den Justizbehörden regelt? 

- Gilt das Erfordernis der verbürgten Gegenseitigkeit 
nur für die über Nr. 163 Abs. 2 RiVASt hinausgehen­
den Ersuchen oder für den gesamten Bereich der Un­
terstützung in justitiellen Verfahren? 

- Kann auf das Erfordernis der Verbürgung der Gegen­
seitigkeit verzichtet werden und ggf. in welchen Fäl­
len? 

- Sind alle Fahndungsersuchen, also auch solche, die 
der Ausschreibung bedürfen, den Generalstaatsanwäl­
ten vorzulegen? 

- Sind alle Fälle des illegalen internationalen Waffen­
und Rauschgifthandels Fiskaldelikte, die dem Bundes­
ministerium für Finanzen vorzulegen sind? 

- Ist Rechtshilfe auch den Staaten zu leisten, die der 
IKPO-Interpol nicht angeschlossen sind? 

- Darf das BKA, wenn es das überhaupt darf, bei der 
Erteilung von Auskünften aus eigenen Unterlagen 
auch Auskünfte mitteilen, die es z. B. auf Anfrage 
vom Bundeszentralregister oder anderen Behörden er­
halten hat? 

- Dürfen vom BKA internationale polizeiliche Ersu­
chen um Durchführung präventiver Maßnahmen aus­
geführt werden? 

- Gibt § 10 BKA-Gesetz dem BKA materielle Zustän­
digkeiten oder regelt er lediglich einen Geschäftsweg? 

- Hat das Bundeskriminalamt im Rahmen der Rechts­
hilfe weitere Rechte als die Befugnis zur Übersetzung 
und zum Frankieren der Briefe? - Das übrigens, 
aber auch nur das, wird dem BKA in selten gesehener 
Einmütigkeit zugestanden-. 

Alle diese Fragen, deren Beantwortung für die Praxis 
von essentieller Bedeutung ist, werden auch einem Gre­
mium hochqualifizierter Juristen große Schwierigkeiten 
bereiten. Nur gut, daß die Praxis die Bedenken, die sich 
aus dem Fragenkatalog ergeben, weitgehend zurückstellt, 
sonst könnte sie nicht, wie es immer wieder gefordert 
wird, so einfach und schnell wie möglich handeln. Wir 
sollten uns die Regelung aus dem Zusatzprotokoll zum 
Grundvertrag vom 21. 12. 1972 zu eigen machen, den 
Rechtshilfeverkehr so einfach und zweckmäßig wie mög­
lich zu regeln (Roggemann, Strafrechtsanwendung und 
Rechtshilfe zwischen beiden deutschen Staaten, S. 59). 
Selbst wenn man einmal alle Rechtsfragen im Sinne einer 
Prüfungs- und Bewill~gungsbefugnis für die Landeskrimi­
nalämter entscheidet, so sind doch folgende praktische 
Bedürfnisse zu berücksichtigen, die eindeutig für eine 
Zentralstelle - welche auch immer - sprechen: Wir 
können es uns nicht leisten, dem Ausland gegenüber 
nicht als ein, sondern als elf Vertragspartner aufzutreten, 
ganz abgesehen von den Kosten, die für elf Prüfungs­
und Bewilligungsbehörden mit luxuriösen Übersetzungs­
büros, rund um die Uhr besetzt, anfallen. Der Rechtshil­
feverkehr mit dem Ausland erfordert eine gleichartige 
Behandlung der Ersuchen und die Anwendung einheitli­
cher Grundsätze. Das Ausland hat schon bisher häufig 
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die unterschiedliche Belumdlung gleichgearteter Ersu­
chen durch die Justizbehörden der Länder beklagt. 

Im Unterschied zu den justitiellen Ersuchen, die sich im 
allgemeinen auf ein bestimmtes Verfahren oder einen 
Verfahrenskomplex erstrecken und zwischen zwei Be­
hörden erledigt werden können, setzen die polizeilichen 
Unterstützungshandlungen im Rechtshilfeverkehr häufig 
ein Zusammenwirken zwischen der Polizei des Bundes 
und eines Landes bzw. mehrerer oder aller Länder vor­
aus. Ein aus dem Ausland eingehendes Fahndungsersu­
chen ist z. B. weder ausschließlich eine Angelegenheit 
des Bundeskriminalamtes, welches die Ausschreibung 
veranlaßt, noch allein Sache der Länderpolizeien, die die 
zur Festnahme des Gesuchten erforderlichen Maßnah­
men treffen. Die polizeilichen Rechtshilfehandlungen . 
stellen insoweit ein unteilbares Ganzes dar und betreffen 
die gesamte inländische Polizei. Insoweit läßt sich eine 
genaue Aufgabenabgrenzung zwischen dem Bundeskri­
minalamt und den Landeskriminalämtern nicht vorneh­
men. In der Praxis könnte eine Dezentralisierung der 
Rechtshilfebefugnisse dazu führen, daß das B.undeskri­
minalamt oder eine andere zentrale Stelle einer ausländi­
schen Suchbehörde mitteilen muß, nach dem gesuchten 
Rechtsbrecher R. werde in Wiesbaden und München ge­
fahndet, nicht dagegen in Mainz und Bonn. Auch muß 
wohl vermieden werden, daß z. B. ein Ersuchen einer 
ausländischen Polizeibehörde um Vernehmung mehrerer 
Zeugen in verschiedenen Bundesländern dahingehend be­
schieden wird, daß zwei Zeugen vernommen, die beiden 
anderen jedoch unberücksichtigt bleiben müßten, da sie 
in einem anderen Bundesland leben. 

Die Frage der Nominierung der Zentralstelle bitte ich im 
Hinblick auf § 10 BKA-Gesetz und die »Doktrin der Na­
tionalen Zentralbüros« zu entscheiden, die hier sagt: 
»Die mit Interpol-Aufgaben betraute Organisationsein­
heit muß bei Angelegenheiten der Zusammenarbeit, die 
auf ihr Ersuchen von anderen Dienststellen bearbeitet 
werden, eine bestimmte Kontrolle ,in materieller Hin­
sicht' ausüben können.« Wir haben gesehen, daß sie vor 
allem eine VerbindungssteUe ist. Es ist jedoch ein Unter­
schied, ob man eine Verbindung sicherstellt oder nur als 
Briefkasten dient. In der Tat ist es angezeigt, daß derje­
nige, der praktisch gegenüber dem Ausland die Verant­
wortung für die Zusammenarbeit trägt, auch über die 
Mittel verfügt, dieser Verantwortung nachzukommen, 
und infolgedessen eine gewisse Aufsicht über die Art und 
Weise ausüben kann, in der die Angelegenheiten behan­
delt werden, die nach Bearbeitung durch die anderen 
Dienststellen über seinen Kanal geleitet werden. 

Neben, dieser Forderung nach einer Zentral stelle steht 
aber noch eine an die Justiz zu richtende, ebenso wesent­
liche offen, nämlich folgende: Statten Sie die Polizei als 
Ihr Unterstützungsorgan im Rahmen der internationalen 
Verbrechensbekämpfung so aus, wie die Polizei in inner­
staatlichen Ermittlungsverfahren zu handeln befugt ist. 
Diese Forderung scheint mir keine, übermäßige, und sie 
allein kann alle Mängel des derzeitigen Rechtshilfever­
kehrs heilen. Es besteht kein Grund, der Polizei in inter­
nationalen Unterstützungshandlungen nicht das gleiche 
Vertrauen entgegenzubringen, das die Polizei seitens der 
Justiz in innerstaatlichen justitiellen Verfahren genießt. 
Die Schaffung eines weit über die RiV ASt hinausreichen­
den, unmittelbaren Rechtshilfeverkehrs mit dem Ausland 
in Ermittlungsverfahren lediglich für die Polizeibehörden 
steht nicht im Widerspruch zu einem der wichtigsten 
Grundsätze des Strafprozeßrechts, nach dem das Ermitt­
lungsverfahren eine Einheit bildet. Diese Einheit bleibt 

44 

durch ein jederzeitiges Eingriffsrecht des Staatsanwalts 
oder der Justiz schlechthin erhalten. Das Verfahren wird 
dadurch keinesfalls in ein.polizeiliches und ein staatsan­
waltschaftliches Ermittlungsverfahren aufgespalten. Die 
Leitung des Ermittlungsverfahrens bleibt bei der Staats­
anwaltschaft. Dies gilt auch dann, wenn die Polizeibeam­
ten im ersten Zugriff tätig geworden sind und ihre Vor­
gänge noch nicht der Staatsanwaltschaft ,gemäß § 163 
Abs. 2 Satz 1 StPO übersandt haben. Die Regelungen im 
Gesetzentwurf über die . Internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen (IRG) sollte also in diesem Bereich vom bis­
herigen schwerfälligen und zudem nur mit Zweifelsfragen 
belasteten Rechtszustand abweichen. Der Umfang der 
neuen polizeilichen Befugnisse sollte so bemessen sein, 
daß die Polizei in die Lage versetzt wird, ihrem gesetzli­
chen Auftrag auch im Verhältnis zum Ausland selbstän­
dig nachzukommen. Es muß ihr rechtlich möglich sein, 
in den von ihr bearbeiteten Angelegenheiten ohne Beteili­
gung anderer Behörden über Rechtshilfeersuchen zu ent­
scheiden, die nicht nur Fahndungsmaßnahmen, Identifi­
zierungen von Personen. sowie Auskünfte aus eigenen 
Unterlagen betreffen, sondern darüber hinaus 

- polizeiliche Vernehmungen, 

- Auskünfte aus polizeifremden Unterlagen 
(Handelsregister, Zentralregister usw.), 

- sowie bei Gefahr im Verzuge 
Durchsuchungen, Sicherstellungen, Beschlagnahmen 
und andere Arten der Beweissicherung (z. B. Spuren­
sicherung) zum Gegenstand haben. 

Ich wiederhole damit eine der Forderungen der Fach­
kommission »Verbesserung der internationalen polizeili­
chen Zusammenarbeit« der AG Kripo aus dem Jahre 
1973. 
Nun noch eine abschließende Bemerkung zu dem äußerst 
wichtigen kleinen polizeilichen Grenzverkehr, also dem 
unmittelbaren polizeilichen Dienstverkehr zwischen den 
an einer gemeinsamen Grenze gelegenen deutschen und . 
ausländischen Dienststellen. Diese Zusammenarbeit, die 
dank des immensen Einfallsreichtums der in den Grenz­
räumen tätigen Beamten kaum für möglich gehaltene Per­
fektion erlangt hat, muß weiter erleichtert und endlich le­
galisiert werden. Legal ist' sie nämlich lediglich im Ver­
hältnis zu Belgien, allerdings in sehr beschränktem Um­
fang. 

Bei dem kleinen polizeilichen Grenzverkehr müßten 
folgende Maßnahmen mit einer Rechtsgrundlage verse­
hen werden: 

- Mitwirkung bei Fahndungen aus aktuellem Anlaß, zur 
Überprüfung von Personalien, Objekten und An­
schriften, 

- Auskunftserteilungen aus den örtlichen Unterlagen 
oder den jeweiligen Fahndungshilfsmitteln, 

- Austausch' von erkennungsdienstlichem Material aller­
dings nur bei Gefahr im Verzuge, da andernfalls die 
bei den LKÄ und beimBKA vorhandenen vollständi­
geren Unterlagen unberücksichtigt bleiben würden, 

- wechselseitige Teilnahme an Ermittlungshandlungen 
(ohne Exekutivbefugnisse) bei Fällen von nur regiona­
ler Bedeutung, 

- grenzüberschreitende Nacheile bei Verfolgungen und 
grenzüberschreitende Observation von VerdäChtigen 
in Eilfällen unter umgehender Verständigung der aus­
ländischen Polizeidienststellen, in anderen Fällen un­
ter Hinzuziehung der zuständigen ausländisch~n Be­
amten, 



- Absprachen über gemeinsame Maßnahmen benach­
barter Polizeidienststellen, insbesondere Festlegung 
von Alarmkalendem und Alarmfahndungsmaßnah­
men, 

- Einführung gemeinsamer nachrichtentechnischer Ein­
richtungen. 

Allerdings müßte bei dem kleinen polizeilichen Grenz­
verkehr sichergestellt werden, daß es nicht zu einer un-

kontrollierten Zusammenarbeit einer Vielzahl kleinerer 
Polizeidienststellen kommt. 

Ich fürchte, meine Ausführungen haben Sie verwirrt, zu­
gleich aber hoffe ich, daß Sie erstaunt sind, erstaunt dar­
über, daß angesichts der unglaublichen Schwierigkeit und 
des Rechtswirrwarrs in dieser Materie eigentlich doch 
noch so viel - mehr als 10 000 Vorgänge im Monat alleifi· 
im BKA - erledigt wird. Das sollte uns hoffen lassen. 
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Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft 
und Polizei bei der Aufklärung von 
Staatsschutzdelikten 
Siegfried Buback 

Zusammenfassung: Die Zusammenarbeit zwischen 
Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Aufklärung von 
Staatsschutzdelikten ist gut und erfolgreich. 

Bundesanwaltschaft und Polizei haben sich stets als ein­
ander zugeordnete Einheiten gefühlt. die aufeinander an­
gewiesen sind. Es bestand dabei überhaupt kein Zwe(fel. 
daß der Staatsanwalt die strafrechtlichen Ermittlungen 
von Anfang an verantwortlich zu leiten hat. Die Beamten 
der Bundesanwaltschaft nehmen diese Leitungsbefugnis 
stets wahr. Sie verschaffen der Polizei die Möglichkeit. 
ungestört zu ermitteln. sind ihr jederzeit erreichbare ver­
läßliche Berater und stellen sich. wo nötig. schützend vor 
die unter ihrer Verantwortung tätigen Polizeibeamten. Sie 
geben ihnen Raum zu selbständiger kriminalististischer 
und kriminaltaktischer Entfaltung. d. h. sie erkennen die 
besondere Sachkunde der Polizei auf deren ureigenen Ge­
bieten vorbehaltlos an. Die Polizeibeamten akzeptieren 
die Bundesanwälte als ihre Partner bei einer gemeinsa­
men Aufgabe und fühlen sich gewiß nicht als bloße 
»Hilfsarbeiter«. Sie wissen vielmehr genau. daß diese 
Partnerschaft auch von der Bundesallwaltschaft voll an­
erkannt wird. 

Aus der Sicht der im Bereich des Staatsschutzes tätigen 
Strafverfolgungsbehörden erscheint eine Neuregelung des 
Verhältnisses von Polizei und Staatsanwaltschaft nicht 
geboten und auch nicht wünschenswert. 

Mit dem Deutschen Richterbund halte ich die von den Ju­
stiz- und 11lnenministern des Bundes und der Länder ver­
abschiedeten Leitsätze *) zur Neugestaltung des Verhält­
nisses von Polizei und Staatsanwaltschaft nicht für eine 
geeignete Grundlage für gesetzliche Regelungen. 

Die volle und alleinige Verantwortung der Staatsanwalt­
schaft für das gesamte strc(frechtliche Ermittlungsverfah­
ren muß erhalten bleiben, Das ergibt sich zwingend aus 
der verfassungsrechtlich abgesicherten Zuordnung des 
strafrechtlichen Ermittlungsvel:fahrens zur Judikative. 
Der Gesetzgeber hat dem durch das Erste Strafverfah­
rensreformgesetz eindrucksvoll Rechnung getragen, in­
dern er dem Drängen des I11nenauschusses des Bundesrats 
auf Gleichstellung von Polizei und Staatsanwaltschaft 
nicht nachgab. sondern der Staatsanwaltschaft sogar 

*) Abgedruckt im Anhang S. 147. 

neue Befugnisse beilegte. die bislang nur dem Richter zu­
standen. 

Wir sollten uns hüten. die Stellung der Staatsanwaltschaft 
und damit die Justizförmigkeit des Ermittlungsverfahrens 
auch nur in Frage zu stellen. Die Verwirklichung der The­
sen wäre dazu der erste Schritt. 

Als ich die ehrenvolle Anfrage erhielt, ob ich bereit sei, 
auf dieser Tagung über die Zusammenarbeit von Staats­
anwaltschaft und Polizei im Bereich der Staatsschutzde­
likte zu sprechen, habe ich mit Freude zugesagt. In vie­
len Jahren gemeinsamer Arbeit vor Ort habe ich Erfolge 
und Mißerfolge mit den Beamten des Bundeskriminalam­
tes, insbesondere mit der alten, nun schon beinahe legen­
dären Sicherungsgruppe und den Polizeibeamten der 
Länder geteilt. Ich kenne die Sorgen der Staatsanwalt­
schaft und der Polizei aus eigener, teils auch schmerzli­
cher Erfahrung, beobachte aufmerksam und prüfe sorg­
fältig, was der gemeinsamen Aufgabe Schaden zufügen 
könnte und versuche, die Wirkungs breite von Staatsan­
waltschaft und Polizei im Bereich der inneren und äuße­
ren Sicherheit zum Wohl der Bürger unseres Landes 
ständig zu steigern. Denn es kann überhaupt kein Zweifel 
daran bestehen, daß hier von der Zusammenarbeit zwi­
schen den Staatsanwälten und den Polizeibeamten Ent­
scheidendes abhängt. 

Totzdem habe ich mich gefragt, was wohl den Initiator 
dieser Arbeitstagung letztlich veranlaßt hat, gerade das 
Thema »Zusammenarbeit· von Staatsanwaltschaft und 
Polizei bei der Aufklärung von Staatsschutzdelikten« zur 
Diskussion zu stellen, denn im großen und ganzen dürfen 
wir doch mit den Ergebnissen, die Polizei und Staatsan­
waltschaft bei der Aufklärung von Staatsschutzdelikten 
gemeinsam erzielt haben, zufrieden sein. Nun, ein wenig 
wird erwartet werden, daß der Generalbundesanwalt vor 
diesem Zuhörerkreis der Polizei ein ebenso gutes Zeugnis 
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ausstellt wie es vor ihm schon der Bundesminister des In­
nern und der Bundesminister der Justiz getan haben. Und 
in der Tat, es ist kein Grund vorhanden, daß die Bundes­
anwaltschaft dort mit Lob spart, wo sie sich sonst auch 
nicht scheut, sich schützend vor ihre Mitarbeiter von der 
Polizei zu stellen, mag dann auch im konkreten Fall diese 
Funktion als eine Art Blitzableiter wirken. Um so mehr 
freut es mich, wenn die Pqlizei nicht nur von der Staats­
anwaltschaft, sondern auch von dritter Seite, sei es durch 
»ministerielle laudatio«, sei es gar durch einen demon­
strativen Besuch des Bundeskanzlers, die ihr gebührende 
Achtung und Anerkennung erfährt, weiß ich doch, wie 
sehr bei der heutigen Anspannung und Streßsituation auf 
dem Ermittlungssektor die Strafverfolgungsbehörden und 
ihre Bediensteten - ich nehme die Staatsanwälte hier 
nicht aus - eines solchen Auftriebs bei ihrer schwierigen 
Aufgabe bedürfen. Viele von ihnen haben sich trotz per­
sönlicher Gefährdung weit über das zumutbare Maß hin­
aus eingesetzt und in ihrem persönlichen Bereich Opfer 
an Freizeit, Familienleben und Gesundheit gebracht. Be­
sonderer Dank gebührt den Familienangehörigen, die 
verständnisvoll oder zähneknirschend diese Last mitge­
tragen haben. Wir können heute mit Genugtuung sagen, 
daß sich diese Opfer für unser Volk gelohnt haben. 
Beunruhigende Einbrüche in die gegnerische Spionagetä­
tigkeit und Verwirrung und Unsicherheit verbreitende 
Zugriffe gegen terroristische Gewalttäter und ihre Hel­
fershelfer haben die Bundesrepublik Deutschland siche­
rer gemacht. Ich hätte mit für alle, denen diese Erfolge 
zu danken sind, gewünscht, daß ihnen eher und vielleicht 
auch deutlicher von maßgeblichen Stellen Solidarität und 
Dank signalisiert worden wäre. Eine solche öffentliche 
Ermutigung mitten in der Brandung hätte sicherlich eine 
große, nicht zu unterschätzende Hilfe bed~utet. 

Doch so wichtig dieser Punkt aus psychologischer und, 
wenn Sie wollen, auch aus menschlicher Sicht sein mag, 
er allein rechtfertigt die Position des Themas auf der Ta­
gesordnung noch nicht. Ausschlaggebender war wohl die 
allseits bekannte, immer wieder von neuem aufgegriffene 
Diskussion um eine Neuordnung des Verhältnisses von 
Staatsanwaltschaft und Polizei, und da erscheint es mir 
nur recht und billig, auch den Generalbundesanwalt über 
seine Auffassung zu befragen und ihn zu veranlassen, 
Farbe zu bekennen. Mag ich mich davor auch grundsätz­
lich nicht scheuen, so fürchte ich doch, Sie etwas enttäu­
schen zu müssen. Denn, um es vorweg zu sagen, mir gibt 
die Problematik einer sinnvollen Zusammenarbeit nicht 
Anlaß, die Forderung nach irgendeiner Reform zu erhe­
ben. Meine vielleicht zu pragmatische, von manchen gar 
als antiquiert empfundene Auffassung von der »Zu­
sammenarbeit« fußt ganz auf der gegenwärtigen gesetzli­
chen Grundlage. Sie läßt sich sicherlich auch auf einer 
veränderten Basis aufrechterhalten, vorausgesetzt, man 
schüttet das Kind nicht mit dem Bade aus. Kurzum, 
nicht die kodifizierten Regelungen, welcher Art auch im­
mer, gewährleisten die notwendige Effizienz der Zusam­
menarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei. Ent­
scheidend ist vielmehr der gemeinsame feste Wille zur 
uneingeschränkten Fortsetzung der Bemühungen, eine 
beiderseits engagierte, bestmögliche Strafverfolgung auf 
dem Boden des Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Strafprozeßordnung zu betreiben und so zur Festigung 
und Gewährleistung des inneren Friedens sowie der inne­
ren und äußeren Sicherheit der Bundesrepublik beizutra­
gen. Und wenn ich in dieser meiner Meinung noch 
schwankend gewesen wäre, so hätte mich die gestrige 
»Diskussion« von ihrer Richtigkeit vollends überzeugt. 
Aber darauf will ich später eingehen. 
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Lassen Sie mich zunächst die Punkte ansprechen, die mir 
in erster Linie für die Praxis der Zusammenarbeit wichtig 
erscheinen. Es fällt auf, daß der von mir zu behandelnde 
Tagesordnungspunkt in den zur Vorbereitung dieser Ta­
gung versandten Papieren nicht einheitlich umschrieben 
ist. Einmal wird von der Zusammenarbeit der Staatsan­
waltschaft und Polizei bei der Bekämpfung von Staats­
schutzdelikten, in der »amtlichen Begründung« aber von 
der Zusammenarbeit von Polizei und Staatsanwaltschaft 
bei der Aufklärung von Staatsschutzdelikten gesprochen. 
Ich erwähne dies deshalb, weil eine gute Zusammenar­
beit eine einheitliche und eindeutige Sprache im Innen­
verhältnis und nach außen voraussetzt. Wenn man über­
haupt von der Bekämpfung von Staatsschutzdelikten 
sprechen kann, ohne die deutsche Sprache zu vergewalti­
gen, werden wir damit unter uns Fachleuten nur die 
Präventivtätigkeit von Polizei und Verfassungsschutz, 
nicht aber eine Aktivität der Staatsanwaltschaften verste­
hen können. Wenn wir die gemeinsame Strafverfolgungs­
aufgabe von Staatsanwaltschaft und Polizei meinen, müs­
sen wir von der Aufklärung von Staatsschutzdelikten 
sprechen. Bezeichnen wir diese Tätigkeit als »Be­
kämpfung von Staatsschutzdelikten«, dann arbeiten wir 
möglicherweise unseren Gegnern in die Hände, die auf 
die Erlangung des »Kombattantenstatus« erpicht sind. 
Ähnlich verhält es sich mit der Verwendung von Begrif­
fen wie »Sympathisant« und »politische Straftat« statt 
Gehilfe, Helfershelfer und politisch motivierte Straftat. 
Diese Beispiele stehen für viele andere. Sprachdisziplin 
ist eine Voraussetzung guter Zusammenarbeit. 

Staatsanwaltschaft und Polizei können ihre gemeinsame 
Aufgabe nur erfolgreich bewältigen, wenn Staatsanwälte 
und Polizeibeamte ohne Rücksicht auf die Besoldungs­
gruppe von dem Wunsch beseelt sind, sich in der Hinga­
be an ihren Beruf, in Sachkunde, Standfestigkeit, Ent­
schlossenheit, Opferbereitschaft, Begeisterungsfähigkeit, 
Phantasie und Kooperationsbereitschaft von niemandem 
übertreffen zu lassen. Hierzu gibt es sowohl bei der Poli­
zei als auch unter den Staatsanwälten zahlreiche Vorbil­
der, denen alle nacheifern sollten. Es besteht gar kein 
Anlaß, die Hände in den Schoß zu legen und auf unseren 
Lorbeeren auszuruhen. Die Aktivitäten unserer Gegner 
werden schon bald wieder sichtbar werden., Wir müssen 
vorbereitet sein. Staatsanwaltschaften und die Ermitt­
lungsgruppen der Polizei müssen deshalb weiter verstärkt 
werden. Dies ist aber auch deshalb nötig, damit es künf­
tig infolge Personalmangels nicht zu höchst unerwünsch­
ten Verzögerungen der Ermittlungen kommt. Hier sind 
viele Wünsche offen. Ich bitte die Justizminister und Ju­
stizsenatoren der Länder, die Zahl aer im Staatsschutz 
eingesetzten Staatsanwälte zu steigern, ihre Arbeitsbe­
dingungen und Aufstiegsmöglichkeiten zu verbessern und 
sich bei den Innenministern und Innensenatoren für ent­
sprechende Maßnahmen im Polizei bereich zu verwen­
den. 

Eine weitere wesentliche Voraussetzung für eine reak­
tionsschnelle Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Staatsanwaltschaft ist ein rascher und vollständiger Aus­
tausch aller im Bereich der inneren und äußeren Sicher­
heit angefallenen Informationen. Er schafft eine verläßli­
che Grundlage für die im Rahmen der Strafverfolgung im 
konkreten Fall zu treffenden Entscheidungen. Darum ist 
in den letzten Jahren hart gerungen worden. Sowohl im 
Verhältnis des Bundeskriminalamtes zu den Landeskri­
minalämtern als auch hinsichtlich des Informationsaus­
tauschs zwischen der Bundesanwaltschaft und den Lan­
desstaatsanwaltschaften wie auch in Bezug auf den 



Nachrichtenfluß zwischen den Staatsanwaltschaften und 
den Polizeidienststellen sind bedeutende Fortschritte er­
zielt worden. Hier sind alle Beteiligten um der gemeinsa­
men Sache willen über ihren eigenen Schatten gesprun­
gen. Heute ist undenkbar, daß Informationen aus sach­
fremden Erwägungen zurückgehalten werden, wie dies 
früher einmal vorgekommen sein soll. Dennoch bleibt 
auf dem Gebiet des Informationsaustausches noch man­
ches zu tun. Wir sollten nicht zögern, die noch offenen 
Fragen anzugehen. Dabei müssen wir uns aber immer be­
wußt bleiben, daß der Informationsaustausch dort seine 
unüberwindbare Schranke hat, wo das Gesetz die Weiter­
gabe bestimmter Erkenntnisse untersagt. Schließlich soll­
ten wir sorgfältig darauf achten, daß Sinn und Zweck 
dieser wichtigen Koordinierungsmaßnahme nicht durch 
einen allzu breiten Informationsfluß gefährdet werden. 

An dieser Stelle möchte ich eine Bemerkung zum Um­
gang mit der Presse einfügen. Wir alle wissen, daß Er­
mittlungsverfahren, in denen es um Spionage oder terro­
ristische Gewaltakte geht, für die Journalisten von höch­
stem Interesse sind. Wir müssen auch Verständnis dafür 
haben, daß ein Journalist möglichst schnell und vor sei­
nen Kollegen berichten möchte. Um dieses Ziel zu errei­
chen, wird er manches wagen. Ich bitte Sie sehr herzlich, 
darauf in jeder Phase des Ermittlungsverfahrens und ins­
besondere dann zu achten, wenn Sie einen »guten Draht« 
zur Presse haben und glauben, diesen pflegen zu müssen. 
Das Bundeskriminalamt verweist in den von der Bundes­
anwaltschaft geführten Ermittlungsverfahren Journali-

. sten ausnahmslos nach Karlsruhe, und wir sind bisher gut 
damit gefahren. Bei allem Verständnis für den journalisti­
schen Jagdeifer können wir nicht darauf verzichten, ei­
nen Zugriff oder zu Anschlußrnaßnahmen führende Er­
kenntnisse geheimzuhalten, um den Sa~hverhalt in vol­
lem Umfange aufzuklären und alle Tatbeteiligten fassen 
zu können, ehe sie sich einer Strafverfolgung durch die 
Flucht entzogen oder Tatspuren und andere Beweismittel 
vernichtet haben. Wir alle müssen der Geheimhaltung 
unserer Ermittlungsergebnisse mehr Aufmerksamkeit 
widmen. Der Umstand, daß wir wiederholt Einzelheiten 
eines eben erst gewonnenen Ermittlungsergebnisses am 
nächsten Morgen in der Zeitung nachlesen konnten, er­
schwert nicht nur die Strafverfolgung, er kann auch zu 
einer Vertrauenskrise führen, die Staatsanwaltschaft und 
Polizei lähmt. Es muß deshalb auch dafür gesorgt wer­
den, daß Polizeibeamte und Staatsanwälte künftig bei In­
diskretionen aus laufenden Ermittlungsverfahren gar 
nicht erst in falschen Verdacht geraten. 

Da der Staatsanwalt die volle Verantwortung für das Er­
mittlungsverfahren trägt, liegt auch bei ihm die Entschei­
dung, ob, wann und in welchem Umfang Erkenntnisse 
aus laufenden Ermittlungsverfahren der Presse mitgeteilt 
werden. Er allein ist die »kompetente Stelle«, bei der ein 
verantwortungsbewußter Journalist verläßlich Auskunft 
über mögliche schädliche Folgen einer von ihm beabsich­
tigten Veröffentlichung bekommen kann. 

Seit dem 20. September 1976, dem Inkrafttreten des sog. 
Anti-Terrorgesetzes vom 18. August 1976, ist der Gene­
ralbundesanwalt nunmehr auch zentrale Staatsanwalt­
schaft für die Verfolgung von Straftaten der Gründer, 
Rädelsführer, Mitglieder und U nterstützer schwerkrimi­
neller Vereinigungen im Sinne von § 129a StGB. Die po­
litische Führung und der Gesetzgeber erhoffen sich von 
dieser Regelung eine weitere Stärkung der in diesem Be­
reich zum Schutze der inneren Sicherheit erforderlichen 
Strafverfolgungsmaßnahmen. Die Bundesanwaltschaft 
wird sich mit allen ihr zur Verfügung stehenden Kräften 

bemühen, diesen Vertrauensbeweis zu rechtfertigen. Zur 
Erfüllung ihrer neuen Aufgabe bedarf sie verstärkt der 
engagierten Unterstützung durch das Bundeskriminalamt, 
die Landeskriminalämter und alle anderen facherfahre­
nen Polizeidienststellen. Dies wird sich um so leichter 
verwirklichen lassen, als die zentrale Zuständigkeit des 
Generalbundesanwalts auch ein Petitum der Polizei war. 
Die Aufklärung von Delikten gegen die innere Sicherheit 
verspricht nur Erfolg, wenn sie auf breiter Basis durchge­
führt werden kann. Sie erfordert subtile Kenntnis der 
örtlichen Situation, größtmögliche Nähe zum Tatort und 
eine jederzeit in Ortsnähe verfügbare Präsenz geeigneter 
Ermittlungsgruppen. Das Bundeskriminalamt ist perso­
nell nicht in der Lage, die im Rahmen der neuen zentra­
len Ermittlungsbefugnis des Generalbundesanwalts anfal­
lenden Aufgaben allein zu bewältigen. Es ist deshalb not­
wendig, daß die Landeskriminalämter ebenso wie das 
Bundeskriminalamt zur Bundesanwaltschaft in enge Part­
nerschaft treten. Ich wünsche mir, daß die bereits beste­
henden Verbindungen weiter ausgebaut und die N ach­
richtenwege verkürzt werden. Bei der Bundesanwalt­
schaft sind ein mit Entscheidungsvollmacht ausgestatte­
ter Staatsanwalt, sowie meist auch der Abteilungsleiter 
für Staatsschutzstrafsachen und der Generalbundesan­
walt rund um die Uhr ansprechbereit. Jeder Polizeibeam­
te, der ein in die Zuständigkeit der Bundesanwaltschaft 
fallendes Verfahren bearbeitet, muß dies wissen und soll 
sich dieses Partners bedienen, wann, wo und so oft er 
auch immer dessen Hilfe bedarf. Der Generalbundesan­
walt und seine Beamten werden künftig verstärkt Mög­
lichkeiten zu Kontakten mit der Polizei wahrnehmen. 
Die Erfahrungen der Staatsanwälte in Hauptverhandlun­
gen gegen Spione und terroristische Gewalttäter müssen 
auch bei der polizeilichen Ermittlungstätigkeit berück­
sichtigt werden. Schließlich versprechen sich die Staats­
anwälte eine wertvolle Bereicherung, wenn sie sich künf­
tig mehr als bisher mit den modernsten Methoden poli­
zeilicher Ermittlungstätigkeit vertraut machen können. 
Im übrigen sollten Polizei be am te und Staatsanwälte jede 
Gelegenheit nutzen, sich bei gemeinsamer Ermitdungstä­
tigkeit zusammenzuraufen.· Es versteht sich von selbst, 
daß Staatsanwälte und Polizei beamte bei ihren Ermitt­
lungen durch Einsatz technischer Hilfsmittel in jedem 
nur denkbaren Umfange unterstützt und entlastet werden 
müssen. Die elektronische Datenverarbeitungsanlage des 
Bundeskriminalamtes wird bis zur Grenze ihrer Lei­
stungsfähigkeit gesteigert und befähigt werden müssen, 
bei der Bereitstellung von Informationen permanent sol­
che Spitzenleistungen zu erbringen, wie das die 
Kriminaltechnik des Bundeskriminalamtes unter Einsatz 
modernster Untersuchungsverfahren bereits seit vielen 
Jahren tut. 

Ich kann meine Ausführungen über die Zusammenarbeit 
von Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Aufklärung 
von Staatsschutzdelikten nicht schließen, ohne auf die 
beabsichtigte Neuordnung des Verhältnisses von Staats­
anwaltschaft und Polizei einzugehen. Bei der Aufklärung 
von Straftaten gegen die innere und äußere Sicherheit 
der Bundesrepublik haben sich Bundesanwaltschaft und 
Polizei stets als einander zugeordnete Einheiten gefühlt, 
die aufeinander angewiesen sind. Es bestand dabei über­
haupt kein Zweifel, daß der Staatsanwalt die strafrechtli­
chen Ermittlungen von Anfang an verantwortlich zu lei­
ten hat. Die Beamten der Bundesanwaltschaft nehmen 
diese Leitungsbefugnis stets wahr. Sie verschaffen der 
Polizei die Möglichkeit, ungestört zu ermitteln, sind ih­
nen jederzeit erreichbare verläßliche Berater und stellen 
sich schützend vor die unter ihrer Leitung tätigen Polizei-
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beamten. Sie geben ihnen Raum zu selbständiger krimi­
nalistischer und kriminal taktischer Entfaltung, d. h. sie 
erkennen die besondere Sachkunde der Polizei auf deren 
ureigenen Gebieten, z. B. der Fahndung etc. vorbehaltlos 
an, lassen sich hier beraten und sogar führen, wenn ihnen 
dies förderlich erscheint, ohne sich der Leitungsbefugnis 
und der Gesamtverantwortung zu begeben. 

Die Polizeibeamten, so glaube ich zu wissen, akzeptieren 
die Bundesanwälte als verantwortliche Partner bei einer 
gemeinsamen Aufgabe und fühlen sich gewißt nicht als 
bloße Hilfsarbeiter. Sie wissen vielmehr genau, daß sie 
auch von der Bundesanwaltschaft als vollwertige Partner 
anerkannt werden. 

Natürlich gab es auch bei uns manchmal Kompetenz­
streitigkeiten und Konfrontationen. Sie wurden im Ge­
spräch sehr schnell überwunden. Die verständnisvolle 
Zusammenarbeit zweier Partner mit unterschiedlichen 
Befugnissen brachte Erfolge, die sich sehen lassen kön­
nen. Aus der Sicht der im Bereich des Staatsschutzes tä­
tigen Strafverfolgungsbehörden erscheint eine Neurege­
lung des Verhältnisses von Polizei und Staatsanwalt­
schaft nicht geboten oder auch nur wünschenswert. Im 
Gegenteil, manches was gestern hier gesagt wurde, 
scheint mir allenfalls geeignet, in das Getriebe dieses so 
gut funktionierenden Systems Sand zu streuen und Kom­
petenzprobleme erst heraufbeschwören. Man halte mir 
nicht entgegen, daß ich nur von der heilen Welt des 
Staatsschutzes agiere. Ich bin vielmehr der Überzeugung 
- und die verschiedenen Hinweise in den gestrigen Vor­
trägen und Diskussionsbeiträgen dürften mir Recht geben 
- daß im Prinzip auch in den meisten anderen Bereichen 
der Strafverfolgung Gleiches gilt. So bleibt mir die Fra­
ge: cui bono? Was soll's? 

Wenn Herr Gemmer - um nur eine seiner Thesen her­
auszugreifen - hier gesagt hat, der erreichte hohe natio­
nale und internationale Grad von Spezialisierung in der 
Bekämpfung des Verbrechens könne nur bei rechtlich an­
erkannter Eigenverantwortlichkeit der Polizei voll ge­
nutzt werden, so vermag ich das nicht nachzuvollziehen. 
Kein Staatsanwalt wird die Polizei an der freien Entfal­
tung' ihrer technischen Möglichkeiten und dem Einsatz 
ihrer Spezialkenntnisse hindern. Er ist doch verpflichtet, 
alle Mittel, insbesondere das modeme Potential der Poli­
zei zur Wahrheitsfindung einzusetzen und auszuschöp­
fen. 

Auch die von Herrn Sessar vorgetragenen U ntersu­
chungsergebnisse, die bereits in der Diskussion gewichti­
gen Widerspruch erfahren haben, können die Forderung 
nach einer Neuregelung des Verhältnisses von Staatsan­
waltschaft und Polizei nicht stützen. Selbst wenn bei 
einigen Staatsanwaltschaften die geschilderten beklagens­
werten Zustände herrschten, bestünde allenfalls Anlaß, 
die Staatsanwälte zur Wahrnehmung ihrer Leitungsbe-
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fugnis anzuhalten oder ihre Zahl sO zu vermehren, daß 
künftig ein solches Vakuum ausgeschlossen ist. 

Herr Wendisch hat die von den Justiz- und Innenmini­
stern des Bundes und der Länder verabschiedeten Leit­
sätze zur Neugestaltung des Verhältnisses von Polizei 
und Staatsanwaltschaft aus seiner Sicht als geeignete 
Grundlage für die angepeilte Neuordnung bewertet und 
dies durch den Hinweis unterstrichen, sie hätten inner­
halb der Justiz bislang Widerspruch nicht gefunden. Ich 
bezweifle das. Schon der Diskussionsbeitrag von Herrn 
Dr. Klinghardt hat gezeigt, daß die Thesen der staatsan­
waltschaftlichen Basis offenbar noch nicht überall be­
kannt sind. Auch ich bin bislang davon ausgegangen, daß 
die Staatsanwälte um ihre Meinung erst noch befragt 
werden sollen. Ich verweise außerdem auf den Beschluß 
der Bundesvertreterversammlung des Deutschen Richter­
bundes vom 4./5. Mai 1976, in dem die Leitsätze als 
Grundlage für eine gesetzliche Regelung abgelehnt wer­
den. 
Ich teile die Auffassung des Deutschen Richterbundes. 
Die volle und alleinige Verantwortung der Staatsanwalt­
schaft für das gesamte strafrechtliche Ermittlungsverfah­
ren muß erhalten bleiben. Das ergibt sich zwingend aus 
der verfassungsrechtlich abgesicherten Zuordnung des 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens zur Judikative, 
die durch ein einfaches Gesetz nicht beiseite geschoben 
werden kann. 

Diese Stellung des Staatsanwalts hat der Gesetzgeber zu­
letzt durch das Erste Strafverfahrensreformgesetz ein­
drucksvoll bestätigt, in dem er dem Drängen des Innen­
ausschusses des Bundesrats auf Gleichstellung von Poli­
zei und Staatsanwaltschaft nicht nachgab, sondern allein 
der Staatsanwaltschaft neue Befugnisse beilegte, die bis­
lang dem Richter zustanden. 

Wir sollten uns hüten, diese Stellung der Staatsanwalt­
schaft und damit die Justizförmigkeit des Ermittlungsver­
fahrens auch nur infrage zu stellen. Hier geht es nicht um 
Prestige oder Besitzstandswahrung. Im Mittelpunkt ste­
hen die Grundprinzipien unseres Strafprozesses, deren 
Bedeutung und Entwicklung Herr Wendisch eindrucks­
voll geschildert hat. Die Verwirklichung der Thesen wäre 
ein erster Einbruch in diesen Bereich. Von dieser Beur­
teilung ausnehmen will ichden Leitsatz Nr. 1. Er hat tat­
sächlich allgemeine Gültigkeit, bedarf aber keiner Kodifi­
zierung. Die heutige Situation der Justiz erfordert Ge­
meinsamkeit, Zusammenarbeit und Solidarität in jeder 
Hinsicht. 

Lassen Sie mich schließen mit der Versicherung, daß die 
Bundesanwaltschaft auch weiterhin die Zusammenarbeit 
mit der Polizei besonders pflegen und zu einer dem ge­
meinsamen Ziel verpflichteten engen Partnerschaft wei­
terentwickeln wird. Nur gemeinsam, wie bisher, können 
wir unsere Aufgabe erfüllen und uns gegen Angriffe und 
Verdächtigungen, an denen es auch in Zukunft nicht feh­
len wird, behaupten. 



Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft 
und Polizei bei der Bekämpfung 
von Staatsschutzdelikten 
Reinhard Rupprecht 

Zusammenfassung: 1. Die Notwendigkeit einer besonders 
engen Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei im Staatsschutzbereich ergibt sich aus spezifischen 
Eigenheiten dieses Ermittlungssektors: 

- der Organisationsbezogenheit der Staatsschutzkrimi­
nalität 

- der im Staatsschutzbereich besonders komplizierten 
Verzahnung von Prävention und Repression 

- politischer Bezüge und Konsequenzen 

- dem Dreiecksverhältnis zwischen Staatsanwaltschaft. 
Polizei und Verfassungsschutz 

- der Sicherheitsempfindlichkeit und notwendigen Ver­
trattlichkeit im Staatsschutzbereich 

- dem Umfang von Ermittlungsveljahren 

- der kämpferischen, oft organisationsbezogenen Vertei-
digwzg. 

2. Von einer Abstinenzhaltllng der Staatsanwaltschaft 
gegenüber Ermittlungen kann im Staatsschutzbereich kei­
ne Rede sein. 

3. Während im staatsanwaltschaftlichen Bereich die Er­
mittlungen in Staatsschutzsachen durch die starke Kom­
petenz des GBA weitgehend zentral gelenkt werden kön­
nen. ist die polizeiliche Ermittlungszuständigkeit viel de­
zentralisierter angelegt. Der Mangel an Parallelität 
zwischen den Positionen des GBA lind des BKA erscheint 
unzweckmäßig. ein Evokationsrecht des BKA im Interesse 
effektiverer Sachbehandlllllg erwünscht. 

4. Die insgesamt gute Zusammenarbeit zwischen Staats­
anwaltschaft und Polizei könnte weiter verbessert werden 
durch 

- konsequente Einhaltung der durch Gesetz. Ausbil­
dung. Erfahl'llllg. personelle Belastbarkeit und techni­
sche Ausstattung geprägten Rollenverteilung 

- zunehmenden Informationsverbund (PIOS. Haftdatei. 
Beschlagnahmedatei) 

- ständige gegenseitige Unterrichtung. Beratung und 
Strategieabstimmllng. 

1. Notwendigkeit besonders enger Zusammenarbeit 
im Staatsschutzbereich 

Warum die Kooperation zwischen allen für den Staats­
schutz zuständigen Kräften und Funktionsträgem beson­
ders gut organisiert, reibungslos und eng sein muß, ist 
hoffentlich leicht einsichtig zu machen. 

1.1 Organisierte Kriminalität 

Staatsschutzkriminalität ist überwiegend organisierte Kri­
minalität. Der Täter agiert in der Regel als Mitglied eines 
Kollektivs, einer inländischen oder ausländischen Organi­
sation, die nicht nur sein strafbares Handeln, sondern 
seine ganze konspirative Lebensweise diktiert und unter­
stützt. Oft steht der gesamte organisierte Apparat einer 
fremden Macht hinter ihm. Die strafverfolgende Aufklä­
rungstätigkeit darf sich daher nicht darauf beschränken, 
den Täter als das oft bloß ausführende Organ zu überfüh­
ren. Die Bekämpfung organisierter Staatsschutzkriminali­
tät erfordert die Abklärung der Organisation und ihres 
Vorgehens, ja, wenn dies rechtlich und faktisch möglich 
ist, auch ihre Zerschlagung. Die von einzelnen Mitglie­
dern der Organisation und in ihrem Auftrag begangenen 
Straftaten sind in ihrem Zusammenhang zu erkennen und 
zu ermitteln. Deshalb ist es von entscheidender Bedeu­
tung, daß solche Ermittlungen von einer Stelle geführt 
oder wenigstens gelenkt werden und daß alles in Kartei­
en, Dateien und Köpfen in Zentralstellen gespeicherte 
Hintergrundwissen und Erfahrungsgut in jedem scheinba­
ren Einzelfall genutzt werden kann. Isolierte Einzelfaller­
mittlungen sind im Staatsschutzbereich selten. In der Re­
gel sind die Ermittlungen unter Berücksichtigung der ge­
samten Staatsschutzlage und der sich daraus ergebenden 
Bekämpfungsstrategie zu führen. 
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1.2 Berücksichtigung präventiver Aspekte 

Die von der Staatsschutzkriminalität bedrohten Rechts­
güter sind zumeist von hohem Rang. Um so bedeutsamer 
ist sowohl in der Spionagebekämpfung wie in der Be­
kämpfung des Terrorismus die der Polizei obliegende 
Aufgabe der Gefahrenabwehr. Beide polizeiliche Funk­
tionen, die der Verbrechensvorbeugung und der Strafver­
folgung, sind im Staatsschutzbereich besonders eng ver­
knüpft, können sich ergänzen, aber auch miteinander 
konkurrieren. In diesem Fall ist entscheidend, daß sich 
Verfassungsschutz, Polizei und Staatsanwaltschaft so­
wohl in der Gesamtstrategie wie im konkreten Fall mit­
einander abstimmen und Einvernehmen darüber erzielen, 
welchem Aspekt jeweils Priorität einzuräumen ist. Wäh­
rend dem Staatsanwalt nur die Strafverfolgungsaufgabe 
und dem Verfassungsschutz eine partielle Gefahrenab­
wehrfunktion obliegt, muß die Polizei eigenverantwort­
lich beide Aspekte würdigen und erforderlichenfalls das 
Strafverfolgungsinteresse mit dem präventiven Rechtsgü­
terschutz abwägen. Um so wichtiger erscheint es, daß 
auch die Staatsanwaltschaft bereit ist, diese der Polizei 
obliegende Rechtsgüterabwägung bei der Ermittlungslen­
kung zu berücksichtigen. Das Legalitätsprinzip verlangt 
ja nicht in jedem Fall den Zugriff hier und heute, und es 
erfordert ebensowenig das Hinausschieben solcher Maß­
nahmen bis zum erfolgversprechendsten Zeitpunkt unter 
repressiven Aspekten. So kann es z. B. in einer bestimm­
ten Gefahrensituation wegen der Annahme bevorstehen­
der terroristischer Anschläge geboten erscheinen, Exeku­
tivmaßnahmen gegen vermutliche Mitglieder einer krimi­
nellen Vereinigung zur Verunsicherung potentieller At­
tentäter vorzuziehen, auch wenn ihre ermittlungs­
relevante Erfolgsaussicht noch durch Vorermittlungen 
erhöht werden könnte. Dieselbe Rechtsgüterabwägung 
kann dazu zwingen, die Beeinträchtigung späterer Er­
mittlungshandlungen durch offene Präventivobser­
vationen in Kauf zu nehmen. 

1.3 Politische Bezüge und Konsequenzen 

Insbesondere die politischen Bezüge der Staatsschutzkri­
minalität verlangen eine ständige Abstimmung und ge­
genseitige Beratung zwischen Staatsanwaltschaft und Po­
lizei. Denken Sie nur an den notwendigen Schutz von 
Staatsgeheimnissen, die durch Spionagetätigkeit in Ge­
fahr geraten sind. Es bedarf einer besonders engen Zu­
sammenarbeit zwischen Verfassungsschutz bzw. MAD, 
ermittelnder Polizei und zuständiger Staatsanwaltschaft, 
um einerseits im konkreten Fall den Verratsumfang fest­
zustellen und andererseits zu prüfen, in welchem Um­
fang Staatsgeheimnisse durch Einführung in den Prozeß 
weiter,gefährdet werden. 

Ein anderes Beispiel politischer Aspekte im Staatsschutz­
bereich ist der Austausch in Haft befindlicher Agenten. 
Eine großzügige Austauschpraxis, insbesondere der Aus­
tausch vor Verfahrensabschluß, kann die Vernehmung 
festgenommener Spione erheblich erschweren, ja illuso­
risch werden lassen, ganz abgesehen von dem Verlust 
des Abschreckungseffekts und ihrer lähmenden Wirkung 
auf' das Engagement der Strafverfolgungsorgane. Des­
halb muß die Austauschpraxis auch generalpräventive 
Aspekte berücksichtigen. 

1.4 Polizei zwischen Verfassungsschutz und Staatsan-
waltschaft 

Die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei zur Bekämpfung der Staatsschutzkriminalität ist 
im übrigen nicht streng bilateral zu sehen. Beide Funk-
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tionsbereiche stehen zusammen mit dem Verfassungs­
schutz in einer Art Dreiecksverhältnis. Seine Erkenntnis­
se bilden die Grundlage für Ermittlungsverfahren und 
Exekutivmaßnahmen. Andererseits muß der Verfas­
sungsschutz - ebenso wie der BND und der MAD -
bedacht sein, Quellen und spezifische Arbeitsmethoden 
nicht zu gefährden. Dies kann letztlich dazu führen, auf 
bestimmte Ermittlungsmaßnahmen und Beweismittel 
verzichten zu müssen, um nicht Beschuldigten und den 
hinter ihnen stehenden Organisationen die Ausforschung 
von Erkenntnissen, Quellen und Verfahrensweisen zu er­
möglichen. Die hierdurch im Einzelfall entstehenden Pro­
bleme können nur in enger Fühlungnahme und Koordi­
nierung bewältigt werden. 

Die Zusammenarbeitsrichtlinien, die deshalb gegenseitige 
Unterrichtungspflichten und die Berücksichtigung von Si­
cherheitsinteressen der Verfassungsschutzbehörden und 
der Nachrichtendienste vorsehen, gestatten dem Verfas­
sungsschutz und den Nachrichtendiensten den unmittel­
baren Kontakt mit der Staatsanwaltschaft ohne Einschal­
tung der Polizei. Dies ist für die Polizei zwar nicht diskri­
minierend, birgt aber doch die Gefahr in sich, daß die 
Staatsanwaltschaft im Rahmen der Richtlinien Forderun­
gen ohne Berücksichtigung des Kenntnisstandes und tak­
tischer Überlegungen der Polizei zustimmt. So wurde 
dem Verfassungsschutz mitunter die erste Ansprache we­
gen damit entfallender polizeilicher Belehrungspflicht mit 
der Folge gestattet, daß Beweismittel beiseite geschafft 
werden konnten. Die unverzügliche Durchführung straf­
prozessualer Maßnahmen nach der ersten Befragung läßt 
sich in solchen Fällen nicht immer gewährleisten. Daß 
die Polizei für" ihre Ermittlungen den gesamten Hinter­
grund des Falles kennen muß, weil nur das Totalwissen 
eine optimale Ermittlungsarbeit garantiert, versteht sich 
von selbst. Es darf nicht im Belieben der Staatsanwalt­
schaft oder des Verfassungsschutzes liegen, in welchem 
Umfang die Ermiulungsbehörde informiert wird. 

1.5 Die Vertraulichkeit des Staatsschutzbereichs 

In keinem anderen Bereich der Kriminalitätsbekämpfung 
ist grundsätzlich der Ermittlungserfolg so von der ver­
traulichen Behandlung bestehender Erkenntnisse, geplan­
ter Exekutivmaßnahmen und durchgeführter Festnahmen 
abhängig wie im Staatsschutz. Das liegt in der Organi­
siertheit der Staatsschutzkriminalität, den Beziehungen 
von Tätern untereinander und zu ihren Hintermännern, 
der äußerst konspirativen, von Vorsicht und Mißtrauen 
geprägten Verhaltensweise der Täter und ihren vielfälti­
gen Flucht- und Unterschlupfmöglichkeiten begründet. 
Deshalb muß in vielen Fällen zwischen Staatsanwalt­
schaft und ermittelnder Polizeibehörde eindeutig abge­
sprochen werden, welche Erkenntnisse und Maßnahmen 
ausnahmsweise zur Veröffentlichung geeignet sind, aber 
auch, wer im dienstlichen Bereich - insbesondere in 
vorgesetzten Behörden - unterrichtet werden darf. Da­
gegen kann die Staatsanwaltschaft meines Erachtens 
nicht ermittelnde Polizeibeamte anweisen, ihren unmit­
telbaren Dienstvorgesetzten von der Information auszu­
schließen. 

1.6 Umfang von Ermittlungsverfahren in Staatsschutzsa-
chen 

Jahrelange Ermittlungsverfahren sind im Staatsschutz 
keine Seltenheit: und das nicht nur wegen der Schwierig­
keit der Wahrheitsfindung, sondern auch wegen der Ver­
schleppungstaktik Beschuldigter und der hinter ihnen ste­
henden Organisation, die oft auch von sympathisierenden 



Verteidigern - insbesondere durch ständige Ablehnungs­
anträge und das Verfahren nicht fördernde Beweisanträ­
ge - angewandt wird. Ich verweise nur auf die nun seit 
6 Jahren andauernden Emlittlungen gegen die terroristi­
sche Vereinigung Baader-Meinhof. Um so wichtiger ist 
es, daß Staatsanwaltschaft und Polizei in ständiger Kom­
munikation von Anfang an bemüht sind, unnötige Ermitt­
lungshandlungen zu vermeiden und in den vom Gesetz 
gezogenen Grenzen den Prozeßstoff möglichst zu be­
schränken, um so das gesamte Verfahren zu beschleuni­
gen. Auch der Personalmangel sowohl bei den Staatsan­
waltschaften wie den polizeilichen Staatsschutzdienst­
stellen gibt allen Anlaß, das Verfahren so rationell wie 
möglich zu gestalten. Die überlange Dauer von Strafver­
fahren gefährdet ihre Durchführung - insbesondere 
durch Flucht des Beschuldigten in echte oder vermeintli­
che Verhandlungsunfähigkeit - die Aufklärung der 
Wahrheit und die Zwecke der Strafe, einschließlich des 
generalpräventiven Effektes, von der Belastung der Öf­
fentlichkeit ganz zu schweigen, bei der jahrelange Er­
mittlungen und Prozesse und die mit ihnen verbundenen 
Kosten auf Unverständnis stoßen. Ich kann in diesem 
Zusammenhang auf die kürzlich in der Zeitschrift für 
Strafrechtswissenschaft erschienene Untersuchung von 
Grauhan über die Bewältigung von Großverfahren durch 
Beschränkung des Prozeßstoffes verweisen, der einen ge­
genüber dem geltenden Recht weitergehenden teilweisen 
Verzicht auf die Strafverfolgung zur Vermeidung über­
langer Verfahren empfiehlt. Ich weise besonders auf die 
für Verfahren in Staatsschutzsachen besonders anwend­
baren Ausnahmen vom Anklagezwang nach §§ 15Jc 
Abs. 2 u~ 3, 153 d und 153 e StPO hin. 

Aber auch die nach §§ 154, 154a StPO mögliche Aus­
scheidung unwesentlicher Nebendelikte oder unwesentli­
cher Teile einer Tat können den Prozeßstoff in Staats­
schutzverfahren erheblich beschränken. Andererseits 
darf eben nicht außer acht gelassen werden, daß Organi­
siertheit und Verflechtung der Staatsschutzkriminalität 
ebenso wie Präventionsaspekte Ermittlungen erfordern 
können, deren Breite und Tiefe weit über den für das Ur­
teil im konkreten Fall erforderlichen Prozeßstoff hinaus­
gehen. Der Verfahrensbeschleunigung dient übrigens 
auch die Möglichkeit, Verfahren gegen U nterstützer ei­
ner terroristischen Vereinigung noch vor dem Hauptver­
fahren gegen Mitglieder und Rädelsführer dieser Vereini­
gung durchführen zu können, wie dies auch von den Teil­
nehmern der Arbeitstagung Staats schutz-Strafrecht im 
November 1975 bejaht worden ist. 

1.7 Kämpferische Prozeßführung 

Eine weitere Besonderheit in Staatsschutzverfahren bil­
det die oft nicht im wohlverstandenen objektiven Interes­
se des einzelnen Beschuldigten, sondern von der hinter 
ihm stehenden Organisation, einem ausländischen Nach­
richtendienst oder einer terroristischen Vereinigung ge­
lenkte Verteidigung, der nicht daran gelegen ist, zur 
Wahrheitsfindung beizutragen, sondern sie zu verschlei­
ern, politische Ziele zu verfolgen, die Bundesrepublik 
und ihre Organe propagandistisch anzugreifen und zu dif­
famieren, Justiz und Polizei zu verhöhnen, Zeugen der 
Anklage, insbesondere Polizeibeamte, zu verunsichern 
und - wie schon erwähnt - den Prozeß zu verschlep­
pen, möglichst sogar zum Platzen zu bringen. In dieser 
Situation bedarf es sowohl im Ermittlungsverfahren wie 
vor Gericht eines konzentrierten gemeinsamen Vorge­
hens von Staatsanwaltschaft und Polizei, um einem sol­
chen Verfahrensmißbrauch wirksam begegnen zu kön­
nen. Insbesondere braucht der Polizeibeamte vor Gericht 

den Schutz des Anklagevertreters vor ehrverletzenden 
Angriffen. Ferner müssen Staatsanwaltschaft und Polizei 
Überläufern, die sich als Zeugen der Anklage zur Verfü­
gung stellen, während und außerhalb des Prozesses aus­
reichenden Schutz gewähren. Ich erinnere in diesem Zu­
sammenhang nur an die Problemfälle Karl-Heinz Ruh­
land, Jürgen Mauer, Dierk Hoff und Gerd Müller. Das 
Ausmaß ihrer Gefährdung ist mit der Erwähnung des Fe­
memordes an Ulrich Schmücker ausreichend umschrie­
ben. 

2. Realisierung der Zusammenarbeit 

Ich habe damit gewiß nicht alle, aber wohl die wichtig­
sten Gründe für die Notwendigkeit einer besonders inten­
siven Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Poli­
zei im Staats schutz aufgezählt. 

Im allgemeinen ist die Kooperation beider Sparten bei 
der Bekämpfung der Staatsschutzdelikte zufriedenstel­
Iend. Jedenfalls hat eine von mir an kriminalpolizeiliehe 
Dienststellen gerichtete Frage kaum zu Klagen geführt. 
Das hängt gewiß auch mit dem in Staatsschutzsachen re­
lativ hohen Engagement der Staatsanwaltschaft zusam­
men. Terrorismus und Landesverrat bilden in der staats­
anwaltschaftlichen Arbeit selbstverständlich ebensolcbe 
Schwerpunkte wie Kapitalverbrechen und Wirtschafts­
kriminalität. Von einer Abstinenzhaltung gegenüber Er­
mittlungen kann im Staatsschutz im allgemeinen keine 
Rede sein. Die Staatsanwälte sind hier nicht darauf be­
schränkt, abgeschlossene Ermittlungsverfahren einzustel­
len oder zur Anklage zu bringen, sondern schalten sich 
aktiv und eigeninitiativ in die Ermittlungen ein. Daß die 
so überdurchschnittlich intensive Zusammenarbeit zwi­
schen Staatsanwaltschaft und Polizei dennoch im Detail 
verbesserungsbedürftig ist und weiter ausgebaut werden 
kann, steht hierzu nicht im Widerspruch. Einzelne Ver­
besserungsmöglichkeiten wurden bereits im Zusammen­
hang mit ihrer vorgezogenen Begründung erwähnt. Insge­
samt ist zur Realisierung einer noch engeren, reibungslo­
sen Zusammenarbeit aus der Sicht der Polizei folgendes 
zu sagen: 

2.1 Organisationsnormen über die Zuständigkeit 

Grundlage für eine reibungslose Zusammenarbeit ist eine 
klare Zuständigkeitsorganisation, die unter Berücksichti­
gung der föderalistischen Struktur der Bundesrepublik ei­
ne zentrale Steuerung der präventiven und repressiven 
Bekämpfung der ebenfalls zumeist zentral gesteuerten 
Staatsschutzkriminalität und eine kontinuierliche effekti­
ve Ermittlungsarbeit gewährleistet. 

2.1.1 Staatsanwaltschaftlicher Bereich 

Im staatsanwaltschaftlichen Bereich ist eine zentrale 
Steuerungsmöglichkeit trotz der grundsätzlichen und sub­
sidiären Zuständigkeit der Landesstaatsanwaltschaften 
möglich. Infolge der enumerativen Aufzählung in § 142 a 
GVG und des Evokationsrechts nach § 74a Abs. 2 GVG 
wird garantiert, daß in allen qualitativ herausragenden 
Verfahren der Generalbundesanwalt die Anklage vertritt 
oder wenigstens darüber entscheiden kann, ob er das 
Verfahren an die Landesstaatsanwaltschaft abgibt oder 
die Abgabe unterbleibt, weil die Tat die Interessen des 
Bundes in besonderem Maße berührt bzw. weil es im In­
teresse der Rechtsgemeinschaft geboten ist, daß der 
GBA die Tat verfolgt. 
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Die zentrale Position des GBA in Staatsschutzsachen ist 
durch die Aufnahme des § 129a StGB in § 120 Abs. 1 
GVG weiter gestärkt worden: zu Recht, weil die Be­
kämpfung terroristischer Vereinigungen eine zentrale Pla­
nung und Steuerung der strafrechtlichen Ermittlungen er­
fordert. 

2.1.2 Polizeilicher Bereich 

Dagegen ist die Zuständigkeit zur Bekämpfung der 
Staatsschutzdelikte im polizeilichen Bereich normativ im 
Verhältnis zwischen Bund und Ländern viel dezentrali­
sierter angelegt, während innerhalb der Länder eine zu­
nehmende Zentralisation festzustellen ist. 

a) In der vorbeugenden Abwehr von Staatsschutzdelik­
ten ist das BKA von vornherein auf eine Unterstützungs­
funktion beschränkt. 

b) In der Strafverfolgung besteht eine originäre Zustän­
digkeit des Bundeskriminalamtes bekanntlich nur bei den 

. in § 5 Abs. 2 Nr. 2 BKAG bezeichneten Delikten. 

c) Im übrigen ist das BKA reine Auftragspolizei, ohne 
Originärzuständigkeit und Evokationsrecht. 

2.1.3. Auswirkungen der mangelnden Parallelität 

Dieser Mangel an Parallelität soll hier nicht dramatisiert 
werden. Aber er scheint aus einer Reihe von Gründen 
wenig einsichtig: 

a) Die zunächst auch in Staatsschutzsachen zuständigen 
örtlichen Polizeidienststellen, ja auch einzelne Landeskri­
minalämter, können nicht über die Erkenntnisse, Erfah­
rungen und Experten, den Ausbildungsstand, die Nach­
richtenverbindungen und die Kriminaltechnik verfügen, 
wie die für den Staatsschutz und die Bekämpfung des 
Terrorismus zuständigen Abteilungen des BKA. Den­
noch erfolgt die Entscheidung des GBA, ob er oder eine 
Landesstaatsanwaltschaft das Verfahren führen und wel­
che Polizei behörde Ermittlungen durchführen soll, nach 
dem Gesetz ohne Einschaltung des BKA. Die Möglich­
keit, das Bundeskriminalamt als zentrale Nachrichten­
sammel- und Auswertungsstelle wenigstens auf dem 
Rückweg zwischen sich und auftragsempfangender Lan­
despolizei einzuschalten, wird ebenfalls nicht immer ge­
nutzt. 

b) Der Generalbundesanwalt ist rechtlich nicht einmal 
verpflichtet, dem BKA nachträglich mitzuteilen, daß ei­
ne und welche Landespolizeibehörde mit Ermittlungen 
beauftragt wurde. Die Meldung erfolgt im Rahmen einer 
kriminaltaktischen Anfrage oder des kriminalpolizeili­
chen Meldedienstes mitunter so spät, daß wichtige Hin­
tergrunderkenntnisse des BKA, anderer Behörden und 
Dienste, mit denen es in ständigem Kontakt steht, nicht 
mehr rechtzeitig verwertet werden können. 

Die in Nummern 2 21/2 22 der veralteten Richtlinien für 
das Strafverfahren auf die Fälle der Verfahrenseinleitung 
wegen eines Organisationsdelikts oder wegen einer 
staatsgefährdenden Schrift eingegrenzten Pflicht der 
Staatsanwaltschaft, das BKA zu benachrichtigen, ist viel 
zu eng gefaßt. Dasselbe gilt übrigens für die in Nr. 221 
Abs. 2 der Richtlinien vorgeschriebene Aktenübersen­
dung nach Abschluß des Verfahrens zur Auswertung 
durch das Bundeskriminalamt. 

c) Der GBA kann die polizeiliche Zentralstellenfunktion 
nicht in vollem Umfange ersetzen, weil er weder über 
den notwendigen Erkenntnisumfang noch über das krimi-
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nalistische Potential der rund um die Uhr einsatzbereiten 
Staatsschutzabteilungen des Bundeskriminalamtes ver­
fügt. 

d) Gerade im Frühstadium eines Ermittlungsverfahrens 
kann sich die totale Auftragsabhängigkeit des Bundeskri­
minalamtes hemmend auswirken. Jedermann weiß, daß 
die ersten Maßnahmen, ihre Zweckmäßigkeit ebenso wie 
ihre Unverzüglichkeit, über Erfolg und Mißerfolg eines 
Ermittlungsverfahrens entscheiden können. Die im kon­
kreten Fall zunächst bestehende U ngewißheit des Bun­
deskriminalamtes darüber, ob es mit den Ermittlungen 
beauftragt werden wird, hindert es daran, sich im frü­
hestmöglichen Zeitpunktermittlungsführend einzuschal­
ten. 

e) Die Ausstattung des BKA gleichsam als Police Judi­
ciaire mit bloßen Auftragskompetenzen in Staatsschutz­
sachen stellt überhaupt eine Durchbrechung des durch 
§ 163 StPO begründeten Primärermittlungsrechts dar, das 
auch nach dem gemeinsamen Willen der J ustiz- und der 
Innenminister allein der selbständigen Stellung der Poli­
zei als Ermittlungsbehörde entspricht. Die Zuweisungs­
kompetenz des § 5 Abs.3 Nr. 1 BKAG verleiht dem 
GBA über die einsichtige Möglichkeit der Anpassung an 
Belastungsunterschiedlichkeiten hinaus langfristig theore­
tisch durch vermehrte oder verminderte Ermittlungszu­
weisung indirekt die Organisationsmacht, Ermittlungska­
pazitäten bei den Landeskriminalämtern oder dem Bun­
deskriminalamt erweitern oder schrumpfen zu lassen; 
denn nur kurzfristig folgt die Belastung der quantitativen 
und qualitativen Personalkapazität. Langfristig wird sich 
ein gegenteiliger Prozeß entwickeln. 

2.1.4 So llvo rstelill n gell 

Alle diese Argumente sprechen zunächst dafür, das BKA 
von den Fesseln der totalen Auftragsabhängigkeit zu 
befreien. Dabei muß man nicht soweit gehen, ihm ent­
sprechend §§ 120, 142a GVG wie dem Generalbundesan­
walt für bestimmte Delikte eine Primärzuständigkeit mit 
Abgabemöglichkeit zu übertragen. Sie birgt die Gefahr 
einer Verkümmerung der für die Bekämpfung der Staats­
schutzkriminalität unverzichtbaren Staatsschutzdienst­
stellen der Landeskriminalämter und Polizeipräsidien in 
sich und würde wohl in letzter Konsequenz zu dezentra­
len Außenstellen des Bundeskriminalamtes führen. 

Die zuvor angeführten Mängel lassen sich teilweise behe­
ben, wenn das Bundeskriminalamt bei Verbleiben der 
Primärzuständigkeit der Landespolizeien Fälle, in denen 
eine zentrale polizeiliche Ermittlungsdurchführung drin­
gend geboten erscheint, ohne auf einen Auftrag warten 
zu müssen, an sich ziehen darf. Ein solches ermessensge­
bundenes Evokationsrecht würde es dem BKA auch 
nicht gestatten, sich willkürlich Rosinen aus dem Teig 
herauszupicken. 

2.2 Zusammenarbeit durch richtiges Flll1ktiollsverständ­
Ilis 

Die Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei 
muß trotz der Gesamtverantwortung der Staatsanwalt­
schaft geprägt sein von einer zweckmäßigen, d. h. von 
unterschiedlicher Ausbildung und Erfahrung bestimmten 
Funktionsteilung. Bei konkreten Einzelweisungen zur Art 
und Weise der Durchführung einzelner Ermittlungshand­
lungen hat die Staatsanwaltschaft - wie es im 8. Leit­
satz *) des Kommissionsberichts heißt - die kriminalisti-

~ Abgedruckt im Anhang S. 148. 



sehe Sachkunde der Polizei zu beachten. Zwar sollte die 
Kriminalpolizei nicht so tun, als hätte sie kriminalistische 
Intelligenz monopolartig gepachtet, aber generell ist er­
fahrenen und mit entsprechendem Hintergrundwissen 
ausgestatteten Kriminalbeamten allgemein mehr krimina­
listisches Gespür - vor allem aber Wissen - eigen, als 
jungen Staatsanwälten; denn weder die Universität noch 
die Referendarausbildung ist geeignet, solches Hand­
werkszeug zu vermitteln. Nicht jede Vernehmung oder 
Durchsuchung verläuft deshalb erfolgreicher, weil sie 
von einem Staatsanwalt vor Ort geleitet wird. Viel wich­
tiger ist es, daß sich der ermittlungsführende Staatsan­
walt bei der Einsatzleitung aufhält, um aus sinnvoller Di­
stanz heraus für koordinierende und juristische Entschei­
dungen vor allem bei Exekutivmaßnahmen zu gleicher 
Zeit an mehreren Orten stets erreichbar zu sein. Einheit­
liche Rechtsanwendung bildet eine wesentliche Voraus­
setzung des Gesamterfolges. Und noch einen Vorteil bie­
tet die Zurückhaltung des Staatsanwalts etwa bei Durch­
suchungsaktionen: 

Die Durchsicht von Papieren steht nach § llO Abs. 1 
StPO nur der Staatsanwaltschaft zu. In Abwesenheit des 
Staatsanwalts können die durchsuchenden Polizeibeam­
ten solche Papiere zunächst ohne genaue Durchsicht und 
ohne endgültige Selektion sicherstellen, um dem Staats­
anwalt eine gründliche Überprüfung außerhalb der Hek­
tik des Durchsuchungsbereichs zu ermöglichen. 

2.3 Zusammenarbeit durch Informationsverbund 

Über die vielfältigen Möglichkeiten und Voraussetzungen 
der gegenseitigen Teilnahme von Staatsanwaltschaft und 
Polizei an den bestehenden und geplanten elektronischen 

. Informationssystemen wird Präsident Dr. Herold morgen 
zu Ihnen sprechen. Lassen Sie mich zu diesem weitge-· 
steckten Themenbereich aus der Sicht der Staatsschutz­
polizei nur soviel sagen: 

a) Zulässigkeit - insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
des Datenschutzes - und Zweckmäßigkeit sind für jedes 
System und jede Teilnahmeform des Informationsaustau­
sches und Informationsverbundes sorgfältig zu prüfen. 
Die Frage des Bedürfnisses der Teilnahme an den einzel­
nen polizeilichen Informationssystemen und ihren selb­
ständigen Teileinheiten muß die Staatsanwaltschaft zu­
nächst selbst entscheiden. Ich bin sicher, daß sie ein Be­
dürfnis für die Abfragemöglichkeit im INPOL-System, 
insbesondere im geplanten Zentralen Personen-Index, 
eher bejahen wird als für das PIOS-System, das als Ar­
beitsdatei, als Recherchiersystem für umfangreiche Er­
mittlungsverfahren mit der totalen Verknüpfungsmög­
lichkeit von Personen, Institutionen, Objekten und ande­
ren Sachen zunächst auf den Bereich des politischen Ter­
rorismus beschränkt ist. 

b) Ein wichtiger Bestandteil des Informationsverbundes 
zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei wird die Haftda­
tei werden, deren Bedeutung gerade für ·den Staats­
schutzbereich insbesondere wegen der Notwendigkeit 
von Alibiüberprüfungen und Observationen haftentlasse­
ner Mitglieder terroristischer Vereinigungen gar nicht 
überschätzt werden kann. Dabei wird man bei der von 

der AG Kripo erarbeiteten kleinen Lösung der konven­
tionellen Datenanlieferung von Justizvollzugsanstalten zu 
den Landeskriminalämtern als Dateneingabestellen nicht 
stehenbleiben können. Nur die Dateneingabe direkt in 
den Haftanstalten garantiert jene Aktualität, die jeden­
falls im Staatsschutzbereich von einer solchen Datei zu 
fordern ist. Sie entspricht im übrigen dem bewährten 
Grundsatz, daß Daten dort einzuspeisen sind, wo sie an­
fallen. 

c) Noch eine Datei - vielleicht als Bestandteil des Do­
kumentationssystems Juns - würde im Staatsschutzbe­
reich die Tätigkeit von Staatsanwaltschaft und Polizei 
wesentlich erleichtern und effektivieren: 

Die elektronische Speicherung sämtlicher beschlagnahm­
ter Druckschriften mit Angabe des inkriminierten In­
halts. Dadurch wäre nicht nur jede angeschlossene 
Staatsanwaltschaft und Polizeidienststelle in der Lage, 
sofort festzustellen, ob und durch wen eine Druckschrift 
beschlagnahmt worden ist, sondern auch, ob eine be­
stimmte Textstelle in einer noch nicht beschlagnahmten 
Druckschrift nach der Begründung eines vorliegenden 
Beschlusses zur Beschlagnahme Anlaß gibt. 

2.4 Ständige Kommunikation. Beratung und Unterstüt-
zung 

Am überzeugendsten manifestiert sich eine gute und ver­
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen Staatsanwalt­
schaft und Polizei in der ständigen Kommunikation, im 
Gespräch über alle anstehenden Sachprobleme, über die 
Gesamtstrategie, Ermittlungskomplexe und einzelne Er­
mittlungshandlungen, in der gegenseitigen Beratung und 
Unterstützung. Hierhin gehört die Einbeziehung krimi-

,nalpolizeilicher Zentralstellen in den Dialog zwischen 
Staatsanwaltschaft und Verfassungsschutz ebenso wie 
z. B. die rechtzeitige Benachrichtigung der Polizei von 

, bevorstehenden Haftprüfungsterminen und der Aufhe­
bung von Ausschreibungen oder die Teilnahme der 
Staatsanwaltschaft an Einsatzbesprechungen vor Exeku­
tivmaßnahmen. 

Daß eine reibungslose, enge und vertrauensvolle Zusam­
menarbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei nicht allein 
durch Richtlinien zu erreichen ist, braucht nicht näher 
begründet zu werden, spricht aber nicht gegen die 
Zweckmäßigkeit von Leitsätzen und Regelungen unter­
halb der Normqualität. Nur erscheint es mir dringend ge­
boten, alle diese in Verwaltungsvorschriften und Konfe­
renzbeschlüssen verstreuten Grundsätze zusammenzufas­
sen, um sie überschaubarer zu machen und der Gefahr 
von Widersprüchen zu begegnen. 

Schließlich biete ich an, im BKA eine Informationsta­
gung für Staatsanwälte durchzuführen, die mit der Ar­
beitsweise und den Erfahrungen der Staatsschutzabtei­
lungen des Bundeskriminalamtes, mit den staatsspolizei­
lichen Meldediensten und Dateien, den vielfältigen Re­
cherchiermöglichkeiten und technischen Hilfsmitteln, vor 
allem aber mit den taktischen Grundsätzen und strategi­
schen Überlegungen des polizeilichen Staatsschutzes 
noch nicht vertraut sind. 
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Neue Kompetenzabgrenzung 
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft? 

Gruppendiskussion unter Leitung von Herbert Gallus 

Diskussionsbericht 

I. Vor Beginn der eigentlichen Diskussion über das 
Gruppenthema gab der Diskussionsleiter eine kurze 
mündliche Einführung. Er stellte fest, daß im Verhältnis 
von Polizei und Staatsanwaltschaft eine erhebliche Dis­
krepanz zwischen Gesetzeslage und Wirklichkeit besteht. 
Die gesetzlichen Vorschriften, die das Verhältnis zwi­
schen Staatsanwaltschaft und Polizei regeln, sind seit ih­
rem Inkrafttreten im Jahre 1879 bis zum heutigen Tage 
kaum geändert worden. In diesem langen Zeitraum hat 
sich die Polizei zu einem eigenständigen Ermittlungsor­
gan entwickelt, das über kriminalistisch geschulte Kräfte 
sowie über eine hervorragende technische Ausstattung 
verfügt, während die Staatsanwaltschaft in diesem Zeit­
raum keine vergleichbare Entwicklung erfahren hat. Sie 
ist heute daher faktisch nicht mehr in der Lage, ihren ge­
setzlichen Auftrag als »Herrin des Ermittlungs­
verfahrens« zu erfüllen. Es spricht auch nichts dafür, 
daß die Staatsanwaltschaft in der Lage wäre, den Vor­
sprung der Polizei in absehbarer Zeit aufzuholen. 

Das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei 
und hier insbesondere die Kompetenzen der beiden Orga­
ne der Rechtspflege im Ermittlungsverfahren müssen neu 
abgegrenzt werden. Eine enge und vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit vermag praktikable gesetzliche Regelun­
gen nicht zu ersetzen. Da der status quo nicht wün­
schenswert ist, muß eine Neuordnung der Kompetenzen 
im Ermittlungsverfahren erfolgen, die zwischen der An­
passung des Rechtszustandes an die Wirklichkeit einer­
seits und der Wiederanpassung der tatsächlichen Verhält­
nisse an den geschriebenen Rechtszustand andererseits 
liegen wird. 

II. Diese Einführung gab der Diskussionsgruppe zu­
nächst Anlaß, sich mit der Frage einer eigenen Kompe­
tenz der Polizei im Ermittlungsverfahren auseinanderzu­
setzen. Die anwesenden Vertreter des Justizbereiches 
nahmen bei ihren Ausführungen Bezug auf die von 
G. Wendisch und S. Buback auf der Arbeitstagung gehal­
tenen Referate, in denen ausführlich zur Frage der Neu­
gestaltung des Verhältnisses Polizei und Staatsanwalt­
schaft aus der Sicht der Staatsanwaltschaft Stellung 
genommen worden war, sowie auf die formaljuristische 
Argumentation von Görgen (Strafverfolgungs- und Si­
cherheitsauftrag der Polizei. Das organisationsrechtliche 

Verhältnis von Staatsanwaltschaft und Polizei, in ZRP, 
H. 3, S. 59-63) und des Bundesverwaltungsgerichtes in 
seiner Entscheidung vom 3. 12. 1974. 

Danach hat die Polizei keine eigene Kompetenz im Er­
mittlungsverfahren. Diese steht aufgrund der rechtsge­
schichtlichen Entwicklung ausschließlich der StA zu, die 
als Herrin des Vorverfahrens auch die volle Verantwor­
tung für dieses Stadium des Strafverfahrens trägt. Die 
Staatsanwaltschaft wurde vom Gesetzgeber ganz bewußt 
im Bereich der Judikative angesiedelt, um als eine Art 
»Bandscheibe« zwischen Judikative und Exekutive die 
Justizförmigkeit des Ermittlungsverfahrens zu gewährlei­
sten. Die Polizei ist dagegen ein Organ der Rechtspflege, 
das im Bereich der Exekutive angesiedelt ist. Die Aufga­
ben im strafprozessualen Ermittlungsverfahren werden 
von ihr, da sie nicht eigenverantwortlich handeln kann, 
nur in der Form des Mandates wahrgenommen. Die Poli­
zei kann als »Sachverständiger bei der Tatsachen­
feststellung« angesehen werden. 

Die anwesenden Vertreter der Polizei stellten bei ihren 
Diskussionsbeiträgen .vor allem auf die tatsächlichen Ver­
hältnisse ab, die insbesondere in jüngster Zeit in der U n­
tersuchung von Steffen (Analyse polizeilicher Ermitt­
lungstätigkeit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens) 
ausführlich wissenschaftlich dargestellt worden sind und 
auch Gegenstand des Referates von Sessar, der Ergebnis­
se einer wissenschaftlichen Untersuchung zum Thema 
Polizei/Staatsanwaltschaft vorgetragen hat, gewesen 
sind. Danach hat die StA dadurch, daß sie das Feld der 
Ermittlungen von Straftaten, von einigen Deliktsberei­
chen abgesehen, weitgehend der Polizei überlassen hat, 
dieser eine faktische Kompetenz im Ermittlungsverfah­
ren eingeräumt. Dieser Zustand, der im krassen Gegen­
satz zum geltenden Rechtszustand steht, ist eines Rechts­
staates unwürdig. Es muß daher baldmöglichst dieser un­
befriedigende Zustand durch eine gewisse Legalisierung 
der zur Zeit herrschenden Verhältnisse beseitigt werden. 
Das könnte in der Form geschehen, der Polizei im Be­
reich der Tatsachenerhebung eine eigene Kompetenz zu­
zuweisen; der StA obliegt in diesem Stadium des Straf­
prozesses weiterhin die juristische Prüfung des Sachver­
haltes sowie die von ihr vor Erhebung der Anklage schon 
immer vorgenommene Filterfunktion gegenüber der Judi­
kative im engeren Sinne. 
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Nach dieser Darstellung der beiden vorherrschenden 
Positionen in bezug auf das Diskussionsthema wurde die 
Frage erörtert, ob auf der Grundlage der im 
Gesamtbericht *) der von der Konferenz der Justizmini­
ster/-senatoren und Innenminister/-senatoren eingesetzten 
»Gemeinsamen Kommission« über die Neugestaltung des 
Verhältnisses »Staatsanwaltschaft - Polizei« erarbeiteten 
Leitsätze eine Basis gesehen werden kann, auf der die di­
vergierenden Standpunkte zur Deckung gebracht werden 
können. 

Es wurde zunächst übereinstimmend festgestellt, daß 
diese Leitsätze auf der Grundlage des geltenden Rechts 
erarbeitet worden sind. Dieser Umstand gab bei der Dis­
kussion der einzelnen Leitsätze immer wieder Ansatz zu 
kritischen Stellungnahmen von seiten der Vertreter der 
Polizei, die ihr Anliegen, die Anerkennung einer eigenen 
Kompetenz im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, in 
den Leitsätzen vermißten. 

So wurde von diesen Diskussionsteilnehmern bemängelt, 
daß durch den Leitsatz 2 die Verantwortung für das ge­
samte Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft zuge­
schrieben wird. Wie schon die Diskussion im ersten Teil 
gezeigt hat, wird in diesem Leitsatz die eigenverantwort-

'liehe Tätigkeit der Polizei bei den Feststellungen in tat- . 
sächlicher Hinsicht nicht berücksichtigt. Es wurde daher 
die Formulierung vorgeschlagen: 

»Die Staatsanwaltschaft trägt die rechtliche Verantwor­
tung für das gesamte Ermittlungsverfahren ... «. 

Durch diese Formulierung würde dem Umstand Rech­
nung getragen werden, daß die StA wohl noch auf sehr 
lange Zeit nicht in der Lage sein wird, die Gesamtverant­
wortung, die ja auch die von der Polizei faktisch eigen­
verantwortlich geführten Tatsachenfeststellungen mit 
umfaßt, im Ermittlungsverfahren zu tragen. 

In der Formulierung des Leitsatzes 3: 

»Die Polizei hat kraft Gesetzes die Pflicht und das 
Recht, Straftaten selbständig nach Maßgabe dieser 
Leitsätze zu erforschen;« 

wird in dem Zusatz: »nach Maßgabe dieser Leitsätze« 
die Festschreibung des status quo gesehen. Dies wird 
auch durch die diesen Leitsatz abschließende Formulie­
rung 
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»Die Polizei bestimmt Art und Umfang der Ermitt­
lungen sowie Art und Umfang ihrer Durchführung, 
solange und soweit die Staatsanwaltschaft hierüber 
keine Anordnungen trifft.« 

*) Abgedruckt im Anhang S. 147. 

unterstrichen, die in engem Zusammenhang mit Leitsatz 
8 zu sehen ist: 

Leitsatz 8 (auszugsweise): 
Die Staatsanwaltschaft kann jederzeit die Ermitt­
lungen ganz oder teilweise selbst durchführen oder 
durch allgemeine oder konkrete Anordnungen Art 
und Umfang der Ermittlungen durch die Polizei 
bestimmen. 

Neben diesem grundsätzlichen Problem wurde von den 
Diskussionsteilnehmern aus den Reihen der Polizei kriti­
siert, daß das Weisungsrec:ht der StA in den Leitsätzen 
(hier insbesondere Leitsatz 8 und 10) fast unverändert 
übernommen worden ist. Dies ist aus zwei Gründen be­
dauerlich: Zum einen erscheint es rechtlich bedenklich, 
daß die eine Staatsgewalt (Judikative im weiteren Sinne) 
in dieser Form in den Belangen einer anderen Staatsge­
walt (Exekutive) Einfluß nehmen kann; zum anderen er­
scheint diese Anordnungsbefugnis häufig nicht sachge­
recht zu sein, abgesehen davon, daß diese befremdende 
Möglichkeiten nicht ausschließt (z. B. Weisung von Amt­
sanwalt an Polizeipräsidenten). In diesem Bereich sollte 
an die Stelle der Anordnungsbefugnis das übliche Amts­
hilfeverfahren treten. 

Von den Diskussionsteilnehmern aus dem Bereich der 
Justiz wurde den Bedenken gegen die Leitsätze mit dem 
Hinweis auf die Stellung der StA nach Grundgesetz und 
Gerichtsverfassung begegnet. Nach diesen Grundsätzen 
ist eine Teilung der Gesamtverantwortung für das Ermitt­
lungsverfahren nicht möglich. Im übrigen bieten die Leit­
sätze einen erheblichen Freiraum für die Polizei und tra­
gen so in einem gewissen Umfange zur Festschreibung 
des heute faktisch bestehenden Zustandes bei. 

Aufgrund der in weiten Passagen konträr geführten Dis­
kussion war es nicht möglich, zu dem Diskussionsthema 
Thesen zu erarbeiten und zu verabschieden. 

Am Ende der Diskussion konnte jedoch die Fest,stellung 
getroffen werden, daß die Leitsätze eine brauchbare 
Grundlage darstellen, von der ausgehend das Verhältnis 
von Polizei und Staatsanwaltschaft neu geordnet werden 
kann. 

Was die Frage einer eigenen Kompetenz der Polizei im 
Ermittlungsverfahren angeht, sind die Leitsätze aus der 
Sicht der Polizei nicht ausreichend; aus der Sicht der Ju­
stiz sind sie dagegen das Äußerste, was zugestanden wer­
den kann, ohne die bewährten Grundlagen, an denen 
festzuhalten ist, zu zerstören. 



Zusammenarbeit von Polizei und Justiz 
auf dem Gebiet des Terrorismus 

Gruppendiskussion unter Leitung von Benedikt Höfner 

I. Einführungsreferat 

Im »Katechismus der Revolutionäre« (Leningrad, 1869) 
habe ich gelesen, der Revolutionär hat weder persönliche 
Interessen noch Geschäfte, weder persönliche Bindungen 
noch Gefühle, nichts, was ihm zu eigen wäre, nicht ein­
mal einen Namen. Für ihn ist alles, was den Sieg der Re­
volution fördert, moralisch, alles, was ihn hindert, unmo­
ralisch und verbrecherisch. 

Die Organisation der Revolutionäre soll durch Bankraub 
und ähnliche Unternehmungen mit den notwendigen Mit­
teln versehen, die Strafverfahren sollen zu Tribünen der 
Revolution benützt werden. 

»Nil novi sub sole« möchte man mit Ben Akiba sagen, 
wenn er es gesagt hat, und wenn man an die Äußerungen 
unserer derzeitigen Revolutionäre denkt.· Immerhin, die 
Erstzitierten haben die russische Revolution gemacht, 
wenn auch erst 50 Jahre später. 

In einem KPDjML-Blättchen habe ich folgenden Satz 
gefunden: »Im Rahmen der Prozeßvorbereitung ergibt 
sich daher die Aufgabe herauszuarbeiten, wie die zur 
Verfügung stehenden juristischen Mittel mit dem politi­
schen Kampf verbunden werden müssen«. 

In einem Flugblatt, das während eines Verfahrens, in 
dem ich den Vorsitz führte, verteilt wurde, steht zu le­
sen: »Der Vorsitzende ist der berüchtigte Dr. Höfner, 
der sich in einem Vortrag in München über das Thema 
>Prozeßführung in spektakulären Prozessen< als Vorsit­
zender dieses und gleicher Prozesse empfahl. Schon nach 
2 Stunden ließ er den Saal räumen. Schon vor Anord­
nung der Räumung hatte sich die Polizei 30 Mann hoch 
vor dem Saal bereitgestellt und stürzte sich noch wäh­
rend der Bekanntgabe des Beschlusses wutschnaubend in 
den Saal und überfiel die diszipliniert sitzenden Zuhörer. 
Dann erfolgte, wie in allen politischen Prozessen, der 
Knüppeleinsatz.« 

Soviel aus der »Literatur« zur Einführung in unser The­
ma, ein Thema, das so weit gefaßt ist, daß es keine län­
gere Einleitung verträgt, vielmehr im Rahmen eines kur­
zen Einführungsreferates abgegrenzt werden muß. Da 
man für dieses Referat einen Richter eingeladen hat, neh­
me ich an, daß Sie mit mir einverstanden sind, dieses 
Thema überwiegend aus richterlicher Sicht zu behandeln. 

Ich meine, wir alle, Polizei, Staatsanwaltschaft und Ge­
richte, sind fast unvorbereitet in die Terroristenverfahren 
hineingeschlittert, weil wir nicht bedacht haben, daß bei 
uns eine solche Gruppe auftauchen und sich der Mittel 
bedienen werde, die von Revolutionären und Gesell­
schaftsfeinden verschiedener Couleur immer wieder an­
gewandt worden sind. Wir alle verließen uns zu sehr auf 
unsere in der Strafprozeßordnung vorgegebene Verfah­
rensstruktur, und als wir erkannten, daß wir damit ver­
lassen waren, reagierte der Gesetzgeber zunächst über­
haupt nicht und dann zu spät und zu lahm. Wer heute be­
hauptet, unsere derzeitige Strafprozeßordnung biete die 
Möglichkeit, sog. Terroristenprozesse sinnvoll zu führen, 
beweist nur, daß ihm jede praktische Erfahrung fremd 
ist, wenn man nicht annehmen soll, er versuche Unbe­
darften etwas vorzumachen. Ich habe immer wieder den 
maliziösen Wunsch, wenn mir ein entsprechendes Ver­
fahren ins Haus steht, die §§ 49 und 50 StPO, wonach 
der Bundespräsident in seiner Wohnung, die Mitglieder 
der Bundesregierung an ihrem Amtssitz oder eventuell an 
ihrem Aufenthaltsort und Mitglieder des Bundestages 
grundsätzlich am Parlamentssitz zu vernehmen sind, aus 
der StPO zu streichen und dann unter rechtsstaatlich wei­
ter Auslegung des § 244/11 StPO allen Anträgen der An­
geklagten und ihrer Verteidiger auf Vernehmung dieser 
Personen stattzugeben und sie so einmal der Erfahrung 
teilhaftig werden zu lassen, wie einem Zeugen zumute 
ist, den man stundenlang »auseinandernimmt« und der 
schon beim Betreten des Sitzungssaales den ganzen Haß 
der die »Öffentlichkeit« darstellenden Zuhörer zu spüren 
bekommt - selbstredend ohne den Schutz der ihn umge­
benden »Gorillas«. Aber ich werde das nicht erleben und 
Sie auch nicht. Wir müssen nach wie vor gemeinsam ver­
suchen, uns mit den dürftigen Mitteln unserer Prozeßord­
nung nicht psychisch und physisch kaputtmachen zu las­
sen. Darüber wollen wir uns hier unterhalten. 

»Terroristenprozesse« zeichnen sich dadurch aus, daß 
sich Angeklagte, Verteidiger, bestimmte Zeugen und die 
»Öffentlichkeit im Sitzungs saal« mit Hilfe des »roten 
Rituals« in ständig wechselnder Manier, aber immer ar-
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beitsteilig alle Mühe geben, das eigentliche Verfahren zu 
sabotieren und möglichst erfolgreich in eine politische 
Demonstration umzufunktionieren. Das gilt für die Groß­
verfahren genauso wie für die Verfahren, die in der Öf­
fentlichkeit kaum beachtet werden. 

Das ist das eine. Und das andere ist - auch das sollte 
man zur Kenntnis nehmen- die Nachahmung. Wir erle­
ben zunehmend im Gerichtssaal Auftritte, wie wir sie 
bisher nur in sog. Polit-Prozessen gewohnt waren. Ableh­
nungsanträge mit einer absurden Begründung, Bedrohung 
von Zeugen und ein Vorgehen gegen die Zeugen in der 
Hauptverhandlung, zumal gegen Polizeibeamte mit dem 
offensichtlichen Bestreben, sie »fertigzumachen«. Dabei 
liegt die Initiative hier häufig nicht in erster Linie bei den 
Verteidigern. Meist drängen die Mandanten darauf, weil 
sie ja aus der Presse wissen, was so alles läuft in den 
deutschen Gerichtssälen. Und der Konkurrenzkampf un­
ter den Anwälten ist groß. Sicher läßt sich darauf gemüt­
lich erwidern, damit müßten die Richter eben fertig wer­
den, und der Angeklagte habe nun einmal ein Recht auf 
ein rechtsstaatliches V erfahren. Aber der Richter hat 
auch einen Terminkalender, der auf viele Monate hinaus 
voll ist, und' auch der Zeuge hat ein Recht auf eine 
rechtsstaatliehe Vernehmung und darüber hinaus seine 
Zeit nicht nur zum Warten oder zum Immer-wieder-Er­
scheinen zu verwenden. Und ich möchte meinen, ein ge­
ordnet ablaufendes Strafverfahren müßte ein echtes 
rechts staatliches Anliegen sein. 

Polizei und Justiz müssen sich im Umgang mit den Polit­
tätern im klaren sein, daß es keine Möglichkeit eines Mi­
nimalkonsenses gibt, daß statt Interaktion nur Konfron­
tation gesucht wird. Dabei ist nicht zu übersehen, daß 
nicht alle Beschuldigten zu den großen »Machern«, zu 
den »Treibern« gehören. Nicht wenige sind Getriebene, 
auch wenn sie es nicht merken oder nicht wahrhaben 
wollen. Gerade sie spielen im Verfahren mit besonderer 
Inbrunst den harten Mann. »Bulle, Richter, Staatsanwalt, 
in die nächste Haftanstalt«. weil sie ja die typischen Ver­
treter der »herrschenden Klasse« sind, ist ihr ständig her­
untergebetetes Bekenntnis. 

Der Richter übersieht leider immer noch zu leicht die be­
sonderen Schwierigkeiten, die sich im Ermittlungsverfah­
ren gegen Polittäter ergeben. Das hängt nicht zum gerin­
gen Teil damit zusammen, daß vielen Richtern auch 
heute noch die Erfahrungen auf diesem Gebiet fehlen, 
weil eben Richter ihre Referate zu oft wechseln und we­
gen der Eigenart der Verfahren das Einschalten vieler 
Gerichte in Frage kommen kann. Das gilt schon beim Er­
laß des Haftbefehls. 

Das viel besprochene Kapitel des »festen Wohnsitzes« 
und die kaum brauchbare» Verdunkelung« haben mit der 
Einfügung des § 129a in das StGB und der Neufassung 
des § 112/III StPO erheblich an Bedeutung verloren. 
Schwierig bleibt nach wie vor, die Ermittlungen so zu ge­
stalten, daß der dringende Tatverdacht nachgewiesen ist. 
Ist der Beschuldigte festgenommen, muß er unverzüg­
lich, spätestens innerhalb des darauffolgenden Tages, 
dem Richter vorgeführt werden (§ 128 StPO), der über 
den Erlaß eines Haftbefehls zu entscheiden hat. Da we­
gen des absoluten Schweigens des Festgenommenen oft 
noch ein schwieriges Personenfeststellungsverfahren 
durchzuführen ist, gilt es mit größter Eile zu handeln. 
Durchsuchungsbefehle, die hier oft erforderlich sind, 
müssen nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge­
richts vom 26. Mai 1976 in der Regel möglichst klare tat­
sächliche Angaben über Inhalt des Tatvorwurfes und den 
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denkbaren Inhalt der durch die Untersuchung sicherzu­
stellenden' Beweismittel enthalten. Die Polizei muß also 
ihre Anträge entsprechend, begründen. Ähnliches gilt für 
die Anordnung der Telefonüberwachung. 

Die Ermittlungsbeamten sollen den Richter oder Staats­
anwalt, der die Briefzensur ausübt, möglichst rasch über 
mögliche Kontaktpersonen des Beschuldigten unterrich­
ten, wie umgekehrt der Richter Briefe, die als Beweis­
mittel in Frage kommen," zu beschlagnahmen und mög­
lichst rasch den Ermittlungsbeamten zukommen zu las­
sen hat. Auch wenn Politgefangene von der U-Haft aus 
kaum in einem der Zensur unterliegenden' Brief irgend­
welche die Ermittlung fördernden Hinweise geben, so ist 
doch aus den an sie gerichteten Briefen bei genauem Hin­
sehen manches zu entnehmen, besonders wenn sie noch 
an die Adresse vor der Verhaftung gerichtet und von dort 
aus zufällig nachgeschickt werden. 

Es ist bekannt, daß Polittäter bei der Festnahme, der 
Personalangabe, beim Fotografieren u. a. ganz bestimm­
te Verhaltensweisen zeigen, z. B. nur die Angaben ma­
chen, zu denen sie unbedingt verpflichtet sind oder über­
haupt schweigen; beim Abnehmen der Fingerabdrücke, 
beim Fotografieren sich immer wieder gleich benehmen. 
Das sollte genau festgehalten werden. 

Vom Beginn der Vernehmung an ist darauf zu achten, 
daß der Beschuldigte bereits jetzt Material für sein Auf­
treten in der Hauptverhandlung sammelt, daß jedes un­
bedachte Wort registriert, jede Äußerung - auch ver­
dreht - wiedergeben wird. Hier helfen nicht allein Ver­
nehmungen in Gegenwart mehrerer Beamter, sondern 
nur genaue Notizen aller an der Vernehmung Beteiligten. 
Wichtig ist, sich nicht provozieren zu lassen, Nerven zu 
behalten, immer zu überlegen, wie einer Situation zu be­
gegnen ist. Das Verhalten des Beschuldigten ist in erheb­
lichem Umfang ritualisiert und damit nur bedingt flexi­
bel. Im Ermittlungsverfahren fehlt ihm die Unterstützung 
der Mitangeklagten und vor allem die Kulisse der sympa­
thisierenden Zuhörer. 

Bei jeder Vernehmung soU der ermittelnde Beamte daran 
denken, daß er als Zeuge über das Ermittlungsergebnis 
aussagen muß. Es empfiehlt sich gerade deswegen, cha­
rakteristische Eigenheiten in einer Notiz festzuhalten -
und sie natürlich vor der Vernehmung nochmals durchzu­
lesen, um sich an die Situation erinnern zu können. Neue 
Informationen in einem Ermittlungsverfahren, die auf 
bestimmte Verhaltensformen oder Taktiken einer Gruppe 
hinweisen, sollen als Information an die Stellen weiterge­
geben werden, für die sie von Bedeutung sind. - Ich fra­
ge mich allerdings manchmal, wenn ich so die 
» Verteiler« lese, ob hier nicht des Guten zuviel ge­
schieht, ob Information hier nicht gezielter erfolgen soll­
te. Vielleicht erführen dann unsere lieben Freunde von 
der anderen Seite des Tisches manches nicht so leicht 
und nicht so schnell. Bei der Briefzensur wundert man 
sich bisweilen, wie schnell manche Dinge bekannt sind. 
Dabei muß aber § 167 c StPO beachtet werden. In den 
Akten finden sich immer wieder Vorgänge, die mit dem 
Verfahren nichts zu tun haben, aber für Interessierte viel 
Information bringen. Wer als Richter oder Staatsanwalt 
die Postzensur der U-Gefangenen zu erledigen hat, soll 
Briefe, die sich auf das Verfahren beziehen - und dar­
auf sollte er die Briefe sehr genau prüfen - als Beweis­
mittel beschlagnahmen und sie möglichst rasch den er­
mittelnden Beamten übersenden. Umgekehrt ist es für 
den Zensierenden von Bedeutung, von den Dingen mög­
lichst früh zu erfahren, auf die er zu achten hat. Bei der 



Erteilung von Besuchserlaubnis kommt es sehr darauf 
an, Personen, die als Informanten für den Beschuldigten 
in Frage kommen, möglichst früh zu kennen, so daß die 
Besuche wirklich überwacht werden. 

Wichtige Zeugen müssen grundsätzlich nach ihrer poli­
zeilichen Vernehmung unverzüglich vom Ermittlungs­
richter vernommen werden. Leider wird darauf nicht im­
mer geachtet - und leider ist manche Vernehmung 
durch den Ermittlungsrichter, bedingt durch dessen ge­
ringe Erfahrung, wenig verfahrensfördernd. 

Wichtig ist es, die Angaben des Zeugen bei seiner polizei­
lichen Vernehmung weitgehend wörtlich in den entschei­
denden Abschnitten ins Protokoll aufzunehmen. Wer lan­
ge genug Zeugen und Be~chuldigte im Ermittlungsverfah­
ren vernommen hat, weiß, wie sehr der Vernehmende, 
vor allem bei umfangreichen Vernehmungen, dazu neigt, 
die Aussagen zu raffen und zusammenzufassen, Äuße­
rungen des Vernommenen in juristische Begriffe umzu­
formen, um sie zu kompromieren und griffiger zu ma­
chen. Wir wissen, daß damit der Sinn der Aussage nicht 
verändert wird. In der Hauptverhandlung kommen aber 
die Fragen an den Zeugen - oder Beschuldigten, sofern 
er ausnahmsweise einmal etwas zur Sache gesagt hat, ob 
er so formuliert hat oder gar, ob ihm solche Begriffe be­
kannt sind. Ein langes Hick-Hack und der laute Vorwurf, 
die Aussage des Zeugen falsch protokolliert zu haben, 
verlängern die Hauptverhandlung und verwirren die 
Schöffen. Auch wenn in Zukunft Verfahren gegen Ange­
hörige von terroristischen Vereinigungen vor dem Ober­
landesgericht in 1. Instanz anhängig werden, ist das zu 
beherzigen. Nicht alle Täter, die nach Ansicht der Er­
mittlungsbehörden Angehörige einer terroristischen Ver­
einigung sind, werden auch als solche vor Gericht stehen. 

Nach der Vernehmung des Beschuldigten oder Zeugen 
»auf Diktat genehmigt« unterschreiben zu lassen, ist in 
diesen Verfahren ein echter Fehler, auch wenn die StPO 
das zuläßt. Der Vernommene muß in jedem Fall veran­
laßt werden, seine Angaben selbst durchzulesen oder 
sich deutlich vorlesen zu lassen. Das muß im Verneh­
mungsprotokoll vermerkt werden. Besonders zu empfeh­
len ist, den Vernommenen aufzufordern, unter seiner 
Vernehmungsniederschrift handschriftlich vermerken zu 
lassen, daß er die Niederschrift aufmerksam durchgele­
sen hat und mit ihr in vollem Umfang einverstanden ist. 
Die in der Hauptverhandlung immer wieder vorgebrach­
ten Bekundungen, der Vernommene habe das nicht ge­
sagt, das sei ihm von der Polizei in den Mund gelegt wor­
den, können damit ausgeräumt werden. 

Alle Personen, die als Zeugen in Frage kommen, müssen 
im Ermittlungsverfahren vernommen werden, auch wenn 
ein Sachverhalt schon genügend geklärt erscheint. Nach­
trägliche Zeugenladungen in der Hauptverhandlung ber­
gen zumindest die Gefahr der Verfahrensverzögerung in 
sich (§ 246/II, III StPO). In den Verfahren gegen Polittä­
ter treten, in einem Umfang wie kaum in einem anderen 
Verfahren, Polizei beamte als Zeugen auf. Gegen sie rich­
tet sich, wie in keinem anderen Verfahren, der Haß der 
»Öffentlichkeit« im Sitzullgssaal, sie werden von der 
Verteidigung in einer Form angegangen, wie sie in kei­
nem anderen Verfahren auch nur andeutungsweise denk­
bar wäre, und die Angeklagten können sich nicht genug 
daran tun, sie wüst zu beleidigen. Je geschickter dabei 
vorgegangen wird, desto weniger hat dasGericht die 
Möglichkeit einzugreifen. Neben Gericht und Staatsan­
walt ist der Polizeibeamte ein Organ der Repression der 
herrschenden Schicht. 

Ziel der Verteidigung und der Angeklagten ist es, den 
Zeugen für dieses Verfahren zu verschleißen und so zu 
verunsichern, daß er es vorzieht, in gleichen oder ähnli­
chen Verfahren nicht mehr als Zeuge aufzutreten. 

Für den Zeugen kommt es entscheidend darauf an, sich 
nicht in eine FeindsteIlung gegen den Angeklagten drän­
gen zu lassen. 

Um das zu schaffen, ist erste Voraussetzung, sich nicht 
in die Rolle des »Schuldigen« zu begeben. Weiter gilt es, 
völlig objektiv zu bleiben und sich nicht zu unbedachten 
Äußerungen oder gar zur Polemik hinreißen zu lassen. 
Drittens ist es widersinnig zu glauben, man könne durch 
besondere Selbstverleugnung der Gegenseite imponieren. 
Die Gegenseite kennt nur Haß; mit Haß und Terror kann 
man auf keinen gemeinsamen Nenner kommen! Jeder 
Versuch in dieser Richtung erntet nur Hohn. 

Entscheidend ist für den Polizeibeamten als Zeugen, sich 
auf die Aussage gut vorzubereiten. Dazu kann er sich sei­
ner Unterlagen bedienen. Er muß kein Künstler im Me­
morieren sein. Er darf seine Unterlagen in der Hauptver­
handlung benützen. Nach BGHSt 1/5 ist er u. U. sogar 
verpflichtet, sich früherer Aufzeichnungen zu bedienen. 
Kein Mensch kann verlangen, daß der vernehmende Poli­
zeibeamte nach Monaten, vielleicht nach Jahren, alle 
Einzelheiten aus den Ermittlungen noch im Gedächtnis 
hat. 

Beliebtes Spiel der Verteidigung ist zu Beginn der Ein­
vernahme die Frage an den Polizeibeamten nach seiner 
Aussagegenehmigung. Dazu ist anzubemerken, daß der 
Polizeibeamte für eine Aussage, die sich ausschließlich 
auf den Inhalt der von ihm getätigten Ermittlungen be­
zieht, keine Aussagegenehmigung braucht, da sie für das 
Verfahren nicht geheimhaltungsbedürftig sind. 

Im übrigen ist es Sache des Vorsitzenden des Gerichts, 
eine notwendige Aussagegenehmigung beim Vorgesetzten 
des Zeugen zu erholen. Das entbindet allerdings den Zeu­
gen nicht von der Verpflichtung, sich im Zweifelsfall 
selbst um eine Aussagegenehmigung zu kümmern. Be­
zieht sich die Vernehmung in der Hauptverhandlung auf 
Punkte, die der Zeuge für geheimhaltungspflichtig hält 
und für die eine Aussagegenehmigung nicht vorliegt, so 
hat er die Aussage zu verweigern und, sofern der Vorsit­
zende nicht von sich aus um die Genehmigung der Aussa­
ge nachsucht, selbst die Entscheidung über die Genehmi­
gung bei seiner vorgesetzten Behörde zu beantragen. So­
lange diese Genehmigung nicht erteilt ist, darf die Be­
weisaufnahme zu diesem Punkt nicht erfolgen (§§ 245, 54 
StPO). Gegebenenfalls hat der Zeuge die Entscheidung 
des Gerichts gegen die Verfügung des Vorsitzenden an­
zurufen und gegen die Entscheidung des Gerichts Be­
schwerde einzulegen. Zu einer solchen Situation dürfte 
es an sich nicht kommen. Wenn schon das Gericht diese 
Situation nicht vermeidet, so ist es Sache des Staatsan­
walts, einzugreifen. In der Praxis sind Angeklagte und 
Verteidiger, das wissen wir lange genug, mit allen Mitteln 
bestrebt, bei der Vernehmung von Polizeibeamten als 
Zeugen Taktik, Strategie, personelle und sachliche Ein­
satzmittel der Polizei zu erfahren. Es ist selbstverständ­
lich, daß der Zeuge dazu in aller Regel keine Aussage­
genehmigung erhält. Sicher kann auch der Vorsitzende 
entsprechende Fragen ablehnen. Das führt zur Anrufung 
des Gerichts und zu anschließenden Ablehnungsanträ­
gen. Das Verfahren wird damit vom Angeklagten und 
dem Verteidiger wunschgemäß verzögert. - Hier nur in 
Parenthese - in Zukunft soll das Gericht nach § 29/II 
Ref.Entw. trotz Ablehnung zunächst weiter verhandeln 
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können; damit wird die Ablehnungssucht der Politange­
klagten wohl eine gewisse Besserung erfahren. -

Ist die Aussagegenehmigung nicht erteilt - wobei hier zu 
beachten ist, daß für die Verweigerung der Aussagegen­
ehmigung nach den BBG und den Beamtengesetzen der 
Länder nicht die vorgesetzte Behörde zuständig ist -, 
hat der Vorsitzende jede entsprechende Frage zurückzu­
weisen. Dem Polizeibeamten als Zeugen kann man nur 
empfehlen, bei in diese Richtung zielenden Fragen nicht 
spontan zu antworten, sondern möglichst sorgfältig zu 
überlegen. So gibt er dem Staatsanwalt die Möglichki 
unzulässig fage zu beanstanden und dem Vorsitzenden 
die Zeit für eine Zurückweisung. Eine gegebene Antwort 
ist, einmal gegeben, nicht mehr rückriehmbar, auch wenn 
sie noch zurückgewiesen werden kann. Ich werde auf 
diese Frage in anderem·· Zusammenhang noch zurück­
kommen. 

Auf das Problem der Aussagegenehmigung nach den ein­
zelnen Beamtengesetzen kann ich hier nicht weiter einge­
hen. Ich will nur kurz auf die immer wieder geäußerte 
Meinung - in letzter Zeit z. B. von Friedrich von 
Zeschwitz in NJW 72{796ff. - eingehen, die aussage­
genehmigende Behörde dürfe nicht die Möglichkeit erhal­
ten, mit inhaltlich eingegrenzten Aussageerlaubnisrechten 
das gerichtliche Verfahren zu lenken; es sei vielmehr Sa­
che des Richters, unerheblichen, unzulässigen Fragen 
e?tgegenzutreten. Eine solche Auffassung zeigt nur, daß 
die Vertreter dieser Meinung noch nie mit unserer Straf­
prozeßordnung in richterlicher Tätigkeit befaßt waren. 
Sie würden sonst wenigstens den Versuch machen, ihre 
dünne Theorie in der Praxis zu prüfen und feststellen, 
daß sie nicht trägt. Zudem ignorieren sie, unter welchen 
Voraussetzungen die Genehmigung zur Aussage über­
haupt verweigert werden kann und daß die Verweigerung 
der Aussagegenehmigung verwaltungsgerichtlich im vol­
len Umfang nachprüfbar ist. Das Bundesverwaltungsge­
richt hat dazu u. a. im 46. Band Stellung genommen. 

Ziel der Verteidigung und des Angeklagten ist es, den für 
sie »unangenehmen« Zeugen - dazu gehört der Polizei­
beamte in der Regel - in die von ihnen gewünschte Rol­
le zu drängen, nämlich entweder in die Rolle des böswil­
ligen Angreifers oder des sich Entschuldigenden. Dage­
gen kann sich der Zeuge am besten selbst schützen. 
Staatsanwalt und Richter haben hier kaum eine Möglich­
keit zum Eingreifen. 

Der Polizelbeamte darf, wie schon angesprochen, nie die 
vom Angeklagten so sehr gewünschte Rolle des Feindes 
spielen. Die Voraussetzungen hierfür sind: 

- die Aussage gründlich vorbereiten 

- Fragen ruhig und präzise beantworten 

- nie spontan antworten 

- nie zum Verteidiger oder Angeklagten blicken, son-
dern immer zum Gericht sehen 

- nicht glauben, man mtlsse auf jede Frage eine exakte 
Antwort geben können 

- ruhig einmal erklären, man wisse etwas nicht 

- nie aus einer Erregung heraus sagen: ich weiß es 
nicht, weil man eigentlich sagen möchte: rutsch mir 
doch den Buckel runter 

- sich nie auf ein Zwiegespräch mit dem Angeklagten 
oder Verteidiger einlassen. 

Hält der Zeuge eine Frage für unzulässig, so kann er ver­
langen, daß der Vorsitzende über die Zulässigkeit ent-
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scheidet und dagegen die Entscheidung des Gerichts an­
rufen. Gegen diese Entscheidung hat er die Beschwerde 
(§ 305 StPO). Auf wiederholte Fragen soll der Zeuge kei­
nesfalls spontan und gereizt antworten. Es gehört zur 
Taktik der Verteidigung, gerade in diesen Verfahren im­
mer wieder gleiche oder fast gleiche Fragen zu stellen, 
um den Zeugen in Widerspruche zu verwickeln. Der Zeu­
ge soll dem Staatsanwalt gerade hier die Möglichkeit zum 
Eingreifen geben. In den hier in Frage stehenden Verfah­
ren wird dem Angeklagten und dem Verteidiger von vie­
len Vorsitzenden, um das Verfahren über die Runden zu 
bringen, mehr Freiheit eingeräumt, als die Prozeßord­
nung an sich erfordert. Diese Freiheit geht häufig auf 
Kosten der Vernehmungsbeamten als Zeugen. Sie kön­
nen dem Grenzen setzen,indem sie ihrerseits ihre pro­
zessualen Möglichkeiten wahrnehmen. 

Bei der Angabe der Personalien nach § 68 StPO ist der 
Polizeibeamte befugt, als Anschrift seine Dienststelle an­
zugeben. Die gegenteilige.Ansicht übersieht den Sinn die­
s~r Bestimmung. Sie solIdem Angeklagten ermöglichen, 
SIch von der Persönlichkeit eines Zeugen ein Bild zu ver­
schaffen und damit notfalls Stellung zu seiner Glaubwür­
digkeit zu nehmen. Das ergibt sich aus dem Zusammen­
hang mit § 222 StPO. § 68 I StPO Ref.-Entw. sieht hier 
eine Regelung vor. 
Häufig wird der Polizeibeamte in der Hauptverhandlung 
zur Sicherstellung von Flugblättern, Schlagstöcken und 
ähnlich schwer zu unterscheidenden Gegenständen ver­
nommen. Klare Antworten setzen eine exakte Arbeit bei 
der Sicherstellung voraus: Was wurde wann bei wem si­
chergestellt? Auf den Gegenständen vermerken, was zur 
Identifizierung erforderlich ist, möglichst Fotografien an­
fertigen, dafür sorgen, daß der Weg der sichergestellten 
Gegenstände bis zur Übergabe an die Staatsanwaltschaft 
genau festgehalten wird, vor allem, wenn er an Sachver­
ständige zur Untersuchung geht. 
Hat der Vernehmungsbeamte im Ermittlungsverfahren 
langatmige Aussagen von Zeugen oder Beschuldigten zu­
sammengefaßt und wird er in der Hauptverhandlung da­
zu vernommen, so kommt in der Regel die Frage: Hat 
der Vernommene das wörtlich gesagt? Er hat es natürlich 
nicht wörtlich so gesagt, weil sich im Protokoll Ausdrük­
ke befinden, die dem Vernommenen nicht geläufig sind. 
Der Zeuge kann in aller Ruhe erklären, daß er manches 
zusammengefaßt hat. Entscheidend ist, daß der Sinn 
nicht verändert wurde und der Vernommene das erkennt. 

Häufig hat der Polizeibeamte über Gegenüberstellungen 
zu berichten. Hat er sich bei der Gegenüberstellung nicht 
genügend Notizen gemacht, gibt es Schwierigkeiten, weil 
die Gef~hr von Verwechslungen wegen ähnlich gelagerter 
Fälle und von Erinnerungslücken besteht. 

Ähnliches gilt bei der Beschreibung des Verdächtigen 
und anderer Personen vor oder bei der Festnahme. Im­
mer wieder wird von den festnehmenden Beamten in der 
Hauptverhandlung verlangt, eine genaue Beschreibung 
der Täter und anderer Personen zu geben, insbesondere 
der Bekleidung und der Haartracht, wobei dann sofort 
Gegenbeweis vom Angeklagten angeboten wird. Auch 
bei Lichtbildvorlagen geht es um ähnliche Probleme. 

Immer wieder wird die Frage an den Polizeibeamten ge­
stellt, ob er ein bestimmtes Vorgehen für zulässig halte, 
warum er dieses oder jenes getan habe. Solche Fragen 
sind in der Regel unzulässig und sollen nur der Verunsi­
cherung des Zeugen dienen. 

Erscheint der Polizeibeamte in Uniform mit Dienstwaffe 
so hat das niemand zu rügen. Auf eine Frage kann de; 



Polizeibeamte einfach antworten, das sei vorgeschrieben. 
Weitere Fragen in dieser Richtung braucht er nicht zu 
beantworten. Gegebenenfalls hat der Staatsanwalt einzu­
greifen. 

Oft werden an den Polizeibeamten Fragen mit einem län­
geren oder kürzeren aggressiven Kommentar gestellt. 
Der Polizeibeamte kann den Fragenden in aller Höflich­
keit bitten, eine Frage zu stellen, weil ihm nur so eine 
klare Antwort möglich sei. 

Sind im Ermittlungsverfahren Fehler unterlaufen, ist es 
unsinnig, wenn der Zeuge sie zu verteidigen, zu beschö­
nigen oder umständlich zu erklären versucht. Damit wird 
dem Angeklagten nur die Möglichkeit zur Polemik, zur 
Abwertung und zur Feststellung der Voreingenommen­
heit des Zeugen eröffnet. Er wird sie auf jeden Fall breit 
ausschlachten. Viele Fragen des Angeklagten haben den 
Sinn, den Zeugen nicht zur Aussage über eine Tatsache 
oder einen Vorgang, sondern zum Kombinieren zu veran­
lassen. Hier hilft nur die Antwort: »Ich weiß es nicht« 
oder: »Dazu habe ich keine Meinung zu äußern«. 

Mit zum Wichtigsten in einem Verfahren mit Politange­
klagten gehört die Vorbereitung der Hauptverhandlung. 
Wer als Vorsitzender praktische Erfahrungen gesammelt 
hat, weiß, daß die in den Zeugenladungen genannten Ter­
mine nicht einmal Annäherungswerte darstellen. Je län­
ger ein Zeuge auf seine Vernehmung warten muß, je öf­
ter er wieder weggeschickt und neu herbeigeholt wird, 
desto leichter neigt er zu aggressivem Verhalten bei sei­
ner Vernehmung. Damit ist schon ein wichtiges Ziel des 
Angeklagten erreicht. Dem kann am ehesten begegnet 
werden, wenn im Ermittlungsverfahren die Telefonnum­
mern der Zeugen festgehalten werden, unter denen sie 
tagsüber zu erreichen sind. Der Vorsitzende kann dann 
bei der Ladungsverfügung anordnen, der Zeuge möge auf 
Abruf warten. 

Für den Ablauf der Sitzung ist die richtige Auswahl des 
Sitzungs saales von Bedeutung. Ich möchte hier klarstel­
len, daß es in der hier in Frage stehenden Szene nicht nur 
Stammheim und sonstige ähnlich umfangreiche Verfah­
ren gibt und daß es für mich vor allem um die 
»Verfahren in der 2. Linie« geht, für die kein so großer 
Aufwand möglich und erforderlich ist. Die Auswahl des 
Sitzungssaales muß zusammen mit der Polizeibehörde er­
folgen, die die Sicherungs kräfte stellt. Einen zu großen 
Sitzungssaal zu wählen, sollte vermieden werden. Nie­
mand hat einen Anspruch darauf, daß der größte Sit­
zungssaal gewählt wird. 

Um die Hauptverhandlung möglichst störungsfrei durch­
führen zu können - was sicher relativ aufzufassen ist­
ist weiter notwendig, mit der Polizei Absprachen über die 
Personenkontrolle des Angeklagten, der Zeugen und der 
Zuhörer zu treffen. Es hat sich gezeigt, daß darauf nicht 
verzichtet werden kann. Nebenbei dämpft sie die Lust 
am Randalieren im Sitzungssaal beträchtlich. Genauso ist 
die Durchsuchung erforderlich, wozu auch weibliche 
Kräfte benötigt werden. Entscheidend für die Wahl des 
Sitzungssaales ist die Kontroll- und Absperrmöglichkeit. 
Je sorgfältiger hier der Vorsitzende und die Polizei recht­
zeitig gemeinsame Überlegungen anstellen, desto weniger 
Schwierigkeiten ergeben sich während der Hauptver­
handlung. 

Für die Hauptverhandlung ist die Bereitstellung entspre­
chender polizeilicher Sicherungskräfte teils in Uniform, 
teils in Zivil, notwendig. Zivile Kräfte können zur Beob­
achtung im Sitzungssaal sein. Sie werden von den Zuhö­
rern in der Regel sofort als Polizeibeamte erkannt, weil 

sich die Zuhörer alle gegenseitig kennen. Die Anwesen­
heit vori Polizeibeamten soU einmal auf potentielle Störer 
hemmend wirken und zum anderen die rasche Feststel­
lung der Störer ermöglichen. Daher ist erforderlich, daß 
die im Saal anwesenden Beamten sich nicht so sehr um 
die Vorgänge am Richtertisch, als um das Verhalten der 
Zuhörer kümmern. 

Üblicherweise richtet sich der erste Antrag der Verteidi­
gung nach Aufruf der Sache auf den Abzug der 
»bewaffneten Macht«. Zur Begründung wird die Gefähr­
dung des Angeklagten und die Einschränkung der Vertei­
digungsmöglichkeiten immer wieder vorgebracht. Die 
Entscheidung, gegen die . die Anrufung des Gerichtes 
grundsätzlich nicht möglich ist, trifft allein der Vorsitzen­
de. Der Vorsitzende kann nur über den Abzug der Polizei 
entscheiden, nicht aber darüber, ob sie bewaffnet oder 
unbewaffnet anwesend ist. Die Polizei leistet Amtshilfe 
und bestimmt selbst, in welcher Ausrüstung sie das tun 
will. Versuche »weicher« Vorsitzender, die immer noch 
glauben, mit Terroristen paktieren zu können, soll die 
Polizei mit der klaren Alternative zurückweisen: entwe­
der so, wie die Polizei es für erforderlich hält, oder gar 
nicht. Der Einsatzleiter der Polizei wird sich vorher mit 
seinem Vorgesetzten absprechen. Wenn erforderlich, soll 
er den Vorsitzenden des Gerichts vor der Hauptverhand­
lung auf die Ansicht der Polizei hinweisen. Läppisches 
Feilschen in der Hauptverhandlung wird dadurch vermie­
den. 

Schwierigkeiten können entstehen, wenn einzelne Zuhö­
rer die Hauptverhandlung stören. Sie müssen vor einer 
Entscheidung über ein Ordnungsmittel gehört werden. 
Dazu ist in der Regel erforderlich, daß der Störer vor den 
Richtertisch tritt. Häufig führt das dazu, daß der Störer 
sich weigert und dann die Polizei beauftragt wird, ihn 
zum Gericht zu bringen. Kennen die Polizeibeamten den 
Störer namentlich, so genügt es, wenn der Name genannt 
wird. Der Vorsitzende kann ihn dann zum Vortreten und, 
falls er sich weigert, zur Stellungnahme auffordern. Wird 
Ordnungshaft ausgesprochen und die sofortige Vollstrek­
kung angeordnet, so haben, nach entsprechendem Auf­
trag, die anwesenden ·Polizeibeamten für die Vollstrek­
kung zu sorgen. Mit Widerstandsleistung und versuchter 
Gefangenenbefreiung ist zu rechnen. Der Vorsitzende 
wird gut daran tun, um das Eingreifen der Beamten zu 
erleichtern, sofort auf die Rechtslage hinzuweisen und 
energisch durchzugreifen. 

Kommt die Räumung des Sitzungs saales in Frage, so 
müssen genügend Polizeikräfte zur Verfügung stehen. 
Den Zuhörern ist, darauf muß immer wieder hingewiesen 
werden, zunächst Gelegenheit zu geben, den Sitzungs saal 
freiwillig zu verlassen. Erst wenn sie dazu keine Neigung 
zeigen, hat die Polizei einzugreifen. Sache des Einsatzlei­
ters ist es, die erforderlichen Anweisungen zu geben. Um 
die fast üblichen Anzeigen wegen Körperverletzung usw. 
zu vermeiden, soll hier auf eine genaue Beobachtung der 
Vorgänge nicht verzichtet werden: vor allem sind, wenn 
möglich, Namen und Anschriften von Nichtsympathisan­
ten festzuhalten. Vor allem aber ist es Sache des Staats­
anwalts, hier genau zu beobachten. Erleichtert wird die 
Arbeit der eingesetzten Polizeikräfte, wenn von vornher­
ein die Überfüllung des Sitzungssaales vermieden wird. 
Der Vorsitzende tut gut daran, jeden Antrag auf zusätzli­
che Schaffung von Sitzplätzen abzulehnen, etwa durch 
Aufstellen zusätzlicher Bänke oder durch Freigabe der 
Zeugenbänke. Das Gericht soll während der Räumung 
grundsätzlich den Sitzungssaal nicht verlassen. Soweit 
Hausverbote für das Justizgebäude bestehen - zuständig 

63 



ist dafür der Präsident, - haben die Sicherungskräfte die 
dagegen Verstoßenden festzustellen. 

Weigert sich der Angeklagte, seine Personalien anzuge­
ben, wird in der Regel dje Vernehmung eines Ermitt­
lungsbeamten erforderlich. Er muß also angeben können, 
wie er sich die erforderlichen Kenntnisse verschafft hat. 

Für die Polizeibeamten als Zeugen erweist sich eine mög­
liche Verbindung zusammenhängender Verfahren als 
sehr vorteilhaft. Sie werden nicht gezwungen, über das­
selbe Beweisthema immer wieder und nach langer Zeit 
wieder auszusagen. Erfahrungsgemäß haben Verteidiger 
und Angeklagte in solchen Verfahren die Aussagen aus 
früheren Verfahren sehr genau gegenwärtig und versu­
chen verstärkt, den Zeugen auf Widersprüche festzule­
gen. Trotz der Gefahr, daß mehrere Angeklagte, schon 
um sich noch mehr zu produzieren und ihre Politschau 
abzuziehen, gemeinsam die Verhandlung mehr stören, 
zahlt sich die Verbindung auch für das Gericht aus. Meist 
scheitert das daran, daß nicht alle Verfahren gleichzeitig 
beim gleichen Gericht oder bei der gleichen Kammer an­
geklagt werden und dann jedes Gericht oder jede Kam­
mer erwartet, daß die anderen das Gesamtverfahren 
durchziehen. Auch das wird durch die neue Zuständigkeit 
des OLG für Verfahren nach § 129a StGB in Zukunft bis 
zu einem gewissen Grad besser werden. 

Zu überlegen ist auch, inwieweit es möglich ist, daß meh­
rere Spruchkörper Politverfahren parallel terminieren. 
Dadurch könnte eine Zersplitterung der Störer erreicht 
werden, da ja immer wieder etwa die gleichen Gruppen 
auftauchen. Vor allem könnten dadurch der Einsatz der 
Ordnungs kräfte eingeschränkt und vor allem die 'erhebli­
chen Kosten gesenkt werden. 

Sicher fordert der Rechtsstaat seinen Preis und niemand 
wird auch nur daran denken, denjenigen, die alles daran 
setzen, diesen Rechtsstaatzu zerstören, ein rechtsstaatli­
ches Verfahren zu verweigern. Wer aber des öfteren das 
recht zweifelhafte Vergnügen hatte, als Richter, Staats­
anwalt, ermittelnder Polizeibeamter oder in einer ähnli­
chen Stellung mit einem solchen Verfahren befaßt zu 
sein, dem sollte man es nicht übelnehmen, wenn er die 
Meinung vertritt, daß nicht nur der Polittäter einen An­
spruch auf ein rechtsstaatliches Verfahren hat, sondern 
auch diejenigen, die in einer der oben genannten Rollen 
an diesen Verfahren teilzunehmen haben. Wir alle sollten 
uns nicht für zu vornehm halten, auch für uns das Grund­
gesetz in Anspruch zu nehmen und nicht nur für den An­
geklagten, sondern auch für uns die Achtung der Men­
schenwürde fordern. Vielleicht sollten wir den Gesetzge­
ber und auch die Herren Richter vom Bundesverfas­
sungsgericht doch gelegentlich hin und wieder mit einiger 
Deutlichkeit mit diesem Problem bekanntmachen und 
einige Denkanstöße geben, ob das Institut der Verwir­
kung beispielsweise, das doch im ganzen Rechtsbereich 
gilt, in der StPO nur ein Kümmerdasein führen muß und 
ob damit wirklich ein rechts staatliches Verfahren nicht 
mehr gewährleistet sein sollte. Ich fürchte allerdings, daß 
sich nicht viel ändern wird. Informationen über Terrori­
stenprozesse durch die Massenmedien - oft genug ver-

64 

dreht - können die Erfahrung am eigenen Leib nicht er­
setzen. Und die zu machen, überläßt man uns und be­
schränkt sich lieber darauf, schöne theoretische Erwä­
gungen anzustellen. Das schont die Nerven und erhält 
gesund. 

11. Diskussionsverlauf 

1. In Prozessen gegen anarchistische Gewalttäter wird 
der Zeuge zum Teil in einer nicht mehr vertretbaren Wei­
se in eine Feindrolle gedrängt, um ihn zu unsachlichen 
Reaktionen zu veranlassen, aufgrund derer seine Glaub­
würdigkeit in Zweifel gezogen werden kann. Hierbei ist 
festzustellen, daß Polizeibeamte als Zeugen vielfach ner­
vöser und empfindlicher auf »Angriffe« der Verteidigung 
reagieren, als andere Zeugen. Insbesondere ist auffal­
lend, daß die Polizeibeamten in der Regel offenbar glau­
ben, einfach alles wissen zu müssen. Sie erscheinen da­
her vielfach leichter frustiert als andere Zeugen. 

Es ist dem Polizeibeamten dringend zu raten~ als Zeuge 
auch einmal zu sagen: »Das weiß ich nicht«. Er erscheint 
glaubwürdiger, wenn er ab und zu einräumt, er könne 
sich an gewisse Einzelheiten - insbesondere bei länger 
zurückliegenden Ereignissen - nicht mehr erinnern. 
Darüber hinaus darf der Polizeibeamte in der Hauptver­
handlung nicht versuchen, durch seine Aussage Fehler in 
der polizeilichen Ermittlungsarbeit auszubügeln. 

Es erscheint daher in vielen Fällen notwendig, die Poli­
zeibeamten für ihre Zeugenrolle intensiver zu schulen. 
Auch muß den Beamten ausreichend Gelegenheit zur 
Vorbereitung gegeben werden. Bedenken hiergegen kön­
nen nicht geltend gemacht werden, da eine angemessene 
Vorbereitung der Zeugen schließlich der Wahrheitsfin­
dung dient. 

2. In Prozessen gegen anarchistische Gewalttäter wurde 
wiederholt versucht, die Zeugen durch Drohungen oder 
Androhung von Repressalien in ihrer Aussagebereitschaft 
zu beeinflussen. Auch versuchten Zuhörer im Gerichts­
saal, die Zeugen durch Störungen jeglicher Art zu verun­
sichern. 

In diesen Fällen muß im Interesse des Schutzes des' Zeu­
gen eine strikte Anwendung der §§ 177, 178 GVG (Maß­
nahmen zur Aufrechterhaltung der Ordnung) durch das 
Gericht erfolgen. 

3. Es wurde festgestellt, daß die Erörterungen des Dis­
kussionsleiters das Thema der Gruppendiskussion eigent­
lich nicht genau trafen. Der Diskussionsleiter sah sich je­
doch außerstande, zu dem vorgegebenen Thema detail­
lierte, auf eigener Erfahrung beruhende Auskünfte zu ge­
ben. Er beschränkte sich daher auf eigene Erkenntnisse 
aus einzelnen Verfahren gegen anarchistische Gewalttä­
ter. 

Die Diskussionsteilnehmer waren sich darüber einig, daß 
die Gruppendiskussion besser mit folgendem Titel hätte 
überschrieben werden müssen: »Richterliche Erkenntnis­
se aus den Verfahren der sogenannten Terroristen­
szene«. 



Zusammenarbeit von Polizei und Justiz 
auf dem Gebiet der Wirtschaftskriminalität 

Gruppendiskussion unter Leitung von Friedrich H. Berckhauer 

l. Einführungsreferat 

Das Verhältnis zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
ist nicht ohne Schwierigkeiten, Unstimmigkeiten, Unei­
nigkeiten, ja sogar Unzuträglichkeiten. Die Gründe hier­
für sind mannigfach. 

Einmal sind es mehr subjektive, emotionale, dem Presti­
gedenken verhaftete Gründe, die aber ihre Wurzel im tat­
sächlich Vorgegebenen haben: Der unbefangene, weil im 
Streit unbeteiligte Beobachter kann sich zuweilen des 
Eindrucks kaum erwehren, die Polizei und ihre Angehöri­
gen fühlten sich allein durch die Formel des Gerichtsver­
fassungsgesetzes vom »Hilfsbeamten der Staats­
anwaltschaft« erniedrigt und unter die Fron der » Voll­
juristen« gestellt. 

Daneben bringt eine Arbeitsteilung bei d~r Bewältigung 
der nicht streng voneinander zu trennenden Aufgaben 
)Kriminalitätsbekämpfung< und )Strafverfolgung< eine 
ganze Reihe sachlicher Probleme mit sich. 

Die sachlich begründeten Schwierigkeiten können aber 
nicht immer von den vermeintlichen, aus der jeweils un­
terschiedlichen Sichtweise zweier verschiedener Hierar­
chien geborenen Probleme getrennt werden. Die Einbin­
dung in Hierarchien, sei es der Innenverwaltung oder der 
Justiz, kann nicht nur betriebsblind, sondern manchmal 
beinahe voreingenommen machen. Dies ist keine leere 
Behauptung, sondern läßt sich anhand der Literatur zum 
Verhältnis zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft mü­
helos veranschaulichen. 

Die Arbeitsteilung zwischen innerer Verwaltung und Ju­
stiz bei der Herstellung und Aufrechterhaltung der 
»Inneren Sicherheit« hat ihre Wurzel in der liberalen Ge­
dankenwelt des Gewaltenteilungsprinzips. 

Die zur Durchsetzung dieser Idee geschaffene Staatsan­
waltschaft wird deshalb zu Recht als Kind der bürgerli- . 
chen Revolution verstanden. An die Stelle des polizei­
staatlichen Beliebens bei der Durchsetzung staatlicher 
Macht sollte durch die Schaffung der Staatsanwaltschaft 
als einer der dritten Gewalt zugeordneten Instanz das 
Gleichgewicht zwischen den Staatsgewalten hergestellt 
werden. Dies war historisch nur durch eine rigorose Be­
schneidung der justitiellen Machtfülle' der Polizei und ih­
re Herabstufung in die Rolle der Hilfsbeamtenschaft der 
Staatsanwaltschaft möglich. 

Heute, wo es nicht mehr um die Durchsetzung, sondern 
die Erhaltung der Errungenschaften dieser bürgerlichen 
Revolution, um die Verteidigung der freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung also, geht, hat die Machtvertei­
lung zwischen Polizei als Herrschaftsinstrument der 
Monarchie und Justiz als Beschützerin des Dritten Stan­
des ihren ursprünglichen Sinn weitgehend eingebüßt. Da 
sich Polizei und Staatsanwaltschaft gleichermaßen der 
Idee des Rechtsstaates verpflichtet fühlen, könnte eine 
Umverteilung von staatlichen Hoheitsaufgaben im Be­
reich der Inneren Sicherheit eher in Angriff genommen 
werden als früher. 

Bisher ist der eigentliche Kernpunkt, nämlich die Zusam­
menarbeit zwischen Polizei und Justiz auf dem Gebiet 
der Wirtschaftskriminalität, noch gar nicht berührt wor­
den. 

Auch wenn die ThemensteIlung eine Eingrenzung anzu­
deuten scheint, entbindet dies nicht von der Erörterung 
der Frage, ob eine Neuordnung des Verhältnisses zwi­
schen Polizei und Staatsanwaltschaft über eine Verbesse­
rung der Zusammenarbeit hinaus wünschenswert und 
möglich erscheint. 

1. Empirische Ergebnisse zur Zusammenarbeit von 
Polizei und Staatsanwaltschaft bei der Bekämp­
fung der Wirtschaftsdelinquenz 

Für den wirtschaftlichen Bagatellbereich weist die Analy­
se Fehervarys des repräsentativen Materials von Blan­
kenburg, Sessar und Steffen eine überwiegend polizeili­
che Ermittlungstätigkeit aus 1). 

1) J. Fehervary, in: E. Blankenburg, K. Sessar und W. Steffen, un­
veröffentlichtes Manuskript, Freiburg 1976. 
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Nur in ca. 6% aller bei den untersuchten Staatsanwalt­
schaften anhängig gewordenen Verstöße gegen 
strafrechtliche Nebengesetze auf· dem Wirtschaftssektor 
kam es zu einer Eigenermittlung durch die Staatsanwalt­
schaft. Oft bestand sie zudem nur darin, einen Antrag 
auf richterliche Vernehmung zu stellen. 

In ca. 11% ersuchte die Staatsanwaltschaft mittels Rück­
verfügung die Polizei um ergänzende Ermittlungen. Ins­
gesamt wurde die Staatsanwaltschaft nur in etwa einem 
Viertel der Fälle (26 %) ermittelnd tätig, sei es durch die 
Einschaltung von Sachverständigen oder anderen Behör­
den, sei es durch Eigenermittlungen oder Rückverfügun­
gen an die Polizei. 

Die Staatsanwaltschaft schaltet sich am ehesten bei jenen 
wirtschaftlichen Bagatelldelikten in die Ermittlungen ein, 
die von der Polizei oder anderen Behörden als 
»sanktionswürdig aber beweisschwierig« abgegeben wer­
den. In solchen Fällen werden von der Staatsanwalt­
schaft, zum Zwecke der Sicherstellung einer Anklage, 
richterliche Vernehmungen beantragt, sowie Sachver­
ständigen-Gutachten und ... Behördenberichte eingeholt. 
Bei Anzeigen, die von Behörden bei der Staatsanwalt­
schaft eingehen, wird an die Polizei sehr oft rückverfügt, 
um die Personalien bzw .. die persönlichen Verhältnisse 
Tatverdächtiger genauer festzustellen. Unmittelbare An­
zeigen von Privatgeschädigten werden meist nach einer 
ersten summarischen Prüfung an die Polizei weitergelei­
tet. Meist gibt dabei die Staatsanwaltschaft die pauschale 
Anweisung »Ermittlungen sind durchzuführen«, und nur 
in besonderen Fällen werden spezielle Ermittlungsanwei­
sungen gegeben. 

Über das Zusammenwirken von Polizei und Staatsan­
waltschaft bei der Bekämpfung der schweren Wirt­
schaftskriminalität liegen repräsentative Untersuchungen 
bis jetzt nicht vor. 

Immerhin wurde schon vor einigen Jahren in Hiltrup ein 
Ermittlungsanteil von etwa 15 % der Staatsanwaltschaft 
bei Wirtschaftsdelikten genannt 2). Auch nach einer baye­
rischen Untersuchung hat die Staatsanwaltschaft bei 
Wirtschaftsstrafsachen (ebenso wie bei Kapitaldelikten 
und politischen Strafsachen) in allen Fällen Ermittlungs­
handlungen vorgenommen3 ). 

Angesichts des fortgeschrittenen Ausbaus von Schwer­
punktabteilungen für Wirtschaftsstrafsachen bei einer 
großen Zahl bundesdeutscher Staatsanwaltschaften darf 
man wohl'davon ausgehen, daß die Ermittlungen bei der 
schweren Wirtschaftskriminalität in einer größeren Zahl 
der Ermittlungsverfahren von den Staatsanwaltschaften 
selbst durchgeführt werden. Die Gründe hierfür liegen 
auf der Hand: Bei der Wirtschaftskriminalität geht es ne­
ben den kriminalistischen Fragen, die jedes Delikt in un­
terschIedlicher Weise aufwirft, noch mehr um rechtliche 
Probleme als bei den übrigen Delikten. Deren Lösung 
bedarf des Einsatzes gelernter Juristen. 

2. Einzelprobleme im Verhältnis Polizei/Staatsan­
waltschaft auf dem Gebiet der Wirtschaftskri­
minalität 

2.1 Organisation und Infrastruktur 

Wiewohl die Polizei schon sehr früh auf die Gefahren der 
Wirtschaftskriminalität und die damit verbundenen Schä­
den aufmerksam gemacht hat, ist es ihr nicht gelungen, 

2) Fabelje, zitiert nach Kriminalistik 1974, 346. 
3) Zitiert nach U. Klug, aaO. 
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eine bundesweit mit der Staatsanwaltschaft vergleichbare 
Konzentration und Spezialisierung auf diesem Gebiet zu 
erreichen. Deshalb wird es von staatsanwaltschaftlicher 
Seite 4 ) als wünschenswert betrachtet, wenn auch die 
Kriminalpolizei eine Organisation schaffen könnte, die 
sich an die Einrichtung· der Schwerpunktstaatsanwalt­
schaft anschlösse, da auf dem polizeilichen Sektor die or­
ganisatorische Neuorientierung fehleS). Es sei deshalb an 
der Zeit, daß die Kriminalpolizei in stärkerem Maße als 
bisher zentralisierte Ermittlungszuständigkeiten schaffe. 
So sieht Sander6 ) die zentralisierte Organisation der Zoll­
fahndungsämter als außerordentlich schlagkräftig und 
deshalb beispielhaft an. 

Einige Vertreter der Staatsanwaltschaft 7 ) sehen in die­
sem Zusammenhang ein Mißverhältnis zwischen Ausbil­
dung und wirtschaftsdeliktischen Ermittlungsaufgaben 
der Polizei. AndereS) meinen zwar, daß an Sonderausbil­
dung und Fortbildung bei der Kriminalpolizei wohl er­
heblich mehr getan worden sei, als dies bisher im Bereich 
der Justiz der Fall gewesen sei, dennoch blieben aber ge­
wiß noch Wünsche offen. Auch nach polizeilicher 
Meinung9 ) kann die Zusammenarbeit weder gut noch gar 
ideal sein, wenn und solange auf polizeilicher Seite das 
Problem des fehlenden Potentials an Wirtschaftskrimina­
listen bestehe und die SpecZialausbildung mangelhaft sei. 

Deshalb wird heute z. T. auch von polizeilicher Seite der 
tatsächlichen Entwicklung Rechnung getragen und das 
,Übergewicht der Staatsanwaltschaft auf dem wirtschafts­
kriminalistischen Sektor durch Vertreter der Polizei aus­
drücklich - wenn auch als Ausnahme von der sonstigen 
Bedeutung der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfah­
ren - anerkannt 10): Die Probleme um die Stellung der 
Staatsanwaltschaft als »Herrin des Ermittlungs­
verfahrens« und um die Stellung der Kriminalpolizei als 
deren »Hilfsbeamte« hätten sich durch die Einrichtung 
der Schwerpunktstaatsanwaltschaften erledigt 11). 

Allerdings scheint dies nicht herrschende Meinung bei 
der Polizei zu sein, sonst wären Einzelfragen wie Zustän­
digkeitsgrenzen, Arbeitsteilung, erster Zugriff, aber auch 
die Beteiligung von Wirtschaftsreferenten an Ermitt­
lungsmaßnahmen nicht umstritten. 

Aus dem Aufbau der Schwerpunktstaatsanwaltschaften 
können sich - aus polizeilicher Sicht - insofern allge­
meine Zuständigkeitsprobleme ergeben, als manche Ver­
fahren gar nicht mehr zur Kenntnis der Polizei gelangen. 

Dies hat zur Folge, daß derartige Verfahren nicht mehr 
in der Polizeilichen Kriminalstatistik erscheinen. Da die 
Polizeiliche Kriminalstatistik in erster Linie - was oft 
nicht genau gesehen wird - eine Arbeitsstatistik der Po­
lizei ist, kann in diesem Zusammenhang von einer Ver­
fälschung in solchen Fällen 12) nicht gut die Rede sein. 
Allerdings ist die Polizeiliche Kriminalstatistik auch ein 
(mehr oder minder brauchbarer) Indikator für Umfang 
und Entwicklung der Gesamtkriminalität 13). Insofern 
läßt die Nichteinbeziehung aller Verfahren, die nicht 
über die Polizei bei der Staatsanwaltschaft anhängig wer-
-----_! 

4) H. Sander, 170. 
5) R. Müller, 342. 
6) S. 155. 

7) R. Müller, 342. 
8) Kolz, 101. 
9) Fabelje, 162. 

10) E. Färber, 277. 

11) Fabelje, 161. 

12) Fabelje, 164. 

13) Vgl. dazu das Referat von W. Heinz auf dieser Tagung. 



den, den staatlichen Selektionsvorgang nicht genau nach­
vollziehen. Dies ist freilich ein allgemeines kriminologi­
sches Problem und kein besonderes der Verfolgung von 
Wirtschaftsstraftaten. 
Richtig ist freilich der Einwand, eine Nichteinbeziehung 
der allein den Staatsanwaltschaften bekannten Wirt­
schaftsstraftaten in den polizeilichen Nachrichtendienst 
schränke den Gebrauchs- und Erkenntniswert dieses In­
struments ein. Betrachtet man den wirtschaftskriminali­
stischen Nachrichtendienst nicht nur als Fahndungshilfe, 
sondern auch als Erkenntnismittel zur Aufdeckung de­
liktseigentümlicher Strukturen (z. B. modus operandi), so 
kann eine mangelhafte oder fehlende Repräsentabilität 
nur von Nachteil sein. 
Problematisch sind ferner Doppelermittlungen. So 
wird 14) die Überschneidung der Zuständigkeiten der Son­
derkommissionen zur Ermittlung von Wirtschaftsstrafta­
ten der Landeskriminalämter mit den Funktionen der 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften in manchen Fällen be­
klagt. Umgekehrt führten Schwerpunktstaatsanwalt­
schaften Verfahren durch, die besser bei Sonderkommis­
sionen der Kripo aufgehoben werden 15). 

Weiterhin bestehe die Schwierigkeit für Schwerpunkt­
staatsanwaltschaften, Wirtschaftsgroßverfahren mit all­
gemeinem kriminellen Einschlag an Kreispolizeibehörden 
anzubinden 16). Es seien polizeiliche Bestrebungen zu be­
obachten, die Arbeit von Sonderkommissionen zeitlich 
und örtlich einzugrenzen. 

2.2 Weisungsbefugnis des Staatsanwalts und fal/bezoge-
ne Zuständigkeitsabgrenzung 

Neben diesen organisatorischen Problemen steht die eher 
rechtliche Frage der Weisungsbefugnis des Staatsanwal­
tes in einem konkreten Verfahren gegenüber dem Ermitt­
lungsbeamten bei der Kriminalpolizei. 
Hier wird diskutiert, ob die Inanspruchnahme der 
»Hilfsbeamten« als Ersuchen über den Dienstvorgesetz­
ten zu erfolgen habe oder ob die Staatsanwaltschaft kom­
petent sei, direkt polizeiliche Ermittlungsbeamte zu be­
auftragen. Für das Gebiet der Wirtschaftskriminalität 
vertritt Färber17 ) den Standpunkt, personelle Dispositio­
nen sollten den Dienststellenleitern bei der Kripo über­
lassen bleiben; ferner müsse beim Einsatz von größeren 
Teams oder Kommissionen die Führung über den polizei­
lichen Vorgesetzten erfolgen. Insgesamt seien deshalb 
enge Kontakte zwischen den staatsanwaltschaftlichen 
Sachbearbeitern und den Dienststellenleitern bei der Kri­
minalpolizei erforderlich. 
Im Zusammenhang mit dem ersten Zugriff bei Wirt­
schaftsstrafsachen (im Gegensatz etwa zu anderen Delik­
ten) wird von kriminalpolizeilicher Seite nicht bestritten, 
daß die Initiative von der Staatsanwaltschaft auszugehen 
habe, insbesondere dann, wenn die Anzeigen bei der 
Staatsanwaltschaft erstattet worden sind oder von dort 
eingeleitet werden 18). 

Es wirke aber vielfach befremdend, wenn sich der staats­
anwaltliehe Einsatz im ersten Angriff ausschließlich 
darin erschöpfe, daß nicht als Erstes die Sache und der 
Sachauftrag, sondern über allem Zuständigkeits- und 
Kompetenzfragen ausschlaggebend seien 19). 

14) s. 154. 

15) H. Sander, 154. 

16) H. Sander, 155. 
17) S. 278. 

18) Fabelje, 161 f.. 

19) Fabelje, 171. 

Auch die Zuständigkeitsabgrenzung für einzelne Er­
mittlungsschritte wirft Probleme auf. 

Die Notwendigkeit zur Abgrenzung und Zuteilung der 
einzelnen Funktionen bei der Strafverfolgung ergibt sich 
zwangsläufig aus der Ausbalancierung des gesetzlichen 
Leitbildes der Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Staatsanwaltschaft und den jeweils auf beiden Seiten 
vorhandenen Mitteln, der Infrastruktur. Deshalb ist die 
Diskussion eines Ermittlungsplanes in Vor- und Einsatz­
besprechungen zwischen Staatsanwaltschaft und Krimi­
nalbeamten nicht nur unvermeidlich, sondern sogar 
notwendig 20). Daß hierbei Prestigegesichtspunkte weder 
seitens der Staatsanwaltschaft noch der Kriminalpolizei 
eine Rolle spielen dürften 21), liegt auf der Hand. 

Ein ausgesprochen neuralgischer Punkt für die Kriminal­
polizei ist die Einbindung der Wirtschaftsreferenten bei 
den Schwerpunktstaatsanwaltschaften in die konkrete 
Ermittlungstätigkeit. 

Gerade hier wird das sonst eher etwas heruntergespielte 
Spannungsverhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und 
Kriminalpolizei deutlich, wenn einzelne Vertreter der 
Kriminalpolizei es als anstößig empfinden, daß Wirt­
schaftsreferenten Verfügungen treffen, die »nicht den 
staatsanwaltschaftlichen Segen« erfahren haben, und 
zwar auch dann, wenn sie inhaltlich richtig sind. Diese 
Verfahrenspraxis gehe davon aus, so wird argumentiert, 
daß die »befugten Herren aufgrund ihrer akademischen 
Vorbildung ihr Metier beherrschen«. Allerdings ermangle 
es den Wirtschaftsreferenten an wirtschaftskriminalisti­
sehern Denken, das nicht durch Hochschulen, sondern 
durch langjährige Erfahrungen entwickelt werde 22). 

Es könne deshalb nicht in das Ermessen der an Durchsu­
chungen teilnehmenden Wirtschaftsreferenten gestellt 
werden, welche Beweismittel im einzelnen sicherzustel­
len seien. Diese Entscheidung obliege und müsse bei Ab­
wesenheit des Staatsanwaltes - und zwar ohne längere 
Diskussion - dem auch die Durchsuchung in rechtlicher 
ilinsicht vertretenden Kriminalisten obliegen 23). 

2.3 Kommunikation 

Als nicht immer optimal organisiert wird die Kommuni­
kation zwischen Staatsanwaltschaft und Kriminalpolizei 
betrachtet. 

Zumindest in der Vergangenheit (1972), sei es infolge Ar­
beitsüberlastung bei den Staatsanwaltschaften die Aus­
nahme gewesen, daß sich Staatsanwälte an Ermittlungen, 
insbesondere Vernehmungen von Beschuldigten oder 
Durchsuchungen beteiligten 24). Andererseits seien die· 
Dezernenten der Staatsanwaltschaft für die Sachbearbei­
ter der Kriminalpolizei für Rückfragen und Gespräche 
für längere Zeit, z. B. wegen Sitzungsdienstes, nicht er­
reichbar. Ferner könnten Aktenauskünfte nicht erlangt 
werden, weil die Akten augenblicklich nicht immer greif­
bar seien 25). (Es ist freilich zu hoffen und anzunehmen, 
daß Fabeljes Vermutung, die Akten befänden sich in den 
Privatwohnungen der Sachbearbeiter, nicht oder nur als 
Ausnahme zutrifft 26». 

20) R. Müller, 344. 

21) H. Sander, 152. 

22) Fabelje, 167. 

23) Fabelje, 166. 
24) E. Färber, 277. 

25) Fabelje, 168. 

26) S. 168. 
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In diesem BereiCh könnten organisatorische Reformen 
Abhilfe schaffen. So ist es unökonomisch, Wirtschafts­
dezernenten zum Sitzungsdienst in Verfahren einzutei­
len, in denen sie nicht selpst ermittelt haben (allerdings 
verlieren sie hierbei vielleicht den Überblick über die all­
gemeine Kriminalität). Die Schaffung des »gesetzlichen 
Staatsanwalts« in Anlehnung an den »gesetzlichen 
Richter« würde eine Intensivierung der unmittelbaren, 
zeitsparenden und persönlichen Zusammenarbeit zwi­
schen Ermittlungsbeamten der Polizei und der Staatsan­
waltschaft ermöglichen 27). 

2.4 Opportunitätsentscheidungen auch für die Polizei? 

Wegen der strengen Bindung der Polizei an das Legali­
tätsprinzip ist eine Beschränkung der Sachaufklärung auf 
wenige, möglichst überschaubare Komplexe rechtlich nur 
durch die Staatsanwaltschaft möglich 28). Sie wird auch 
in Verfahren der schwereren Wirtschaftskriminalität heu­
te schon im großen Umfang geübt 29 ). Es wird zu überle­
gen sein, welche Auswirkungen eine Neuregelung des 
Verhältnisses Polizei/Staatsanwaltschaft auf die Ausge­
staltung des Legalitäts- und des Opportunitätsprinzips ha­
ben wird. Auf jeden Fall müssen unökonomische Ermitt­
lungen vermieden werden. Deshalb liegt eine Einschrän­
kung des Legalitätsprinzips für den Polizeibereich nahe. 
Zu prüfen wäre, ob eine Beschränkung der Strafverfol­
gung im Sinne des § 154a StPO (Nebensächlichkeit ein­
zelner Tatteile) oder des § 153 StPO (Geringfügigkeitsge­
danke ) zulässig sein sollte und ob eine Kontrolle der poli­
zeilichen Entschließung durch die Staatsanwaltschaft 
oder das Gericht vorzusehen wäre. 

3. Ansätze für eine Neuorientierung 
Da zunächst eine grundsätzliche Neuorientierung in grö­
ßerer Ferne zu liegen scheint, sind zur Überbrückung 
einige Maßnahmen erforderlich, um das Verhältnis Poli­
zei und Staatsanwaltschaft noch besser zu gestalten. Ne­
ben einer weiteren Qualifizierung der jeweils betroffenen 
Beamten ist der Ausbau eines umfassenden und vor al­
lem einheitlichen Meldesystems erforderlich. Eine derar­
tige Gemeinschaftsaufgabe hätte neben den unmittelba­
ren Vorteilen bei der Strafverfolgung und präventiven 
Verbrechensbekämpfung eine integrierende Funktion 
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft. 

3. I Schaffung eines umfassenden Meldesystems 

An ein derartiges Meldesystem müßten aber auch andere 
Behörden, wie etwa Zoll- und Steuerfahndungsbehörden 
angeschlossen werden. Überhaupt wäre die Zusammen­
arbeit zwischen den einzelnen, oft nebeneinanderher ar­
beitenden Kontrollorganen (Steuer- und Zollbehörden, 
Gewerbeämter, Bundesaufsichtsamt für Kreditwesen 
usw.) auf organisatorischem Gebiet ebenfalls erstre­
benswert30). Ein erster Schritt auf staatsanwaltschaftli­
eher Seite wäre der Ausbau der »Bundesweiten Erfas­
sung von Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen 
Gesichtspunkten«, an der zwei Drittel aller bundesdeut-

27) w. Daun, 537. 

28) H. Sander, 152. 

29) In 509 von 2893 Ermittlungsverfahren der Bundesweiten Erfassung 
1974 wurde teilweise eingestellt. Hiervon waren 5155 Ermittlungs­
fälle nach §§ 170 11/205 StPO und 5499 Einzelfälle nach 
§§ 153 ff./154 ff., also insgesamt 10654 Einzelfälle betroffen. Dies 
sind mehr als ein Fünftel aller Einzelfälle (= 51165). 

30) E. Färber, 278; R. Müller, 346. 
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sehen Staatsanwaltschaften beteiligt sind, zu einem 
staatsanwaltschaftlichen Nachrichtendienst über Wirt­
schaftsdelikte . 

Dies würde die Schaffung oder Beauftragung einer Da­
tenverarbeitungszentrale voraussetzen, die nach Eingang 
der Ermittlungsverfahren bei der Staatsanwaltschaft und 
jeweils bei der Gewinnung neuer Erkenntnisse die wich­
tigsten Daten sofort speichert. Neben den Namen sämtli­
cher Beschuldigter müßten etwaige Unternehmens ver­
flechtungen registriert werden. Überdies wäre statt der 
bisherigen strafrechtlichen Kategorisierung der Verfah­
ren eine wirtschaftskriminalistisch-kriminologische, etwa 
nach dem Vorbild des BKA, einzuführen. Dieses Melde­
system müßte weiterhin mit dem kriminalpolizeilichen 
Nachrichtenaustausch über Wirtschaftsstrafverfahren 31) 
sowie den neugeschaffenen Nachrichtendiensten der 
Zoll- und Steuerfahndung in Köln und Wiesbaden kom­
patibel sein 32). 

3.2 Differenzierung der Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Staatsanwaltschaft 

Im übrigen darf die Zusammenarbeit zwischen Polizei 
und Staatsanwaltschaft bei Wirtschaftsdelikten nicht 
über einen Leisten geschlagen werden: Die Wirtschafts­
kriminalität ist ein komplexer Gegenstand, der zudem 
vielfache Beziehungen zur allgemeinen Kriminalität, aber 
auch in einigen Bereichen zur organisierten Kriminalität 
aufweist. Deshalb tut Differenzierung not. Hierfür ist die 
von Sander auf der Arbeitstagung »Wirtschaftskrimi­
nalität« 1973 im BKA vorgetragene Analyse eine nützli­
che Diskussionsgrundlage. Sander unterscheidet im we­
sentlichen vier Bereiche der Wirtschaftskriminalität, die 
jeweils eine verschiedene Behandlung und demzufolge 
ein andersartiges Zusammenwirken von Polizei und 
Staatsanwaltschaft erfordern. 

Bei Großverfahren mit im wesentlichen gleichförmigen 
Einzeltaten vieler Beschuldigter soll das Schwergewicht 
der Ermittlungsarbeit bei der Kriminalpolizei liegen. Die 
Funktion der Staatsanwaltschaft erstreckt sich auf die 
rechtzeitige Begründung einer sachbezogenen umfassen­
den Zuständigkeit, auf die Abstimmung des Ermittlungs­
plans und der Ermittlungsmethode mit den federführen­
den Beamten der Kriminalpolizei und auf das ständige 
Bestreben, die Durchführung der Ermittlungen im Hin­
blick auf die zu erwartende Hauptverhandlung zu 
rationalisieren 33). 

Verfahren im Zusammenhang mit schwindelhaften Ge­
sellschaftsgründungen, Subventionskriminalität, Groß­
konkursen, Wertpapiertausch, Kreditbetrug, Schwindel 
mit Wertpapieren und Anlagewerten forderten den vollen 
Ermittlungseinsatz des Staatsanwaltes und des Wirt­
schaftsreferenten wegen der Notwendigkeit der Voraus­
wertung der mittels Durchsuchung erlangten Unterlagen, 
der Anordnung vorläufiger Festnahmen und der Vorfüh­
rung vorläufig Festgenommener. 

Die Beamten der Kriminalpolizei seien in das jeweilige 
Ermittlungsteam voll eingegliedert und bestimmten darin 
mit ihrem Fachwissen entscheidend das Ermittlungser­
gebnis. Das Verfahren selbst solle jedoch während des 
gesamten Verlaufs seiner Durchführung eng an den De-

31) Vgl. Reichinger, 6-21. 
32) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 128 vom 15.6. 1976, Süd­

deutsche Zeitung Nr. 154 vom 7. 7. 1976 und Nr. 186 vom 
13. 8. 1976; vgl. ferner H. Sander, 156. 

33) H. Sander, 140. 



zernenten und den Wirtschaftsreferenten bei der Staats­
anwaltschaft angebunden bleiben 34). 

Die Großverfahren mit erheblicher räumlicher - oft 
übernationaler - Ausdehnung mit vielen Beteiligten aus 
Randgebieten der Wirtschaftskriminalität zur allgemeinen 
Kriminalität - dürften nicht so bekämpft werden, wie es 
bisher üblich war, nämlich von der örtlichen Ebene der 
Kreispolizeibehörde her 35 ). 

Die Spezialverfahren auf dem Gebiet des Umweltschut­
zes, des Lebensmittelrechtes, des Patentrechtes und des 
Urheberschutzgesetzes sowie weiterer Schutzbestimmun­
gen seien in der Regel eng an den Dezernenten und Wirt­
schaftsreferenten der Schwerpunktstaatsanwaltschaft an­
zubinden. Hier stünden häufig Rechtsfragen im Vorder­
grund. Darüber hinaus sei zu ihrer Bearbeitung ein enger 
Kontakt zu Sachverständigen des jeweiligen Spezialge­
bietes geboten. Die Mitwirkung der Kriminalpolizei er­
strecke sich zumeist auf Teilausschnitte 36). 

Diese Vorschläge beziehen sich freilich auf den Stand 
der Diskussion Anfang der siebziger Jahre. Inzwischen 
ist die Entwicklung weder auf dem Gebiet der Wirt­
schaftskriminalität noch auf dem ihrer Bekämpfung ste­
hengeblieben. Gerade im Bereich der Schwerpunktstaats­
anwaltschaften lassen sich die Investitionen der letzten 
Jahre allein schon an der Zahl abgeschlossener Ermitt­
lungsverfahren ablesen. Die hierin deutlich werdende 
Neuorientierung staatlicher Verbrechenskontrolle bietet 
zugleich die günstige Gelegenheit zu einem Wandel im 
überlieferten Verhältnis zwischen Polizei und Staatsan­
waltschaft. Diese Chance gilt es zu nutzen. 
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11. Diskussionsverlau/ 

In der Diskussion der von vielen Teilnehmern als provo­
kativ formuliert empfundenen Aussagen des Einleitungs­
referates wurde deutlich, daß sich auch im Bereich der 
Wirtschaftsdelikte das Verhältnis zwischen Polizei und 
Staatsanwaltschaft nicht einheitlich gestaltet. Sowohl 
von staatsanwaltschaftlicher wie auch von polizeilicher 
Seite wurde jeweils der Wille bekundet, zu einer wirksa­
men Verbrechensbekämpfung mit der jeweils anderen 
Seite zusammenzuarbeiten, die Intensität und Effektivi­
tät der tatsächlichen Zusammenarbeit wurde jedoch un­
terschiedlich beurteilt, wobei sich deutliche Differenzen 
im Vergleich der Länder untereinander ergaben. 

1. Organisations/ormen 

Einhellige Meinung bestand darüber, daß die unter­
schiedlichen Organisationsformen bei Staatsanwaltschaf­
ten und Polizei die Bekämpfung der Wirtschaftsdelikte 
behindern. In beiden Organisationen ist eine gegenläufige 
Entwicklung zu verzeichnen. Während in der Justiz die 
Zentralisierung vorangeschritten ist, wurde in der Polizei 
die Dezentralisierung der Verbrechensbekämpfung sogar 
weiter ausgebaut. Während die Staatsanwaltschaft in ih­
rer Zuständigkeit mehrere. Regierungsbezirke abdeckt, ist 
die jeweilige Polizeidienststelle nur für eine Teilbezirk 
zuständig. Auch wenn Spezialkommissariate für Wirt­
schaftsdelikte bei der Polizei bezirksübergreifend zustän­
dig sind, fehlt infolge der Entfernungen das tägliche Ge­
spräch mit der Staatsanwaltschaft, wenn Staatsanwalt­
schaft und Spezialkommissariat nicht am gleichen Ort ih­
ren Sitz haben. Von polizeilicher Seite aus wird auch 
beklagt, daß die Zusammenarbeit auch darunter leide 
daß der zuständige Staatsanwalt sehr häufig für den poli: 
zeilichen Sachbearbeiter nicht erreichbar sei. 

2. Au/teilung der Tätigkeiten im Ermittlungsver/ah-
ren 

Große Differenzen wurden sichtbar, als die Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren diskutiert 
wurde. Im Vergleich zu anderen Kriminalitätsbereichen 
werden in der Wirtschaftskriminalität viele Ermittlungs­
tätigkeiten von der Staatsanwaltschaft selbst bzw. ihren 
Wirtschaftsreferenten durchgeführt, während die Polizei 
bei vielen Verfahren gar nicht oder nur durch Einzelauf­
träge beteiligt wird. Auf der staatsanwaltschaftlichen Sei­
te wird dies damit begründet, daß die zuständigen Poli­
zeidienststellen zahlenmäßig nur ungenügend ausgestattet 
seien. Das führe dann dazu, daß von der Polizeidienst­
stelle an die Staatsanwaltschaft z. B. die Nachricht gege­
ben werde, daß ein Ermittlungsverfahren vor Ablauf ei­
nes J abres nicht in Angriff genommen werden könne. 
Infolge dieser mangelhaften Ausstattung sei der Staatsan­
walt gezwungen, z. B. Vernehmungen selbst vorzuneh­
men, die sonst durch die Polizei vorgenommen werden 
könnten. Er werde dadurch an seinen eigentlichen leiten­
den Aufgaben gehindert. Im Verhältnis Staatsanwalt­
schaft und Polizei komme es daher auf eine sinnvollere 
Aufgabenverteilung an. Auch die Polizei verkennt nicht, 
daß die Verstärkung der personellen Kapazitäten bei der 
Polizei im Bereich der Wirtschaftsdelikte nicht im not­
wendigen Umfange eingetreten ist. Während in einigen 
Ländern seit vier bis fünf Jahren ein Stillstand eingetre­
ten ist, berichten andere Länder, daß einige Dienststellen 
wieder verstärkt Aufgaben übernehmen, die sich sonst 
die Staatsanwaltschaft vorbehalten hat. 
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Ein weiterer Streitpunkt zwischen Staatsanwaltschaft 
und Polizei sind die bei den Staatsanwaltschaften be­
schäftigten Wirtschaftsreferenten. Sie werden verstärkt 
zu Durchsuchungen herangezogen werden. Die Polizei 
führt an, daß zu Durchsuchungen und Beschlagnahme 
kriminalistische Erfahrung notwendig sei, während von 
der Staatsanwaltschaft häüfig behauptet wird, die Krimi­
nalisten seien gar nicht in der Lage, zu beurteilen, welche 
Unterlagen zur endgültigen Beweisführung benötigt wür­
den. Ebenso seien viele Vernehmungen besser durch den 
Wirtschaftsreferenten durchzuführen. Da auch die Wirt­
schaftsreferenten nach § 152 Abs. 2 GVG zu Hilfsbeam­
ten der Staatsanwaltschaft bestellt seien, könnten viele 
Aufgaben einfacher durch sie erledigt werden. Man war 
sich schließlich einig, daß eine Zusammenarbeit ohne ge­
genseitige Kompetenzstreitigkeiten die Konflikte ausräu­
men könnte. 

3. Opportunitätsprinzip 
Bei der Frage, ob es erwünscht sei, die Polizei auf ge­
setzgeberischem Wege von der strengen Bindung an das 
Legalitätsprinzip zu befreien und ihr in eigener Kompe­
tenz die Möglichkeit zu geben, nach sachlichen Gesichts­
punkten ihre Ermittlungstätigkeiten auf bestimmte Sach­
verhalte zu konzentrieren,wurde deutlich, daß das Lega­
litätsprinzip die Aufgabe hat, die Gleichbehandlung der 
Täter zu garantieren. Es kann dadurch nicht automatisch 
eine Bevorzugung desjenigen Täters eintreten, der seine 
Taten so kompliziert anlegt, daß die Ermittlung aller 
Sachverhalte von vorneherein aussichtslos oder mit er­
heblichen Schwierigkeiten belastet zu sein scheint. We­
gen der besonderen Schwierigkeit, den richtigen Zeit­
punkt für die Einstellung zu finden, ging der Gesetzgeber 
noch davon aus, daß Einstellungen zu bestimmten Sach­
verhalten erst nach Abschluß der Ermittlungen erfolgen 
sollten, wobei der Grundsatz der Prozeßökonomie gleich­
wohl gebietet, daß dieser Zeitpunkt auch vorverlegt wer­
den kann. Es wurde schließlich Einigung dahingehend er­
zielt, daß die Schwierigkeiten, die für die Polizei in einer 
allzu breit angelegten Ermittlungstätigkeit entstehen 
könnten, nicht allzu groß sein dürften, wenn der Kontakt 
zur Staatsanwaltschaft sofort hergestellt wird, so daß die 
Staatsanwaltschaft die Ermittlungen von Anfang an ent­
sprechend gezielt leiten kann. 

4. Meldesystem 
Bei der Diskussion des Informationsaustausches zwi­
schen Polizei und Staatsanwaltschaft wurde zunächst der 
Frage nachgegangen, welche Delikte in diesen Informa­
tionsaustausch im Bereich.Wirtschaftsdelikte einbezogen 
werden sollten. Der Bereich der Bagatellkriminalität wur­
de ausgeschlossen, im übrigen war man sich einig, daß 
sowohl § 74 c GVG wie auch die Definition im kriminal­
polizeilichen Nachrichtenaustausch für Wirtschaftsdelik­
te nur Arbeitsgrundlagen sind, die mangels einer generell 
gültigen Definition akzeptiert werden müßten. Von Ba­
den-Württemberg wurde berichtet, daß die Polizei an den 
Nachrichtenaustausch der Staatsanwaltschaften ange­
schlossen ist, jedoch habe sich dadurch keine Belebung 
des Informationsaustausches gezeigt, da innerhalb von 
zwei Jahren keine Meldung vom LKA über ein Verfah­
ren gekommen ist, das der Staatsanwaltschaft nicht be­
reits bekannt gewesen wäre. Ein Anschluß der Staatsan­
waltschaften an den kriminalpolizeilichen Nachrichten­
austausch bei Wirtschaftsdelikten wurde auch bei der J u­
stiz bereits diskutiert, jedoch konnte man sich dazu nicht 
endgültig entschließen. Die Diskussionsteilnehmer aus 



den Reihen der Polizei wiesen auch hier wieder darauf 
hin, daß die Hintergrundinformationen, die die Polizei 
besitzt, für die Aufdeckung von Zusammenhängen zwi­
schen Wirtschaftsstraftätern und Wirtschaftsstraftaten ei­
ne erhebliche Bedeutung für die Aufklärung der Fälle ha­
ben, daß diese jedoch gemindert wird, wenn diejenigen 
Verfahren, die ausschließlich bei den Staatsanwaltschaf­
ten ermittelt werden, nicht in den Informationsfluß ein­
bezogen werden können. Der Nachrichtenaustausch muß 
vor allen Dingen aktuell sein und die Nachrichten müs­
sen zentral ausgewertet werden. Da sich der Meldedienst 
der Staatsanwaltschaften auf bereits abgeschlossene Vor­
gänge bezieht, müßte er erheblich umgestaltet werden, 
um diese Forderung zu erfüllen. Eine ständige intensive 
Auswertung vermittelt über den Fall hinaus eine Fülle 
von Informationen, aus denen sich möglicherweise weite­
re Straftaten oder Sammelverfahren ergeben. Diese brei­
te Informationswirkung des polizeilichen Nachrichten­
austausches wurde für das Zollinformationssystem ähn­
lich wie bei der Polizei ausgebaut, und es ist vorgesehen, 
dieses System an das polizeiliche INPOL-System anzu­
schließen. Auch das neue System der Steuerfahndung, 
das zentral in Wiesbaden aufgebaut wird, wird in etwa ei­
nem Jahr genügend Daten haben, um die Zusammenfüh­
rung von Fällen zu ermöglichen. Daher muß bei der Dis­
kussion der Form des Nachrichtenaustausches zwischen 
Staatsanwaltschaft und Polizei berücksichtigt werden, ob 
eine Ausdehnung der Informationen gewünscht wird, wie 

sie das polizeiliche System bietet, mit der Folge, daß 
mehr als die Einzelfalldaten zusammengetragen werden 
und für weitere Verfahren genutzt werden können. Die 
Diskussionen sind bisher nicht ohne Empfindlichkeiten 
gegenüber einem Zugriff der anderen Seite auf die eige­
nen Informationen geführt worden, jedoch sollten diese 
in bezug auf die gemeinsame Aufgabe der Verbrechens­
bekämpfung überwunden werden. 

Als abschließende Thesen aus dieser Arbeitsgruppe wur­
den formuliert: 

1. Der Gedanke des Opportunitätsprinzips für die Polizei 
soll nicht weiter verfolgt werden. Das Opportunitäts­
prinzip sollte durch die Staatsanwaltschaften jedoch 
auch im Interesse einer ökonomischen Bearbeitung 
durch die Polizei ausgeübt werden. 

2. Die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch 
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaften muß ver­
bessert werden. Er sollte möglichst aktuell sein und 
eine größere Inanspruchnahme. des polizeilichen Mel­
dedienstes ins Auge fassen. 

3. Eine weitere Aufblähung der Bürokratie kann auch im 
Interesse der Verbrechensbekämpfung nicht befür­
wortet werden. 

4. Die Organisationsstrukturen der Polizei sollten an die­
jenigen der Staatsanwaltschaften angepaßt werden. 
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Polizei und Staatsanwaltschaft 
im Ermittlungsverfahren 

- Ergebnisse einer empirischen Untersuchung-

Gruppendiskussion unter Leitung von Gernot Steinhilper 

I. Einführungsreferat 

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht in Freiburg analysierte anhand 
von Strafakten des Jahres 1970 bei acht repräsentativ 
ausgewählten Staatsanwaltschaften das Verhalten von 
Polizei und Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren 1). 

Die Untersuchung gliedert sich in zwei Teile: 

- die »Polizeistudie«, die im Auftrage des Bundeskrimi­
nalamtes durchgeführt wurde und inzwischen abge­
schlossen ist 2 ), 

- die »Staatsanwaltschaftsstudie«, die demnächst veröf­
fentlicht werden wird 3). 

1) Es handelt sich um die erste empirische Untersuchung zu diesem 
Problemkreis (Leitung: Professor Dr. Günther Kaiser, Freiburg). 

2) Ausführlicher Forschungsbericht von Steffen, Analyse polizeilicher 
Ermittlungstätigkeit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens 
(BKA-Forschungsreihe Band 4) Wiesbaden 1976 (fortan: For­
schungsbericht); s. auch Steffen/Brugger, Polizei und Staatsanwalt­
schaft im Ermittlungsverfahren, in: Deutsche Polizei, Heft 5, 1976, 
S. 9-11 und Steffen/Steinhilper, Die polizeiliche Ermittlungstätig­
keit. Kommunikation und Kooperation zwischen Polizei und 
Staatsanwaltschaft, in: Kriminalistik 3/1976, S. 97-99. - Zu dem 
ausführlichen Forschungsbericht s. Kuhlmann, BKA-Forschungs­
reihe, in: DRiZ 1976, S. 313-314. 

3) Zum Projekt s. Blankenburg, Die Staatsanwaltschaft im Prozeß so­
zialer Kontrolle, in: KrimJ 3/1973, S. 181-196; zu den bisherigen 
Ergebnissen s. das Referat von Klaus Sessar während der Arbeits­
tagung (oben S .... ). Vgl. ferner Sessar, Die Staatsanwaltschaft im 
Prozeß sozialer Kontrolle, in: Mitteilungen aus der Max-Planck-Ge­
seIlschaft 2/1974, S. 90-96; Sessar, Empirische Untersuchungen zu 
Funktion und Tätigkeit der Staatsanwaltschaft, in: ZStW 87 (1975), 
S. 1033-1062. Ergänzend s. Steffen, Bericht über das Kolloquium 
»Staatsanwaltschaft«, in: ZStW 87 (1975), S. 1063-1078; vgl. auch 
Sessar, Legalitätsprinzip und Selektion - Zur Ermittlungstätigkeit 
des Staatsanwaltes, und Blankenburg, Nicht-Kriminalisierung als 
Struktur und Routine, beide in: Kriminologische Gegenwartsfragen 
(hrsg. von Göppinger/Kaiser) Heft 12, Stuttgart 1976, S. 15~166 
und S. 175-185. - Der Abschlußbericht von Blankenburg/Sessar/ 
Steffen (»Die Staatsanwaltschaft im Prozeß sozialer Kontrolle«) 
wird demnächst veröffentlicht werden. 
Zu beiden Projektteilen s. ferner BlankenburgiSessar/Steffen, Die 
Schichtverteilung der (Eigentums- und Vermögens-) Kriminalität: 
Eine Willkür der Instanzen? in: KrimJ 1/1975, S. 3~7; Blanken­
burg/Steffen, Der Einfluß sozialer Merkmale von Tätern und Op­
fern auf das Strafverfahren, in: Blankenburg (Hrsg.): Empirische 
Rechtssoziologie; München 1975, S. 248-268; ferner Steffen auf 
dem 18. Deutschen Soziologentag 1975 in Bielefeld (Referatsthema: 
Sozialer Status, Tatverdacht und Strategien der Sozialkontrolle). 
Zur staatsanwaltschaftlichen Erledigung von Ladendiebstahlsver­
fahren s. neuerdings die Untersuchung von Gillig, Staatsanwalt-

Beiden Teilen liegt im wesentlichen das gleiche Daten­
material zugrunde. Die »Analyse polizeilicher Ermitt­
lungstätigkeit aus der Sicht des späteren Straf­
verfahrens« (= Polizeistudie ) beruht auf der Auswertung 
von ca. 4500 Strafakten der Deliktsbereiche Diebstahl, 
Betrug und Unterschlagung, wobei die Aktenanalyse zur 
Erhöhung der Praxisnähe durch Interviews mit Schutz­
und Kriminalpolizeibeamten ergänzt wurde 4). 

1. Polizei als »Herrin des Verfahrens« 

Breiten Raum nimmt in der empirischen Studie das Zu­
sammenwirken von Polizei und Staatsanwaltschaft ein, 
das in Praxis und Wissenschaft stets diskutiert wurde 5), 
da zwischen beiden Organen aufgrund ihrer gesetzlichen 

schaftliehe Ermittlungstätigkeit und staatsanwaltschaftliehe Sank­
tionierungskriterien bei geringwertigen Ladendiebstahlsverfahren, 
in: KrimJ 3/1976, S. 205-213; ausführlich Gillig, Soziologische Di­
mensionen der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungstätigkeit und 
Sanktionierungskriterien bei geringwertigen Ladendiebstahlsverfah­
ren; Diss. phil.; Frankfurt 1976. 

4) Zu den Untersuchungsmethoden s. eingehend Forschungsbericht 
S.87-117. 

5) Vgl. zuletzt insbesondere Schreiber, Kindesentführungen, in: Kri­
minalistik 5/1971, S. 225-230; Sechser, Staatsanwaltschaft und Po­
lizei, in: Kriminalistik 7/1971, S. 349-351; Wehner, Das Aufklä­
rungsmonopol der Staatsanwaltschaft und die (Kriminal-) Polizei, 
in: Kriminalistik 7/1971, S. 351-354; derselbe, Weder Interesse 
noch Bedarf? in: Kriminalistik 3/1976, S. 99-101; Stümper, Zum 
Verhältnis Staatsanwaltschaft - Polizei, in: Kriminalistik 4/1972, 
S. 169-172; Brockelmann, Mehr Zusammenarbeit zwischen 
Staatsanwaltschaft und Polizei, in: der kriminalist 12/1974, 
S. 678-680; Seeber, Zurück zur Inquisition, es gibt kein besseres 
Vorwärts, in: MDR 5/1975, S. 375-376; Wolf, Verbrechensbe­
kämpfung und Rollenverteilung auf die damit befaßten Institutio­
nen, in: Kriminalistik 9/1975, S. 389-394; dagegen Poseck, Verbre­
chensbekämpfung und Rollenverteilung auf die damit befaßten In­
stanzen, in: Kriminalistik 12/1975, S. 554-556; dagegen Steinke, 
Grenzen falscher Konzeption, in: Kriminalistik 3/1976, S. 114; 
Klug, Das Verhältnis von Justiz und Polizei, in: Polizei, Technik, 
Verkehr 6/1975, S. 209-213; Goergen, Strafverfolgungs- und Si­
cherheitsauftrag der Polizei. Das organisationsrechtliche Verhältnis 
von Staatsanwaltschaft und Polizei, in: ZRP 3/1976, S. 59--63; da­
gegen Steinke, Selbstentmachtung der Justiz? in: Kriminalistik 
9/1976, S. 395-397. 

Steinhilper, Gernot, Dr. jur. 
Oberregierungsrat; wiss. Mitarbeiter in der kriminalistisch-kriminologi­
schen Forschungsgruppe des BKA; zuvor Assistent an einem kriminologi­
schen Universitätsinstitut; Veröffentlichungen zu kriminologisch-krimina­
listischen Fragen. 
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Funktionszuweisungen Kompetenzstreitigkeiten, Mißver­
ständnisse und Widersprüche in der Zusammenarbeit und 
auch Prestigeprobleme bestanden. Durch den Gesamt­
bericht *) der von der Konferenz der Justizminister/-sena­
toren und Innenminister/-senatoren eingesetzten »Ge­
meinsamen Kommission über die Neugestaltung des Ver­
hältnisses von Staatsanwaltschaft - Polizei« ist die Dis­
kussion zu einem vorläufigen Stillstand gekommen, ob­
gleich der Ausgangspunkt aller Diskrepanzen nach wie 
vor nicht beseitigt ist: Recht und Rechtswirklichkeit klaf­
fen weiterhin auseinander. Während nach dem Gesetz 
die Staatsanwaltschaft »Herrin des Verfahrens« ist, be­
legt die Studie des Max~Planck-Institutes deutlich, daß 
die Polizei ihre Ermittlungen weitgehend selbständig und 
unbeeinflußt von der Staatsanwaltschaft abschließt 6). 

I 

'" Die Leitsätze sind im Anhang (S. 147) abgedruckt. 
6) Ausnahmen bestehen allenfalls bei Kapitalverbrechen, wobei die 

Einflußnahme jedoch häufig eher als juristisch oder formal denn als 
sachleitender kriminalistischer Art bezeichnet werden muß. 

Die Dominanz der Polizei ist bei den untersuchten De­
liktsbereichen, die über 70 % der Gesamtkriminalität aus­
machen, sogar größer als erwartet 7). Die Staatsanwalt­
schaft schaltete sich bei den Massendelikten so gut wie 
nie in die Ermittlungen ein; auch Rückverfügungen wa­
ren selten (bei Diebstahlz. B. 8%)8). Soweit sie erfolg­
ten, änderten sie nichts Grundlegendes und dienten weni­
ger dazu, das Verfahrenanklagereif zu machen 9), als 
vielmehr dazu, die Einstellungsentscheidung der Staats-

7) Vgl. insbesondere These 5 des Forschungsberichtes (= S. 329 
bis 330), ferner S. 267 ff., S~ 294. 
Die Gründe für die Zurückhaltung der Staatsanwaltschaft im Er­
mittlungsverfahren liegen einerseits in der andernfalls kaum zu be­
wältigenden Quantität von kleiner und mittlerer Kriminalität, ande­
rerseits in der oft mangelnden praktischen kriminalistischen Ausbil­
dung und Erfahrung des Staatsanwalts. 

8) Zu den deliktsspezifischen Rückverfügungsquoten s. Forschungs­
bericht S. 192 ff. 

9) Forschungsbericht S. 183, 270. 

Erledigungsstruktur 

100 °/0 
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Diebstahl Betrug Unterschlagung 

-
Im 

100% 

Quote der Verfahrenseinstellungen nach §§ 170 Abs. 2, 205 StPO. 
Die Entscheidung über die Einstellung liegt dabei de jure bei der 
Staatsanwaltschaft, de facto bei der Polizei. 

Quote der Verfahrenseinstellungen nach §§ 153 ff StPO und 
Quote der Erledigungen von Verfahren durch Strafbefehl. 

Anzahl der Fälle, die nach Anklageerhebung vom Gericht durch 
Einstellung, Verurteilung oder Freispruch erledigt werden. 

Grafik 1 



Polizeiliches Ermittlungsergebnis und justitielle Erledigung 

Diebstahl 
(N = 2945) 

Betrug 
(N' 655) 

Unterschlagung 
(N = 424) 

Polizeiliches 
Ermittlungsergebnis 

.:.:.~.~.~.~.~.!.!.~.!.!.:.=.=.:.:.:.:.:.:.: •.• :.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.:.: 
~~~ 21 °10 kein Tatverdächtiger ermittelt ~:~: 
:.:.;-;-;-;.;.;.;.;.;.:.:.:.;.;.;.;.;.;.;.;.;-;-;-;-;-;-;-;-;-;-;-;-;.;-:-;-;-;.;-;-;-;-:!:! 

Justitielle 
Erledigung 

davon - 50 % Verurteilung in der 
Hauptverhandlung 

- 43 % Strafbefehl 
- 7 "10 Einstellung mit Auflagen 

nach § 45 JGG 

davon - 97 % nach § § 170 Abs. 2. 205 StPO 
- 2 % nach §§ 153 ff StPO 
- 1 % Einstellung und Freispruch 

in der Hauptverhandlung 

davon - 50 % Verurteilung in der 
Hauptverhandlung 

- 44 % Strafbefehl 
- 6 "10 Einstellung mit Auflagen 

nach § 45 JGG 

davon - 60% nach §§ 170 Abs. 2. 205 StPO 
- 28% nach §§ 153 ff StPO 
- 12 % Einstellung und Freispruch 

in der Hauptverhandlung 

davon - 50 % Verurteilung in der 
Hauptverhandlung 

- 43 % Strafbefehl 
- 7 "10 Einstellung mit Auflagen 

nach § 45 JGG 

davon - 81 "10 nach §§ 170 Abs. 2. 205 StPO 
- 15 % nach §§ 153 ff StPO 
- 4 % Einstellung und Freispruch 

in der Hauptverhandlung 

Grafik 2 

anwaltschaft besser begründen zu können 10). Da das Er­
mittlungsergebnis der Polizei von der Staatsanwaltschaft 
also nicht korrigiert, sondern meist übernommen wird 11 ), 

ist das Ermittlungsverfahren gleichsam umorientiert. Das 
bedeutet u. a. auch, daß z. B. die durchschnittlich 72 % 
Verfahrenseinstellungen 12) ihrem Inhalt nach, also fak­
tisch von der Polizei (vor-)entschieden und von der 
Staatsanwaltschaft aufgrund deren juristischer Kompe­
tenz formal (nach-)vollzogen werden. 

In anderem Kontext ergibt sich durch die U morientie­
rung folgende Parallele: So wie die Polizei die von ihr be­
arbeiteten Fälle nicht selbst durch eigene Ermittlungs­
strategien aus dem Dunkelfeld herausfiltert, sondern in 
90 % 13) lediglich die von der Bevölkerung über Anzeigen 
an sie herangetragenen Verfahren reaktiv abarbeitet, so 
läßt sich die Staatsanwaltschaft sowohl ihren Arbeitsan­
fall als auch die jeweilige Erledigungsart weitgehend von 
der Polizei vorgeben 14). Der tiefere Grund liegt darin, 
daß die Verfahren aus Zeit- und Arbeitskraftgrunden 

10) Die Anklagefähigkeit eines Verfahrens steigt nicht, wenn die 
Staatsanwaltschaft durch Rückverfügungen Nachermiulungen an­
ordnet (Forschungsbericht S. 184, Tabelle 27 und S. 270). 

11) Interessant ist auch, daß die von der Polizei \'Orgenommene Sub­
sumtion von der Staatsanwaltschaft bis zur Abgabe an das Gericht 
kaum geändert wird (Forschungsbericht S. 111 f.). 

12) Vgl. dazu Grafik I (Erledigungsstruktur), die S. 289 des For­
schungsberichtes entnommen ist; ergänzend s. Grafik 2 (Polizeili­
ches Ermittlungsergebnis und justitielle Erledigung) von S. 23 des 
Forschungsberichts. 

13) Vgl. Forschungsbericht S. 125 m. w. N. 
14) Vgl. dazu auch Forschungsbericht S. 277 ff. 

möglichst schnell und reibungslos erledigt werden müs­
sen, wodurch sich »bürokratische Handlungsroutinen« 
herausbilden, während das Interesse am Einzelfall gering 
wiegt15) 16). 

2. Unterschiedliche Errnittlungsziele bei Polizei und 
Staatsanwaltschaft 

»Aufgeklärt« im polizeilich-kriminalistischen Sinne heißt 
nicht »anklage fähig« i. S. der Staatsanwaltschaft. Besteht 
daher zwischen beiden Organen keine ausreichende 
Kommunikation und Kooperation 17), schaltet sich der 
Staatsanwalt insbesondere nicht rechtzeitig in die polizei­
lichen Ermittlungen mit korrigierenden Hinweisen und 
Direktiven zur Erreichung der von ihm angestrebten An­
klagefähigkeit ein, so arbeiten beide Organe der Strafver­
folgung isoliert und voneinander unbeeinflußt nach je 
verschiedenen Zielen; ihre Handlungsmuster sind nicht 
aufeinander bezogen und dies führt zur Frage der Effi­
zienz der Strafverfolgung: denn entweder ermittelt die 
Polizei (aus der Sicht der Staatsanwaltschaft) »zu wenig« 
(Aufklärung, ohne daß die Erkenntnisse der Staatsan­
waltschaft zur Entscheidung über die Erhebung der öf­
fentlichen Klage ausreichen) oder »zu viel« (Ermittlun­
gen aufgrund des Legalitätsprinzipes, obgleich keine An-

15) Forschungsbericht S. 294 f. 
16) Die Ergebnisse regen zu kriminalpolitisch-organisatorischen Über­

legungen und Schlußfolgerungen an (vgl. dazu Forschungsbericht 
S. 295 ff., insbesondere S. 303 ff.; ergänzend s. Kerbel, Zur Stel­
lung, Organisation und Tätigkeit der Staatsanwaltschaft; Diss. jur.; 
Frankfurt 1974). 

17) Zu diesem Problemkreis eingehend Forschungsbericht S. 282 ff. 
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klagemöglichkeit besteht), Die Studie befaßt sich hiermit 
eingehend 18) und konstatiert u. a.: 

- »Der Verzicht der Staatsanwaltschaft auf die ... Lei­
tung des Ermittlungsverfahrens führt dazu, daß ihre 
prozeßsichemde, ökonomische und kontrollierende 
Funktion nicht bzw. zu wenig verwirklicht wird.« 

- »Die Unterschiede zwischen der polizeilichen und der 
staatsanwaltschaftlichen Handlungsorientierung - die 
>kriminalistische< der Polizei an der >Aufkläningswahr­
scheinlichkeit<, die >juristische< der Staatsanwaltschaft 
an der> Verurteilungswahrscheinlichkeit< - können zu 
Mißverständnissen und Konflikten führen, die die Ef­
fizienz der Strafverfolgung in Frage stellen« 19). 

3. Handlungsleitende Faktoren im polizeilichen Ermitt-
lungsverfahren 

Die empirische Studie greift auch in die Diskussion um 
den labeling-Ansatz 20) ein, soweit er die Normdurchset­
zung anspricht und den Strafverfolgungsorganen einen 
maßgeblichen Anteil an dem zumißt, was als Kriminali­
tät in der Polizeilichen Kriminalstatistik und der Strafver­
folgungsstatistik registriert ist. Nach der Untersuchung 
stellten sich die Merkmale der Tat selbst als entscheidend 
für den Verlauf der Strafverfolgung heraus. Die drei 
wichtigsten delikts spezifischen Faktoren sind: 

- »Sichtbarkeit des Delikts von außen«, d. h. »ob« und 
»wie« der Strafverfolgung werden wesentlich davon 
bestimmt, ob Merkmale und Informationen vorhan­
den sind, die vom Opfer oder Zeugen feststellbar und 
bei der Anzeigenerstattung mitteilbar sind (z. B. ex­
akte Personenbeschreibungen) oder der Polizei als 
vom Tatbefund selbst gelieferte objektive Merkmale 
(z. B. Tatortspuren) Ansatzpunkte für Ermittlungen 
geben. 

- »Aufklärungswahrscheinlichkeit« eines Delikts, d. h. 
die Möglichkeit, einen zum Zeitpunkt der Anzeige 
noch unbekannten Tatverdächtigen zu ermitteln«. 
(Sog. Unbekanntsachen werden z. B. nur »auf dem 
Papier« weiter verfolgt; »je höher der Anteil an U nbe­
kanntsachen eines Delikts ist, desto geringer ist die 

18) Vgl. Forschungsbericht S. 268. 
Informativ in diesem Zusammenhang auch die Darstellung auslän­
discher Untersuchungen zur Effizienz polizeilicher Ermittlungstä­
tigkeit, Forschungsbericht S. 61-66. 

19) Forschungsbericht S. 260 ff., 273. 
20) Siehe dazu statt aller Rüther, Abweichendes Verhalten und 

»Labeling approach«; KölnjBerlinjBonnjMünchen 1975 (vgl. dazu 
Heinz, Labeling approach, in: Kriminalistik 11/1976, S. 508-512), 
der einen sorgfältig gewichteten Überblick über die gesamte Breite 
dieses Ansatzes gibt, bei dem nicht Tat oder Täter Gegenstand des 
kriminologischen Interesses sind, sondern insbesondere das Kon­
troll verhalten von Polizei, Staatsanwaltschaft und Justiz. S. ferner 
FeestjBlankenburg, Die Definitionsm~cht der Polizei, Düsseldorf 
1972; Feest/Lautmann, Die Polizei - Soziologische Studien und 
Forschungsberichte, Opladen 1971. 
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Zur Rezeption dieses Ansatzes in der polizeilichen Praxis s. z. B. 
Herold, Gesellschaftliche Aspekte der Kriminalitätsbekämpfung, 
in: Recht und Politik 1974, S. 24-29; Walter, Die neue Kriminolo­
gie und der Standort der Polizei, in: Recht und Politik 1975, 
S. 23-28; s. auch das PFA-Seminar »Die neue Kriminologie und 
der Standort der Polizei - zugleich ein Beitrag zur Curri­
culum-Revision« vom 3.-7. 2. 1975 (vgl. dazu Tagungsbericht 
von Plate in: Kriminalistik 4/1975, S. 154-157). Thomas, Selek­
tion und Stigmatisierung durch die Polizei? - Bedeutung der 
»Neuen Kriminologie« für die Polizei- in: Polizei, Technik, Ver­
kehr, Sonderheft 1II/1976, S.41-43. - Ablehnend allerdings 
Kraft, Die Polizei im Scheinwerferlicht kriminologischer Betrach­
tung, in: Die Polizei 1974, S. 199-201; Ender, Zur »Neuen 
Kriminologie« insbesondere zur »Labeling«-Theorie, in: Kriminali­
stik 5/1975, S. 196-200 (dagegen Fellner, Eine Lanze für den La­
beling-Ansatz, in: Kriminalistik 11/1975, S. 484-490). 

Chance, daß zur Aufklärung des Falles Ermittlungen 
aufgenommen werden«.) 

- Unterschiedlicher Grad an »Beweisschwierigkeiten« 
eines Delikts, d. h. die »Möglichkeit oder Unmöglich­
keit, einen rechtlich ausreichenden Beweis für die Er­
füllung des Tatbestandes zu führen« 21 ). 

Täterspezifische Merkmale beeinflussen den Verlauf der 
Strafverfolgung dagegen deutlich weniger; nach dem U n­
tersuchungsergebnis sind sie als Bestimmungsfaktoren 
statistisch nicht nachweisbar. Insbesondere der Opfersta­
tus (d. h. tendenziell größere Beschwerdemacht des der 
Oberschicht angehörenden Opfers) und Täterstatus (z. B. 
Unterschicht-Angehörigkeit des Tatverdächtigen) haben 
keinen spürbaren Einfluß22) auf die Frage, ob ein Tat­
verdächtiger aus dem Prozeß der Strafverfolgung heraus­
fällt oder bis zur Verurteilung darin verbleibt. Der Vor­
wurf schichtorientierter polizeilicher Selektion 23) wird 
dadurch relativiert: in dem aktenmäßigen Verfahren der 
Polizei jedenfalls lassen sich täterspezifische Ermittlungs­
strategien statistisch nicht belegen 24). Insbesondere hat 
die Schichtzugehörigkeit nach der Untersuchung keinen 
oder nur minimalen Vorhersagewert für das polizeiliche 
Ermittlungshandeln und die Art der justiziellen Erledi­
gung. Wichtiger als soziale Merkmale sind damit aller­
dings korrelierende Merkmale wie Vorstrafenbelastung 
und Geständnisfreudigkeit 25 ). Es ergab sich beispielswei­
se deutlich, daß junge Tatverdächtige aussage- und ge­
ständnisfreudiger sind, so daß sie leichter eines Delikts 
überführt werden als andere (Grund: höhere Sichtbarkeit 
und Kontrollierbarkeit ihres Verhaltens; geringere Erfah­
rung; unsicherer im Verhalten). Für junge Tatverdächtige 

21) V gl. Forschungsbericht S. 292. 

22) Allerdings werden Anzeigen größerer Firmen von der Polizei ten­
denziell eher eindeutig aufgeklärt und von der Staatsanwaltschaft 
eher als anklagefähig bezeichnet (vgl. Forschungsbericht 
S. 134 ff.). 

23) Der Vorwurf wird überwiegend aus der Analyse (teilnehmende Be­
obachtung) der Interaktion zwischen Polizei und Bürger(fatver­
dächtigen abgeleitet (vgl. Skolnick, Justice without trial. Law en­
forcement in democratic society; New York/London/Sydney 1966; 
Feest/Blankenburg, Die Definitionsmacht der Polizei. Strategien 
der Strafverfolgung und soziale Selektion; Düsseldorf 1972; ferner 
BlankenburglFeest, Über die schichtspezifische Chance, kriminali­
siert zu werden, in: Abweichendes Verhalten. Erklärungen, Schein­
erklärungen und praktische Probleme (hrsg. von Abele/Mitzlaff/ 
Nowack) Stuttgart 1975, S. 262-275 jeweils m~w.N.; Brusten/Mali­
nowski, Die Vemehmungsmethoden der Polizei und ihre Funktion 
für die gesellschaftliche Etikette »kriminell«, in: Stigmatisierung 2 
(hrsg. von Brusten/Hohmeier) Neuwied 1975, S. 57-112. - Für 
den Justizbereich s. statt aller Peters, Richter im Dienst der Macht, 
Stuttgart 1973), aber oft verallgemeinert, z. B. insbesondere auch 
auf den der Anzeigenerstattung folgenden Teil der Strafverfolgung 
übertragen. Die hier referierte Studie betrifft den der Anzeigeer­
stattung folgenden und »verschriftlichten« Teil des Strafverfah­
rens. Eine Aktenanalyse verspricht hier angesichts der Schriftlich­
keit dieses Verfahrensabschnittes die besten Ergebnisse. 

24) Untersucht wurden insgesamt die Merkmale Alter, Geschlecht und 
Schichtzugehörigkeit auf ihre Relevanz für das Ermittlungsverhal­
ten der Polizei (hier Forschungshericht S. 199 ff., 221 ff., 235 ff.; 
speziell zum Einfluß sozialer Merkmale vgl. auch Blankenburg' 
Steffen aaO. (Fußnote 3) und Blankenburg/Sessar/Steffen, in: 
KrimJ 1/1975, S. 36-47 sowie Sessar, in: ZStW 87 (1975), S. 1033 
(1057 ff.). 

25) Forschungsbericht insbesondere S. 186-198, vgl. auch S. 234. Zur 
Funktion der Vorstrafenbelastung beim staatsanwaltschaftlichen 
Handeln s. Sessar in: ZStW 87 (1975), S. 1033 (1053), ferner Bru­
sten, Determinanten selektiver Sanktionierung durch die Polizei, in: 
Die Polizei (hrsg. von Feest/Lautmann), Opladen 1971, 
S. 31 (60 f.). 
Zum Ausfilterungsprozeß während der Strafverfolgung s. grundle­
gend Kerner, Verbrechenswirklichkeit und Strafverfolgung, Mün­
chen 1973; vgl. neuerdings auch Kerner, Normbruch und Auslese 
der Bestraften. Ansätze zu einem Modell der differentiellen Entkri­
minalisierung, in: Kriminologische Gegenwartsfragen (hrsg. von 
GöppingerjKaiser) Heft 12, Stuttgart 1976, S. 137-155. 



besteht auch eine größere Wahrscheinlichkeit, bis zur 
Hauptverhandlung im Prozeß der Strafverfolgung zu ver­
bleiben. 

4. Absoluter Vel:folgungszwang nicht realisiert 

Die Untersuchung bestätigt das polizeiliche Erfahrungs­
wissen, daß der nach § 163 StPO postulierte absolute 
Verfolgungszwang nicht realiert ist, d. h. nicht alle De­
likte werden verfolgt und nicht alle verfolgten Delikte 
werden gleich intensiv verfolgt 26). 

Limitierte Ressourcen zwingen vielmehr zu Schwer­
punktbildungen. Diese Gewichtung der Strafverfolgung 
- so deutlich sie auch gegen den Grundsatz formaler 
Gleichbehandlung verstößt - erweist sich dabei aber 
nach der Studie für die Polizei als notwendig für ihre 
Funktionsfähigkeit; denn die intensive Ermittlung auch 
bei Bagatelldelikten würde unter Berücksichtigung der 
Personal- und Mittelknappheit die Aufklärung gerade der 
schweren Kriminalität beeinträchtigen. Als Konsequenz 
hieraus wird gelegentlich gefordert, die Ermessensent­
scheidung, die der Polizei bei Ob und Intensität der 
Strafverfolgung faktisch zukommt 27), über das Oppor­
tunitätsprinzip zu legalisieren28). 

5. Schlußbemerkung 

Die Studie enthält eine Fülle weiterer Einzelresultate, die 
zu weiterführenden Diskussionen und grundlegenden Re­
formüberlegungen Anlaß geben könnten. Herausgegrif­
fen seien zur gemeinsamen Erörterung zwei Beispiele: 

- Der regionale Vergleich der acht Landgerichtsbezirke 
hat ergeben, daß die sehr unterschiedliche Beteiligung 
von Kriminalpolizei und Schutzpolizei an den Ermitt­
lungen sich nicht auf den Aufklärungserfolg bzw. die 
Anklagefähigkeit eines Verfahrens auswirkt 29). 

- Die regional unterschiedliche Ermittlungsintensität bei 
sog. Unbekanntsachen ist nicht der Grund für regional 
verschiedene Aufklärungsquoten und Anklagefähig­
keit der Verfahren 30). 

II. Diskussionsverlauf 

In seiner Einführung stellte der Diskussionsleiter aus der 
Freiburger Untersuchung insbesondere vier Aspekte vor: 
Dominanz der Polizei im Ermittlungsverfahren, unter-

26) Forschungsbericht S. 160,297 f.; vgl. auch S. 285 ff. 
Bei Mord ist der Ermittlungsaufwand grundsätzlich größer als bei 
Massendelikten der kleinen und mittleren Kriminalität. 

27) Zum (sozialen) Ermessen der Polizei s. Brusten, Selektive Sanktio­
nierung durch die Polizei, in: KrimJ 2/1969, S.25-29; ferner 
Feest;Blankenburg aaO. (Fußnote 22); neuerdings Hornthai, Analy­
se psychologischer Merkmale im Ermessen von Polizeibeamten, 
Diss. phil.; Hamburg 1975 und Hornthai, Eine kritische Untersu­
chung zum Ermessen von Polizeibeamten, in: Die Polizei 11/1976, 

, S. 375-378. 

28) So beispielsweise Blankenburg in seinem Vortrag »Recht und Ord­
nung als Beruf« vor der Bereitschaftspolizei Nordrhein-Westfalen 
anläßlich ihrer 25-Jahr-Feier (September 1976). Das Referat ist ab­
gedruckt in Kriminalistik 12/1976, S. 529-533. Zu diesem Problem­
kreis s. die Podiumsdiskussion während der Arbeitstagung (unten 
S. 127). 
Zipf schlägt demgegenüber nicht die Einführung des Opportunitäts­
prinzipes vor, sondern will »am Legalitätsprinzip als Grundsatz aus 
rechtstaatslichen Überlegungen festhalten und die Ausnahmen (als 
unbestimmte Rechtsbegriffe) gesetzlich festlegen« (Zipf, Kriminal­
politische Überlegungen zum Legalitätsprinzip, in: Einheit und 
Vielfalt des Strafrechts (Festschrift für Karl Peters zum 70. Ge­
burtstag) Tübingen 1974, S. 487-502). 

29) Forschungsbericht S. 275 f. 
30) Forschungsbericht S. 161. 

schiedliche Ermittlungsziele bei Polizei und Staatsanwalt­
schaft, handlungsleitende Faktoren im polizeilichen Er­
mittlungsverfahren, die nicht strikte Einhaltung des Le­
galitätsprinzips. Frau Dr. Wiebke Steffen, die Autorin 
des Forschungsberichts, ging danach zunächst auf einige 
methodische Probleme der Untersuchung ein und unter­
strich die Notwendigkeit und Grenzen einer Aktenanaly­
se, die bei der vorliegenden Studie durch Gruppengesprä­
che mit Polizeibeamten (Dienststellenleitern und Sachbe­
arbeitern) kontrolliert und ergänzt wurde. Eine Akten­
analyse sei unabhängig davon, daß auch mündliche 
Entscheidungen, Anweisungen etc. ergehen, schon .des­
wegen sinnvoll, weil sich auch die Staatsanwaltschaft in 
aller Regel allein aufgrund der Akten über die wesent­
lichen Vorgänge informieren und daraufhin über die 
Anklageerhebung entscheiden müsse. Bei einigen Teil­
nehmern ergab sich die Frage, ob die bei Massedelikten 
gewonnenen Untersuchungsergebnisse auch auf andere 
Deliktsbereiche (z. B. Wirtschaftskriminalität, Tötungs­
delikte ) übertragen werden könnten. Von Praktikern wur­
de auch bezweifelt, ob sich die vielfältigen regionalen 
Unterschiede (z. B. Grenzgebiete) und historischen Be­
sonderheiten bei Polizei und Staatsanwaltschaft in der 
bei acht repräsentativ ausgewählten Staatsanwaltschaften 
durchgeführten Teilanalyse überhaupt ausreichend wider­
spiegeln ließen. Betont wurde auch, daß es zwischen 
Polizei und Staatsanwaltschaft neben den verschriftlich­
ten Formen der Kommunikation und Kooperation ein­
fallsreiche Arten der mündlichen Verständigung und son­
stigen Unterrichtung gäbe, die letztlich die polizeilichen 
Ermittlungen mitbestimmen (auch allgemeine Anweisun-

. gen), so daß anhand einer Aktenanalyse nicht das Ge­
samtspektrum der Praxis ausgeleuchtet sein könne. Be­
sonders erwähnt wurden in diesem Zusammenhang die 
Meldedienste, die nun Eingang in die Datenverarbeitung 
fänden. 

Im Anschluß an die Freiburger Untersuchungsergebnisse 
wurde von verschiedenen Polizeipraktikern auch das 
mangelnde Interesse des Staatsanwalts an den polizeili­
chen Ermittlungstätigkeiten bei den Durchschnittsfällen 
beklagt; selbst Direktiven genereller Art würden meist 
fehlen. Zumindest bei Delikten schwerer Art (insbeson­
dere Tötungsdelikten) werde der Staatsanwalt jedoch in 
aller Regel zum Tatort gebeten, damit er sich einen un­
mittelbaren Eindruck vom Geschehensablauf verschaffen 
und die Anklage vor Gericht mit größerem Interesse, als 
dies bei bloßer Kenntnis des Falles aus den Akten mög­
lich wäre, vertreten könne. 

Es wurde sodann die Frage aufgeworfen, ob Verstöße 
gegen § 163 StPO (Verfolgungszwang) in der Praxis so 
häufig seien, wie sich dies aus der Studie ergäbe. Nach 
Frau Dr. Steffen wirft das Gesamtuntersuchungsergebnis 
im Hinblick auf Kompetenzschwierigkeiten und Mißver­
ständnisse zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft die 
Frage nach der Effizienz der Strafverfolgung auf. Die 
Staatsanwaltschaft lasse es häufig an Direktiven zur Er­
füllung ihrer prozeßsichernden Funktion fehlen (Wah­
rung der Rechte des Beschuldigten (= kontrollierende 
Funktion), Vorbereitung der Anklageerhebung (= pro­
zeßökonomische Funktion). Erstrebenswert seien (wie 
z. B. in Duisburg praktiziert) gemeinsame Absprachen 
von Polizei und Staatsanwaltschaft über Schwerpunktbil­
dung etc. 

Gegenstand der Diskussion waren auch die Thesen der 
Neuen Kriminologie (labeling approach). Von Praktikern 
wurde die Möglichkeit selektiver Aufgriffswahrschein­
lichkeiten bei bestimmten Delikten durch Fahndungsein-
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heiten eingeräumt. Die Ideologisierung des Ansatzes 
wurde jedoch kritisiert. Die früher überwiegend emotio­
nal geführte Diskussion sei jedoch mittlerweile versach­
licht worden. Die Ergebnisse der Freiburger Untersu­
chung hätten zu einer weiteren Relativierung bisher pau­
schal erhobener Vorwürfe· beigetragen. 

Von seiten der Wissenschaft wurde in diesem Zusam­
menhang deutlich der Unterschied zwischen der 
normativen Ebene (»so soll es sein«) und der praktisch­
faktischen Ebene (»so ist es«) betont, ein Unterschied, 
der von Praktikern der Strafverfolgung häufig übersehen 
werde. Im übrigen sei mit keiner empirisch-wissenschaft­
lichen Untersuchung jeder Sonderfall erfaßbar, so daß 
der gesamten Komplexität der sozialen Wirklichkeit nie­
mals völlig Rechnung getragen werden könne; es sei viel­
mehr nur möglich, strukturelle Bedingungen und Gesetz­
mäßigkeiten aufzuzeigen. Diese Grenzen ergäben sich 
häufig aus dem ausgewählten Untersuchungsgegenstand 
und dem verwendeten Untersuchungsinstrumentarium. 
Die Freiburger Untersuchung schaffe jedoch erstmals ei­
ne empirische Basis, die den bloßen Austausch von sub­
jektiven Erfahrungen ablöse. 

Von seiten der anwesenden Soziologen wurde kritisiert, 
daß die Polizei den Umstand, daß 90% der ihr bekannt­
gewordenen Delikte durch. die Bevölkerung über Anzei­
gen an sie herangetragen werden, gerne als Beleg für ihre 
geringe Beteiligung an Selektionsprozessen innerhalb der 
Strafverfolgung heranziehe. Dies sei verkürzt, da es auch 
bei und nach der Anzeigeerstattung zahlreiche Selek­
tionsmöglichkeiten (z. B. bei der Vernehmung) gäbe. 

Im weiteren Verlauf der Diskussion wurde im Zusam­
menhang mit dem Legalitätsprinzip nochmals davor ge­
warnt, von der Norm kurzerhand auf eine entsprechende 
Wirklichkeit schließen zu wollen. Wie unpraktisch und 
wenig wünschenswert die strikte Einhaltung des Legali-
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tätsprinzips wäre, wurde daran illustriert, daß die Zahl 
der Delikte und damit die Zahl der zu bearbeitenden 
Vorgänge nahezu beliebig erhöht werden könne, wenn 
sich z. B. jemand den Spaß erlaube, wegen der in die 
Tausende gehenden Diebstähle von einzelnen Zeitungs­
exemplaren an Kiosken etc. (Täter unbekannt) Anzeige 
bei der Polizei zu erstatten. Die Aufklärungsquote würde 
im übrigen bei Berücksichtigung aller solcher Bagatellfäl­
le noch ungünstiger als bisher ausfallen. 

Es wurde auch davor gewarnt, die Freiburger Untersu­
chung als ausreichenden Gegenbeweis gegen eine 
schichtspezifische Selektion der Strafverfolgung zu be­
werten. Das Untersuchungsergebnis könne nämlich unter 
Umständen durch das meUtodische Instrumentarium ge­
radezu vorgegeben gewesen sein. Dabei wurde auch be­
tont, daß der labeling-Ansatz nicht etwa behauptet habe, 
die Polizei selektiere aufgrund ihrer Vorurteile bewußt 
schichtorientiert; vielmehr wirken sich Routine in der Po­
lizei eher zum Nachteil von »Hilflosen« im weitesten 
Sinne aus. 

Frau Dr. Steffen erläuterte aufgrund weiterer Fragen zur 
Methode der Untersuchung die Merkmale des in der Un­
tersuchung verwendeten Begriffes »Schicht«. Sie betonte 
auch, daß »Vorstrafenbelastung« und »Geständnis­
freudigkeit« die eigentlichen Faktoren bei der Entschei­
dungsfindung innerhalb der Strafverfolgung seien; diese 
Faktoren korrelieren jedoch hoch mit dem Merkmal Al­
ter und Schicht. - Zum Schluß der Diskussion wurde 
nochmals das Legalitätsprinzip angesprochen. In Öster­
reich und in der BR Deutschland zeichnen sich insoweit 
offenbar gegenläufige Entwicklungen ab. Während hier 
eine Ausweitung der Einstellungsbefugnisse der Polizei 
diskutiert werde, halte man in Österreich aus Gründen 
der Gewaltenteilung zur Vorbeugung gegen Mißbrauchs­
gefahren an der bisherigen Regelung durchaus fest. 



Polizei und Justiz im Informationsverbund 

Horst Herold 

Zusammenfassung: Ein elektronischer Informationsver­
bund zwischen Poliz~i und Justiz, der mit den »Leitsätzen 
zur Neugestaltung des Verhältnisses von Staatsanwalt­
schaft und Polizei« konform ist, setzt ein gemeinsames 
Nachrichtennetz voraus: DISPOL ( = Integration des po­
lizeilichen Fernschreibnetzes mit dem polizeilichen Daten­
netz; Ausbau zu hoher Übertragungsgeschwindigkeit mit 
sog. »intelligenten Netzknoten« zur Anfragensteuerung). 
In diesen Verbund sind zu integrieren: 1. aus dem Justiz­
bereich JURIS (juristisches Dokumentationssystem) und 
das Bundeszentralregister (keine Fernverarbeitung); 2. 
aus dem polizeilichen Informationssystem INPOL, das 
nach dem Besitzerprinzip organisiert ist, die Fahndung, 
der Zentrale Personen-Index, die Haftdatei, PIOS, die 
Literaturdokumentation und die Datei zum Strafverfah­
ren. Nicht verbundfähig sind die Straftaten-IStraftäter­
Datei und die Daktyloskopie. Über das Justiz-Subsystem 
Strafverfahren ließe sich zur verzerrungsfreien Kriminali­
tätsmessung ein nahtloser Übergang von der Polizeilichen 
Kriminalstatistik zur Verurteiltenstatistik herstellen. 

Unter Informationsverbund ist der wechselseitige Ver­
bund elektronischer Datenspeicher der Polizei und der 
Justiz zu einem als Einheit funktionierenden System zu 
verstehen, das Benutzern nach jeweiliger Prüfung ihrer 
Berechtigung Informationen zur Gefahrenabwehr und 
zur Verbrechensbekämpfung auf aktuellstem Stande, 
vollständig und in kürzester Zeit zur Verfügung stellt. 
Die folgenden Thesen dienen in grober, skizzenhafter 
Vereinfachung einer ersten Umrißplanung 1). 

1. Gegenstand und Umgrenzung 

1.1Innenministerkonferenz (5. 12. 1975) und Justizmini­
sterkonferenz (14./15. 10. 1976) haben übereinstimmend 
die »Leitsätze zur Neugestaltung des Verhältnisses von 
Staatsanwaltschaft und Polizei« 2) gebilligt und die Bun­
desregierung. gebeten, die erforderlichen gesetzgeberi­
schen Maßnahmen einzuleiten. Wenn sich diese Leitsät­
ze auch auf das engere Verhältnis von Polizei und Staats-

1) Um in der komplizierten Materie verständlich zu bleiben, wird auf 
die in einigen Sektoren bereits entwickelte, hochspezialisierte, je­
doch sehr unterschiedliche Terminologie zugunsten eines untechni­
schen Sprachgebrauches verzichtet. 

2) Vollständig abgedruckt im Anhang, S. 147. 

anwaltschaft 3) beschränken, so sind in ihnen doch ver­
schiedene Elemente enthalten, die es gestatten, das vor­
liegende Thema auf einige weitere Justizdienststellen 
neben der Staatsanwaltschaft auszudehnen. 

Leitsatz 1 lautet: 
»Staatsanwaltschaft und Polizei arbeiten als organisato­
risch selbständige Behörden im Interesse einer wirksamen 
Verbrechensbekämpfung bei der Verfolgung von Strafta­
ten eng und vertrauensvoll zusammen. Dazu gehört auch 
die gegenseitige Unterrichtung. Sie soll durch Beteiligung 
an den Informations- und Kommunikationssystemen der 
Polizei um! Justiz gewährleistet werden.« 

In den interpretierenden Protokollnotizen wird dem hin­
zugefügt: 

»Mit den Informationssystemen der Polizei und Justiz in 
Satz 2 sind insbesondere das polizeiliche Fernschreibnetz, 
das INPOL-System, die Haftdatei und das Bundeszen­
tralregister gemeint.« 

Für Information und Kommunikation zwischen Polizei 
und Justiz werden dadurch wichtige Verbundprinzipien 
festgelegt: 

- das Prinzip der Gegenseitigkeit; die eine Institution ist 
jeweils am Informations- und Kommunikationssystem 
der anderen zu beteiligen; 

- das Prinzip der Beteiligung, also der Teilhabe am Sy­
stem jeweils des anderen, was klarstellt, daß die tech­
nische und rechtliche Verantwortung bei der unterhal­
tenden Institution verbleibt; 

- das Prinzip der Vollständigkeit der Beteiligung, d. h. 
deren Erstreckung auf sämtliche Kommunikationsmit­
tel (z. B. Nachrichtennetze; SprachejBild, Schrift und 
Daten) und sämtliche elektronischen Informationssy­
steme (z. B. INPOL, BZR). 

1.2 Diese Verbundprinzipien sind indessen bedeutend 
einzuschränken: 

- sie gelten nur im Rahmen der Strafverfolgung; keine 
Beteiligung findet sonach an Systemen statt, die nur 

3) Zu diesem Problemkreis neuerdings Steffen, Analyse polizeilicher 
Ermittlungstätigkeit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens 
(BKA-Forschungsreihe Band 4), Wiesbaden 1976, mit zahlreichen 
weiterführenden Literaturhinweisen. 
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für technische, administrative Zwecke oder für Füh­
rungs- oder Einsatzzwecke verwendet werden. Auch 
kann die Justiz nicht an den Teilen von Polizeisyste­
men beteiligt werden, die der polizeirechtlichen Erfül­
lung des Auftrages zur Gefahrenabwehr dienen; 

- die Prinzipien werden durch die Bestimmungen des 
Datenschutzes beschränkt, so z. B. durch § 10 Daten­
schutzgesetz vom 12. 11. 1976 (BGBl. I, 1977, 
S. 201), keine Daten zu übermitteln, wenn der Emp­
fänger sie nicht zu identischen Zwecken benutzt; 

- nicht zuletzt engt der allgemeine Grundsatz der Wirt­
schaftlichkeit der Verwaltung ein. 

1.3 Auf der Basis dieser Vorgaben sollen die möglichen 
Verbundformen erörtert werden. Dabei ist zwischen den 
Begriffen Information, d. h. dem Nachrichteninhalt, und 
der Kommunikation, d. h. der Nachrichtenübermittlung 
zu unterscheiden. 

2. Beteiligung an der Kommunikation 4 ) 

2.1 Kommunikation bedeutet den Austausch von Nach­
richten zwischen Menschen oder zwischen technischen 
Systemen, die zur Informationsverarbeitung und Infor­
mationsspeicherung fähig sind. Im engeren technischen 
Sinne sind darunter die verschiedenen technischen Mög­
lichkeiten der Nachrichtenübermittlung zu verstehen. 

2.2 Die Justiz bedient sich in der internen Kommunika­
tion nahezu ausschließlich des öffentlichen Postwählnet­
zes. Dies gilt auch für die zunächst probeweise vollzoge­
nen Telex-Anschlüsse des Generalbundesanwaltes sowie 
der Staatsanwaltschaften München und Frankfurt an das 
polizeiliche INPOL-System zur Abfrage von Fahndungs­
beständen. Für das Bundeszentralregister und das Doku­
mentationssystem JURIS sind in späteren Ausbaustadien 
Sondernetze vorgesehen. 

2.3 Dagegen unterhalten die Polizeien von Bund und 
Ländern folgende Nachrichtennetze: 

2.3.1 Im Bereich der drahtlosen Kommunikationsmittel 
verwendet die Polizei den UKW -Sprechfunk in Regional­
verkehrskreisen sowie den Kurzwellen-Funk zur Über­
windung großer Distanzen, insbesondere im weltweiten 
Interpol-Funkverkehr. Die U mrüstung des Tastfunkes 
zum bedienerfreundlicheren Femschreibfunk ist im Gan­
ge. Die genannten Funkverkehrsformen dienen aus­
schließlich polizeiinternen Zwecken; für den Informa­
tionsverbund kommen sie nicht in Betracht. 

2.3.2 Die drahtgebundene Kommunikation der Polizei 
spielt sich in zwei Hauptebenen ab: 

- auf der sogenannten Oberen Netzebene unterhält der 
Bund zum Zwecke der Kommunikation mit den Län­
dern drei von der Post angernietete Sondernetze für 
SprachejBild, Schrift und Daten; 

- auf der sogenannten Unteren Netzebene verzweigen 
Bund und Länder auf ihre Kosten die Netze in ihren 
Bereichen weiter. 

2.4 Voraussetzung der Kommunikation ist" ein gemeinsa­
mes Netz. Die Polizei unterhält das elektronische Infor-
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4) Zum Begriff und zur Anwendung auf den polizeilichen Bereich, 
vgl. den methodischen Versuch von Rosenow, Aufbau von Kom­
munikationsnetzen, Die Polizei, 1976, S. 369-374. 

mationssystem INPOL, die Justiz betreibt mit Hilfe der 
automatischen Datenverarbeitung das Bundeszentralregi­
ster und das juristische Dokumentationssystem JURIS. 
Der Verbund dieser Informationssysteme setzt zunächst 
den Kommunikationsverbund von Polizei und Justiz vor­
aus. Hierzu bedarf es eines beide Institutionen verbin­
denden Kommunikationsnetzes auf der oberen N etze­
bene. 

2.4.1 Das polizeiliche Fernsprechsondernetz, das zugleich 
der Telebildübermittlung dient, kommt als gemeinsames 
Kommunikationsnetz nicht in Betracht. Es hat die Funk­
tion eines polizeiinternen Mediums der (überwiegend 
hierarchischen) Kommunikation zu Führungszwecken; 
seine Telebildnutzung erfolgt zu den ausschließlich poli­
zeilichen Zwecken der Fahndung und des Erkennungs­
dienstes. 

2.4.2 Dagegen kommt die Beteiligung der Justiz am poli­
zeilichen Fernschreibnetz und am Datennetz in Betracht. 
Für das Fernschreibnetz wird in den Protokollnotizen 
ausdrücklich Verbundfähigkeit gefordert; die Verbundfä­
higkeit des Datennetzes ergibt sich aus der Vorgabe der 
Leitsätze, die Justiz am elektronischen Informationssy­
stem zu beteiligen. Beide Netze weisen auf der Oberen 
Netzebene einen unterschiedlichen Ausbaustand und eine 
unterschiedliche Struktur auf. 

2.4.2.1 Das polizeiliche Fernschreibnetz (Obere Netzebe­
ne) weist als Grundmuster das Bild eines Sternes auf. 
Von einem Mittelpunkt aus verlaufen die Leitungen 
sternförmig nach außen. Um die hohe Verdichtung des 
Kommunikationsflusses im Stemmittelpunkt zu vermei­
den, über den bei gewünschten Verbindungen von 
Außenpunkt zu Außenpunkt alle Nachrichten laufen 
müßten, wurden die Außenpunkte untereinander selbst 
mit Leitungen verbunden. Vermittelst einer solchen 
»Teilvermaschung« erhöht sich die Kommunikationsge­
schwindigkeit unter Entlastung der Zentrale. 

2.4.2.2 Das Datennetz (Obere Netzebene) hingegen ist als 
reines Stemnetz mit dem Bundeskriminalamt als Zentrale 
aufgebaut. Von der zentralen Datenverarbeitungsanlage 
des Bundeskriminalamtes aus verlaufen die Leitungen zu 
den Landeskriminalämtern (siehe Abb. 2). 

Für die Aufnahme weiterer Informationsteilnehmer , ins­
besondere für den Verbund mit der Justiz, ist das derzei­
tige Netz nur bedingt geeignet. Zwar ließe sich der Stern 
durch Installation weiterer Leitungen vergrößern, jedoch 
werden die Kommunikationswünsche der Beteiligten, un­
tereinander direkt in Verbindung zu treten, ständig stär­
ker. Die Bedürfnisse und Notwendigkeiten eines schnel­
len Direktverkehrs ohne Inanspruchnahme einer lediglich 
vermittelnden Zentrale werden daher ein Modell der ver­
maschten Netzgestaltung erzwingen, das in seinem äuße­
ren Bild etwa dem des bereits teilvermaschten Fern­
schreibnetzes entspricht. 

2.4.2.3 Die absehbare äußere Angleichung des Fern­
schreibnetzes und des Datennetzes legt den Gedanken 
der Integration beider Netze nahe. Dem kommt entge­
gen, daß beide Netze ohnehin digitale Nachrichten über­
tragen, in einem integrierten Netz also eine Mehrfachnut­
zung zur Femschreibübertragung oder zur Übertragung 
von Daten je nach Anfall möglich wäre. Nötig hierzu wä­
re allerdings eine Erhöhung der Übertragungsgeschwin­
digkeit (zur ökonomischen Ausnutzung der Mehrfachnut­
zung und zur zukunftssicheren Öffnung für neue Formen 



denkbarer Kommunikation) und eine Netzgestaltung, die 
den Notwendigkeiten des Direktverkehrs der Informa­
tionsbeteiligten genügt. 

2.4.3 Die notwendige Integrationslösung lautet: digitales 
Sondernetz der Polizei (DISPOL). Das Grundmuster 
wird durch einen »Leitungsring« gebildet, der das her­
kömmliche Stern-Modell ersetzt. Innerhalb des Ringes 
befinden sich programmierbare (»intelligente«) N etzkno­
ten (vgl. »NK« in Abb. 1), die den »Ein- und Ausstieg« 
zur Unteren Netzebene oder zu den verschiedenen Infor­
mationsbeteiligten ermöglichen. Die Funktion des Netz­
knotens, dem Nervenknoten eines Nervengeflechtes ver­
gleichbar, bestünde in der Herstellung der Verbindung 
von Teilnehmer zu Teilnehmer sowie in der Schaltung 
der Verbindung zu dem Teilnehmer, der die gewünschte 
Information besitzt. Die »Intelligenz«, die der Benutzer 
bisher durch Anwählen seines Teilnehmers und das Wis­
sen um den Ort der Speicherung von außen in das Netz 
einbringen mußte, wird dann vom Netz selbst übernom­
men. Die Netzknoten nehmen die Informationswünsche 
auf, prüfen, wo sie den Abruf bewirken müssen, leiten 
den Wunsch zu dem Netzknoten weiter, der den anderen 
Informationsbeteiligten bedient und bewirken den Rück­
transport der abgerufenen Information in umgekehrter 
Folge. Aspekte des Datenschutzes berücksichtigt das 
Netzprogramm selbst: nur der Berechtigte erhält Infor­
mationen. 

D"'itala ....... rnetz der Polizei 

DISPOL 

Die Schaffung des DISPOL-Netzes würde folgende Pro­
bleme vereinfachen: 

- Der Informationsverbund der Polizei zum Bundeszen­
tralregister llnd zum System JURIS wird möglich; von 
jeder polizeilichen Datenstation aus können diese Ju­
stizsysteme (je nach Berechtigung der Station) unmit­
telbar genutzt werden. 

- Umgekehrt kann die Justiz über Netzknoten sich an 
beliebigen Stellen mit Datenstationen zuschalten, die 

ihr den Zugriff zu INPOL ebenso wie zu den eigenen 
Informationssystemen erschließen. 

- Die Beteiligung des Ausländerzentralregisters und des 
Kra!t!ahrbundesamtes werden über Netzknoten mög­
lich. 

- Kein beteiligtes Informationssystem benötigt mehr ein 
eigenes Sondernetz der Datenfernverarbeitung (IN­
POL, BZR, JURIS, AZR, KBA); ein Netz dient allen. 

- Verbindungsaufnahmen und Informationssuche über­
nimmt das Netz selbst. Bedienungs- und Ausbildungs­
fragen werden erleichtert. 

- Das Netz selbst selektiert die Kommunikation unter 
den Aspekten des Datenschutzes; die Information er­
hält nur der Berechtigte. 

- Der Teilnehmer im DISPOL-Netz erhält sämtliche 
benötigten Informationen über eine einzige Datensta­
tion (Terminal). 

- Langfristig ist die Ablösung des schreib langsamen 
Fernschreibers und seine bereits jetzt absehbare Er­
setzung durch den Bildschirm als des alleinigen Me­
diums schnellster Übermittlung schriftlicher N ach­
richten möglich. 

- Gegenüber technischen Weiterentwicklungen der 
Kommunikation erscheint das Netz zukunfts sicher , so 
z. B. gegenüber dem Ersatz der Zentralen Lichtbild­
sammlung durch Zentrale Bildspeichereinheiten, die 
unmittelbar vom Terminal aus beschickt und abgeru­
fen werden können. 

Das DISPOL-Netz stellt eine unerläßliche Vorausset­
zung für die Kommunikation zwischen hochentwickelten 
Informationssystemen dar. 

3. Beteiligung an der Information 

3.1 Beteiligung der Polizei an den In!ormationssyste-
men der Justiz 

3.1.1 Im Bereich der Justiz befinden sich derzeit zwei In­
formationssysteme im Aufbau: das Bundeszentralregister 
und das Dokumentationssystem JURIS. 

3.1.2 Das juristische In!ormationssystem JURIS 5) - mit 
einem Zentralrechner in Köln vom Bundesjustizministe­
rium unterhalten - stellt über derzeit 13 Datensichtgerä­
te Auskünfte über 30000 Gerichtsentscheidungen, vor­
wiegend aus dem Sozial- und Steuerrecht, dem Bun­
dessozialgericht, sieben Landessozialgerichten, dem 
Bundesfinanzhof, dem Bundesversicherungsamt, der 
Universität Regensburg und der Kassenärztlichen Bun­
desvereinigung zur Verfügung. Gegenwärtig erfassen das 
Bundessozialgericht, das Bundesjustizministerium und 
der Bundesfinanzhof; die Eingabe erfolgt zentral. Im 
Endausbau soll das System von der Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Verwaltung sowie von den Universi-

5) Grundlegegend hierzu: Bundesjustizministerium (Hrsg.), Das Juri­
stische Informationssystem - Analyse, Planung, Vorschläge (Be­
richt der Projektgruppe BMJjGMDjC-E-I-R), Bonn 1972; JURIS. 

,Juristisches Informationssystem, Bonn 1975; ergänzend s. Zielins­
ki, Das Juristische Informationssystem, in: DVR 1973, S. 36-75; 
Fabry, Das Juristische Informationssystem des Bundes, in: data re­
port 1974, S. 27-30; Uhlig, - Juris - Das Juristische Informa­
tionssystem für eine bürgemahe Rechtsordnung, in: OEVD 1975, 
S. 335-345; Uhlig, Rechtsinformationssystem im Rechtsstaat, in: 
Steinmüller (Hrsg.), Informationsrecht und Informationspolitik, 
MünchenjWien 1976, S. 25-47. 
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täten genutzt werden. Es dient der Gesetzgebungsarbeit, 
der einheitlichen Rechtsanwendung, der Beschleunigung 
und Verbesserung der Entscheidungsfindung und damit 
der Rechtssicherheit durch Einheitlichkeit. Die Erstrek­
kung auf die anderen Rechtsgebiete und Dokumentarten 
(z. B. Zeitschriften) erfolgt schrittweise. 

Das Projekt stimmt mit dem polizeilichen Dokumenta­
tionssystem für Literatur, kriminaltechnische Gut­
achten 6) usw., so wie es in INPOL betrieben wird, in der 
grundsätzlichen Aufgabenstellung, im verwendeten Da­
tenbank- und Programmsystem sowie prinzipiell in .den 
Erfassungs- und Verarbeitungsprozeduren aufgrund 
rechtzeitiger Absprache überein. Die Systeme sind kom­
patibel, so daß ein späteres Zusammenwachsen zu einer 
kriminalistisch-kriminologischen wie auch juristischen 
Gesamt- und Zentralbibliothek grundsätzlich möglich ist. 
Im Endausbau können beide Systeme den gesamten Be­
reich Gesetzgebung, Rechtsprechung und Kriminalwis­
senschaften abdecken. 
Im Rahmen eines integrierten Netzes DISPOL könnte 
der Verkehr mit JURIS über Netzknoten von jeder Da­
tenstation aus vorgenommen werden. 

3.1.3 Im Bundeszentralregister in Berlin werden seit 
1972 vorwärtsdokumentierend die von ca. 30000 Stellen 
angelieferten Erfassungsbelege über Entscheidungen im 
Stapel betrieb in die Datenbank eingespeichert. Die Regi­
ster von Berlin, Bremen, Ramburg, Saarland und Schles­
wig-Rolstein werden bereits edv-mäßig geführt; die re­
trograde Umstellung und Übernahme der übrigen Regi­
ster - zunächst Bayern - wird 1981 abgeschlossen sein. 
Es werden sodann ca. 12,5 Mio. Entscheidungen zu 6,5 
Mio. Personen vorliegen. Die arbeitstäglich ca. 10000 
postalischen Anfragen, davon ca. 20% aus dem Polizei­
bereich, treffen nur zu einem Fünftel auf Bestand. 
34 Datensichtgeräte in der Zentrale dienen der Bestands­
abfrage und der Veranlassung von Ausdrucken im Tref­
ferfalle. Vom Versand der Anfrage bis zum Eintreffen 
der schriftlichen Antwort vergehen vier bis fünf Tage. 

Eine Umstellung der derzeit noch »hausinternen« Daten­
verarbeitung auf dezentrale Nutzung im Weege der Da­
tenfernverarbeitung ist zunächst nicht - zumindest nicht 
bis zum Abschluß der retrograden Erfassung im Jahre 
1981 - geplant. Leider wird dieser Zug zur Abkapselung 
und Isolierung, der auf wesentliche Vorteile der Daten­
verarbeitung verzichtet, durch das Bundeszentralregister­
gesetz vom 22. 7. 1976 7 ) verstärkt. Das Gesetz ignoriert 
leider den Gesamtzusammenhang eines möglichen Infor­
mationsverbundes zwischen Polizei und Justiz; die Infor­
mationsinhalte weisen zahlreiche Redundanzen zu bereits 
an anderer Stelle (insbesondere bei der Polizei) erfaßten, 
gespeicherten und verarbeiteten Informationen auf 8). 

82 

6) Vgl. hierzu: INPOL-Nachrichten (hrsg. vom BKA) Nr. 9, 1975, 
S. 1-3; Steinhilper/Braumann/Boos, Dokumentationssystem, in: 
Kriminalistik 1974, S. 197-201 und S. 342-344; Boos/Braumannj 
Goebel, Computergestützte Dokumentation im BKA, in: DPol 
1974, S. 317-318. 

1) BGBl. I, S. 2005. 
B) Es wird großer Anstrengungen bedürfen, um die erkennbar ausein­

anderlaufende Entwicklung im Sinne der Vorgabe durch die Leit­
sätze wieder einzufangen. 
Das für die Isolierung genannte Motiv, es würde sich die dezentrale 
Nutzung des Registers über ein Femverarbeitungsnetz aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit und des Datenschutzes verbieten, vermag 
nicht zu überzeugen. Die Aufnahme des Bundeszentralregisters in 
das DISPOL-Netz würde in höchst ökonomischer Weise seine Nut­
zung für alle berechtigten Dienststellen von Justiz und Polizei ga­
rantieren, noch dazu in einer Form, die Datenschutzaspekte strikter 
beachtet, als dies bei dem herkömmlichen postalischen Verkehr 
überhaupt möglich ist. 

3.2 Beteiligung der Justiz an dem polizeiliche1l Infor-
mationssystem IN POL 9). 

3.2.1 Aufbau des INPOL-Systems. Aufgrund des Be­
schlusses der Innenministerkonferenz vom 28. 1. 1972 
wurde ein im Verbund arbeitendes elektronisches Infor­
mationssystem der Polizei (INPOL) mit dem Bundeskri­
minalamt als Zentralstelle errichtet (Abb. 2) und durch 
die Neufassung des BKA-Gesetzes vom 28. 7. 1973 rech­
tlich abgesichert. 

INPOL-System 

Abb.2 

An den zentralen Rechner des BKA, der den gesamten 
Verbundbetrieb vermittelt, sind derzeit mit ca. 350 Da­
tenendstationen (Terminals) direkt angeschlossen das 
BKA selbst sowie die Länder Bremen, Saarland, Baden­
Württemberg (dieses nur für die Fahndung). Die übrigen 
Länder unterhalten eige1le Landesrechner, die zum Teil 
die Bestände der Personen- und Sachfahndung - vermit­
telt durch das BKA - parallel (also: doppelt) speichern, 
dadurch die Konzentration der Anfragelast auf die Zen­
trale . verhindern und zugleich für eine kastastrophensi­
chere Duplizierung der Datenbestände sorgen. An die 

9) Über Stand und weitere Planung von INPOL informieren fortlau­
fend die INPOLNACHRICHTEN (hrsg. vom BKA); zur Anlage 
des polizeilichen Informationssystems s. auch vom Verfasser: 
Künftige Einsatzformen der EDV und ihre Auswirkungen im Be­
reich der Polizei, in: Kriminalistik 1974, S. 385-392. 



• So'ortauskün'te 

ZPI Fahndung Haft 

INPOL 
elektronisches 

Informationssystem 
der Polizei 

Personalien? Personen gesucht ? Sachen gesucht? WoinHaft? 

Gesucht? • Festnahme numeriert: Beginn? 
• Aufenthaltserm. .KFZ 

In Haft? • Ausweisung • Waffen Ende? 
Wo ED - Daten? • Ausweise 

Unterbrechung? 
Wo Akten? ·Sonstige 

nicht numeriert 

• Reeherehen zur Saehbearbeitung 

PIOS Dokumentation Daktyloskopie SSD Strafverfahren 

Wo FundsteIlen Wo FundsteIlen Ist eine Person Welche Straftaten können AktenfundsteIlen ? 
u. Verknüpfungen von aufgrund der anderen oder bereits bekannten Register? 
zu • Gutachten Zehnfingerab - Straftätern zugeordnet werden? Straftat? 

Personen • Literatur drucke zu iden- Straftat? Tatzeit 'Tatort' Tatum- Verfahrensausgang ? 
• Einstellung I Anklage I 

• Institutionen • Judikaten? tifizieren? stände 'Tatmittel ? Opfer? Verurteilung' Straf -

• Objekten Welche Inhalte? Zu welcher Modus operandi? Schaden? vOllstreckung? 

• Sachen Person gehören Aufklärung? 
die Tatortspuren ? Wie sieht der Straftäter aus? 

in großen Ermitt- Weiche Straftaten hat er bereits 
lungsverfahren? verübt? Wie, wO,wann,womit, 

warum? 

Abb.3 

Landesrechner sind z. Z. ca. 450 Terminals angeschlos­
sen. INPOL arbeitet sonach mit ca. 800 Terminals. Un­
tereinander und im Verhältnis zum Bund sind die Lan­
desrechner unterschiedlich nach 

- Eigentumsverhältnissen (teils Polizei, teils Verwal­
tung) 

- Herstellern (teils Siemens, teils IBM) 

- Datenbankaufbau 

- verwendeten Terminals (Telex, Datensichtstationen 
unterschiedlicher Bildschirmgrößen) 

- Ein-jAusgabe-Formaten 

- Anschlußformen an die Zentrale. 

Die Nachrichten werden nach einheitlichen Prozeduren 
und Normen ausgetauscht, bei den Empfängern jedoch 
den jeweiligen Bedürfnissen entsprechend unterschied­
lich weiter verarbeitet und gespeichert. Das System wi­
derspiegelt so nach - bei strikter Einheitlichkeit der von 
der Zentrale vermittelten Informationsinhalte - die 
bestehenden unterschiedlichen dezentralen Regelungen. 
Für den Benutzer wird der komplizierte Aufbau des Ver­
bundes nicht spürbar, für ihn stellt er sich als eine infor­
mationsannehmende und informationsliefernde Einheit 
dar. 

Die Verantwortung für Dateneinheit und Datengüte tra­
gen die Polizeidienststellen, die die Informationen über 
Terminals eingeben; sie sind Besitzer dieser Informatio-

nen; sie allein können ergänzen, verändern oder löschen 
(Besitzerprinzipl0». Das Besitzerprinzip dezentralisiert 
und delegiert die Verantwortung an die polizeiliche Basis 
der Sachbearbeitung. 

Das Gesamtsystem führt derzeit über das Netz von ca. 
60000 km täglich etwa 1,5 Mio. Transaktionen durch. 
Die durchschnittliche Antwortzeit im Bereich der Sofort­
auskünfte liegt zwischen 4 und 6 Sekunden. 

3.2.2 Inhalte des INPOL-Systems (Abb. 3). Dem Be­
schluß der Innenministerkonferenz vom 28. 1. 1972 zu­
folge muß das Informationssystem in der Lage sein, 
»sämtliche polizeilichen Informationsbedürfnisse« zu be­
friedigen, d. h. es muß fähig sein, sämtliche Fragestel­
lungen abzudecken, die sich im Gesamtrahmen der poli­
zeilichen Tätigkeit üblicherweise stellen. 

Ein Teil der Fragen, nämlich diejenigen, die sich beim er­
sten Einschreiten stellen, muß sofort beantwortet werden 
können; die Auskunftszeit muß wegen der situationsbe­
dingten Zeitnot im einstelligen Sekundenbereich liegen 
(Sojortauskünjte). Dagegen sind Auskunftszeiten von Mi­
nuten und Stunden hinnehmbar, wenn die Sachbearbei­
tung eingesetzt hat (Recherchen zur Sachbearbeitung). 

Danach ergeben sich zwangsläufig folgende U nterschei­
dungen und Bereiche, die daraufhin zu überprüfen sind, 
ob sie sich für einen Informationsverbund mit der Justiz 
eignen. 

10) Zu den »Strukturveränderungen infolge des ,Besitzerprinzips'« vgl. 
Verfasser in: Die Polizei 1976, S. 162-163. 
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3.2.2.1 Im Rahmen der SoJortauskünJte unterscheiden 
sich die Informationskategorien nach Hauptfragegrup­
pen: 

befinden sich die Unterlagen? Das Fahndungssystem 
ist voll realisiert. 

- HaJtdatei 
- Zentraler Personen-Index (ZPI) (zentrale Kurzaus­

kunft - JAjNEIN über Index-Daten) Wo in Haft? BeginnjEnde? Unterbrechung? 
Die von der AG Kripo erarbeitete Lösung sieht die 
konventionelle Datenanlieferung von den Justizvoll­
zugsanstalten zu den Landeskriminalämtem vor, die 
die Daten einstellen (entsprechend § 4 BKA-Gesetz). 
Unter dem Aspekt der Leitsätze wird indessen eine 
direkte Beteiligung der Justizvollzugsanstalten am IN­
POL-System erforderlich sein. 

Personalien? Gesucht? In Haft? Wo ED-Daten? Wo 
Akten? Es handelt sich um Vorschaltfragen, die den 
Anfragen üblicherweise vorausgehen. Bei bejahender 
Antwort muß in den Informationskategorien weiterge­
sucht werden, auf die die Index-Daten verweisen. 
Diese Folgesuche soll automatisiert werden. Die ma­
nuelle oder automatisierte Folgesuche findet jedoch 
nur insoweit statt, als der anfragende Teilnehmer dazu 
berechtigt ist. Der ZPI befindet sich im Aufbau. 

- Fahndung (Personen- und Sachfahndung) 

3.2.2.2 Im Bereich der Recherchen zur Sachbearbeitung 
sind zu unterscheiden: 

Wird die Person gesucht? (zur Festnahme, Aufent­
haltsermittlung, Ausweisung?) Wird die (numerierte 
oder nicht numerierte) Sache gesucht? Wer sucht, wo 

-PIOS 
Wo Fundstellen und Verknüpfungen zu Personen, In­
stitutionen, Objekten, Sachen in großen Ermittlungs-

ZEHNFINGERABDRUCKBLATT 
Alte Formel: 

Neue Formel: 

I:5JO ccc. 
ZSTJ abbI4 

N, T, 123~56, 46,M,E,HE,/RDI/MU/ZGR0/GE/641 ,642 ,/LI/03/DL/S23/D.R/L10 
KB/A08B,B08E,C04E,G04E,H04E,H06B,I03B,I03B,I05B,K02B,O02E,Q06E,R03B, 
T07E,U08E,X03E,X07E/RZI/MU/TSL0,TSLA/DR/F22/KB/A03B.A08B.B06B,B08B, 
G08B.I04B.K02B.L03B.M02E.M~2E,M02B,M02B,M02B.N02B.N02B.N05E.N07E. 

004E.P06E.Q08B,V06B.V07E,X07B.X07E/RMI/MU/ZGR0,WSR0/GE 621,762/LI/02 
DL/S17/DR/L10/KB/B06E.C07E,E03E.G07E.H04E.H03E.H09B,J08B,J02E.J03E. 
J04B,K02E.K01E.K04B.K02E.N04E.Q02E,Q04E.T09B.V08E.V09E/RRI/MU/WKRL/ 
DL/R23/DR/Lll/KB/A08E.B06E.C08B.D09E.F07B.F09B,F06E,I07B,J05B.J10B, 
J04B,K08B.L06B.L01E,003E,005E.Q06E,S07E.S03E.U09E.V06E.V04E,W02E.X06B 
RKI/MU/SCR0/GE/601,12/DL/R17/KB/A01E.A05E.A07E.G05E.I06B,J03B,K03E, 
K02E,R02E.S06E.T08E.V07B,W09E/ZGL0/GE/622.612/LI/02/DL/M15/DR/624/ 
SF/NAS,?~K/KB/B10B,C08B,F05B,H06B,I02B,L02B,N02B,002B,P07E,S05B.S07E, 

T09B,W03B,W07B,X05B,X02E/LZIAU/SCL0/GE21.512/DR/I04/KB/A06B,C03B, 
D10B,G03B,H05E,I04B,I02B,J05E.K03E.L02E,R05E,R07B,T09E.W06B,X02BX01E/ 
LMI/MU/SCL0/GE/21,521/DR/i09/KB/C09B,E05B,G05B,J02B.006E,U05B.W03B, 
X05E/LRI/MU/SCL0/GE/55?521/DR/J13/SF/NAS.?SC/KB/E07B.H05B,003E/LKI/ 
MU/SCL0/GE/522/DR/J12/KB/F06B,F09B.H09B.L03B,S02E,S08E,V05B,X04E,X02E/ 

Abb.4 
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komplexen, die zugleich von verschiedenen Polizeien 
und Staatsanwaltschaften bearbeitet werden? 
Das System wird mit fortschreitender technischer 
Verfeinerung im Bereich Terrorismus eingesetzt; dort 
verknüpft es sämtliche parallelen Ermittlungsverfah­
ren in Bund und Ländern und eröffnet sie dem dezen­
tralen wechselseitigen Informationszugriff. Die Über­
tragung auf andere Ermittlungskomplexe wie Rausch­
gift, Waffen, Falschgeld oder Bandenkriminalität ist 
möglich. 

- Dokumentation 
Wo Fundstellen von kriminaltechnischen Gutachten, 
kriminalistisch-kriminologischer Literatur, einschlägi­
ger Judikatur? Welche Inhalte? 
Das System ist technisch realisiert und arbeitet zu­
nächst im BKA. Die Übertragung auf das INPOL­
Netz und Öffnung für die Teilnehmer (zunächst LKÄ, 
Polizei schulen) wird Ende 1977 erfolgen. 

- Daktyloskopie 
Ist eine Person aufgrund der Fingerabdrücke zu iden­
tifizieren? Welcher Person sind die daktyloskopischen 
Tatortspuren zuzuordnen? 
Das System ist technisch realisiert und befindet sich 
im Übergang zum Wirkbetrieb. 

- Straftaten-IStraftäter-Datei (SSD) 

Welche Straftaten mit noch unbekanntem Täter kön­
nen anderen Straftaten oder bereits bekannten Straf­
tätern zugeordnet werden? Tatzeit(fatort(fatumstän­
de(fatmittel? Modus operandi? Opfer? Schaden? Auf­
klärung? Wie sieht der Täter aus? Krimineller Le­
benslauf? Ende 1977 werden die Vollerprobung im 
Saarland und die Teilerprobung für RaubjErpressungi 
Geiselnahme/Scheckbetrug im Bundesgebiet. abge-

schlossen. Die Recherchierprogramme befinden sich 
in der Erprobung. 

- Strafverfahren 

Dieser Bestandteil sollte von der Justiz errichtet und 
betrieben werden. Er rundet die Gesamtfragestelliung 
ab: 
Aktennachweise? Register? Wie beurteilte die Justiz 
den Fall? Dauer und Art des Verfahrens? Einstel­
lung/ AnklagejV erurteilung? 

3.2.3 Einige der genannten Informationsbereiche müssen 
als zwischen Polizei und Justiz nicht verbund fähig ausge­
schieden werden. 

- Daktyloskopie 

Arbeitsweise: 
Die bisherige Klassifizierung von Zehnfingerabdrük­
ken, von denen in der zentralen Sammlung des BKA 
etwa 1,8 Mio. einliegen, ergibt Kurzformein, die die 
Registratur und Ablage der Blätter steuern. Die neue, 
von Bund und Ländern entwickelte Klassifiziermetho­
de (Abb. 4) schöpft den Informationswert der Papil­
larlinienbilder weit differenzierter aus. 

Sie ergibt für 10 Finger ca. 1000 Zeichen, d. h. pro Fin­
ger ca. 100. Derartige Zeichenmengen können nur noch 
von der Maschine verarbeitet werden. Der hohe Selek­
tionswert der Formel erlaubt es erstmals, mit einer 1das­
sifizierbaren Tatspur eines Einzelfingers im Gesamtbe­
stand zu recherchieren. 

Die Daktyloskopie ist - soweit es sich um die Perso­
nenidentifizierung handelt - ausschließlich eine autono­
me polizeiliche Aufgabe; sie scheidet aus dem Verbund 
aus. 

. , 
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Täterwohnsitzstat,stik 
Kriminalitätswanderungsstallst,k 
(Tätermobilitat) 
Sozialdatenstatist,k 
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- Straftaten-IStraftäter-Datei (SSD) 11) 

Ziel ist es, alle Daten, die sich auf Straftäter - 1 Mio. 
jährlich - und Straftaten - 3 Mio. jährlich - bezie­
hen, in systematisierter und nach Merkmalskategorien 
verschlüsselter Form, die eine Feinstbeschreibung 
darstellen, von den sachbearbeitenden Polizeidienst­
stellen direkt in das System eingeben zu lassen 
(Abb. 5). 

Mit Hilfe dieser Datenmengen lassen sich unaufgeklärte 
Straftaten gleichartigen Straftaten oder bekannten Straf­
tätern zuordnen. Die mehrdimensional recherchierbaren 
Bestände sind beliebig verknüpfbar . Dadurch soll die Be­
antwortung der kriminalistischen Grundfragen aus dem 
Gesamtbestand heraus möglich werden: Wer, was, wann, 
wo, womit, wie, warum? 

Sämtliche Datenkategorien sind auf Massenbasis stati­
stikfähig. Über die herkömmliche Polizeiliche Kriminal­
statistik hinaus werden Statistiken über 

- Tatzeiten 

- Tatorte 

- Tatmittel 

- Tatbegehung 

- Opfer/Schaden 

- Kriminalitätsdichte(fäterwohnsitzdichte(fätermobili-
tät 

möglich.· Jede Einzelstatistik ist wiederum mit jeder an­
deren beliebig kombinierbar, so z. B. Tatorte und Opfer, 
Tatzeiten und Dichte, Mobilität und Mittel usw. 

Die beliebige Verknüpfbarkeit der Einzeldaten gestattet 
sodann sämtliche denkbaren Fragestellungen und deren 
Beantwortung. Die SSD - unter 'repressiven Aspekten 
errichtet und gespeist - wird auf diese Weise rationale 
Einsichten in das Wesen des Verbrechens selbst erlau­
ben; sie entwickelt sich zu einem Instrument der Präven­
tion und Kriminalpolitik. 

Die Datenbestände der Straftaten-/Straftäter-Datei die­
nen sowohl dem Zwecke der Gefahrenabwehr als auch 
Ermittlungszwecken im Rahmen der Strafverfolgung, oh­
ne daß zwischen beiden Zielrichtungen exakt unterschie­
den werden könnte. Der Verwendungsanteil für aus­
schließlich polizeiliche Zwecke ist so hoch, daß er - ab­
gesehen von Hindernissen aus Gründen des Datenschut­
zes - die automatisierte Weitergabe der Daten an 
Dienststellen und Behörden außerhalb der Polizei hin­
dert; jeder Auskunftsleistung muß eine Prüfung ihrer 
Auskunftsfähigkeit durch die zuständige Polizeidienst­
stelle vorgeschaltet bleiben. Die Verbundfähigkeit ist 
nicht gegeben. 

3.2.4 Demzufolge sind verbundjähig: 

- ZPI (Zentraler Personen-Index) 

- Fahndung 

- Haftdatei 

- PIOS 

- Dokumentation 

- Strafverfahren. 

11) S. dazu Stuff, Die Straftaten-jStraftäterdatei als INPOL-Baustein, 
in: Kriminalistik J974, S.402-407; Küster, Die Erprobung der 
Staftaten-/Straftäterdatei - ein erster Schritt zur allgemeinen Ein­
führung, in: Kriminalistik 1975, S. 433-437; Ziercke, Der Fallana­
lytiker - neue berufliche Rolle des Kriminalbeamten, in: Krimina­
listik 1976, S. 120-125. 
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3.2.4.1.1 Verbundfähigkeit bedeutet zugleich Ausgabe­
fähigkeit. Mit der Integration in den INPOL-Verbund 
erhält die Justiz daher die Ausgabe (= Abfrage- und 
Recherche-) Befugnis für die verbundfähigen INPOL-Tei­
le (vgl. Tz. 3.2.4) 

3.2.4.1.2 Dagegen kann die Verbundfähigkeit nicht mit 
der Eingabe- (= Erfassungs- und Speicherungs.:..)Befugnis 
gleichgesetzt werden. Die Übertragung der Eingabebe­
fugnis ist grundsätzlich daran zu knüpfen, daß die jewei­
lige Dienststelle in der Lage ist, die mit dem Besitzerprin­
zip (vgl. Tz. 3.2.1.) verbundenen Garantieverpflichtungen 
für Datenreinheit, Datengüte und Sofortvornahmen von 
Eingaben und Änderungen, in strikter Weise einzuhalten. 
Im Bereich der Sofortauskünfte würden dies erfordern 

- die ständige personelle Präsenz an der Datenstation, 
d. h. die Dienstbereitschaft rund um die Uhr, da an­
dernfalls die sekundengenaue Aktualität nicht gewähr­
leistet wäre; der Besitzer eingegebener Informationen 
muß zu jeder Zeit bereit und fähig sein, einzugeben, 
zu verändern, zu ergänzen, zu übermitteln oder zu 
löschen; ferner 

- die ständige Präsenz der Unterlagen (z. B. der Haft­
befehle, Ausweisungsverfügungen, Akten usw.), die 
den anfordernden Stellen sofort zu übermitteln sind. 

Da die Justizdienststellen - von den Vollzugsanstalten 
abgesehen - die geforderten Voraussetzungen nur unter 
unangemessen hohen Aufwendungen erfüllen könnten, 
spricht das Gebot der Wirtschaftlichkeit gegen die Ge­
währung der Eingabebefugnis für den Bereich der Sofort­
auskünfte (Ausnahme: Haftdatei). 

Im übrigen erscheint die Eingabe durch Justizdienststel­
len jedoch zweckmäßig und geboten, also bei den IN­
POL-Bausteinen 

- Haftdatei 

- PIOS 

- Dokumentation 

- Strafverfahrensdatei. 

3.3 Art und Weise der Beteiligung der Justiz an den 
verbund fähigen INPOL-Anwendungen im einzel­
nen 

3.3.1 Der Zentrale Personen-Index (ZPI). Da der Index 
ein verkleinertes Abbild der personenbezogenen Daten in 
allen Dateien darstellt, sind an den Zugriffsschutz hohe 
Anforderungen zu stellen. Die Grundsätze, die in § 10 
des Datenschutzgesetzes vom 12. 11. 1976 (BGBl. I, 
1977, S. 201) enthalten sind, beschränken die Beteiligung 
auf die Justizdienststellen, die die Daten zu Zwecken be­
nötigen, die mit denen der Polizei identisch sind. Prak­
tisch bedeutet dies, daß die Auskunftsberechtigung nur 
den Staatsanwaltschaften zur Strafverfolgung zuerkannt 
werden kann. 

Soweit die Anfrage auf Zielinformationen stößt, die in 
verbundfähigen INPOL-Bereichen enthalten sind, kann 
die Anfrage automatisch weitervermittelt oder es kann in 
einem gesonderten Akt weiter nachgefragt werden. 

Soweit die Zielinformation auf Index-Daten stößt, die in 
nicht verbundfähigen INPOL-Bereichen enthalten sind, 
findet keine weitere automatisierte Ausgabe von Folge­
daten statt. Die Folgedaten müssen vielmehr in her­
kömmlicher Weise durch Brief, Telefon oder Fernschrei­
ber bei den sachbearbeitenden Polizeidienststellen erfragt 
werden. Die zuständigen Polizeidienststellen entscheiden 
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Abb.6 

nach Maßgabe des Polizeirechts und des Datenschutzes, 
ob sie Auskünfte erteilen können. 

3.3.2 Fahndung 

Über 80 % aller Personenfahndungsfälle finden in krimi­
nalgeographisch abgrenzbaren Regionalbereichen ihre 
Erledigung 12). Die Zielvorstellung muß daher dahin ge­
hen, die Eingabe von Personen- und Sachfahndungsdaten 
bei kriminalgeographisch orientierten Fahndungsleitstel­
len zu konzentrieren, die einen Teil der im Dauerdienst 
besetzten Einsatzleitzentralen bilden (Abb. 6). 

Dort können in personalsparender Weise die Fahndungs­
unterlagen (Haftbefehle, Ausweisungsverfügungen, Ak­
tenzweitschriften) zur Verfügung gehalten werden. Die 
Integration schutz- und kriminal polizeilicher Funktionen 
im Rahmen der Einsatzzentralen macht den wirkungsvol­
len Wechsel zwischen gezielten (oder nacheilenden) und 
routine mäßigen Fahndungsmaßnahmen möglich. 

Anzustreben wäre, die Justiz durch räumliche Zuordnung 
des Ermittlungs- und Haftrichters und des Reihendienst­
Staatsanwaltes an den Fahndungsleitstellen zu beteiligen. 
Strafprozessuale Entscheidungen wären am Ort der Ein­
gabe möglich. 

Unwirtschaftlich wäre es, die Eingabebefugnis für Perso­
nenfahndungen den Haftgerichten zu übertragen. Da­
durch entstünde nicht nur eine abträgliche Aufspaltung 
von den übrigen Personenfahndungsformen und von der 
Sachfahndung, die Haftgerichte müßten für die geringe 
Zahl von Haftbefehlen gegen flüchtige(!) Täter unange­
messen aufwendige Vorkehrungen treffen, um die Anfor­
derungen des Besitzerprinzips zu erfüllen. 

12) Vgl. auch Stümper, Funktional-zentralistischer Föderalismus im 
Bereich der inneren Sicherheit, in: Kriminalistik 1972, S. 457 (459) 
und dessen Überlegungen für die Polizeiorganisation. 

Die Wirkungsweise der EDV bedingt es, daß sämtliche 
eingegebenen Daten in der gleichen Sekunde zur Ausga­
be zur Verfügung stehen: derzeit bei ca. 800 Datenend­
stationen an Grenze, Flughäfen, Polizeidienststellen. Mit 
Hilfe des Systems war es 1976 erstmals möglich, über 
100000 Fahndungsfälle zu erledigen. 

Darüber, bei welchen Justizdienststellen das Bedürfnis 
von Fahndungsabfragen besteht, müßte die Justiz befin­
den. Sicherlich ist dieses Bedürfnis bei den Staatsanwalt­
schaften - und dort bei den Zentralkarteien - vorhan­
den. 

3.3.3 Zentrale Haftdatei 

Eine Sonderform des Informationsverbundes zwischen 
Polizei und Justiz würde die noch zu schaffende Zentrale 
Haftdatei (Abb. 7) darstellen, deren Errichtung (in Kar­
teiform) bereits seit 25 Jahren durch § 3 BKA-Gesetz 
zwingend vorgeschrieben ist. Das Gesetz verlangt von 
den Justizvollzugsanstalten die Meldung von Beginn, En­
de oder Unterbrechung aller richterlich angeordneter 
Freiheitsentziehungen an die Landeskriminalämter, die 
wiederum zur Weitergabe an das Bundeskriminalamt ver­
pflichtet sind. Ganz offensichtlich wurde das Gesetz bis­
her deshalb nicht vollzogen, weil der vorgeschriebene 
Meldeweg keine Aktualität der Kartei garantiert hätte; 
insbesondere wären kurze Haftunterbrechungen wie Aus­
führungen, Urlaube, Freigang erst dann zur Notierung 
gelangt, wenn sie bereits inaktuell geworden sind. Erst 
die Dateiführung im Rahmen des INPOL-Systems wäre 
geeignet, die bestehenden Mängel zu beseitigen. 

Nach der Vorgabe der Leitsätze müßten die Justizvoll­
zugsanstalten (über die jeweiligen Landesrechner) mit 
Datenstationen unmittelbar an das INPOL-System ange­
schlossen werden. 
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Ende41 
Unterbrechung 
Urlaub 
Freigang 

~ 

I· 

Die Justizvollzugsanstalten hätten als Besitzer (vgl. Tz. 
3.2.1.) der Daten 

- Personalien und Verwaltung 

- Anlaß/Art der Freiheitsentziehung 

- BeginnjEndejUnterbrechungIU rlaub/Freigang 

die unmittelbare Eingabe vorzunehmen und dabei jede 
Form des Ein- und Ausganges von Straf- und Untersu­
chungsgefangenen im Augenblick des Betretens und Ver­
lassens der Anstalt zu »verbuchen«, also Strafbeginn und 
Strafende, aber auch Beginn und Ende jedwelcher Form 
der Strafunterbrechung. Hierdurch entstünde eine jeder­
zeit aktuelle Verwahrungsübersicht, die den Justizvoll­
zugsanstalten wie allen anderen INPOL-Teilnehmern So­
fortauskünfte zur Feststellung des 

- derzeitigen Aufenthaltes im Rahmen von Fahndungen 

- von Ermittlungsansätzen zur Alibiüberprüfung von 
Verdächtigen (war er zur Tatzeit auf freiem Fuß?) 

liefern würde. Mit einer solchen Regelung würde nicht 
nur dem Prinzip Rechnung getragen, die Daten dort ein­
zugeben, wo sie entstehen; die Polizeidienststellen wür­
den zugleich von unökonomischer Mehrarbeit entlastet. 

Von der Zentralen Haftdatei würden in erster Linie die 
Justizvollzugsanstalten selbst profitieren. Nahezu sämtli­
che administrativen Tätigkeiten wie 

- Führung des Gefangenenbuches und des Entlassungs­
kalenders 

- Terminüberwachung, Haftkostenberechnung, Belegs-
übersichten 

- Statistiken zur Verweildauer, Auslastung, 

würden als Nebenprodukte der elektronisch geführten 
Haftdatei automatisch geliefert. 
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I 
Haftdatei 

Abb.7 

3.3.4 PIOS (Abb. 8) 

Streifenwagen 

Polizei Revier 

Sachbearbeitung 
(KnmlOalpohzel ) 

Die Bezeichnung PIOS steht für Angaben zu 

- Personen 

- Institutionen (VerbändejV ereine) 

- Objekten, d. h. Immobilien, Anschriften, Telefon-
nummern 

- Sachen, d. h. beweglichen Sachen, 

die in Ermittlungsakten enthalten sind, die an verschiede­
nen Stellen geführt werden, aber zu einem einheitlichen 
Komplex - wie Rauschgift- oder Waffenhandel, Terro­
rismus - gehören. 

Der Akteninhalt wird gleichsam »gefiltert«; die PIOS-Da­
ten bleiben im Sieb und werden nach Fundstelle und Be­
deutung (»Verknüpfung«) in der Datei registriert. 

PIOS ist sonach keine Straf täter- oder Sachdatei, son­
dern eine unbewertete Kurzfassung der Ermittlungsak­
ten, eine komprimierte »elektronische Einheitsakte«. 
Jeder Sachbearbeiter gibt seine Verfahrensinhalte ein, 
zugleich verbessert und ergänzt er sein Verfahren aus 
den Bezügen des Gesamtbildes. Große Ermittlungskom­
plexe können dezentral bearbeitet werden, ohne daß In­
formationsverluste befürchtet werden müßten; von jeder 
teilnehmenden Stelle aus ist die Ermittlungssteuerung al­
ler Verfahren möglich. 

Mit dem verfahrensmäßigen Abschluß des Gesamtkom­
plexes werden diese Daten auf Magnetband archiviert; 
das Programmpaket kann für einen oder mehrere Kom­
plexe gleichzeitig eingesetzt werden. PIOS bietet sich für 
den sachleitenden Staatsanwalt zur Ermittlungssteuerung 
an. 
Das System wird im Bereich der Terrorismusbekämp­
fung seit 1. 3. 1976 von Bund und Ländern gemeinsam 
eingesetzt und dezentral gespeist. 
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3.3.5 Dokumentation 
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Das System (Abb. 9) stellt in der Zielsetzung eine Paral­
lele zu dem juristischen Dokumentationssystem JURIS 
dar. 

ren) auch nach ihren Inhalten erfaßt werden. Die Erfas­
sung wird sich später auch auf kriminaltechnische Gut­
achten, die Rechtsprechung zum Strafprozeß, auf Ver­
waltungsdaten (Erlasse, Ministerialblätter usw.) und auf 
polizeiliche Lehr- und Lernmittel erstrecken. Deskripto­
ren sind Substantive, die einzeln oder in beliebiger Häu­
fung den wesentlichen Inhalt eines Dokumentes beschrei­
ben. Durch beliebige Kombination von Deskriptoren, die 
als Such begriffe in den Rechner zur Recherche eingege-

In einer »elektronischen Zentralbibliothek«, die von je­
dem INPOL-Teilnehmer benutzt werden kann, soll die 
gesamte kriminalistisch-kriminologische Literatur nach 
Autoren, FundsteIlen. und durch Schlagworte (Deskripto-
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ben werden, können einschlägige Dokumente gefunden 
und mit Inhaltskurzbeschreibungen vom System selbst 
oder im Originaltext vom Mikrofilm ausgegeben werden. 

Jeder Sachbearbeiter, Wissenschaftler, Ausbilder oder 
Sachverständige kann sich über den aktuellsten Wissens­
stand in kürzester Zeit vollständig informieren, ohne auf 
die bisher übliche zeitaufwendige und stets unvollständi­
ge Suche in Bibliotheken angewiesen zu sein. 

Die Beteiligung an dem im BKA realisierten System 
steht allen Dienststellen und Behörden offen, die bereit 
sind, die Deskribierung für Teilbereiche zu übernehmen 
und einzugeben: derzeit BKA und LKÄ für kriminaltech­
nische Gutachten und kriminologisch-kriminalistische Li­
teratur, später Universitäten für Forschungsberichte, 
Lehrbücher, Dissertationen, Polizeischulen für Diplo­
marbeiten usw. In diesem Rahmen können sich auch die 
Justizdienststellen an dem System beteiligen. 

3.3.6 Strafverfahren (Abb. 10) 

Diese Datei, die in diesem Rahmen nur als Skizze erör­
tert werden kann, ließe sich von den Staatsanwaltschaf­
ten als umfassendes Arbeitshilfsmittel des 

- Aktennachweises und der Aktenregistrierung 

- des Akteninhaltes 

- des Verfahrensablaufes von Akteneingang über An-
klage bis zum Urteil 

als INPOL-Baustein oder als ein gesonderter, jedoch ver­
bundener Datenspeicher errichten. 

Mit Hilfe der Datei könnten die Staatsanwaltschaften ih­
re Verwaltungstätigkeiten weitgehend automatisieren. 
Die Formen des Aktennachweises - Eingang, Versen­
dung, Fristenkontrolle, Verfahrensabschluß - gestatten 
jederzeitige Übersichten zur Arbeitsauslastung und deren 
rationeller Gestaltung. In Kombination mit Elementen 
des Systems PIOS, das sich spezifisch verändern ließe, 

wären die Inhalte der Ermittlungsverfahren mehrdimen­
sional greifbar, z. B. sämtliche Akteninhalte eines Be­
trugsreferates. Zugleich erschlösse die Dokumentation 
des Verfahrensablaufes - Tatzeit, Akteneingang, Ein­
stellung, Anklage, Urteil, rechtliche Würdigung - Ein­
sichten, die zu ökonomischeren Arbeitsformen und orga­
nisatorischen Anpassungen führen. 

Zugleich - und dies scheint ihre wichtigste Nebenfunk­
tion - könnte die Datei die enormen Unterschiede 13 ) 

zwischen der Polizeilichen Kriminalstatistik und der 
Strafverfolgungsstatistik der Justiz einebnen. Beide Stati­
stiken arbeiten in voneinander völlig unabhängigen Er­
fassungs systemen mit abweichenden Erhebungs- und 
Aufbereitungsmodalitäten. Registriert die Polizeiliche 
Kriminalstatistik 14) primär Staftaten, denen sodann die 
nach dem Ermittlungsergebnis verdächtigen Personen zu­
geordnet werden, so sieht die Strafverfolgungsstatistik im 
Verurteilten die Erhebungseinheit und zeigt sich an der 
Straftat relativ uninteressiert. Infolge dieses nahezu be­
ziehungslosen Nebeneinanders, das durch die zwangsläu­
fige Phasenverschiebung beider Statistiken noch weiter 

13) Hierzu grundlegend Kerner, Verbrechenswirklichkeit und Straf­
verfolgung. Erwägungen zum Aussagewert der Kriminalstatistik, 
München 1973; erg. s. Heinz, Bekanntgewordene Kriminalität und 
praktische Erkenntnisinteressen, in: MoschrKrim. 58 (1975), 
S. 225-246, jeweils m. w. N. 

14) Speziell zum Problem der Polizeilichen Kriminalstatistik s. u. a. 
Heinz, Entwicklung, Aufgabe und Probleme der Kriminalstatistik, 
in: ZStW 1972, S. 806-833; Dörmann, Polizeiliche Kriminalstati­
stik, in: Kriminalistik 1974, S. 433-439. -. Zu den parallel gelager­
ten Fragen in Österreich s. neuerdings Danek/Zeiner, Polizeiliche 
Kriminalstatistik, in: Öffentliche Sicherheit, 1976, S. 1-16. 
Zur Diskussion um den Aussagewert der Polizeilichen Kriminal­
statistik s. auch Verfasser, Ist die Kriminalitätsentwicklung - und 
damit die Sicherheitslage - verläßlich zu beurteilen? in: Kriminali­
stik 1976, S. 337-345; Ziercke/Jansen, »Man ist noch kein Herold, 
auch wenn man so heißt!«, in: der kriminalist 1976, S. 563-572; 
Schreiber, Ist die Kriminalitätsentwicklung - und damit die Si­
cherheitslage - verläßlich zu beurteilen? in: Kriminalistik 1976, 
S. 490--493. 

Strafverfahren 
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Anlage: Denkbare Tabellenausdrucke einer künftigen "Rechtspflege - Verlaufsstatistik" 

(darüber hinaus tiefergehendere Stichproben- und Querschnittsanalysen) 

Tabelle 1 0 Verfahrenserledigung durch StA (Bezugszeitraumo Tatzeit nach Kalenderjahren) 0 0 

polizeilich geänderte Straf taten-
Vlrfahrensarledigung (StA) • durch 

Straftat 1 ..... , ... '0'- I .. "" ,,' HO'- I I 
er.Utelte klasslflkiltlon durch StA • ErlaB eines E lnstellung (Katalog SSD) öffnung einlls elnfachtls Jugendver- Strafbefehls Tatverdächtlge • Anklage Sicherungsverfahrens fahren 

von 1 nach 

• über PIZ (SSD), keine Mehrfachzählungt wenn t. Berichtsjahr .. hrer. fälle derselbea Straftat begangeIl wrdell 

Tabelle 2: Begründung der Verfahrenseinstellung durch StA (aus Tabelle 1) 

IIlt Auflagen ohne Auflagen gellläB vlgen wegen Zurückvllllsu
4
g oder Elnstellung Verfahrens- Verweisung 

Straftat "a~h 170. -2 StPD 

I I 
§ StPD I § JGG todes Geist.s- h!lTatu--1 täter- 1 Verschulden 

hindernis auf Privat-
(Katalog S50) 

15'b, 1-'1 15'tc I I '5 krankheit stände nleht schaft nleht fehlt u.ä. kbgeveg 
nachweisbar nachw.isbar u.i.-

Tabelle 3 0 Verfahrenserledi~un~ durch Gericht (Angeschuldigte aus Tabelle 1: Anklage) L. '-" 

geänderte Straf- lnhal t der E ntsche1dung 
Abge-Straftat Ange- tatenklass1f ika- r re1heitsstrafe (nach der Dauer) I Geldstrafe (nach der Höhe) 

I .. ", .. " I' ' .. I. 
I 

urtdlte tlon durch Ger leht (Katalog SSD) schuldlgte 

I I I I 1 I I I -l~r Bess.rung spruch 

I nach 
und Sicherung 

von 

Tabelle 4: Verfahrensdauer (Bezug~zeitraum: Tatzeit nach Kalenderjahren) 

Straftat 

(Katalog SSD) 

polizeilich 
ermittelte 

Tatverdächtl~ 
(PItZ nach SSD) 

Dauer der polizeilichen Eruittlungell • 

• von B.kanntverclen der Straftat bis AUenabgabe an StA 

•• von Akteneingang bis zur Verfahrenserledigung bei StA 

auseinandergerückt wird, ergeben sich zwischen der Zahl 
der polizeilich registrierten Tatverdächtigen und der Zahl 
der gerichtlich Verurteilten riesige Diskrepanzen. 

Von jeweils 100 polizeilich ermittelten Tatverdächtigen 
verurteilt die Justiz seit Jahren ziemlich konstant wegen 
der polizeilich angenommenen Delikte beim Raub nur 30, 
bei schwerer und gefährlicher Körperververletzung nur 
22, bei Mord und Totschlag nur 22 und bei Vergehen wi­
der die persönliche Freiheit gar nur 17. 

Im Ausgangspunkt durchaus zu Recht erhebt deshalb die 
Neue Kriminologie 15) den Vorwurf, daß die bisherigen 
Wissenschaften vom Verbrechen kein Interesse für Ursa­
chen und Ablauf jenes gewaltigen Ausfilterungs­
prozesses 16) gezeigt hätten, der sich in einem riesigen 
count down von den tatsächlich verübten Verbrechen zu 

15) Vgl. dazu statt aller die sorgfältig gewichtete Darstellung von 
Rüther, Abweichendes Verhalten und labeling approach, Berlin/ 
Köln/Bonn!München 1975 mit zahlreichen Hinweisen. 
Zur Rezeption dieses Ansatzes in der polizeilichen Praxis s. z. B. 
Verfasser, Gesellschaftliche Aspekte der Kriminalitätsbekämpfung, 
in: Recht und Politik 1974, S. 24-29; Walter, Die neue Kriminolo­
gie und der Standort der Polizei, in: Recht und Politik 1975, 
S. 23-28; Plate/Steinhilper, Konsequenzen des Labeling-Ansatzes 
für die Polizei, in: Kriminologisches Journal 1/1975, S. 54-58. Ab­
lehnend allerdings Kraft, Die Polizei im Scheinwerferlicht krimino­
logischer Betrachtung, in: Die Polizei 1974, S. 199-201; Ender, 
Zur »Neuen Kriminologie« insbesondere zur »Labeling«-Theorie, 
in: Kriminalistik 5/1975, S. 196-200 (dagegen Fellner, Eine Lanze 
für den Labeling-Ansatz, in: Kriminalistik 1975, S. 484-490). 

16) Hierzu sehr anschaulich Kerner, Verbrechenswirklichkeit und 
Strafverfolgung. Erwägungen zum Aussagewert der Kriminalstati­
stik, München 1973; Heinz, Bekanntgewordene Kriminalität und 
praktische Erkenntnisinteressen. in: MoschrKrim. 58 (1975), 
S. 225-246; vgl. in diesem Zusammenhang neuerdings auch Ker­
ner, Normbruch und Auslese der Bestraften. Ansätze zu einem 
Modell der differentiellen Entkriminalisierung, in: Kriminologie 
und Strafverfahren (hrsg. von Göppinger und Kaiser; Heft 12 der 
Kriminologischen Gegenwartsfragen), Stuttgart 1976, S. 137-155. 

Verfahrensdauer bei StA •• 

Rlvisl. 'I 

Abb.ll 

den entdeckten, von den entdeckten zu den angeklagten, 
von den angeklagten Straftaten zu den verurteilten er­
streckt, bis dann ein erneut verminderter Rest der Straf­
vollstreckung überantwortet wird. 

Im Rahmen des Informationsverbundes von Polizei und 
Justiz eröffnet sich erstmals die Chance, eine verzer­
rungsfreiere Kriminalitätsmessung, eine Art Krimio­
metrie, zu schaffen, die eine verläßliche Beurteilung der 
realen Kriminalitätsentwicklung zuläßt. 

Ausgehend von der Tatzeit als gemeinsamem Bezugs­
punkt könnten die Daten zum Ablauf des polizeilichen 
und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens und 
zum Strafprozeß hintereinandergeschaltet und gegebe­
nenfalls bis zum Strafvollzug fortgeführt werden, wo sie 
dann Anschluß an die Daten des Bundeszentralregisters 
und der Haftdatei fänden. Eine solche Rechtspflege-Ver­
laufs statistik (Abb. 11) ließe differenzierte Aussagen 
über die Verfahrensdauer , zum Wechsel der juristischen 
Beurteilung und zu Art und Weise des Verfahrensab­
schlusses zu, wie überhaupt alle Aussagen zum Ablauf 
des Transformationsprozesses zwischen Verdacht und 
Urteil 17). Derartige statistische Aussagen würden Polizei, 
Gesetzgebung, Rechtsprechung, Verwaltung und Wissen­
schaft ein Informationsangebot bereitstellen, das wegen 
seiner Bedeutung für eine wirksame Verbrechensbe­
kämpfung bedeutsamer erscheint als die auf anderen Ge­
bieten bisher betriebene Forschung. 

17) Eine Vereinheitlichung der unterschiedlichen Rechtspflegestatisti­
ken war schon von Heinz, Bekanntgewordene Kriminalität und 
praktische Erkenntnisinteressen. Erwägungen zur Umsetzung amt­
licher Kenntnisse über Kriminalität in numerische Information, in: 
MoschrKrim. 58 (1975), S.225 (244 ff.) gefordert worden. Zum 
Problem der Verlaufsstatistik s. neuerdings auch Ender, Notizen 
anläßlich einer Informationsreise durch Israel, in: Polizei, Technik, 
Verkehr 1976, S. 425-430. 
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4. Schlußbetrachtung 

Sämtliche im Informationsverbund von Polizei und Justiz 
eingegebenen Daten zur Verbrechensbekämpfung lassen 
sich in beliebig andersartiger Verknüpfung wieder ausge­
ben zu Zwecken der 

- Auskünfte 

- Recherchen 

- Statistiken 

- Forschung 

- Organisationssteuerung 

- Einsatzplanung 

- Dokumentation (Wiedergewinnung von Dokumenten) 

- Verwaltung. 

Die hieraus gewonnen Erkenntnisse steuern die Tätigkeit 
der Polizei und der Justiz, ermöglichen rationale Einsich­
ten in das Wesen des Verbrechens, mit denen der Krimi­
nalität vor allem präventiv entgegengewirkt werden 
kann. 

In der Realität stoßen Polizei und Justiz alsbald auf ver­
änderte Sachlagen, gewandelte Verhältnisse, andersartige 
Kriminalitätsformen und damit auf quantitativ und quali­
tativ veränderte Daten, die erneut der Verarbeitung zuge­
führt werden und dort den Treibstoff für den Fortgang 

Lösung der Aufgaben 
zur Verbrechensbekämpfung 

Abb.12 
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des Kreislaufes bilden. Die neu anfallenden veränderten 
Daten weisen gegenüber den ursprünglichen Momente 
der Verbesserung und Verfeinerung auf; jede Stufe einer 
neuen Kreislaufbewegung führt zu tieferen und differen­
zierteren Erkenntnissen (Abb. 12). Der Regelkreislauf, 
von der Permanenz der Informationsverarbeituag in 
Gang gehalten, verbessert die Adaption ständig: nach in­
nen durch Anpassung von Struktur und Arbeitsweisen, 
nach außen durch Optimierung der Erfolge. Das Ausein­
anderklaffen von Norm und Wirklichkeit wird sicht- und 
meßbar; es läßt sich durch aufgrund analytischen und 
prognostischen Materials von höchster Aktualität behe­
ben. Die Hypothese entwickelt sich zur Prognose. 

In den theoretischen Wissenschaften hat sich die Einsicht 
längst durchgesetzt, daß menschliche Großgebilde, staat­
liche oder gesellschaftliche Institutionen und Organisatio­
nen den Charakter selbstorganisierender Systeme im 
Rahmen kybernetischer Regelkreisläufe gewinnen müs­
sen, wenn sie optimal wirksam handeln wollen, ohne auf 
langfristige Beobachtungen und dann ruckartige, ver­
spätete und meist nur bruchstückhafte Teilreformen an­
gewiesen zu sein. 

Das vorgestellte Modäll eines bereits jetzt technisch 
durchaus realisierbaren Informationsverbundes zwischen 
Polizei und Justiz enthält alle geforderten Elemente des 
dynamischen Selbstlaufes zur permanenten Verbesserung 
der Adaption und der umständebedingten Neuanpassung. 

Steuerung der Tätigkeit der Polizei 
und der Justiz; Kriminalpolitik 



Kriminalstatistiken - Indikatoren der 
Kriminalität und ihrer Entwicklung? 
Wolfgang Heinz 

Zusammenfassung: 1. Registrierte Kriminalität kann 
nicht in Isolierung von sozialer Kontrolle gesehen wer­
den. Bereits die »Eingabe« in das System strafrechtlicher 
Verbrechenskontrolle ist - insbesondere durch das An­
zeigeverhalten der Bevölkerung - vorgefiltert. Was in 
den einzelnen Statistiken ausgewiesen wird, informiert 
über einen Prozeß »differentieller Entkriminalisierung«. 
Die amtlichen Statistiken sind nicht in erster Linie Meßin­
strument der »wirklichen Kriminalität«. 

2. Die »sozial sichtbare«, d. h. registrierte Kriminalität 
bildet nur einen sowohl nach einzelnen Deliktsarten und 
-formen, Schadenshöhe, Objekten usw. einerseits wie 
nach Tätergruppen andererseits unterschiedlich großen 
Ausschnitt der » Verbrechenswirklichkeit«. Der Erfor­
schung seiner Größe wie auch der Frage, inwieweit in den 
Statistiken die Größenordnungen verschoben sind, dienen 
Dunke/feldforschungen. Ein apriori der Statistik überle­
gener Indikator scheint damit jedoch nicht gewonnen zu 
sein, denn auch sie sind »Konstruktionen von 
Wirklichkeit«. Aussagen über die Kriminalitätsentwick­
lung sind Schlußfolgerungen, die eine raum-zeitlich kon­
stante Beziehung voraussetzen. Ob und inwieweit diese 
angenommen werden kann, bedarf angesichts zahlreicher 
Störfaktoren, die von jeweils unterschiedlicher Bedeutung 
sein und sich gegenseitig überlagern, verstärken, ab­
schwächen oder neutralisieren können, jeweils sorgfälti­
ger Prüfung. Unabhängig von oder neben einer Änderung 
bestimmter Kriminalität als »objektiver Realität« kann 
das statistische Bild beeinflußt sein durch Änderungen 
des privaten Anzeige- und/oder amtlichen Registrierver­
haltens sowie der Entdeckungs- und Verfolgungsaktivität 
der Strafverfolgungsorgane. Weitere Unsicherheitsfakto­
ren bilden Gesetzes- und Rechtsprechungsänderungen so­
wie statistikimmanente Fehlerquellen. 

3. Als Maßstab für Kriminalität kommen Taten- und Tä­
terzahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik und der 
Strafverfolgungsstatistik in Betracht. Angesichts der teil­
weise erheblichen Unterschiede in Ausmaß und Struktur 
dieser Daten für einzelne Delikte stellt sich weniger die 
Frage nach der »Basis« kriminalstatistischer Aussagen 
als vielmehr jene nach der der Zusammenarbeit und Ab­
hängigkeit von Polizei und Justiz entsprechenden Beob­
achtung und Untersuchung des Transformationsprozesses 
sozialer Realität zwischen Verdacht und Urteil im System 

strafrechtlicher Verbrechenskontrolle. Nicht nur für 
Zwecke kriminalstatistischer Analysen i. e. S. ist deshalb 
die Schaffung einer durchlaufenden Kriminalstatistik 
Hauptforderung. 

4. Statistiken zählen, sie wägen nicht. Gewogen aber 
kann der Verlauf einer bestimmten Kriminalität ein ganz 
anderes Bild bieten als gezählt. Aufgabe der Forschung 
wird es sein, einen praktisch verwendbaren Verbrechens­
index zu konstruieren. Die Fortsetzung bisheriger Unter­
suchungen in Form von Langzeit-Dunke/feldforschungen 
sollte in jenen diesen Instrumenten zugänglichen Berei­
chen ein ergänzendes Maß der Kriminalstatistik bilden. 
Systematische Aufhellung statistikimmanenter Fehler­
quellen dürfte schließlich im Zusammenhang mit der 
Schaffung eines Systems jederzeit abrufbarer kompatibler 
kriminalstatistischer Daten unerläßlich sein. 

I. 

Seit eInIgen Jahren wenden sich Wissenschaft 1) und 
Praxis 2), in zunehmendem Maße auch Öffentlichkeit und 

1) Beispielhaft für das wieder aufgelebte Interesse an kriminalstatisti­
sehen Fragen ist sowohl die neuere Diskussion um den Aussage­
wert der Kriminalstatistik in eigenständigen Publikationen (Heinz 
1977; Kerner 1973 b) wie der ihnen in neueren deutschsprachigen 
kriminologischen Lehrbüchern (vgl. Brauneck 1974, 36 ff.; Eisen­
berg 1972, 66 ff.; Göppinger 1976, 73 ff.; Hood und Sparks 1970, 
10 ff.; Kaiser 1973, 202 ff.; 1976 d, 156 ff.; Mannheim 1974, 111 ff.; 
Schneider 1974, 66 ff.) und Wörterbüchern (vgl. Kerner 1974 a; 
Stein-Hilbers 1975) gewidmete, vergleichsweise große Raum, die 
monographische Behandlung (Collmann 1973; Graff 1975; Schind­
helm 1972) oder die auf Fachzeitschriften beschränkte Erörterung 
einzelner Probleme (Danek/Zeiner 1976; Dörmann 1974; 1975; 
Heinz 1972 a, b; 1975 a, b, c; 1976; von Trotha 1974), wie schließ­
lich die Aufnahme eines diesem Problemkreis gewidmeten Themas 
in die beiden Fallsammlungen zum Wahlfach Kriminologie, Jugend­
strafrecht, Strafvollzug (Kerner 1975; Zipf 1973). 

2) Vgl. die jüngste Diskussion um die Verläßlichkeit der Beurteilung 
der Kriminalitätsentwicklung - und damit der Sicherheitslage -
anhand der Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik zwischen He­
rold (1976) und Schreiber (1976). Weitere Nachweise bei Steffen 
1976,35 f. 
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Wiss. Rat und Professor für Kriminologie und Strafrecht an der Universi­
tät Augsburg; Veröffentlichungen zur Kriminalstatistik, zur Viktimologie 
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Massenmedien 3) wieder verstärkt Fragen der Kriminal­
statistik zu, insbesondere dem Problem der Grenzen ih­
res Aussagewertes für Ausmaß, Struktur und Entwick­
lung der Kriminalität. Vergleichbar ist das Engagement, 
mit dem diese Auseinandersetzung teilweise geführt 
wird, nur mit der Heftigkeit jener Diskussion, die zu Be­
ginn dieses Jahrhunderts 4) von den »kriminalstatistischen 
Pessimisten« 5) ausgelöst worden war. Die Art, in der die 
gegenwärtige Debatte ausgetragen wird, läßt bereits das 
Maß der »investierten Interessen« erkennen. 

Für die Aufmerksamkeit, die diese eher spröde Materie 
gefunden hat, sind mehrere Gründe bedeutsam: 
- Das gesteigerte Informationsinteresse der Öffentlich­
keit dürfte wesentlich beeinflußt sein durch die Konfron­
tation mit Rechtsverletzungen sowie durch Mitteilungen 
über steigende Kriminalitätsraten. Hinzu kommt noch 
die relativ selektive Berichterstattung in den Massenme­
dien über aufsehenerregende Verbrechen 6), wodurch ins­
besondere die Gewaltkriminalität in das öffentliche 
Blickfeld gerückt wird. Sie wird hierdurch sichtbarer und 
erscheint bedrohlicher 7). Bedeutung erhält diese gestei­
gerte Empfindlichkeit gegenüber Kriminalität - vor­
nehmlich gegenüber den Eigentumsdelikten und den Ge­
waltverbrechen - für die Einschätzung der Kriminali­
tätsbedeutung und -entwicklung sowie als einer der Fak­
toren für wachsende Verbrechensangst 8 ). Als Folge sind 
Rückwirkungen zu befürchten für die Möglichkeit, Pro­
gramme präventiver Verbrechensbekämpfung durchzu­
setzen bzw. Prioritäten bei vorbeugenden oder repressi­
ven Maßnahmen zu bestimmen 9). Das Spektrum mögli­
cher Reaktionen, vor dem dieses Informationsinteresse 
zu sehen ist, reicht jedoch weiter. »Kapitulation vor dem 
Verbrechen« und tendenzielle Resignation bilden einen 
der Pole 10), die »Law-and-Order«-Diskussion 11) mit ih­
ren kriminalpolitischen Forderungen an das Strafrecht 

3) V gl. die mehrteilige Serie »Kriminalität in Deutschland« in 
»Stern«, 27. Jg., 1974, H. 41 ff.; ferner die Analyse »Mord für 
Mord« in »Der Spiegel«, 26. Jg., 1972, Nr. 46 vom 6. 11. 1972,89. 

4) Nachweise bei Heinz 1972 b,824. 

5) Begriff nach von Mayr 1911/1912, 334. 

6) Zur relativ selektiven Berichterstattung vgl. Albrecht 1973 
m. w. N.; Schneider 1975, 550 ff.; 1976,222 ff. 

7) Einerseits wird hierdurch ein schiefes Kriminalitätsbild mit »u. U. 
kriminalpolitisch prekären Langzeitfolgen« (Kerner 1976 b, 32) ge­
schaffen und aufrechterhalten, wenn sowohl der Hinweis etwa auf 
die quantitative Bedeutung der Eigentumsdelikte insgesamt wie der 
dabei insbesondere hervorstechenden Untergruppen als auch die 
Differenzierung auf das unterschiedliche Opferrisiko fehlt. Ande­
rerseits werden Gefahren anderer Bereiche - ohne dadurch die 
von Straftaten ausgehenden verharmlosen zu wollen - nicht mit 
dieser Deutlichkeit wahrgenommen, entsprechend unterschätzt und 
hingenommen. So die etwa 20mal höhere Gefahr, durch Kraftfahr­
zeugunfälle innerhalb und außerhalb des Verkehrs oder die etwa 
16mal höhere Gefahr, durch einen Sturz tödlich zu verunglücken, 
als Opfer eines vorsätzlichen Tötungsdelikts zu werden (ausweis­
lieh der vorläufigen Jahresergebnisse der Todesursachenstatistik 
1975 - Fachserie A, Bevölkerung und Kultur, Reihe 7 Gesund­
heitswesen. IV. Sterbefälle nach Todesursachen, 4. Vierteljahr 
1975, S. 12 - lauten die entsprechenden Zahlen für Sterbefälle 
durch Kraftfahrzeugunfälle innerhalb und außerhalb des Verkehrs 
1975 {E 810-8231: 14536; tur Unfälle durch Sturz (E 880-8871: 
11940, für Mord und Totschlag (E 960-969(: 748). Welche Delikte 
nun allerdings das persönliche Sicherheitsgefühl beeeinflussen, ist 
umstritten (vgl. eingehend Arzt 1976 b, 13 ff., der zwar der 
»Fixierung auf die Gewaltktiminalität« eine Absage erteilt, aber ne­
ben Einbruchsdiebstahl Raub und Notzucht insoweit für bedeutsam 
hält). 

8) Hierzu Arzt 1976 b, 13 ff.; Schneider 1975, 70 ff.; Stephan 1976 b, 
74 ff. m. w. N. 

9) Kritisch zu Prämissen wie Langzeitfolgen von Vorbeugungspro­
grammen Arzt 1976 a; Kerner 1976 b, 32 f. 

10) Arzt 1976 b, 39 ff.; Schneider 1975, 70. 
11) Ausführlich Arzt 1976 b. 
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und das Strafverfahrensrecht 12) und die bereits sektoral 
eingeleitete Wende zu einer Privatisierung des Schutzes 
vor Kriminalität durch private Schutzvorkehrungen und 
Selbsthilfeeinrichtungen 13) kennzeichnen das andere Ex­
trem. 
- In der Wissenschaft geht es um die Fragen von Gültig­
keit und Verläßlichkeit eines der wichtigsten herkömmli­
chen Informationsmittel sowie um die Angemessenheit 
des wissenschaftlichen Bezugsrahmens für die Kriminali­
tätsanalyse. Denn im Gefolge des »labeling approach« 
wurde der Blick zunehmend mehr auf die Handlungsmu­
ster und Strukturen der Instanzen strafrechtlicher Sozial­
kontrolle gelenkt. Das Interesse richtete sich hierbei im­
mer stärker auf die in den einzelnen Statistiken zutage 
tretenden Unterschiede in Ausmaß und Struktur der regi­
strierten Taten- und Täterzahlen. Ziel dieser Analyse ist, 
objektivierbare Einblicke in die Ausleseprozesse zu 
erhalten 14). Darüber hinaus stellt die Spannung zwischen 
Dunkelfeld und statistisch registrierter Kriminalität die 
Wissenschaft sowohl vor das Problem eines adäquaten 
Zugangs zur »Verbrechenswirklichkeit« als auch vor die 
Schwierigkeit einer zureichenden Erklärung und Progno­
se von Kriminalität. Insbesondere im Hinblick auf die 
Diskrepanz zwischen verübten und sanktionierten Taten 
hat die Wissenschaft eine Antwort zu geben auf die Fra­
ge nach der Geltungskraft strafrechtlicher Normen 15) 

und nach der Einlösbarkeit des Anspruchs des Straf­
rechts, Rechtsgüter schützen zu können 16), d. h. letztlich 
nach der wissenschaftlichen Begründung der Legitima­
tion des Strafrechts 17). Unter dem Aspekt der Gültigkeit 
und Verläßlichkeit der Statistiken werfen schließlich die 
geplanten oder bereits durchgeführten Reformen auf dem 
Gebiet des amtlichen Kriminalitätsausweises die Frage 
auf nach Zielen, Möglichkeiten und Nutzen solcher 
Bemühungen 18). 

- Stärker als je zuvor wurde auch von der Praxis die Be­
urteilung des »Tatortes Deutschland« 19) problematisiert. 
Vor dem Hintergrund der öffentlichen Einschätzung der 
Kriminalitätsbedrohung und der Beurteilung der 
Sicherheitslage 20), der internen Analyse polizeilicher 
Belastung 21 ) wie Effizienz einerseits 22), der Haltung der 
Bevölkerung gegenüber der Polizei und ihrer Leistung 
andererseits sowie schließlich der Diskussion um polizei­
liche (Re-)Organisation und Grenzen der Eingriffsmittel, 

12) Hierzu Arzt 1976 b, 65 ff., 75 ff., 132 ff. 

13) Vgl. Arzt 1975, insbesondere 84 ff.; 1976 b, 39 ff.; Gallus 1976; 
Kaiser 1973,157 f.; 1976 d, 112 f.; Störzer 1976 m. umfass. N. 

14) Kaiser 1975, 42 ff.; Kerner 1976 a, 137; zur Problemstellung von In­
stanzenforschung noch Steffen 1976, 34. 

15) Hierzu bereits Popitz 1968, 9 ff., 13 ff.; ferner Kaiser i976 a, 4 f.; 
Lüderssen 1972; Schultz 1974, 241 ff.; Zipf 1974. 

16) Vor allem Sack (1975,46) stellt hierauf ab, wenn er meint, daß die­
ser Anspruch auf der Ebene der Verhaltenskontrolle und -durchset­
zung in vieler Hinsicht nur mehr auf der symbolischen Ebene ein­
lösbar sei. 

17) Hierzu statt vieler Kaiser 1975, 29 ff.; weitere kriminalpolitische, 
kriminologische, kriminalpädagogische und kriminalistische Aspek­
te bei Kreuzer 1976, 145 f. 

18) Vgl. Heinz 1975 c. 

19) Vgl. bereits Hamacher 1973; ferner Dörmann 1974; 1975 b; Haas 
u. a. 1967; Herold 1976; Schreiber 1976. 

20) V gL speziell bezogen auf den Aussagewert der Polizeilichen Krimi­
nalstatistik" Herold 1976; Schreiber 1976; aber auch schon Haas 
u. a. 1%7; Hauptvorstand der ÖTV 1971. 

21) Vgl. Rosenow 1969; Rupprecht 1973; Steffen 1976, 35 f. m. w. N. 

22) Zum Effizienzbegriff Steffen 1976, 56 ff., 58 FN 76 m. w. N.; zum 
Problem der Effizienzuntersuchung im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung und zur Schwierigkeit, geeignete Indikatoren zu finden, 
umfassend Steffen 1976,59 ff. m. w. N., ferner Kaiser 1976 b, 13. 



um Schwerpunktbildung und Verteilung staatlicher Res­
sourcen wurde die Funktion der amtlichen Statistiken als 
Indikator der Kriminalität und ihrer Entwicklung erörtert 
sowie die Möglichkeit einer Krimiometrie diskutiert 23). 

Mit diesen Fragen werden allerdings nur einige von meh­
reren, abschließend gar nicht bestimmbaren Informa­
tionszielen der Kriminalstatistik berührt 24). Nur im Hin­
blick auf ein bestimmtes Erkenntnisziel lassen sich aber 
Gültigkeit und Verläßlichkeit bestimmen. Eine positive 
oder negative Beurteilung der Kriminalstatistiken bezüg­
lich ihrer Indikatorfunktion für die Kriminalität und ihrer 
Entwicklung beinhaltet danach kein Urteil über Aussage­
wert und Möglichkeiten in anderer Hinsicht. 

11. 

Die anfänglich optimistische Beurteilung kriminalstatisti­
scher Aussagemöglichkeiten über Stand, Struktur und 
Bewegung der Kriminalität sowie über Umfang und Zu­
sammensetzung des Täterkreises durch die Begründer ei­
ner wissenschaftlichen Kriminalstatistik 25 ) hatte sich 
bald als jene eher unkritische und enthusiastische Einstel­
lung erwiesen, die so häufig mit einer neuen Forschungs­
richtung einhergeht. Denn immer deutlicher wurden ver­
schiedene Gruppen von Unsicherheitsfaktoren herausge­
arbeitet, die das kriminalstatistische Bild in unterschiedli­
cher Stärke und Richtung zu verzerren geeignet sind 26). 

Dennoch galt die Verurteiltenstatistik und später die Poli­
zeiliche Kriminalstatistik zumindest als »Indiz für die 
Wirklichkeit« 27). 

Prinzipiell und auf breiter Front angegriffen wurde diese 
Auffassung eigentlich erst in den letzten Jahren 28). Dun­
kelfelduntersuchungen und Studien zum Gesamtspek­
trum der Verbrechenskontrolle einerseits, der Wandel 
und die Erweiterung der t~eoretischen Perspektive in der 
Kriminologie durch Aufnahme und Verarbeitung der Kri­
tik des »labeling approach« 29) andererseits haben empi­
risch wie theoretisch deutlich werden lassen, daß und 
wieweit das Ausmaß und die Struktur registrierter Krimi­
nalität von Sozialkontrolle abhängig sind. Das traditionel­
le kriminalstatistische Modell, das auf der Vorstellung 
beruht, Kriminalität sei ein isolierbares, auch ohne sozia­
le Kontrolle bestehendes sozialpathologisches Phäno­
men, die Verzerrungsfaktoren folglich externe und im ge­
dachten Idealfall vermeidbare Störungen, wurde damit 
erstmals in seinen theoretischen Prämissen grundsätzlich 
in Frage gestellt. Denn die bislang unterstellte Möglich­
keit totaler Transparenz sozialabweichenden Verhaltens 
ist utopisch, weil sie, Popitz 30 ) zufolge, undurchführbar 
wäre, die Gültigkeit sozialer Normen beeinträchtigen 31 ) 

und den Sanktionsapparat überfordern würde 32). Es han-

23) Herold 1976. 

24) Lejins 1967; Schindhelm 1972. 

25) Hierzu Mechler 1970, 6 ff.; Roesner 1936 a, 28 ff.; Sellin/Wolfgang 
1964, 7 ff.; Wassermann 1910; 1927. 

26) Vgl. die Übersicht bei Heinz 1972 b, 825 f. m. w. N. 
27) Kerner 1973 b, 189. 

28) Vgl. Keckeisen 1974, 27, 54; Sack 1969, 998 ff.; 1974, 64 ff.; von 
Trotha 1974. 

29) Zum labeling approach vgl. insbesondere den Überblick bei Rüther 
1975 sowie die Diskussion bei Keckeisen 1974; weiterführende Li­
teratur auch zur innertheoretischen Auseinandersetzung bei Stall­
berg 1976. Zur Relevanz und zum Stellenwert kritisch Kaiser 
1976 c; 1976 d, 91. 

30) Popitz 1968. 

31) Hierzu schon Brauneck 1965. 

32) Zum Zusammenhang zwischen Verfahrenstyp und Kapazitätskrise 
Arzt 1976 b, 149 ff. m. w. N.; zur »diversion« Kaiser 1976 c, 528. 

delt sich danach nicht nur um lediglich technische, durch 
vermehrten Aufwand ausräum bare Mängel, sondern -
zumindest partiell - um prinzipiell unvermeidbare Me­
chanismen. 

Soziale Kontrolle wird vor allem vom Opfer und von 
Dritten ausgeübt, die als potentielle Anzeigeerstatter in 
Betracht kommen. Von jenen Fällen abgesehen, in denen 
sie die rechtswidrige Tat entweder nicht bemerken oder 
nicht als solche bewerten 33), stehen sie vor dem Problem 
des Ob und Wie der Reaktion auf eine subjektiv als an­
zeigbar bewertete Handlung. In der Mehrzahl der Fälle, 
die das offizielle Kriminalitätsbild bestimmen, wird 
deshalb die Polizei nach »fremdbestimmten Ver­
folgungskriterien« 34) tätig. Zwar ist noch nicht genau er­
mittelt, in welchem Umfang die insgesamt bei der Polizei 
registrierten Delikte durch Anzeigen oder Informationen 
aus der Bevölkerung bekannt werden 35). Nach den 
vorliegenden empirischen Befunden über die Situation 
bei jenen drei Deliktsgruppen, die über 70 % der in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik registrierten Kriminalität 
ausmachen - bei Diebstahl, Unterschlagung und 
Betrug 36 ) - gelangten jedoch durchschnittlich 90% erst 
durch Strafanzeigen Privater zur Kenntnis der Polizei 37). 
Der Anzeigeerstatter übernimmt durch diese »Aus­
wahlentscheidung« 38) »situativ und zeitlich begrenzt 
Funktionen eines informellen Agenten der strafrechtli­
chen Sozialkontrolle 39).« Die Statistik registrierter Taten 
spiegelt danach weniger selektives polizeiliches Handeln 
wider 40 ) als vielmehr weitgehend das Anzeigeverhalten 
der Bevölkerung, d. h. durch welche Delikte sie sich be­
schwert fühlt und was sie bestraft sehen will 41 ). 

Die von Privaten ausgeübte Definitions- und Verfol­
gungsmacht erfolgt selektiv. Nur ein Teil der als anzeig­
bar erkannten Delikte wird gemeldet, wobei die Anzeige­
bereitschaft bzw. die Gründe für eine Nichtanzeige nach 
den vorliegenden empirischen Befunden erheblich 

33) »Im Lichte« späterer Erkenntnisse und Einsichten als »fehlend« 
oder »fehlerhaft« eingestufte Wahrnehmung bzw. Bewertung ledig­
lich auf menschliche Unzulänglichkeit, Nachlässigkeit, mangelnde 
Einsicht in Kausalprozesse, unzulängliche technische Ausstattung 
usw. zurückzuführen, verkürzt in naiver Weise den Zusammenhang 
vor allem im Hinblick auf soziale Situationen und Konstellationen, 
die Art und Richtung von Wahrnehmung und Bewertung mitbestim­
men (vgl. am Beispiel der Sexualdelikte König 1965; am Beispiel 
von Selbstmord, Unfall, Tötungsdelikten Heinz 1972 a, 31 ff. 
m.w.N.). 

34) Kerner 1976 a, 139. 

35) Intern läßt sich zwar ermitteln, in welchem Umfang Anzeigen 
durch andere Stellen (Bahnpolizei, Fahndungsdienst der Deutschen 
Bundesbahn, Betriebssicherungsdienst der Deutschen Bundespost) 
erstattet werden. Derzeit statistisch nicht feststellbar ist aber, in­
wieweit ein Anstoß durch Private erfolgt. Zum Vorschlag, Daten 
über aufgrund Anzeigen Privater registrierte Fälle zu Indexzwecken 
mit jenen über von Amts wegen erstattete Anzeigen in Verbindung 
zu setzen, vgl. Wilkins 1968, 27. 

36) 1975 rd. 74%. 

37) Steffen 1976, 125 f. m. w. N. 

38) Weis/Müller-Bagehl 1971, 185. 

39) Kaiser 1976 d, 109. 

40) Die quantitative Bedeutung der im neueren polizeisoziologischen 
Schrifttum (vgl. Feest 1971; Feest,lBlankenburg 1972) herausgear­
beiteten »polizeilichen Definitionsmacht« in den »Situationen des 
Verdachts«, der »Bagatelle« und des »Konflikts« dürfte danach in­
soweit überschätzt worden sein. Entscheidendes würde sich selbst 
dann nicht ändern, wenn eine fiktive Statistik nicht registrierter De­
likte aufgemacht würde, in denen die »Nicht-Kriminalisierung« 
durch Polizei einerseits, durch Private andererseits eingingen (hier­
zu Blankenburg 1976 a, 175 f.). Kritisch schon Kaiser 1975, 46 f.; 
Kerner 1973 b, 63 ff. 

41) Zur Konsequenz für viktimologische Forschung Stephan 1976 b, 
23f. 
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variieren 42)~ Im Unterschied zu Ergebnissen vergleichba­
rer amerikanischer und australischer Untersuchungen 43) 
ergab sich in der Göttinger und Stuttgarter Opferuntersu­
chung als wichtigste Begründung für die Nichtanzeige bei 
den untersuchten Delikten: »Schaden zu gering«44). Wei­
tere Bestimmungsgriindeder Nichtanzeige waren z. B. 
antizipierte Ineffektivität der Strafverfolgung, Rücksicht 
auf den Täter, Abneigung gegen Behörden oder befürch­
tete persönliche Nachteile 45 ), deren prozentuale Vertei­
lung nach den vorliegenden Untersuchungen von der so­
zialen Schichtzugehörigkeit (mit)abhängig ist 46). In wel­
chem Umfang allein der Einfluß des Faktors Schadens­
höhe die Anzeigebereitschaft bestimmt, zeigen die 
Göttinger Daten. Danach wurden bei Diebstahl (ohne 
Ladendiebstahl) nur rd. 14,6% aller als strafbar definier­
ten Handlungen nach Auskunft der Befragten 
angezeigt47). Bei Diebstählen mit Bagatellschäden (Baga­
tellfälle und geringerwertige Güter bis 25 DM), die rd. 
57 % aller erfragten, nicht angezeigten Diebstähle aus­
machten, wurden nur 2,3 % bekannt; bei Diebstählen 
über 100 DM dagegen 35,5%48). Von vollendeten einfa­
chen Diebstählen wurde nur jeder 14., von vollendeten 
schweren Diebstählen dagegen jeder 3. bekannt 49). 

Umfang und Struktur der registrierten Kriminalität sind 
möglicherweise aber nicht nur vom Anzeigeerstatter, 
sondern auch vom Vorgang der Anzeigeerstattung und 
-aufnahme bestimmt. Während in den ersten amerikani­
schen Opferuntersuchungen erhebliche Diskrepanzen 
zwischen hochgerechneten, angeblich angezeigten und 
tatsächlich registrierten Delikten darauf schließen ließen, 
daß nicht jede Meldung auch als Anzeige aufgenommen 
wurde 50), sind die hierzu aus der Bundesrepublik vorlie­
genden Befunde nicht eindeutig. Der Vergleich der hoch­
gerechneten Daten der Göttinger Opferuntersuchung mit 
jenen der Statistik bot hierfür, von einer Ausnahme abge­
sehen, keine Anhaltspunkte 51). Nicht eindeutig geklärt 
ist, ob die erheblichen Diskrepanzen in der Anzeigehäu­
figkeit zwischen der Göttinger - 11 % aller erfragten De­
likte wurden angezeigt - und der Stuttgarter Opferunter-

42) Zusammenfassend Steffen 1976, 126 ff.; Stephan 1976 b, 194 ff. 

43) Vgl. die Übersicht bei Schwind u. a. 1975, 51; ferner Stephan 
1976 b, 199 f., 202 f. Die Voraussetzungen der von Schneider 
(1975, 3 f.) und Bauer (1976,80) vertretenen - im übrigen auf eine 
nur mit theoretischer Plausibilität ausgestatteten Rückkoppelungs­
theorie über den Zusammenhang von Effizienzeinschätzung, poli­
zeilicher Arbeit und Anzeigebereitschaft gestützten - Auffassung 
scheinen danach hierzulande weder in dieser Eindeutigkeit noch 
mit diesem Vorrang gegeben zu sein (anders noch Heinz 1972 a). 

44) Vgl.Schwind u. a. 1975, 205; Stephan 1976 a, 244. 

45) Vgl. Schwind u. a. 1975, 205. 
46) Vgl. Schwind u. a. 1975,209. 

47) Schwind u. a. 1975, 122 Übersicht 13. 

48) Schwind u. a. 1975, 163 Übersicht 49. Da Schwind die hochgerech­
neten Fälle der erfragten, angezeigten Delikte nicht mitteilt, wur­
den die der Polizei bekanntgewordenen Fälle addiert, um die Ge­
samtzahl zu erhalten. Diese Zahl dürfte eine gute Annäherung dar­
stellen (vgl. Schwind u. a. 1975, 122 Übersicht 13). 
Bei Bagatellfällen dürften diese Anzeigequoten wahrscheinlich 
noch zu hoch sein, da die innerhalb des der Befragung zugrunde ge­
legten Zeitraumes von einem Jahr vorgefallenen schadensleichten 
Delikte häufiger vergessen werden als schadensschwere (vgl. 
Schwind u. a. 1975, 171 ff.; ebenso Biderman 1967, 22 f.; Ennis 
1967,96; Reiss, Jr. 1967,150). 

49) Vgl. Schwind u. a. 1975, 160 Übersicht 45. Zur Berechnung vgl. FN 
48. 

50) Vgl. Biderman 1967, 32 und das die Größenordnungen wiederge­
bende Schaubild bei Schwind u. a. 1975,47. 

51) Vgl. Schwind 1976, 231; Schwind u. a. 1975, 102, 122. Eine Aus­
nahme stellen Sachbeschädigungen dar. Auch unter Berücksichti­
gung des Konfidenzintervalls liegt die hochgerechnete Zahl über 
der Zahl der Delikte, die der Polizei bekannt wurde. 
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suchung - in 46 % der Fälle . wurde die Polizei infor­
miert -, darauf hindeuten, daß Meldungen selektiert 
werden 52). Eine speziell diesem Problem gewidmete teil­
nehmende Beobachtung von 100 Anzeigesituationen auf 
einer Polizeiwache einer südbadischen Mittelstadt ergab, 
daß 14 % trotz der Möglichkeit einer Verfolgung seitens 
der Polizei endgültig nicht als Anzeige aufgenommen 
wurden 53). Anzeigen über Delikte gegen die Person hat­
ten geringere Erfolgsaussichten aufgenommen zu 
werden als Anzeigen wegen Eigentums- und Vermö­
gensdelikten 54). 

Eine vergleichsweise stärkere Zurückhaltung gegenüber 
der Einschaltung strafrechtlicher Sozialkontrolle ist bei 
Gruppen, Vereinigungen, Firmen usw. zu beobachten, 
schon wegen deren vielfach im Vergleich zu Privaten 
stärkeren Sanktionsmacht. Nicht nur in geschlossenen 
Institutionen, auch in Sportvereinen, Betrieben, Kauf­
häusern bis hin zu öffentlichen Unternehmen wie Bun­
desbahn und Bundespost. sind rli:fferenzierte Strategien 
der Verfolgung und Sanktionierung festzustellen 55), gele­
gentlich, wie bei der Bundeswehr, sogar die Verrechtli­
chung der Trennlinie zwischen nur disziplinarischer oder 
auch strafrechtlicher Ahndung 56). In mehr oder minder 
großem Umfang werden durch diese interne Sanktionie­
rung Straftaten in einem anderen als dem strafrechtlichen 
System der Verbrechenskontrolle geahndet. 

Registrierte Kriminalität kann nach alledem nicht in Iso­
lierung von sozialer Kontrolle gesehen werden. Sie ist 
vielmehr mitbestimmt durch das Ineinandergreifen ver­
schiedener Regelungssysteme, Kontrollinstanzen und 
Agenten formeller wie informeller Sozialkontrolle. Be­
reits die Eingabe in das System strafrechtlicher Verb re­
ehenskontrolle ist vorgefiltert. Und auch innerhalb dieses 
Systems erfolgt aus »institutionellen und sachlogischen 
Notwendigkeiten« 57) ein mehrstufiger Ausfilterungs­
prozeß58), in dem vielschichtige Kriterien die differen­
tielle Wahrscheinlichkeit strafrechtlicher Sanktionierung 
bestimmen 59). Da aber die einzelnen Instanzen von der 
Arbeit und den Arbeitsergebnissen der jeweils vorgeord-

52) Stephan (l976a, 244; 1976b, 213f. 205,231) interpretiert dies zwar 
als Hinweis darauf, »daß die Polizei Meldungen über Delikte, die 
an sie gelangen, selektiert.« Im Unterschied zur Göttinger Befra­
gung, wo nach Anzeigen gefragt wurde (vgl. Schwind u. a. 1975, 
81 ff., 100), wurde in der Stuttgarter Opferuntersuchung nur ge­
fragt, ob die Polizei »informiert« wurde. Allein hierauf dürften die 
Diskrepanzen, worauf die Nachuntersuchung von Schwind u. a. 
(1975, 100) schließen läßt, aber nicht beruhen. Nicht auszuschlie­
ßen ist, daß möglicherweise »ein Teil der Befragten zu Unrecht be­
hauptete, die Polizei informiert zu haben« (Stephan 1976 b, 214, 
231), wofür allerdings in der Göttinger Untersuchung nichts spricht. 
Die Ergebnisse aus dem Bereich des Anzeigeverhaltens werfen ge­
genwärtig jedenfalls noch mehr Fragen auf, als sie beantworten. 
Denn sowohl aus den USA als auch aus Deutschland gibt es Hin­
weise, daß eindeutig als Anzeigeerstatter bekannte Personen bei ei­
ner späteren Befragung es verneinen, überhaupt Opfer jenes Delik­
tes geworden zu sein, das sie anzeigten (vgl. Reiss, Jr. 1967, 150: 
über 20%) bzw. Anzeige erstattet zu haben (vgl. Stephan 1976 b, 
225 mit Hinweis auf Kürzinger). 

53) Kürzinger 1975. Hierbei handelte es sich u. a. um Nötigung, Bedro­
hung, Ruhestörung, Beleidigung und Körperverletzung. 

54) Zusammenfassend und mit weiteren Angaben Kaiser 1975, 48 f. 

55) Zusammenfassend im Rahmen einer Sekundäranalyse Heinz 1972 
a, 111 ff.; speziell zur Betriebskriminalität zuletzt Kaiser/Metzger­
Pregizer 1976. 

56) V gl. den Abgabeerlaß zu § 29 Abs. 2 Wehrdisziplinarordnung 
i. d. F. der ZDv 14j3-B 115 vom Mai 1975, veröffentlicht in Brand­
stetterjSchwenck,IW eidinger unter Ordnungsnummer 707. 

57) Kaiser 1976 d, 116; zuletzt Steffen 1976, 34, 40 f. zum »Zwang zur 
Selektion«. 

58) Kerner 1973 b; 1974 a. 

59) Zusammenfassend unter dem Gesichtspunkt »differentielle 
Entkriminalisierung« zuletzt Kerner 1976 a. 



neten abhängig sind 60), informieren die einzelnen Stati­
stiken - von der Polizeilichen Kriminalstatistik bis zur 
Strafvollzugsstatistik - zunächst einmal nur mehr oder 
weniger vollständig über diesen Prozeß »differentieller 
Entkriminalisierung« 61). Die amtlichen Statistiken sind 
danach auch nicht in erster Linie Meßinstrument der 
»wirklichen Kriminalität«, sie spiegeln vielmehr diesen 
Ausfilterungsprozeß wider. 

Mit dieser »Umdefinition« des kriminalstatistischen Mo­
dells wird zugleich eine Einsicht wiedergewonnen, die im 
Rahmen des unter kriminalätiologischen Vorzeichen er­
folgten Funktionswandels von Geschäftsnachweisen zu 
Kriminalstatistiken verlorengegangen war, daß nämlich 
Kriminalstatistiken primär »Nebenprodukt« und Arbeits­
nachweis staatlicher Instanzen sind und erst in zweiter 
Linie mögliches Meßinstrument der »Verbrechens­
wirklichkeit« 62). 

IU. 

Die um die Mitte des 18. Jahrhunderts in mehreren euro­
päischen Staaten eingeführten »Criminal-Tabellen« soll­
ten zunächst lediglich den Regierungen die Kontrolle 
über die Organe der Strafrechtspflege ermöglichen und 
den Justizverwaltungen die notwendigen Unterlagen für 
die Regelung des Dienstes liefern 63). Erst unter dem Ein­
fluß des wissenschaftstheoretischen Programms des Posi­
tivismus, das eine den Naturwissenschaften vergleichba­
re exakte Gesellschaftslehre zum Ziele hatte 64), wurde 
von diesen Geschäftsstatistiken vor allem Aufschluß 
über Stand, Struktur und Bewegung der Kriminalität und 
über die Zusammensetzung des Täterkreises erwartet, 
um aus erkennbaren Regelmäßigkeiten auf die Ursachen 
des Verbrechens schließen zu können 65 ). Daß immer nur 

60) Eine derartige Abhängigkeit besteht jedenfalls im Verhältnis von 
Gericht zu Anklagebehörden und zumindest im Bereich der 
»klassischen Kriminalität« zwischen Polizei und Staatsanwalt­
schaft. Die Ergebnisse der »Analyse polizeilicher Ermittlungstätig­
keit aus der Sicht des späteren Strafverfahrens« (Steffen 1976) wie 
die vorliegenden Berichte über die Untersuchung über »Die Staats­
anwaltschaft im Prozeß sozialer Kontrolle« (vgl. Sessar 1975) zei­
gen, daß das bei der Polizei bestehende Bild der Kriminalität sowie 
die vorhandenen Verfolgungskapazitäten bestimmen, was über die 
Anzeige der Geschädigten hinaus an Kriminalität entdeckt und regi­
striert wird. Die aktive Entwicklung von Strafverfolgungsstrategien 
bleibt auf bestimmte Deliktsgruppen beschränkt (Kapitalverbre­
chen, Wirtschaftskriminalität) bzw. wird schon organisatorisch an­
ders geregelt (Steuer- und Zoll vergehen). 
Lücken bestehen jedoch im statistischen Ausweis. Zum einen wer­
den nicht alle (kriminal-)polizeilich bearbeiteten Delikte in der Poli­
zeilichen Kriminalstatistik ausgewiesen (Staatsschutz- und Ver­
kehrsdelikte), zum anderen fehlt derzeit noch ein Nachweis über 
zwar bekanntgewordene, aber ohne Einschaltung der Polizei insbe­
sondere durch Staatsanwaltschaft (hierzu aber Sessar 1975, 1040 
FN 14 aufgrund einer Aktenanalyse), Steuer- und Zollbehörden be­
arbeiteten Fälle. Die seit 1. 1. 1976 in einigen Bundesländern aufge­
nommene Zählkartenerhebung in Ermittlungsverfahren und Ver­
fahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz bei den Staats- und 
Amtsanwaltschaften (Staatsanwaltschaftstatistik) hilft hier nur teil­
weise ab, überdies handelt es sich um eine Verfahrensstatistik, 
weshalb sie mit der Polizeilichen Kriminalstatistik einerseits, der 
Strafverfolgungsstatistik andererseits nur beschränkt vergleichbar 
ist. 

61) Kerner 1974 b, 206; ausführlich 1976 a. 

62) Hierauf weist Kaiser 1976 d, 163 zutreffend hin. 

63) Vgl. Wadler 1911, 619. 

64) Vgl. Mechler 1970, 11 ff.; Wassermann 1927. 
Kennzeichnend sprach Quetelet zunächst von einer »mecanique 
sociale«. Erst 1835 ersetzte er diesen Begriff durch »physique 
sociale«. 

65) Nach von Weber (1961, 15) war es noch Ziel der Kriminalstatistik 
für das Deutsche Reich, »die naturwissenschaftlichen Gesetze zu 
erkennen, nach denen sich aus den sozialen Verhältnissen und den 
Eigenschaften der Menschen die Kriminalität ergab«. Und in dem 

ein Teil der »wirklichen Kriminalität« registriert wurde, 
galt als unproblematisch, wurde doch dieser Ausschnitt 
innerhalb gewisser Grenzen als repräsentativ oder sym­
ptomatisch für Struktur und Bewegung der Gesamtheit 
angesehen 66). Die »Basis« kriminalstatistischer Aussagen 
sollte nach zunächst einhelliger Auffassung, die teils Re­
flex bestehender Verhältnisse, teils deren Rechtfertigung 
war67 ), die Verurteiltenstatistik bilden 68). Der Unter­
schied zur Polizeistatistik wurde weniger in quantitativer 
als vielmehr in qualitativer Hinsicht gesehen. Denn nach 
dem bereits von Quetelet aufgestellten und von 
Wadler69 ) ausformulierten »Gesetz der konstanten 
Verhältnisse« sollte unter normalen Verhältnissen nicht 
nur die verurteilte Kriminalität so ziemlich alle Verände­
rungen mitmachen wie die »wirkliche Kriminalität«, son­
dern auch die angezeigte in einer konstanten Beziehung 
zur verurteilten Kriminalität stehen. Unter juristischen 
Gesichtspunkten galt die Verurteiltenstatistik dagegen im 
Vergleich zur Polizeilichen Kriminalstatistik als zuverläs­
siger. 

Erst in den frühen dreißiger Jahren dieses Jhdts. begann 
sich allmählich eine andere Auffassung durchzusetzen 70). 
Vor dem Hintergrund einer immer schärferen Trennung 
der beiden Konzepte Tat und Täter, Kriminalität und 
Kriminelle sowie der Scheidung von kriminologischer 
und juristischer Fragestellung wurde die Frage nach der 
»Verbrechenswirklichkeit« neu gestellt und beantwortet. 
Verantwortliche richterliche Schuldfeststellung dürfe 
nicht mit der Feststellung der Existenz einer strafbaren 
Handlung verwechselt werden, die unabhängig davon er­
folgen müsse, ob der Täter überhaupt bekannt sei 71 ). 

Und nur der letztere Vorgang sei für denjenigen bedeut­
sam, der sich unter dem Gesichtspunkt der Gefährdung 
der Gesellschaftsmitglieder mit Ausmaß, Struktur und 
Entwicklung der Kriminalität beschäftige 72). Brauchbare 
Daten hierfür biete aber nur die Polizei- und nicht die 
Verurteiltenstatistik, und zwar einerseits wegen ihrer 
zeitlichen Nähe zum Verbrechen, andererseits wegen des 
Fehlens von erst auf späteren Stufen der Registrierung 
auftretenden Störfaktoren, wie etwa fehlende Aufklä-

1968 in der DDR herausgegebenen »Kriminalstatistik-Leitfaden« 
heißt es: »Die gesellschaftswissenschaftliche Forschung ist darauf 
gerichtet, die objektiven Regeln und Gesetze zu ergründen, nach 
denen sich die gesellschaftliche Wirklichkeit gestaltet und entwik­
kelt, und sie schafft somit wesentliche Grundlagen für die planmä­
ßige Leitung dieser komplizierten Prozesse. Das trifft auch auf die 
strafrechtswissenschaftliche, kriminalistische und kriminologische 
Forschung zu. Diese wissenschaftlichen Disziplinen bedürfen in 
hohem Maße einer aussagekräftigen Kriminalstatistik« (Harrland 
u. a. 1968, 13). Kritisch zu diesem Erkenntnisziel Kerner 1973 b, 
20. 

66) Vgl. Heinz 1972 a, 15 ff. m. w. N. 

67) Nur in wenigen Ländern standen damals überhaupt bzw. annä­
hernd so gut wie die Strafverfolgungsstatistik ausgebaute Polizeili­
che Kriminalstatistiken zur Verfügung (vgl. Roesner 1936 b 
m.w.N.). 

68) vgl. Sellin/Wolfgang 1964, 25 ff. m. w. N.; zur Diskussion im Rah­
men der Bemühungen um eine internationale Kriminalstatistik vgl. 
Collmann 1973, 24 f., 31,40,44, 62, 66 f., 90. 

69) 1908, 15. 

70) Nur ausnahmsweise war schon früher primär auf eine polizeiliche 
Anzeigenstatistik abgestellt worden, so etwa von Morrison (1897, 
3). Häufiger wurde dagegen auf die jedenfalls ergänzende Bedeu­
tung der Polizeilichen Kriminalstatistik hingewiesen (vgl. Heinz 
1975 c m. w. N.). 

71) Ansätze für eine derartige Differenzierung finden sich allerdings 
schon wesentlich früher. Vgl. insbesondere von Mayr 1904/1905, 
43; 1911/1912, 339. 

72) Vgl. Heinz 1975 c, 98. 
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rung, Einstellung in Bagatellfällen, Verfolgungshindernis-
sen USW. 73). ' 

Mit anderer Begründung zwar, aber vom gleichen Ansatz 
aus wurde dann aber auch diese Auffassung in Frage ge­
stellt. Denn auch die Daten der Polizeilichen Kriminal­
statistik spiegelten primär die deliktsspezifische und zeit­
lichen Veränderungen unterworfene Anzeigebereitschaft 
sowie die wechselnde Stärke und Effizienz polizeilicher 
Verfolgungs- und Entdeckungsaktivität wider74). 
In der Folgezeit wurde von zwei Ansätzen aus versucht, 
zur Klärung des Problems· beizutragen. Insbesondere im 
Rahmen internationaler Kriminalitätsvergleiche glaubte 
man das Problem eines sich verändernden Dunkelfeldes 
umgehen zu können durch Beschränkung der Analyse auf 
jene schweren Delikte, für die sowohl eine Konstanz der 
Anzeigewahrscheinlichkeit . als auch der Verfolgungsin­
tensität angenommen wurde 75 ). Zum anderen wurde ver­
sucht, primäre Meßverfahren für die Kriminalität zu ent­
wickeln. Gegenüber den sekundären Kriminalstatistiken 
sollten sie einerseits sowohl verläßlichere und gültigere 
Aussagen über die » Verbrechenswirklichkeit« erlauben, 
andererseits aber auch deren Aussagewert kontrollieren 
helfen. Denn zur Beantwortung der Frage, ob Kriminal­
statistiken Indikatoren der Kriminalität und ihrer Ent­
wicklung sind, bedarf es notwendigerweise eines unab­
hängig von den amtlichen Statistiken arbeitenden Meßin­
strumentes. 
Gegenüber den lange Zeit vorherrschenden Blind- und 
Erfahrungsschätzungen 76) schienen die sich sozialwissen­
schaftlicher Methoden bedienenden Dunkelfelduntersu­
chungen einen exakten Zugang zur » Verbrechens­
wirklichkeit« zu bieten. Nach relativ rascher Verbreitung 
in den USA und in den skandinavischen Ländern wurden 
sie inzwischen auch in der Bundesrepublik insbesondere 
in der Form von Täter- und Opferbefragungen 77) 
durchgeführt 78). 
Als Indikator für Ausmaß und Struktur der 
» Verbrechenswirklichkeit« und zum Vergleich mit regi­
strierten Taten stehen derzeit praktisch jedoch nur Daten 
aus Opferuntersuchungen zur Verfügung. Die bisherigen 
Täterbefragungen wurden nahezu ausnahmslos bei Kin­
dern, Jugendlichen oder Heranwachsenden durchgeführt 
bzw. hatten die Jugendkriminalität von Erwachsenen 
zum Forschungsgegenstand79). Erfragt wurden dabei 

73) Diese Auffassung anhand des Vergleichs verschiedener statistischer 
Ausweise - allerdings bezogen auf das nicht auf deutsche Verhält­
nisse übertragbare amerikanische Rechtssystem - belegt und be­
gründet zu haben, ist das Verdienst von Sellin (1931). Er stellte ent­
scheidend darauf ab, daß, »verursacht durch eine Anzahl veränder­
licher Eh;mente, die auf Wandlungen in der Effizienz und der Ver­
fahrensart der Behörden beruhen, ... die Eignung einer 
Verbrechensrate zu Zwecken der Indexbildung (sinkt), je weiter 
sich das Stadium ihrer statistischen Erfassung von der Begehung 
der Straftaten entfernt« (1931, 589). 

74) Die Abhängigkeit der registrierten Kriminalität nach Ausmaß, 
Struktur und Entwicklung von der Anzeigebereitschaft war ·zwar 
von Anfang an erkannt worden (vgl. Heinz 1972 a, 46 ff. m. w. N.), 
sie erhielt in diesem Kontext aber eine andere Bedeutung. 

75) Vgl. bereits Sellin 1931, 582 und nunmehr im Zusammenhang mit 
der Entwicklung eines gewichteten Kriminalitätsindex Sellin/W olf­
gang 1964, 33 ff., 121 ff.; bezüglich des internationalen Kriminali­
tätsvergleichs vgl. Collmann 1973, 24 f., 31,40,44.62,66 f., 90. 

76) Vgl. die Zusammenfassung bei Schwind u. a. 1975,23 ff. m. w. N. 

77) Vgl. die Zusammenstellung bei Schwind u. a. 1975,32 ff. m. w. N.; 
Stephan 1976 b, 29 ff. sowie die neuesten Analysen und Untersu­
chungen von Kirchhoff 1975; Kreuzer 1975; Remschmidt u. a. 
1976; Schöch 1976; Schwind u. a. 1975; Schwind 1976; Stephan 
1976 a, 1976 b. 

78) Zu weiteren Ansätzen (Informanten- und Expertenbefragungen, 
Beobachtung und Experiment) vgl. Kreuzer 1976,149 f. m. w. N. 

79) Vgl. aber nunmehr insbesondere Schöch 1976. 
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nicht nur leichtere Straftaten, sondern auch delinquente 
und präkriminelle Verhaltensweisen. Schließlich galt das 
Interesse mehr dem Ein- oder Vielfachtäter, weniger der 
Ermittlung der exakten Zahl verübter Delikte. Vergleiche 
mit der Kriminalstatistik bzw. deren Kontrolle sind infol­
gedessen hinsichtlich der Tatenmenge z. Zt. noch kaum 
durchführbar . 

Werden zu einer vorläufigen Orientierung deshalb die Er­
gebnisse der Göttinger und die der Stuttgarter Opferbe­
fragung zugrunde gelegt, in denen Diebstahl, Raub, vor­
sätzliche Körperverletzung, Bedrohung, Freiheitsberau­
bung, Nötigung, Sachbeschädigung und Unfallflucht un­
tersucht wurden, dann sind - unter Verzicht auf 
Einzelheiten - folgende Ergebnisse festzuhalten 80): 

1. Das Dunkelfeld bei den untersuchten Delikten ist er­
heblich und variiert nicht nur von Delikt zu Delikt, es 
ist auch innerhalb der Legalkategorien je nach Tatty­
pus unterschiedlich groß. 

2. Das Dunkelfeld ist bei leichten Beeinträchtigungen 
größer als bei schweren Delikten. 

3. Das Dunkelfeld ist im allgemeinen um so größer, je 
geringer die berichtete Anzeige- bzw. Meldebereit­
schaft ist. 
Je nach Deliktsart variiert zwar diese Bereitschaft wie 
die hierfür gegebene Begründung, als wichtigste Kate­
gorie bleibt aber die Schadenshöhe erhalten 81 ). 

4. Wie schon in den ersten amerikanischen 
Untersuchungen 82), so stimmten auch in der Göttin­
ger Opferuntersuchung die die quantitative Bedeut­
samkeit des einzelnen Delikts im Vergleich zu ande­
ren Delikten zum Ausdruck bringende Rangordnung 
von berichteten und registrierten Delikten überein 83). 
Bei den Massendelikten scheint danach die Polizeili­
che Kriminalstatistik in der Grobstruktur der Taten 
insoweit eine einigermaßen gute Indikatorfunktion zu 
besitzen. Diese relative. Übereinstimmung bleibt aller­
dings nicht erhalten, wenn die Deliktsgruppen nach 
Tattypen aufgelöst und differenziert werden 84). 

Danach zu schließen wäre die kriminalstatistisch erfaßte 
Kriminalität zugunsten der schweren Deliktsformen hin 
verschoben. Schwerer empfundene Straftaten werden of­
fenbar zutreffender erfaßt als die Bagatellkriminalität, 
die vergleichsweise ein weit größeres Dunkelfeld auf­
weist und überdies aufgrund verstärkt auftretender Erin­
nerungslücken noch unterberichtet sein dürfte. 

Fraglich ist allerdings, ob angesichts der noch bestehen­
den Vorbehalte gegen Gültigkeit und Verläßlichkeit der 
Dunkelfeldforschung schon jetzt die »Stunde der 
Wahrheit«85) gekommen ist. 

Zunächst einmal bestehen technisch begründete Gren­
zen. Nicht erfaßbar sind Delikte, die im strengen Sinn 
kein Opfer haben bzw. sich nicht gegen Privatpersonen 
richten, Delikte, die das Opfer als solche gar nicht be­
merkt hat, wie schließlich. Delikte, bei denen das Opfer 
naturgemäß keine Angaben machen kann. Kaum zuver­
lässig erfaßbar sind Delikte, bei denen Opfer und Täter 

80) Zu einer Ertragsanalyse der Dunkelfeldforschung vgl. Kaiser 
1976 d, 176 ff. 

81) Vgl. Stephan 1976 b, 194 ff., 203 ff. 

82) vgl. Ennis 1967,8 Tabelle 1, 12 Tabelle 4. 

83) Vgl. Schwind u. a. 1975, 122 Übersicht 13. 
84) Vgl. Stephan 1976 b, 223 Tabelle 64 bezüglich der Haushaltsvor­

standsbefragung. Noch stärkere Abweichungen in der Rangordnung 
ergab die Familienbefragung (vgl. Stephan 1976 b, 228 Tabelle 65). 

85) Schoreit 1975. 



einverständlich zusammenwirken 86). Bis zur Verbesse­
rung bestehender oder Schaffung neuer Meßinstrumente 
wird man deshalb insoweit auf alle Fälle auf kriminal­
statistische Daten angewiesen bleiben. 

Entscheidender und noch nicht völlig ausgeräumt sind 
dagegen methodische Bedenken, die im wesentlichen be­
treffen: 
- Das Problem des Verständnisses der Fragen und der 

U msetzbarkeit strafrechtlicher Tatbestände in die 
Umgangssprache; 

- das Problem der Fähigkeit der Befragten, Handlungen 
zu bemerken, sie zutreffend als Straftat zu bewerten 
und sich daran zu erinnern; 

- das Problem der Bereitschaft zu wahrheitsgemäßer 
Beantwortung der Fragen. 

Die Frage der Transformation von Rechtsnormen in die 
Laiensprache ist noch kaum erforscht 87) und entspre­
chend wenig ist auch geklärt, inwieweit nicht wesentliche 
juristische Kriterien vernachlässigt bzw. Ausschnitte 
oder nur Wertungen der Laiensphäre erfaßt werden. Of­
fen ist auch, inwieweit nicht die Fähigkeit zur Unter­
scheidung von deliktischem und nichtdeliktischem Han­
deln in einer konkreten Situation überfordert wird, bzw. 
ob nicht nur ein schicht- oder gruppenspezifisches Ver­
ständnis von Definitionen und Handlungssituationen ge­
messen wird. 

Nach den vorliegenden Befunden zu schließen ist auch 
mit Dunkelfeldforschungen das Dunkel weder völlig 
noch unverzerrt aufzuhellen. Denn die Erinnerungsfähig­
keit wird mit abnehmender Schwere des Delikts und mit 
zunehmender Länge des verflossenen Zeitraumes 
geringer88 ), während weiter zurückliegende schwerere 
Vorgänge zeitlich· vorverschoben werden 89). Bagatellde­
likte sind also eher unterrepräsentiert. 

Gleichermaßen zentral wie schwierig zu beantworten ist 
schließlich die Frage, ob es sich hierbei um ausräumbare 
methodische Mängel oder um prinzipiell nicht zu umge­
hende Probleme handelt, so daß auch die erfragten Op­
fersituationen nicht die wirkliche Verteilung der Delin­
quenz anzeigen würden, sondern eine »Konstruktion von 

86) Vgl. Dörmann 1974,433 f.; Kreuzer 1976, 149. 

87) V gl. aber Kürzinger 1973 sowie die Diskussion zwischen W oltf 
(1972) und Stephan (1972). Kritisch neuestens noch - bezogen auf 
Täterbefragungen - Haferkamp 1975, 56 f. Von Kürzinger wurde 
aber nur die Fähigkeit gemessen, abstrakte Fallgeschichten, nicht 
jedoch konkret verübte oder erlittene Handlungen unter Legalde­
finitionen zu subsumieren. Offen bleibt zumindest, ob die Befrag­
ten genügend Distanz aufbringen, von der Handlungssituation, in 
der sie selbst Täter waren oder Opfer wurden, zu abstrahieren. 
Dies ließe sich nur klären, wenn z. B. von den Befragten als delik­
tisch eingestufte Opfersituation eingehend berichtet würden, so daß 
ihre Subsumtion nachprüfbar wäre. In der von Ennis durchgeführ­
ten amerikanischen Opferuntersuchung wurden z. B. bei einem 
derartigen Vorgehen von zwei Forschungsassistenten 25 % der be­
richteten Straftaten als nicht strafbar eingeschätzt, Zweifel bestan­
den in weiteren 9% der Fälle (1967, 91). Eine Nachprüfung von 75 
ausgewählten Fällen durch Polizisten und Anwälte erbrachte aber 
nur in 2/3 der Fälle übereinstimmende Beurteilungen. Vgl. hierzu 
auch Hood und Sparks 1970, 30 f. m. w. N. Zu ähnlichen Ergebnis­
sen kam Gold (1966, 30) bei einer Nachprüfung der Angaben im 
Rahmen einer Täterbefragung. 

88) Vgl. bereits Ennis 1967, 93 ff. Die in den USA gemachten Beob­
achtungen wurden in den deutschen Opferuntersuchungen bestä­
tigt. Vgl. Schwind u. a. 1975, 171 ff., 188, 193 f.; Stephan 1976 b, 
182 f., 186, wonach die für die letzten 12 Monate berichtete Krimi­
nalitätsstruktur von der über einen längeren Zeitraum berichteten 
erheblich abweicht, wobei insbesondere Gewaltdelikte und Ein­
bruchsdiebstähle in den Vordergrund traten. 

89) Diese Vorverschiebung schwerer Vorfälle wurde sowohl von Ennis 
(1967,95) in den USA als auch von Schwind u. a. (1975, 174 ff.) in 
Göttingen beobachtet. 

Wirklichkeit« 90), die mit jener der Statistik nicht dek­
kungsgleich ist und in der die objektive Realität ebenfalls 
nur als spezifisch vorgefilterte erkennbar ist. Für diese 
Annahme spricht, daß auch der Sozialwissenschaftler im­
mer nur bereits definierte Wahrnehmungen in einer im­
mer schon vorstrukturierten Befragungssituation erfaßt, 
jedoch nicht unmittelbar objektive Realität. Gegenwärtig 
ist die Interpretation nicht auszuschließen, daß auch Op­
feruntersuchungen eine »Konstruktion sozialer Realität« 
widerspiegeln, die neben der Opfersituation auch eine 
Funktion der von den Befragten antizipierten Toleranz 
der Gesellschaft oder Gruppe ist, daß sie über Selbstein­
schätzung und Situationsdefinition, über Erinnerungsver­
mögen und Mitteilungsbereitschaft in der Befragungssi­
tuation eine Verzerrung sowohl hinsichtlich der erfragten 
Bagatellkriminalität als auch der schweren Kriminalität 
zur Folge haben 91). Wird die Situation von Täter, Opfer, 
Zeuge, Informant, Anzeigeerstatter, Polizei, Staatsan­
waltschaft und Gericht aber unterschiedlich gesehen, 
dann sind - erwartungsgemäß - die verschiedenen, 
durch die Forschungsinstrumente eingefangenen Realitä­
ten nicht völlig zur Deckung zu bringen. Vor allem läßt 
sich letztlich ohne Entscheidungsregeln, die aus den ver­
folgten Zielen, Aufgabenstellungen bzw. Erkenntnisinter­
essen abgeleitet werden, nicht feststellen, was »wahr und 
wirklich«92) ist. »Wahrheitsfindung durch Strafverfahren 
steht der teilweise anderen Zielen verpflichteten Wahr­
heitsermittlung durch empirische Sozial- und Persönlich­
keitsforschung gegenüber 93)«. Handelt es sich aber um 
Perzeptionen von Realitäten auf verschiedenen Ebenen, 
folglich um verschiedene Wege der Erkenntnis von Wirk­
lichkeit( en), dann ist mit der Dunkelfeldforschung kein a 
priori der Statistik überlegener Indikator der Kriminalität 
gewonnen 94). Was bliebe, wären sich partiell ergänzende 
Wege der Datensammlung 95 ), die insbesondere den Ver­
gleich erlauben, wodurch sich Opfer bzw. Informant 
oder Anzeigeerstatter beschwert fühlen und was sie ver­
folgt wissen wollen. 

Dennoch, unter dem Gesichtspunkt der Indikatorfunk­
tion der Kriminalstatistiken dürften die bisherigen U nter­
suchungen zum Gesamtspektrum der Verbrechenskon­
trolle, zum Dunkelfeld und zur Anzeigebereitschaft ge­
zeigt haben, daß diese Funktion bei jeder Einzeldelikt­
analyse gesondert zu prüfen ist. Eine pauschale Antwort 
ist weder möglich noch sinnvoll, für die Gesamtmenge 
registrierter Kriminalität verbietet sie sich. Allgemein 
läßt sich gegenwärtig nur sagen, daß die »sozial 
sichtbare«, d. h. die registrierte Kriminalität einen so­
wohl nach einzelnen Deliktsarten und -formen, nach 
Schadenshöhe und Tatobjekten einerseits wie nach Täter­
gruppen andererseits unterschiedlich großen Ausschnitt 
aus der »Verbrechenswirklichkeit« bildet. Die Realitäts­
nähe der Statistik wächst aber offenbar mit der subjektiv 

90) Berger/Luckmann 1969. Das generelle Problem, ob und unter weI­
chen Voraussetzungen mit Befragungen gültige und verläßliche Da­
ten zu sammeln sind, ist noch keineswegs ausdiskutiert. V gl. einer­
seits Scheuch 1969; andererseits Blankenburg 1975, 97 ff. 

'11) Zum Problem unterschiedlicher »krimineller Reizbarkeit« bzw. 
»subjektiver Filterung« seitens der Befragten auch Stephan 1975, 
206; 1976 b, 42. 

92) Kaiser 1976 a, 5. 

93) Kaiser 1976 a, 5. 

94) Diese Deutung würde einerseits der von Keckeisen vorgetragenen 
Kritik an der objektivistischen Auffassung der normativen Struk­
turierung gesellschaftlicher Wirklichkeit Rechnung tragen (vgl. 
Keckeisen 1974,42), sie würde andererseits aber auch den verschie­
denen »Konstruktionen« ihr relatives Recht belassen. 

95) Vgl. Stephan 1976 b, 27 Anm. 21 m. w. N. 
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empfundenen Schwere des Delikts. Nur ausnahmsweise 
wird jedoch eine vollständige Erfassung erfolgen, etwa 
bei vollendetem Bankraub. Andererseits scheiden eine 
ganze Reihe von Delikten aus, die kaum mehr widerspie­
geln als Zufallsentdeckungen und ZufallsmeldUIlgen. 
Dies ist insbesondere im Bereich opferloser Delikte oder 
bei einverständlichem Zusammenwirken von Täter und 
sog. Opfer der Fall. Im übrigen wird aber für den Kern­
bereich klassischer Delikte zwar ein erheblicher quanti­
tativer Sprung einzukalkulieren sein, aber keine entschei­
dende qualitative Verschiebung 96). 

IV. 

N eben und unabhängig von diesem Problem nicht be­
kanntgewordener »Fälle« . kann der Realitätsgehalt der 
Polizeilichen Kriminalstatistik durch Fehlerquellen und 
Informationsverluste beeinträchtigt sein, die sich ergeben 
können sowohl aus der Datenerhebung und Datenliefe­
rung als auch aus der Aufbereitung und Systematik der 
Statistik. Der gegenwärtige, durch eine weithin noch aus­
stehende systematische Untersuchung solcher Fragen ge­
kennzeichnete Diskussionsstand 97) erlaubt es zwar, auf 
Ursachen hinzuweisen, es. ist aber kaum möglich, die 
Auswirkungen quantitativ zu bestimmen. 

1. Fehlerquellen aus der Datenerhebullg und Datenliefe­
rung. 

a) (Un)miuelbare Beeinflussung der Statistik im Rahmen 
polizeilicher Verbrechens kontrolle. 

Jede Organisation muß die Quantität und Qualität ihrer 
Leistung messen und nach außen in kontrollierbarer Wei­
se darstellen 98). Die Messung polizeilicher Tätigkeit mit­
tels quantitativer, der Statistik entnommener Erfolgs­
indikatoren 99) kann aber zu Praktiken führen, die deren 
Brauchbarkeit verringert 100), vorausgesetzt, die »Defi-

96) Ebenso Kerner 1973 b, 170. 

97) Vgl. die Ansätze bei Graff (1975, 154 ff., 236 ff.) und Ritgen (1971). 
Die erstmalige Parallelerfassung für die Polizeiliche Kriminalstati­
stik in Nordrhein-Westfalen mittels Strichlistenverfahren und Ein­
zelbelegverfahren (vgl. Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 
1968) diskreditierte zwar das vor 1971 übliche Verfahren, konnte 
aber darüber hinaus noch keine weiterführenden Hinweise auf die 
unabhängig von prozeduralen Fragen bestehenden inhaltlichen Pro­
bleme der derzeitigen Richtlinien geben. V gl. zuletzt die für die Po­
lizeiliche Kriminalstatistik Österreichs auf theoretischer Ebene 
durchgeführte Analyse von Danek/Zeiner 1976. 

</11) Zum Problem von Effizienzuntersuchungen in der öffentlichen 
Verwaltung und insbesondere in der Polizei Steffen 1976, 56 ff.; 
Kaiser 1976 b, 13. 

99) Als solche unmittelbar der Statistik zu entnehmende Indikatoren 
kommen primär in Betracht bzw. werden verwendet: bekanntge­
wordene bzw. angezeigte Fälle (vgl. etwa den behaupteten 
»Produktionsdruck« in der Anzeigeerstattung bei Verkehrsdelik­
ten); Aufklärungsquote (vgl. Steffen 1976, 76 ff. m. w. N.) und Ver­
urteilungsquote (vgl. Steffen 1976,80 ff. m. w. N.). 

100) Entsprechend unterschiedlichen Zielen (Selbstdarstellung, MitteIan­
forderungen usw.) und unterschiedlichen Argumentationsmöglich­
keiten - sinkende Kriminalitätsrate als Zeichen erfolgreicher prä­
ventiver Tätigkeit; steigende Kriminalitätsrate als Zeichen von 
Rückwirkungen erfolgreicher polizeilicher Arbeit auf das Anzeige­
verhalten bzw. erhöhter polizeilicher Präsenz; sinkende Aufklä­
rungsrate als Zeichen ungenügender Ausstattung mit sächlichen und 
personellen Mitteln; steigende Aufklärungsquote als Maßstab er­
folgreicher repressiver Tätigkeit usw. - ist eine eindeutige Ten­
denz nicht zu erwarten. Die vor allem von Schneider (1974. 69) un­
terstellte »Tendenz zur Dramatisierung« ist weder für die deutsche 
Situation empirisch gesichert noch uneingeschränkt plausibel. Spe­
kulativ überzeugender wären dann schon »abnehmende 
Zuwachsraten« (vgl. WeisjMilakovich 1974 a; 1974 b). 
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nitionsmacht« über den Indikator bleibt innerhalb der 
statistikführenden Stelle 101). 

Im Unterschied insbesondere zu einigen Großstädten in 
den USA, wo genügend Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß - jedenfalls in der Vergangenheit - nicht alle be­
kanntgewordenen 'Delikte auch statistisch erfaßt 
wurden 102), sind in der Bundesrepublik entsprechende 
systematische Statistikmanipulationen nicht bekanntge­
worden, was nicht ausschließt, daß nicht hie und da die 
Statistik - u. U. durchaus im Rahmen der »Richtlinien« 
- »geschönt« wurde 103). Lediglich für einige Teilberei­
che läßt sich von einer mittelbaren Beeinflussung im 
Rahmen polizeilicher Verbrechenskontrolle sprechen, 
und zwar im Bereich der Anzeigeaufnahme und dem der 
Einsatzsteuerung. 

Trotz des »relativ stark formalisierten Systems der No­
tierung und Weitermeldung innerhalb der Polizei dienst­
stellen sowie innerhalb des Behördenapparates 104)« gibt 
es aber, sollten sich die von Kürzinger 105) erhobenen Be­
funde verallgemeinern lassen, über den engeren Bereich 
der Streifentätigkeit hinaus 106), Strategien der Nichtauf­
nahme von Anzeigen trotz Meldung auf der Polizeiwa­
che. 

Der zweite Bereich ist jener, in dem die Polizei von jeher 
als Anzeigeerstatter auftrat 107). Notwendigkeit und Tat­
sache der Schwerpunktbildung bestimmen nicht nur den 
Aufklärungserfolg, sondern auch die primäre Kenntniser­
langung. Schwerpunktbildung heißt einerseits Konzen­
trierung auf bestimmte Straftatengruppen, zielgerichtete 
Einsatzlenkung, bedeutet andererseits aber auch Bindung 
von Kräften für als vorrangig zu bearbeitend eingestufte 
Straftaten 108). 

b) Subsumtionsfehler bei eindeutigen und Probleme der 
Subsumtion bei mehrdeutigen Sachverhalten. 

Obwohl gerade diese mögliche Fehlerquelle schon seit 
langem erörtert wird, fehlt bislang eine umfassende sy­
stematische U ntersuchung~ Es ist deshalb auch für die 
Instanzenforschung ein derzeit noch weithin ungelöstes 
Problem, wie korrekt, »im Lichte« der Entscheidung der 
jeweiligen, das Verfahren· abschließenden Instanz gese­
hen, die Subsumtion seitens der Polizei erfolgt. Im ein­
zelnen geht es insbesondere um 
- die Erfassung von Fällen, die nach Auffassung von 

Staatsanwaltschaft oder Gericht keine Straftaten sind 
sowie um 

- die Erfassung von Fällen unter einer Deliktsdefi­
nition, die von jener der Staatsanwaltschaft oder des 
Gerichts abweicht. 

101) Hierauf stellen vor allem Blankenburg 1976 b, 22; Steffen 1976, 80 
bezüglich des Indikators »Aufklärungsquote« (hierzu Krüger 1976) 
ab. Hypothetisch zu möglichen »Strategien der Erfolgs­
maximierung« vgl. noch Brusten 1971. Im folgenden ist diesen Fra­
gen jedoch nicht nachzugehen. da sie sich nicht auf die hier zu erör­
ternde »Tatenmenge« beziehen. 

102) Vgl. die Nachweise bei Hood und Sparks 1970, 38; Kerner 1973 b. 
179 f.; Stein-Hilbers 1975,218 f. 

103) Vgl. Wehner 1971. 131; weitere Erwägungen und Nachweise bei 
Kerner 1973 b, 66 f. 

104) Kerner 1973 b, 66. 

105) Kürzinger 1975. 

106) Zur möglichen »Nichtkriminalisierung« in diesem Bereich Blanken­
burg 1976 a. 

107) Hierzu gehört der weite Bereich von »Sitte, öffentlicher Sicherheit 
und Ordnung« (WeisjMüller-Bagehl 1971). 

WB) Vgl. mit Beispielen Kerner 1973 b, 183 ff. 



Solange keine Verlaufsstatistik besteht, sind von der Sta­
tistik her diese Fragen nur partiell aufzuklären 109). Erste 
systematische Befunde ergab eine auf Eigentums- und 
Vermögensdelikte beschränkte Aktenanalyse, in der nur 
unbedeutende Abweichungen der Deliktsdefinitionen von 
Polizei und Staatsanwaltschaft 110) festgestellt wurden. 
Übereinstimmung bestand in allen Ermittlungsverfahren 
- unabhängig davon, ob angeklagt oder das Verfahren 
eingestellt wurde - mit 98 % bei Diebstahl, mit 89 % bei 
Betrug und mit 80% bei Unterschlagung 111). Die Unter­
schiede kamen weniger dadurch zustande, daß unter eine 
andere Deliktskategorie subsumiert wurde 112), sondern 
zumeist dadurch, »daß die Staatsanwaltschaft feststellt, 
daß >keine Straftat< vorliegt 113)«. Aber in vielen dieser 
Fälle hatte die Polizei selbst im Schlußbericht festge­
stellt, es liege »keine Straftat« vor 113). Nicht geklärt ist 
damit jedoch, ob und inwieweit sich diese Übereinstim­
mung bezüglich der großen Kategorien auch auf die Ein­
zelheiten - z. B. §§ 242, 243, 244 StGB - erstreckte 
und inwieweit nicht bei der Verurteilung eine erstmalige 
oder weitere Änderung der Bewertung erfolgte. Denn die 
in der kriminologischen Literatur vielfach vertretenen 
Thesen, im Zweifelsfall werde von der Strafbarkeit des 
bekanntgewordenen Verhaltens ausgegangen und eher 
das schwerere Delikt als verwirklicht angenommen 114), 
könnten partiell ja auch auf die staatsanwaltschaftliche 
Subsumtion zutreffen. Schon von der Anlage der er­
wähnten Untersuchung her nicht zu klären war der schon 
seit geraumer Zeit im Mittelpunkt der Diskussion stehen­
de Problemkreis der Bewertungsverschiebung bei Ge­
waltverbrechen, insbesondere bei Körperverletzungs­
und Tötungsdelikten 115). Wenn von den Tatver­
dächtigen 116) der versuchten Tötungsdelikte nur gut 10% 

109) Hierzu schon Heinz 1975 c, 109. 

110) Angaben über Bewertungsverschiebungen zwischen Staatsanwalt­
schaft und Gericht wurden nicht gemacht. 

111) Steffen 1976,112 Tabelle 3. Werden nur die angeklagten Verfahren 
berücksichtigt, dann erhöhen sich die Quoten bei Betrug auf 95 %, 
bei Unterschlagung auf 84 %. Vergleichbare Ergebnisse erbrachte 
eine 1971 von Csaszar im Bereich des Landgerichtes für Strafsa­
chen Wien durchgeführte Stichprobenuntersuchung. In ca. 7 % der 
Fälle erwies sich die polizeiliche Subsumtion aus der Sicht der An­
klagebehörde als unzutreffend (vgl. Danek/Zeiner 1976, 12). 

112) Bei Diebstahl in 1 %, bei Betrug in 3 %, bei Unterschlagung in 8 % 
aller Verfahren. 

113) Steffen 1976, 112. Bei der jetzigen Ausgangsstatistik hätte in diesen 
Fällen eine statistische Erfassung zu unterbleiben. 

114) Vgl. Brusten 1974, 133 FN 8; Göppinger 1976, 84; von Trotha 1974, 
31. 

115) Zuletzt Herold 1976, 340 ff. 

11(,) Hier muß auf einen Vergleich der beiden Erhebungseinheiten 
»Tatverdächtige« und »Verurteilte« abgestellt werden. Bewer­
tungsverschiebungen bei Straftaten sind statistisch nicht festzustel­
len, da in der Strafverfolgungsstatistik seit 1917 keine Straftaten 
mehr erfaßt werden. Aber selbst bei der allein möglichen Gegen­
überstellung von »Tatverdächtigen« und »Verurteilten« sind Gren­
zen des Vergleichs zu beachten, die sich ergeben aus der unter­
schiedlich hohen Quote von Mehrfachzählungen in beiden Statisti­
ken und aus den verschiedenen Prinzipien der Zuordnung der Per­
son zu einem Fall bzw. einer Straftat. 
Sowohl in der Polizeilichen Kriminalstatistik wie in der 
Strafverfolgungsstatistik wird das Prinzip der »Einheit der Person« 
dann durchbrochen, wenn im Berichtszeitraum mehrere voneinan­
der unabhängige (kriminal-)polizeilich bearbeitete Ermittlungsver­
fahren gegen ein und denselben »Tatverdächtigen« durchgeführt 
werden bzw. derselbe Angeklagte mehrmals rechtskräftig abgeur­
teilt wird. Die sich daraus ergebenden »Überquoten« sind jedoch in 
beiden Statistiken unterschiedlich groß. Während in der Polizeili­
chen Kriminalstatistik eine durchschnittliche Differenz zwischen 
»Tatverdächtigen« und tatverdächtigen Personen von 20 % ange­
nommen wird (vgl. Heinz 1975 b, 556), die jedoch - deliktsspezi­
fisch - erheblich schwankt (Heinz 1976, 153), dürfte die Quote der 
Mehrfachzählungen in der Strafverfolgungsstatistik um ein Mehrfa­
ches geringer sein (vgl. Heinz 1975 b, 556). 

als Verurteilte übrigbleiben 117), dann liegt jedenfalls in­
soweit der Gedanke an eine Bewertungsverschiebung 
aufgrund unterschiedlicher Annahmen über den Tather­
gang und/oder die subjektive Tatseite nahe, da kaum an­
zunehmen ist, daß bei nahezu 90 % der ermittelten Tat­
verdächtigen das Verfahren eingestellt wird oder ein 
Freispruch erfolgt 118). Sind es aber möglicherweise we­
niger reine Subsumtionsprobleme, sondern eher unter­
schiedliche Annahmen über in der Vergangenheit liegen­
de, aufgrund von Beweismitteln nicht völlig rekonstru­
ierbare Vorgänge, dann handelt es sich um nichts anderes 
als um verschiedene »Konstruktionen von Wirklichkeit«. 
Dies aber führt zu der nur von den verfolgten 
Erkenntnisinteressen her entscheidbaren Frage, ob die, 
um der Rechtssicherheit des Bürgers willen unerläßli­
chen, strengen Anforderungen an den Schuldbeweis zu­
gleich auch die Grundlage der »Wirklichkeitserkenntnis« 
für kriminologische Forschung bilden sollen 119) 120). Wie 
immer aber diese Fragen entschieden werden, gerade im 
Hinblick auf diesen »Transformationsprozeß« ist es un­
verzichtbar, kompatible Daten der einzelnen Statistiken 
zu besitzen, die Art und Ausmaß der Bewertungsver­
schiebung zwischen Verdacht und Urteil zu beobachten 
und zu analysieren erlauben 121). 

c) Unklare und lückenhafte Erfassungsbestimmungen. 

Daß hierin eine Fehlerquelle liegt, ist kaum zu bezwei­
feln; für eine quantitative Abschätzung von Art, Rich­
tung und Ausmaß fehlen derzeit jedoch noch hinreichen­
de Anhaltspunkte. Auswirkungen werden allerdings eher 
bei den Erhebungsmerkmalen - z. B. Schußwaffe, 
Schaden - als bei der Erhebungseinheit »bekannt-

Während in der Strafverfolgungsstatistik - und bis 1971 auch in 
der Polizeilichen Kriminalstatistik - der Verurteilte nur einmal, 
und zwar bei der abstrakt schwersten Straftat ausgewiesen wird, ist 
der Tatverdächtige in der Polizeilichen Kriminalstatistik bei einem 
jeden der ihm zur Last gelegten Fälle gesondert zu erfassen, sofern 
diese verschiedenen Schlüsselzahlen des Straftatenkataloges zuzu­
ordnen sind, in der nächst höheren Gruppe und in der 
»Insgesamt«-Zahl jedoch nur einmal. Gegenwärtig ist also, von 
vorsätzlichen Tötungsdelikten abgesehen, bei einem Vergleich nie 
auszuschließen, daß die Ursache zahlenmäßiger Differenzen nicht 
in staatsanwaltschaftlichen Einstellungen oder Bewertungsverschie­
bungen, sondern in den unterschiedlichen Zuordnungsprinzipien zu 
suchen ist. 

117) Hierzu Kerner 1975, 100 f. m. w. N. 

118) Vor allem seitens der Praxis wird immer wieder auf die Beliebigkeit 
der Erfassung in Fällen hingewiesen, die sowohl als Versuch eines 
schweren als auch als Vollendung eines bereits mit dem Versuch 
verwirklichten minder schweren Straf tatbestandes beurteilt werden 
können, insbesondere bei einem beschädigten Kraftfahrzeug im 
Verhältnis von Sachbeschädigung und versuchtem Diebstahl von/­
aus Kfz. Hierzu führte das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfa­
len 1968 in seinem abschließenden Erfahrungsbericht über den Ein­
satz elektronischer Datenverarbeitungsanlagen zur Erstellung und 
Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik im Lande Nord­
rhein-Westfalen (S. 5) aus: »Solange es in das Ermessen des einzel­
nen Beamten gestellt ist, die zahlenmäßig immerhin beträchtlichen 
Fälle dieser Art z. B. als Diebstahl zu erfassen oder sie in der Sam­
melgruppe Sachbeschädigung verschwinden zu lassen, werden die­
se Zahlen keinen exakten Aussagewert haben.« Die 1971 in Kraft 
getretenen Richtlinien brachten insoweit jedoch keine Änderung. 
Es besteht, wie eine zur Feststellung der Handhabung dieser Richt­
linien 1973 vom Verfasser über das BKA durchgeführte schriftliche 
Befragung ergab, auch kein einheitliches Meinungsbild. 

[19) Ein Al Capone wäre ansonsten nur unter den Gesichtspunktt:1l dt:r 
Kuppelei und des Glückspiels (1923: 150 Dollar Strafe), des Füh· 
rens verborgener Waffen (1927: 2600 Dollar Strafe), der Nichtbe­
folgung einer gerichtlichen Anordnung (1931: 6 Monate Haft), ins­
besondere aber unter dem der Steuerhinterziehung (1931: IO Jahre 

. Zuchthaus und 37615 Dollar Strafe) kriminologisch relevant. 

120) Hierzu schon Sellin 1931, 589; aus jüngster Zeit Heinz 1975 a, 234; 
Kaiser 1976 a, 5; Kerner 1973 b, 138 f. und derselbe 1973 a, 122 ff. 

[21) Heinz 1975 c, 108 ff.; Herold 1976,344. 
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gewordener Fall« zu erwarten sein. Unsicherheiten in der 
'Frage des Ob und Wie der Erfassung konnten bei einer 
vom Verfasser 1973 über das Bundeskriminalamt durch­
geführten schriftlichen Befragung der Lan­
deskriminalämter jedoch festgestellt werden, wenn 
Rechtfertigungsgründe vorliegen bzw. dies zweifelhaft ist 
oder wenn ein ermittelter Tatverdächtiger außer den fest­
gestellten Fällen noch weitere zugibt, ohne daß, mangels 
genauer Einzelheiten, zweifelsfrei ermittelt werden kann, 
ob bereits eine statistische Erfassung erfolgte 122). 

2. b~formatiol1sverluste und FehlerquelleIl aus der AI(f-
bereitung und Systematik der Statistik. 

a) Inwieweit durch die gegenwärtige Regelung der Fall­
zählung Informationsverluste entstehen, teilweise stati­
stisch ein Dunkelfeld geschaffen oder doch durch un­
genügende Differenzierung eine Zone relativer Unschär­
fe erzeugt wird, kann· nur im Hinblick auf ein 
bestimmtes, mit der Statistik verfolgtes Erkenntnisinter­
esse beantwortet werden. Durch die zum 1. 1. 1971 er­
folgte Neuregelung der Fallzählung123) kam die Polizeili­
che Kriminalstatistik i. V. m. der Erfassung von Opfer­
daten zwar dem Ziel näher, exakter Tätigkeitsnachweis 
zu sein und die Gefährdung der Bevölkerung zum Aus­
druck zu bringen. Eine Einzelanalyse, auf die insoweit zu 
verweisen ist 124), zeigt aber, daß auch weiterhin Infor­
mationsverluste entstehen. Soweit dies aufgrund der ge­
genwärtigen Planung erkennbar ist, wird die Straftaten-j 
Straftäterdatei hier eine weitere Verbesserung durch das 
System der Einzelfallerfassung bringen 125). 

b) Absolute statistische Zahlen geben kein zureichendes 
Bild von Umfang und Struktur der registrierten Krimina­
lität, solange sie nicht zu Daten über Größe und Zusam­
mensetzung der Bevölkerung in ihrer Gesamtheit oder in 
einzelnen Gebieten in Beziehung gesetzt werden. Derart 
gewonnene allgemeine Häufigkeitszahlen besitzen jedoch 
denselben Wert wie Gesamtzahlen über bekanntgeworde­
ne Fälle, nämlich nur rechnerischen. Sie vermitteln, wie 
schon vor mehr als 60 Jahren treffend bemerkt wurde, 
ein Zerrbild der Kriminalität, vergleichbar demjenigen, 
das bei einer Viehzählung entstünde, würden »Rindvieh, 
Schweine und Haushühner addiert werden, um aus der 
Gesamtsumme auf die Höhe, das Steigen und Fallen des 
Viehbestandes Schlüsse zu ziehen 126)«. Der Fehler eines 
derartigen Vorgehens liegt darin, daß nach Art, Schwere 
und Dunkelfeld völlig unterschiedliche Straftaten zusam­
mengezogen werden. Obwohl hierüber Übereinstimmung 
besteht 127), wird dennoch mit solchen »Schlag­
zeilenergebnissen« gearbeitet. 

Aufschlüsse sind demnach nur von besonderen Häufig­
keitszahlen zu erwarten, die jedoch Probleme hinsichtlich 
der Bezugsgröße aufwerfen. Die Aussagekraft wird da­
durch beeinträchtigt, daß rechtswidrige Taten, die verübt 
wurden von Angehörigen der Stationierungsstreitkräfte, 
von ausländischen Durchreisenden, Touristen, grenz­
überschreitenden Berufspendlern sowie von sich illegal 
im Bundesgebiet aufhaltenden Nichtdeutschen 128) zwar 

122) Vgl. Heinz 1975 a, 233. 
123) Vgl. Heinz 1972 c, 149 ff. 
124) Heinz 1975 a. 

125) Küster 1975; Stuff 1974. 
126) HoegeI1911/1912, 659. 

127) Vgl. Eisenberg 1972, 67 f.; Schindhelm 1972, 26; von Trotha 1974. 
32. 

128) Vgl. zutreffend die Verfasser der Polizeilichen Kriminalstatistik 
1973, 7; 1974, 7; 1975, 7. 
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gezählt, diese Personengruppen aber nicht zur 
Wohnbevölkerung 129) berücksichtigt werden. Zusätzliche 
Probleme stellen sich bei für regionale Einheiten berech­
neten Häufigkeitszahlen, wo die Korrelation zwischen 
Tatort und Täterwohnsitz in der Regel um ein Vielfaches 
geringer als auf Bundesebene ist 130). Welche Zähler- und 
welche Bezugsgröße im einzelnen gewählt wird, hängt 
von der Problemstellung ab. Zumindest bis 1971 wurde 
die Häufigkeitszahl in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
als Ausdruck dessen verstanden, was die jeweils als Be­
zugsgröße gewählte Bevölkerungseinheit an Kriminalität 
hervorgebracht hat 131). Da aber Häufigkeit und Schwere 
der Tatbegehung nach Alters-, Geschlechts- und Sozial­
struktur der Bevölkerung differieren, müssen etwaige 
Unterschiede dieser Art berücksichtigt werden 132). In 
der derzeitigen Polizeilichen Kriminalstatistik wird sie 
dagegen zur Messung der »Gefährdung durch 
Kriminalität« benutzt, d. h. der Wahrscheinlichkeit, von 
der in der Polizeilichen Kriminalstatistik registrierten 
»Kriminalität« betroffen zu werden. Konsequent durch­
geführt wird dieser Ansatz aber nicht, sofern die 
»Gefährdung« konkret, opferbezogen verstanden werden 
S011 133). Denn dann dürfte bei Berechnung der Häufig­
keitszahl bei Vergewaltigung nicht auf die gesamte, auch 
Männer umfassende Wohnbevölkerung abgestellt wer­
den. Vielmehr dürfte nur von Frauen etwa im Alter zwi­
schen 14 bis 60 Jahren ausgegangen werden. Bei sexuel­
lem Mißbrauch von Kindern wäre entsprechend auf die 
Gruppe etwa der 4- bis 14jährigen abzustellen 134). Es 
versteht sich, daß dann auch nicht von den derzeitigen 
Fallzahlen auszugehen ist - werden z. B. fünf Men­
schen durch eine Handlung getötet oder durch eine exhi­
bitionistische Handlung belästigt, verschafft sich der Tä­
ter gewaltsam zu einer Sammelgarage Zutritt und ent­
wendet aus den dort abgestellten fünfzig Kfz Gegenstän­
de, dann ist ja jeweils nur ein Fall zu zählen 135) -, 
sondern von der Zahl der Opfer. Dieser Ansatz läßt sich 
jedoch nur teilweise durchführen, da die Zahl der Opfer 
nur bei einigen Delikten - z. B. nicht bei Diebstahl -
erfaßt wird. 

129) Da alle rechtswidrigen Taten erfaßt werden. insbesondere auch so­
weit sie von Strafunmündigen verübt werden, wird - im Unter­
schied zur Strafverfolgungsstatistik - von der (fortgeschriebenen) 
Wohnbevölkerung und nicht von der strafmündigen Bevölkerung 
ausgegangen. 

130) Hierzu ausführlich Danek;Zeiner 1976, 14 f. Zu denken ist etwa an 
Berufspendler, Urlauber, Soldaten im Grundwehrdienst oder auf 
Wehrübung, Krankenhauspatienten usw. Eine für 1972 durchge­
führte Berechnung der allgemeinen Häufigkeitszahl für Koblenz er­
gab nach dem derzeitigen Verfahren eine Häufigkeitszahl von 7167. 
Bei Berücksichtigung der in Koblenz stationierten Bundeswehran­
gehörigen sank sie auf 5928, bei Berücksichtigung auch der Ein­
pendler wurde schließlich noch eine Häufigkeitszahl von 4755 er­
mittelt. Allerdings ist die Lösung des Problems für regionale Tatort­
analysen noch kontrovers. 

131) Ebenso auch die Interpretation bei Harrland u. a. 1968, 114. 

132) Diese Problematik wurde bei einem Teil der älteren Untersuchun­
gen zur sog. Gastarbeiterkriminalität verkannt (zutreffend zuletzt 
noch Dörmann 1975 a, 126 f.) und kaum berücksichtigt wird sie bei 
Zeitreihenanalysen. 

133) Vergleichbare Probleme stellen sich im übrigen auch, wenn die 
Häufigkeits zahl im zuvor erwähnten Sinn verstanden wird, denn 
auch dann müßte eine Maßzahl gefunden werden, die auf den po­
tentiellen Täterkreis Bezug nimmt. Bei wissenschaftlicher Analyse 
der Verkehrskriminalität wird deshalb nicht auf die Bevölkerungs­
zahl, sondern auf die Zahl der Führerscheininhaber, auf den Kraft­
fahrzeugbestand oder auf die Fahrleistung abgestellt. 

134) Eingehend Reiss. Jr. 1970, 29 ff. Dort auch zu weiteren Differen­
zierungen innerhalb der in Betracht kommenden Opfergruppe, ins­
besondere nach Altersgruppen. 

L1S) Kritisch zu dieser Regelung der Fallzählung Heinz 1975 a, 236 ff. 



V. 
Schwieriger noch als die bislang nur angesprochenen 
Aussagen über Stand und Struktur der Kriminalität in ei­
nem bestimmten Beobachtungszeitraum ist die Beurtei­
lung der Kriminalitätsentwicklung, denn sowohl 
»Verbrechenswirklichkeit« als auch Verbrechenskontrol­
le unterliegen sozialem Wandel. 

Daß das statistische Bild der Kriminalitätsentwicklung 
verzerrende Unsicherheitsfaktoren wirksam geworden 
sein können, heißt jedoch nicht, daß sie auch wirksam 
geworden sind. Bedarf es danach zwar der konkreten 
Prüfung eines tatsächlich eingetretenen verzerrenden 
Einflusses, so ist andererseits aber auch zuzugestehen, 
daß einige der Probleme ungeklärt sind und derzeit nur 
mehr oder minder spekulativ bewältigt werden können. 

Wie bei statischer Betrachtung, so gilt auch hier, daß ei­
ne Analyse der Entwicklung der Gesamtkriminalität we­
nig sinnvoll ist, sich vielmehr schon aus Gründen des un­
terschiedlich hohen Dunkelfeldes und der Veränderung 
seiner Größe in Abhängigkeit von sozialer Toleranz ver­
bietet. Erst bei der Einzelanalyse wird auch der unter­
schiedliche Einfluß der Störfaktoren deutlich und eini­
germaßen bestimmbar. 

Einflüsse können sich insoweit vor allem ergeben aus 
Änderungen 
- der Gesetze, 
- der Rechtsprechung, 
- der Verfolgungsintensität insbesondere der Polizei, 
- der statistischen Erfassungsmodalitäten und 
- des Registrierverhaltens 136). 

Der Einfluß solcher Änderungen. wird sich in der Regel 
zwar nicht exakt bestimmen, aber doch nach Richtung 
und Stärke in etwa abschätzen lassen. Über den Einfluß 
von Änderungen des Registrierverhaltens wie der Erfas­
sungsmodalitäten könnten zumindest Stichprobenunter­
suchungen und Parallelerfassungen ziemlich exakte Auf­
schlüsse bringen 137). Veränderte Kontroll- und Überwa­
chungspraktiken werden gegenüber dem dominierenden 
Einfluß des Anzeigeverhaltens der Bevölkerung nur in 
Teilbereichen das statistische Bild bekanntgewordener 
Fälle 138 ) wesentlich verändern können. Keine gewichtige 
Rolle dürften bei Zeitreihenanalysen statistikimmanente 
Fehlerquellen spielen. Hier wird im Bereich der großen 
Zahl von einer Konstanz der Störungen ausgegangen 
werden können 139). 

Geringere Schwierigkeiten dürften auch Änderungen in 
der Größe und Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
bieten, deren Auswirkungen durch Berechnung von Häu­
figkeitszahlen unter Beachtung zwischenzeitlich erfolgter 

136) Zu diesen Verzerrungs faktoren Heinz 1972 b, 825 f. m. w. N. 

137) Es gilt vielfach als Vorteil der Strafvedolgungsstatistik, seit 1882 
unverändert geführt worden zu sein (vgl. Brauneck 1974, 37). Zu­
mindest für den von der Polizeilichen Kriminalstatistik erfaßten 
Zeitraum sollte bei Änderungen, wie etwa der 1971 erfolgten Fall­
zählung, durch Parallelerfassungen sichergestellt werden, daß die 
quantitativen Auswirkungen der Modifikation abgeschätzt werden 
können. 

138) Ausnahme bilden etwa Rauschgiftdelikte oder Straftaten nach 
§§ 184 StGB, andere, wie etwa § 316 StGB, § 24a StVG, werden in 
der Polizeilichen Kriminalstatistik nicht erfaßt. Verstärkter Sach­
und Personalaufwand wird im übrigen primär die Aufklärungsquote 
beeinflussen. 

139) Auf dieser Annahme der »Konstanz der Störungen« beruht die Kri­
minalstatistik weitgehend, denn völlige Fehlerfreiheit in der Erfas­
sung und Aufbereitung wird sich auch durch ausgefeilte Plausibili­
tätskontrollen nicht erzielen lassen. 

struktureller Veränderungen und unter Berücksichtigung 
vorliegender kriminologischer Erkenntnisse über die Kri­
minalitätsanfälligkeit bestimmter Geschlechts- und AI­
tersgruppen sich ebenfalls abschätzen lassen. 

Derzeit noch kaum bestimmbar ist dagegen, inwieweit 
die statistischen Zahlen beeinflußt sind von Änderungen 
- der» Verbrechenswirklichkeit« und/oder 
- der Anzeigebereitschaft. 

Beide Faktoren können sich unabhängig voneinander ent­
wickeln, sich hemmen, neutralisieren oder verstärken. 
Theoretisch könnte demnach selbst bei Konstanz des sta­
tistischen Ausweises die wirkliche Kriminalität sich ver­
ändert oder trotz steigender Zahlen sich gegenläufig ent­
wickelt haben oder unverändert geblieben sein. 

Spiegelt die Statistik weithin das Anzeigeverhalten wider, 
dann wird die Relevanz der dem sozialen Wandel unter­
worfenen Anzeigebereitschaft für die Verläßlichkeit der 
Statistik deutlich. Vor allem im Hinblick auf die gestiege­
ne Zahl registrierter Gewaltdelikte wird schon seit gerau­
mer Zeit diese Problematik diskutiert 140). Vielfach wird 
auf eine »höhere Empfindlichkeit und Verletzbarkeit der 
Gesellschaft« 141) hingewiesen, auf die Rückbeeinflus­
sung durch die erhöhte Verbrechensangst und auf die 
durch Massenmedien und Kriminalstatistik geschaffene 
Bewußtseinslage einer erhöhten Gefährdung. Über im­
pressionistische Belege hinausreichende Befunde stehen 
jedoch noch aus 142). Insoweit führen auch die bereits 
durchgeführten Dunkelfeldforschungen und die Studien 
zur Anzeigebereitschaft nicht weiter, da sie lediglich Mo­
mentaufnahmen darstellen 143). 

Allgemein läßt sich nur begründet vermuten, daß Ände­
rungen hinsichtlich des Anzeigeverhaltens bei den einzel­
nen strafbaren Handlungen im Zeitablauf variieren. Bei 
dem Kernbestand schwererer Delikte, die die zeitüber­
dauernde Konstante des Unrechts ausmachen und die 
sich dem kriminalpolitischen Wandel gegenüber als be­
sonders resistent erwiesen haben, dürfte von einem zu­
mindest mittelfristig relativ konstanten Anzeigeverhalten 
ausgegangen werden können. 

Dies als auch den Wandel etwa im Bereich der Diebstäh­
le, Sachbeschädigungen und Betrügereien mit Bagatell­
schäden zu bestimmen, dürfte mit Hilfe statistikbeglei­
tender Dunkelfeldforschung möglich sein 144). Sollte die 
Annahme zutreffen, daß es sich auch insoweit nur um ei­
nen Indikator der wirklichen Kriminalität handelt, dann 
müßte allerdings eine Ergänzung durch Einstellungsmes­
sungen in Betracht gezogen werden. 

VI. 

Die Statistiken zählen Taten und Täter, aber wägen sie 
nicht. Die reine Häufigkeitsbetrachtung wäre zwar unbe­
denklich, glichen sich die Straftaten und Straftatengrup-

I~O) Zuletzt Herold 1976; Schreiber 1976. 

141) Kaiser 1976 d, 157, 210. 

142) Vgl. Hood und Sparks 1970,42 ff.; McClintock 1963, 73 f.; Mulvi­
hill(fumin/Curtis 1969, 22; Reiss, Jr. 1970,37. 

143) Die Meinung vieler Kriminologen dürfte Little (1965, 77) wiederge­
ben: »Changes in police practice and efficiency and variations in 
public tolerance have been suggested as partial explanations, as has 
the increased >visibility< of certain sorts of crime as a result of the 
greater physical mobility of the population. Even when this process 
of >explaining away< an apparent increase in crime is attempted. 
most criminologists would agree that there has been an in­
crease in the amount of crime, although probably not as large as of­
ficial figures might suggest. The fact of an increase in the volume 
of crime is agreed; what is in doubt is its magnitude.« 

14~) Vgl. Dörmann 1974,434. 

103 



pen in der Wertigkeit der unter sie subsumierten Hand­
lungen. Gerade dies ist aber regelmäßig nicht der Fall. 
»Gewogen kann der Verlauf einer bestimmten Kriminali­
tät ein ganz anderes Bild bieten als gezählt 145)«. 

Bei dem Versuch, bei regionalen wie bei zeitlichen Ver­
gleichen über eine reine Deskription zu einer Beurteilung 
der Kriminalität und ihrer Entwicklung zu gelangen, 
stößt man bei unterschiedlichen Strukturen, Trends oder 
gar gegenläufigen Entwicklungen sehr schnell an Grenzen 
der Aussagemöglichkeiten. Ohne einen impliziten Maß­
stab ist eine Bewertung unmöglich. Selbst Sätze wie: 
»Die Kriminalität hat zugenommen« setzen einen sol­
chen, hier die qualitative. Gleichwertigkeit aller Delikte 
voraus, eben jenen Grundsatz rein numerischer Betrach­
tung, auf dem die gegenwärtigen Statistiken noch beru­
hen. 

Dies gilt nicht nur für die unterschiedliche Entwicklung 
verschiedener Straftaten, das Problem stellt sich gleicher­
maßen für die Beurteilung der Entwicklung eines einzi­
gen Deliktstypus. Statistisch erhalten ja alle einem be­
stimmten Tatbestand zu subsumierenden strafbaren 
Handlungen denselben numerischen Wert 1. Ein Handta­
schenraub gilt statistisch soviel wie ein Millionen­
raub 146). 

Ein weiteres statistisch-technisches Problem stellt die Er­
fassung sog. komplexer Straftaten dar, insbesondere in 
Fällen der Verwirklichung mehrerer Straf tatbestände 
durch eine Handlung (z. B. Raub, Mord, Sachbe­
schädigung)147). Der insoweit seit 1971 in der Polizeili­
chen Kriminalstatistik beschrittene Weg, das Zusammen­
treffen mehrerer Straf tatbestände in eigenständigen phä­
nomenologischen Kategorien - Raubmord, Sexualrnord 
- zu berücksichtigen, hilft nur in begrenztem Maße ab. 
Die nahezu unübersehbare Menge möglicher Kombina­
tionen muß schon aus Gründen der Praktikabilität auf ei­
nen relativ kleinen Kreis beschränkt bleiben. Eine zu tie­
fe Gliederung würde den Erkenntniswert nicht im glei­
chen Umfang erhöhen, überdies würden die entstehen­
den Abgrenzungsschwierigkeiten eine zusätzliche 
Fehlerquelle darstellen. Auch die seit 1953 in zunehmend 
stärkerem Maße erfolgte Ergänzung der Orientierung des 
Straftatenkataloges an den Legalkategorien durch krimi­
nologisch-kriminalistische Untergliederungen ist gegen­
wärtig nur sehr bedingt geeignet, die Intensität der Ge­
fährdung auszudrücken. Zumindest im Bereich der Ei­
gentums- und Vermögensdelikte aufschlußreicher ist da­
gegen die seit 1971 erfolgende Erfassung des Schadens in 
mehreren Schadensklassen 148), obwohl auch hierdurch 
nur ein Aspekt der Schwere - überdies beschränkt auf 
einige Deliktsgruppen - zum Ausdruck gebracht wird. 
Aber auch Opfer- und Schadenserfassung stellen nur re­
lativ bescheidene Versuche dar. Und selbst die Erfassung 
aller für die Beurteilung der Schwere bedeutsamen Ele­
mente wäre noch nicht die Schweremessung selbst. Denn 
hierzu müßten die Elemente untereinander vergleichbar 

145) Von Weber 1939, 37. 

146) Kritisch Mergen 1967, 174; Sellin,IWolfgang 1964, 41 ff. 

147) Hierzu Heinz 1975 a, 239 ff. m. w. N. 

148) Die Forderung, die im Zusammenhang mit (registrierter) Kriminali­
tät entstandenen ökonomischen Verluste zu erfassen, wurde schon 
sehr früh erhoben (vgl. Mead 1929, 74; Roesner 1936 b, 355). Ent­
sprechende Ansätze fanden sich in Deutschland in der Vorkriegs­
zeit vor allem in der in Berlin geführten Statistik, in der Nach­
kriegszeit in den Statistiken von Württemberg-Baden, Baden-Würt­
temberg, Bayern und Hessen. Mit Einführung der bundeseinheitli­
chen Polizeilichen Kriminalstatistik 1953 wurden diese Ansätze 
aufgegeben. Erst 1967 wurde wieder auf Landesebene - in Nord­
rhein-Westfalen - der Schaden erfaßt, bundesweit dann in der 
zum 1. 1. 1971 neugestalteten Polizeilichen Kriminalstatistik. 
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sein, wozu es eines die herkömmliche Fallzählung ergän­
zenden - nicht sie ersetzenden - Maßes bedürfte. 

Die Notwendigkeit, die Messung und Beobachtung der 
Häufigkeit rechtswidriger Taten durch eine Messung und 
Beobachtung ihrer Schwere zu ergänzen, wurde von An­
fang an erkannt. Spätestens seit Quetelet gehört die Pro­
blematik der Schweremessung zu einem der Standardthe­
men kriminalstatistischer Erörterungen. Die Forschun­
gen, die darauf abzielen, eine sowohl allseits befriedigen­
de wie insbesondere auch in der Alltagsarbeit praktikable 
Lösung zu finden, die bei geringem Zusatzaufwand den 
Aussagegehalt der Kriminalstatistik in kriminalstrategi­
scher, -taktischer wie kriminologischer Hinsicht erhöhen 
würde, sind derzeit noch nicht abgeschlossen. Im Vor­
dergrund standen anfänglich Versuche, die Schwere vom 
Strafrecht her zu bestimmen, und zwar teils aufgrund der 
in den Strafrahmen zum Ausdruck kommenden Wertun­
gen des Gesetzgebers, teils aufgrund der Maßnahmen 
und Wertungen des Strafverfolgungsapparates, insbeson­
dere anhand der durchschnittlichen Art und Höhe ver­
hängter Strafen.seit den Zwanzigerjahren dieses Jhdts. 
wurde versucht, einen gewichteten Kriminalitätsindex 
auch aufgrund der Wertungen ausgewählter Bevölke­
rungsgruppen zu erhalten. Zunächst wurden Schwereska­
Ien für Delikte als solche entwickelt. Seit der Arbeit von 
Sellin und Wolfgang wird im Hinblick sowohl auf die In­
homogenität von Legalkategorien unter Schweregesichts­
punkten als auch im Hinblick auf das Problem der Er-, 
fassung komplexer Straftaten dieser Weg zu Zwecken ei­
nes Kriminalitätsindex kaum noch weiter verfolgt. Statt 
dessen wird auf objektive Fallmerkmale abgestellt 149). 
Dieser Ansatz greift auch ein derzeit vom Bundeskrimi­
nalamt gefördertes Forschungsprojekt über einen 
»kriminalistisch-kriminologischen Verbrechensindex « 
auf, dessen Ziel es unter anderem ist, für die Alltagswirk­
lichkeit der Polizei praktisch gangbare Wege der Ergän­
zung von Häufigkeitszählungen durch Gewichtungen auf­
zuzeigen. 

VII. 

Die Frage der Meßbarkeit von Kriminalität und ihrer 
Entwicklung wurde bislang lediglich hinsichtlich der in 
der Polizeilichen Kriminalstatistik registrierten Taten­
menge (»Fälle«) problematisiert. Vom »Ist-Zustand« aus­
gehend war diese Beschränkung notwendig, denn in der 
Bundesrepublik besitzt nur die Polizeiliche Kriminalstati­
stik diese ErhebungseinheiP50). Unmittelbare Vergleiche 
mit den beiden anderen Erhebungseinheiten 
»Verfahren« 151) und »Täter« 1 52) sind nicht möglich, da 

1.t9) Zusammenfassend Schindhelm 1972; Sellin,IWolfgang 1964; Vill­
mow 1977 m. w. N. Vgl. auch die in dem vom Europarat herausge­
gebenen Band »The Index of Crime« zusammengefaßten Tagungs­
berichte (1970) sowie den Bericht über das »Symposium on the 
Measurement of Delinquency« im Journal of Criminal Law and 
Criminology, 1975, 173 ff. 

150) Lediglich zwischen 1882 und 1917 wurde in der Kriminalstatistik 
für das Deutsche Reich auch nach strafbaren Handlungen ausge­
zählt. 

151) Die Erhebungseinheit »Verfahren« kennt die Statistik über Organi­
sation, Personal und Geschäftsanfall im Gerichtswesen sowie die 
seit 1. 1. 1976 in einigen Bundesländern bereits geführte Statistik in 
Ermittlungsverfahren und Verfahren nach dem Ordnungswidrigkei­
tengesetz bei den Staats- und Amtsanwaltschaften (Staatsanwalt­
schaftstatistik). 

152) Auf Personen bezogen wird die Polizeiliche Kriminalstatistik (Tat­
verdäChtige), die Strafverfolgungsstatistik (Abgeurteilte und Verur­
teilte), die Strafvollzugsstatistik (Gefangene und Verwahrte) und 
die Bewährungshilfestatistik (Probanden). Aus Gründen der Zäh­
lung wie der Aufbereitung der Daten besteht jedoch keine uneinge­
schränkte Vergleichbarkeit dieser Erhebungseinheiten untereinan­
der. Völliger Kompatibilität der Angaben über Tatverdächtige mit 



eine Person mehrere Straftaten verüben, eine Straftat 
aber auch von mehreren Personen begangen werden und 
sich schließlich ein Verfahren auf mehrere Straf taten/ 
Personen beziehen kann. 

Als Indikator der Kriminalität und ihrer Entwicklung 
können jedoch anstatt rechtswidriger Taten (»Fälle«) 
grundsätzlich auch die Daten über »Personen« benutzt 
werden. Der Analyse können insbesondere die Angaben' 
über registrierte »Tatverdächtige« in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik sowie jene über »Verurteilte/ 

I Abgeurteilte« in der Strafverfolgungsstatistik zugrunde 
gelegt werden. 

Ob von »Taten« oder von »Tätern« auszugehen sein 
wird, ist letztendlich von dem Konzept von Kriminalität 
und der zu untersuchenden Frage abhängig. 

Soll die Gefährdung der Bevölkerung oder einzelner 
Gruppen durch rechtswidrige Taten zum Ausdruck ge­
bracht werden, dann bedarf es jedenfalls nicht der V or­
aussetzung eines »strafmündigen, strafwürdigen und un­
entschuldbaren Täters 153)«. Zwar wird - hierin hat die 
Kritik an der Polizeilichen Kriminalstatistik ihren zutref­
fenden Kern - ohne Ermittlung des Täters das für den 
subjektiven Tatbestand erforderliche subjektive Element 
nicht zweifelsfrei festgestellt, wird z. B. Mord und Tot­
schlag nicht eindeutig unterschieden werden können usw. 
In der Regel wird aber doch feststellbar sein, ob eine 
vorsätzliche Tötung durch Dritte erfolgte. Diese Tat -
das wäre die Konsequenz, würde nur auf die Verurteilun­
gen abgestellt - wird nun aber nicht deshalb unbeacht­
lich, weil ihre Aufklärung nicht erfolgte, der Täter infol­
ge Tod oder Flucht nicht abgeurteilt werden konnte usw. 
Im allgemeinen gilt deshalb, daß Angaben über 
»Tatverdächtige« und »Verurteilte« weitaus vorsichtiger 
beurteilt werden müssen als solche über »Taten«. Denn 
mit wenigen Ausnahmen sind die Verzerrungsfaktoren 
schon in den Ermittlungsprozeß eingebaut. Im weiteren 
Verfahren heben sie sich nicht auf, sie verstärken sich 
eher 154). 

Vom »Ist-Zustand« des gegenwärtigen Systems der Straf­
rechtspflegestatistiken ausgehend, kann nur bei diesen 
personenbezogenen Daten die Frage nach der »Basis« 
kriminalstatistischer Aussagen gestellt werden. Im Hin­
blick auf den »Soll-Zustand«, d. h. auf die zu fordernde 
(Wieder-)Erfassung strafbarer Handlungen auch in der 
Strafverfolgungsstatistik, ist sie aber auch auf Daten 
über Tatenmengen zu erweitern. Handelt es sich gegen­
über der Beurteilung von Staatsanwaltschaft oder Ge­
richt bei der Deliktsdefinition auf der Ebene der Polizei 
um eine »Konstruktion von Wirklichkeit«, die von jener 
dieser anderen Instanzen mehr oder minder abweicht 
dann wäre die Generationen von Forschern beschäftigen: 
de Frage nach der »Basis« kriminalstatistischer Aussagen 
falsch gestellt, sie würde in die Nähe eines Scheinpro­
blems der Wissenschaft rücken. Denn registrierte Krimi­
nalität kann nicht in Isolierung von sozialer Kontrolle ge­
sehen werden, sie ist vielmehr ein von Struktur und In­
tensität der Verbrechenskontrolle mitbeeinflußter 

Verurteilten stehen die unterschiedlichen Auswirkungen der Mehr­
fachzählung wie der jeweils anderen Prinzipien folgende Ausweis 
bei Verübung mehrerer, verschiedenen Schlüsselzahlen des Straf ta­
tenkataloges zuzuordnenden Straftaten entgegen. Zu den Einzelhei­
ten vgl. Heinz 1975 c, 102 ff. 

153) Rangol1965, 125. 

154) V gl. zum Verhältnis polizeiliche Erledigung - Aufklärung - und 
Art der staatsanwaltschaftlichen Erledigung Steffen 1976; speziell 
zum Bereich der Handlungsmuster und Strukturen der Staatsan­
waltschaft Sessar 1975. 

Sachverhalt 155). Die Frage nach der »Basis« krimi­
nalstatistischer Aussagen setzt aber gerade die Möglich­
keit einer Messung der »wirklichen Kriminalität« voraus, 
d. h. sie beruht auf der Vorstellung der Verfälschung die­
ses Bildes durch soziale Kontrolle. Besitzen Kriminalsta­
tistiken ihre ureigenste Bedeutung dagegen in der Wider­
spiegelung des mehrstufigen Ausfilterungsprozesses, 
dann kann weniger die »Basisfrage« im Mittelpunkt ste­
hen, als vielmehr jene nach der der Zusammenarbeit und 
Abhängigkeit von Polizei und Justiz entsprechenden Be­
obachtung und Untersuchung des Transformationspro­
zesses sozialer Realität im System strafrechtlicher Ver­
brechenskontrolle. An die Stelle der mit der »Basisfrage« 
angestrebten isolierten Betrachtung von Kriminalität auf 
der Grundlage nur einer Statistik einerseits und vom Ver­
fahrensgang andererseits wird dann die Systemanalyse zu 
treten haben, in deren Blickfeld statt einzelner Abschnit­
te die Übergänge und Verläufe stehen. Nicht von einer 
Statistik allein kann das Bild der Kriminalität und ihrer 
Entwicklung bestimmt werden, sondern durch ein der 
Beteiligung aller Instanzen entsprechendes, kompatibles 
Gesamtsystem der Strafrechtspflegestatistiken. Hinzu 
kommt ei~ weiteres: »Das Strafverfahren als Selektioqs­
prozeß WIrd zunehmend nur dann legitimiert werden 
können, wenn es durchsichtig-rational begründet 
wird 156)«. Dies aber setzt objektivierbare Einsichten in 
Handlungsmuster und Strukturen der Instanzen straf­
rechtlicher Verbrechenskontrolle voraus, ·wie sie erst auf­
einander bezogene Kriminalstatistiken zu vermitteln in 
der Lage sind. 

Bislang haben sich jedoch Polizeiliche Kriminalstatistik 
und Rechtspflegestatistiken nebeneinander und auseinan­
der entwickelt. Kompatibilität der Daten, die derzeit oh­
nedies nur bezüglich der Erhebungseinheiten »Tatver­
dächtige« und »AbgeurteiltejV erurteilte« bestehen könn­
te, besteht nur in sehr eingeschränktem Maße. Weder 
stimmen die Erfassungsgrundsätze überein, noch lassen 
sich die Bewertungsverschiebungen zwischen Verdacht 
und Urteil bestimmen, noch lassen sich infolge der unter­
schiedlichen Zeitphasenverschiebung zwischen Abgabe 
der Akten an die Staatsanwaltschaft bis zur Rechtskraft 
des Urteils die Zahlen über »Verurteilte« auf die Grund­
gesamtheit beziehen, aus der sie als »Input« stammen. 
Abhilfe dürfte deshalb auch weniger eine nur formale 
Angleichung der Statistiken bringen als vielmehr der ge­
botene Aufbau einer durchlaufenden Kriminalstatistik 
durch Verschmelzung von Polizei- und Justizinfor­
mationen 157). 

VIII. 

Wird nach alledem versucht, weniger das Haben als das 
Soll festzustellen, dann zeigt sich zuallererst ein gestei­
gertes Bedürfnis nach empirischer Forschung, die die of­
fenkundigen Lücken zu schließen geeignet ist. Zu nennen 
sind insbesondere: 
- Statistikbegleitende Dunkelfeldforschungen, 
- Einstellungsmessungen zum Wandel der Anzeigebe-

reitschaft, 
- Forschungen mit dem Ziel, einen gewichteten Krimi­

nalitätsindex zu entwickeln 
und 

- Systematische Aufhellung statistikimmanenter Fehler­
quellen. 

155) So vor allem Kaiser 1976 d, 120 f. 

156) Kaiser 1976 d, 116. 

157) Hierzu Heinz 1975 c. 
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Darüber hinaus fällt auf, daß sich bisherige Fragestellun­
gen teilweise überholt zu haben scheinen, und zwar bis 
zur Nähe wissenschaftlicher Scheinprobleme. Dies gilt 
vor allem, wenn statt der bisherigen »Basisfrage« krimi­
nalstatistischer Aussagen nunmehr die Beobachtung und 
Untersuchung des gesamten Systems der Verbrechens­
kontrolle und der damit untrennbar verbundenen Trans­
formationsprozesse zwischen Verdacht und Urteil in den 
Mittelpunkt gerückt werden. Aber dies setzt vor allem 
anderen voraus, daß die Einsicht, daß und inwieweit 
»Kriminalität« von Verbrechenskontrolle abhängig ist, in 
ein neues kriminal statistisches Modell umgesetzt wird 
und, darauf aufbauend, die Schaffung eines einheitlichen 
Systems der Strafrechtspflegestatistiken. 
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Polizei und Verteidiger 

Josef Augstein 

Zusammenfassung: Zwischen der Kriminalpolizei und 
der Staatsanwaltschaft einerseits und der Strafverteidi­
gung andererseits bestehen kollidierende Prinzipien. Kri­
minalpolizei und Staatsanwaltschaft vertreten das Staats­
interesse: Verbrechensbekämpfung und Verbrechensald­
klärung. 

Die Verteidigung vertritt die Rechte der Staatsbürger mit 
der bestehenden Unschuldsvermutullg. Das ergibt ein na­
türliches Spannungsfeld. 

Was strafbar ist, ergibt das Strafgesetzbuch. Die Verfah­
rensordnung regelt die Strafprozeßordnlllzg. Die dem Be­
troffene/l zustehenden Rechte müssen gewahrt werden. 
Die Verteidigung hat für ein faires Vorverfahren zu sor­
gen. 

Das Ermittlungsverfahren liegt schwerpunktmäßig bei der 
Kriminalpolizei; sie klärt ald und ermittelt. Dabei müssen 
die §§ 136, 136 a lind 137 StPO streng beachtet werden. 
Wenn der Verteidiger in das Verfahren eingeschaltet 
wird. sind die Weichen meist bereits gestellt. Ein schlech­
tes Ermittlungsverfahren belastet das Hauptverfahren. 
Die Vernehmungsprotokolle sind vie(fach subjektiv ge­
färbt. wie der Vernehmende es sich vorstellt. 

In der Hauptverhandlung ist der Beamte als Zeuge der 
beste, dem es egal ist. ob eine Verurteilung erfolgt oder 
nicht. und der die Tatsachen so bekundet. wie er sie in 
Erinnerung hat. Vie(fach versuchen die Beamten als Zeu­
gen. ihr Ermittlungsergebnis aufrechtzuerhalten. So 
kommt es zu den bekannten Auseinandersetzungen. 

Die Kontroverse Kriminalpolizei und Staatsanwaltschaft! 
Verteidigung muß und soll bleiben. Sie muß und soll aber 
von beiden Seiten so geführt werden. daß sie der Wahr­
heitsfindung dient. d. h. zu gerechten Ergebnissen führt. 

Wie Sie eben gehört haben, soll ich zu Ihnen über das 
Thema »Polizei und Verteidiger« sprechen. Aus dem 
Thema geht bereits hervor, daß es sich nicht um die ge­
samte Polizei handeln kann. Es geht hierbei meines 
Erachtens nur um die Kriminalpolizei und bei der An­
waltschaft nur um den Sektor Strafverteidigung, das 
heißt Strafrecht und Strafprozeßrecht. Was tut jemand, 
der einen solchen Vortrag halten soll? Er wendet sich an 
die maßgeblichen Instanzen und versucht, von dort viel 
Material zu bekommen. Das habe ich natürlich auch ge­
tan. Ich wollte auswerten und abschreiben. Leider ist mir 

das nicht geglückt. Ich habe zwar eine enorme Menge 
Material bekommen. Das bezog sich aber ausschließlich 
auf das Verhältnis Polizei und Staatsanwaltschaft, und da 
habe ich erstmalig festgestellt, wie sehr Sie und die 
Staatsanwaltschaft differieren. Bis dahin hatte ich beides 
immer als eine Einheit betrachtet. Jedenfalls habe ich ab­
schließend feststellen können, daß die Probleme, die wir, 
d. h. Strafverteidiger und Kriminalpolizei miteinander 
haben, bei weitem geringer sind, als die Probleme zwi­
schen Staatsanwaltschaft und Kriminalpolizei. Das hat 
mich natürlich in irgendeiner Weise versöhnt, denn man 
lernt ja immer dazu. Bei meinen heutigen Ausführungen 
werde ich dennoch davon ausgehen, daß sie eine Einheit 
seien. 

Daß ein Spannungsfeld zwischen Verteidigung und Kri­
minalpolizei besteht, ist nicht zu bestreiten. Es gibt Kol­
lisionspunkte, es gibt konkurrierende Prinzipien. Das ist 
auch ganz klar, denn wir haben ja streng entgegengesetz­
te Aufgaben. Die Aufgaben der Kriminalpolizei in Ver­
bindung mit der Staatsanwaltschaft bestehen in der Ver­
brechensbekämpfung, der Überführung der Täter und 
der Zuführung der Täter zu einer angemessenen Strafe. 
Sie vertreten also Staatsinteressen - wir vertreten das 
Individualinteresse des Bürgers. Insofern haben wir mei­
nes Erachtens die gleiche Aufgabe wie Sie, wenn auch 
auf anderer Ebene, denn auch dieses Interesse des 
Staatsbürgers ist nicht untergeordnet. Sie wissen, daß 
nach dem Grundgesetz ein absoluter Anspruch auf ein 
rechtsstaatliches Verfahren besteht. Sie wissen im übri­
gen aus der Menschenrechtskonvention - und darauf 
werde ich später noch einmal zu sprechen kommen -
daß auch die Unschuldsvermutung besteht. Und darüber 
hinaus soll es ja auch mal einen schuldigen Täter geben. 
Wenn also die Schuld eines bestimmten Täters feststeht, 
dann bleibt uns immer noch die Aufgabe, dafür zu sor­
gen, daß seine Schuld ins richtige Licht gerückt wird. In­
sofern sind die Aufgaben so verteilt: Sie haben das Staat­
sinteresse zu verkörpern, wir das Bürgerinteresse, und es 
ist leicht gesagt, daß das Staatsinteresse überwiege. 
Wenn mal einer unter Ihnen in die sogenannte »Mühle 
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des Rechts« gerät, so ist auch er hinterher der Meinung, 
daß seine Interessen gleichbedeutend seien mit den Inter­
essen des Staates. Auf der anderen Seite haben wir na­
türlich nicht nur eine Gegnerschaft, sondern wir haben ja 
auch ein einigendes Band: den Rechtsstaat mit einer 
Rechtsstaatlichkeit. Wir alle wollen natürlich, daß bei 
uns eine Rechtsordnung besteht. Jeder von uns will 
Rechtssicherheit. Wir wollen auf der Straße nicht nieder­
geschlagen werden und wenn es dennoch passiert, schrei­
en wir nach der Polizei und sind empört, daß das passiert 
ist, obwohl sie existiert. Die rechtsstaatliche Ordnung 
muß also sein und wer sie bejaht, muß gleichzeitig beja­
hen, daß es auch erforderlich ist, den Rechts brecher der 
verdienten Strafe zuzuführen. Insoweit sind wir uns na­
türlich im Endziel einig. Nicht ganz so einig sind wir 
manchmal in den Wegen und den Zielen, wie das erreicht 
werden soll. 
Wo stoßen nun überhaupt die Interessen aufeinander? 
Sie stoßen aufeinander in erster Linie in den sogenannten 
Ermittlungsverfahren und in zweiter Linie in der Haupt­
verhandlung. Dabei spreche ich natürlich nicht vom Ver­
kehrsstrafrecht, vom Ordnungswidrigkeitenrecht. Das 
sind Dinge von geringerer Bedeutung. Ich spreche von 
der Schwerkriminalität, wo ja doch die erste Phase, auf 
der das spätere Verfahren leider zum großen Teil beruht, 
das Ermittlungsverfahren ist. Und da kenne ich es aus 
der Praxis so, daß Herr des Ermittlungsverfahren die 
Kriminalpolizei ist. Vielleicht sind die Staatsanwälte un­
ter Ihnen anderer Meinung. Jedenfalls kenne ich es nur 
so, daß Herr des Verfahrens, des Ermittlungsverfahrens 
an sich die Kriminalpolizei ist. Wenn ich da etwas will 
und mich an den Staatsanwalt wende, sagt der, er sei im 
Augenblick nicht orientiert, die Akte sei bei der Krimi­
nalpolizei. Dann rufe ich die Kriminalpolizei an und be­
komme vom Sachbearbeiter die Auskunft. Natürlich 
muß der verhaftete Beschuldigte binnen 24 Stunden dem 
Ermittlungsrichter vorgeführt werden. Der Richter ent­
scheidet, ob dringender Tatverdacht besteht oder nicht. 
Das ist innerhalb der kurzen Aufklärungsfrist sehr 
schwer. Ferner sind die Haftgründe zu prüfen. Dann 
läuft das eigentliche Ermittlungsverfahren an, bei dem 
der Staatsanwalt nur am Rande beteiligt ist. Nach Ab­
schluß der Ermittlungen geht die Akte zur Anklageerhe­
bung zur Staatsanwaltschaft. Die Anklage wird erhoben. 
Erst jetzt erhält der Verteidiger die Akte zur Einsichtnah­
me, d. h. zu einem Zeitpunkt, wo die Weichen für das 
Hauptverfahren bereits gestellt sind. Es gibt Fälle, wo 
die Aufgabe des Verteidigers dann darin besteht, gegen 
das Ermittlungsergebnis anzurennen, weil die Ermittlun­
gen einseitig geführt wurden. Im Ermittlungsverfahren 
gibt es keine Waffengleichbeit zwischen Kriminal-Polizei 
und Beschuldigten-Verteidiger. Das ist allerdings auch 
kaum möglich. Der Verdächtige wird festgenommen, es 
folgen kurze Ermittlungen, der Beschuldigte wird vorge­
führt; es. ergeht Haftbefehl. Es folgen weitere Verneh­
mungen. Einen Verteidiger gibt es noch nicht; er wird in 
der Regel erst sehr viel später eingeschaltet. Selbst wenn 
der Beschuldigte aber sofort einen Verteidiger einschal­
ten wollte, könnte dieser nicht bei den Verhören zugegen 
sein, und zwar aus Zeitgrfinden. Der Verteidiger hat an­
dere Termine und kann sich nicht überraschend frei ma­
chen. Im übrigen ist sehr umstritten, ob der Verteidiger 
schon in diesem Stadium des Verfahrens das Recht hat, 
an den Verhören teilzunehmen. Das ist in der Strafpro­
zeßordnung nicht festgelegt. Das Bundesverfassungsge­
richt hat es bisher nur für Zeugen entschieden; sie kön­
nen bei ihrer Vernehmung die Anwesenheit ihres An­
walts fordern. M. E. würde das Bundesverfassungsgericht 
auch dem Beschuldigten die Anwesenheit seines Ver-
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teidigers zubilligen. Auch wenn ich das unterstelle, wäre 
aber aus den zuvor genannten Gründen nicht viel gewon­
nen. Pflichtverteidiger gibt es in diesem Stadium des 
Verfahrens sowieso noch nicht. Allerdings könnte man 
dem in Haft befindlichen Beschuldigten raten, seine Ein­
lassung zur Sache zu verweigern, bis er sich mit seinem 
Verteidiger abgestimmt hat. Die Kriminalpolizei ist sau­
er, wenn ein Beschuldigter von seinem Schweigerecht 
Gebrauch macht. Die Folge ist im Allgemeinen eine Ver­
längerung der Untersuchungshaft. Das läßt sich nur in 
Ausnahmefällen verantworten, es sei denn, daß bei der 
Schwere der Schuld und des Tatverdachts eine Haftent­
lassung sowieso nicht in Frage kommt. Ich habe mir 
überlegt, welchen Vorschlag ich Ihnen machen könnte, 
der den Interessen der Strafverfolgung und denen des 
Beschuldigten entspricht. Offen gestanden weiß ich kein 
Patentrezept. Trotzdem sollte eine Regelung erfolgen, 
zumal gerade der verhaftete Beschuldigte hilfsbedürftig 
ist. Bis dahin liegt alles in Ihrer Hand. Sie sollten die 
Vernehmungen ohne Druck und Beeinflussung durchfüh­
ren, ohne zu einem bestimmten Ergebnis kommen zu 
wollen. Dann wäre der Sie störende Verteidiger in der 
Tat überflüssig. Sie wissen selbst, daß Sie und auch Ihre 
Vernehmungsmethoden in der Öffentlichkeit viel kriti­
siert werden. Es ist von Polizeistaat, Gestapomethoden 
und erpreßten Geständnissen die Rede. Was daran ist, ist 
schwer zu sagen, weil die Polizei dann Zeuge in eigener 
Sache ist. Unbeteiligte sind kaum zugegen. Kürzlich hat 
Pastor Alberts im Fernsehen anläßlich des Todes von 
Frau Meinhof die Bundesrepublik mehrfach nebenbei 
und selbstverständlich als Polizeistaat bezeichnet, in dem , 
Zusammenhang allerdings sicher zu Unrecht. Wer die 
Gestapomethoden wie ich miterlebt hat, weiß, daß unse­
re Kriminalpolizei weit davon entfernt ist, solche Metho­
den anzuwenden. Auch werden keine Geständnisse er­
preßt, obwohl gelegentlich ein psychischer Druck ange­
wandt wird. Bei Vernehmungen durch die Kriminalpoli­
zei wird im allgemeinen nicht geprügelt. Geprügelt wird 
nach meiner Erfahrung und Überzeugung allerdings gele­
gentlich von der uniformierten Polizei. Allerdings stehen 
die betroffenen Bürger dann vielfach unter Alkoholein­
wirkung. Die Polizei ist kein Prügelknabe von Betrunke­
nen. Manchmal wird aber des Guten zuviel getan. Wird 
z. B. ein Mann nach einer Verfolgungsjagd von 10 Poli-

, zeibeamten gestellt und durch Prügel aufgrund ärztlicher 
Bescheinigungen erheblich am ganzen Körper verletzt, 
so fällt es schwer, diesen 10 Beamten in der Hauptver­
handlung zu glauben, zum al sie wie Schränke aussehen, 
daß sie alle nur in Notwehr gehandelt haben. 

Es gibt unbestreitbar Geständnisse, die sich hinterher als 
nachweislich falsch herausstellen. Worauf ist das zurück­
zuführen? In erster Linie führe ich es auf die Untersu­
chungshaft zurück. Wer an Freiheit gewöhnt war, ver­
haftet wird, obwohl er sich unschuldig fühlt, befürchtet, 
daß sein Beruf, seine bürgerliche Existenz vernichtet 
werden, ist bereit, alles zuzugeben, was geeignet ist, wie­
der herauszukommen, wenn man es ihm zusagt. Ich will 
nicht von mir reden, ich bin vom Fach. Die mich festge­
nommen haben, sitzen hier im Saal. Auch sie drängten 
auf ein Geständnis. Wenn einem in Untersuchungshaft, 
der Familie und Existenz zusammenbrechen sieht, gesagt 
wird, er komme heraus, dann gesteht er erst einmal, um 
später sein Geständnis zu widerrufen. Es ist eben nicht 
von der Hand zu weisen, daß sich zuweilen Geständnisse 
als falsch herausstellen. Dann steht man wie ein Ochs 
vorm Berge und fragt sich, wie es zu einem solchen Ge­
ständnis kommen konnte. Des Rätsels Lösung kann nur 
in falschen Vernehmungsmethoden liegen. Wenn es um 



Schwerstkriminalität wie Heroin, Mord, Totschlag und 
ähnliches geht, bin ich mir darüber im klaren, daß Sie die 
Verdächtigen nicht mit Glacehandschuhen anfassen und 

. sie nicht in Luxushotels übernachten lassen können. Wo 
gehobelt wird, fallen Späne. Sie sollen etwas herausbe­
kommen; es ist ihre Pflicht. Es ist oft schwer, Täter zu 
überführen. Aber trotzdem: Seien Sie nicht zu fest von 
der Schuld des Verdächtigen überzeugt. Lassen Sie Ihren 
Jagdeifer nicht mit sich durchgehen, das macht blind. 
Lassen Sie Ihre persönliche Eitelkeit aus dem Spiel, ein 
Verbrechen schnell aufgeklärt zu haben. Machen Sie kei­
ne Versprechungen für eine Beendigung der U ntersu­
chungshaft für den Fall eines Geständnisses. Arbeiten 
Sie nicht mit Kriegslisten. Ich denke da an Spitzel, die in 
die Zelle geschickt werden; ich denke an die falsche Be­
hauptung, die anderen hätten bereits gestanden. Ich den­
ke aber auch an Rundschreiben, in denen eine Straftat 
unterstellt wird und die vermeintlich Geschädigten aufge­
fordert werden, sich geschädigt zu fühlen. Das sind Me­
thoden, die wir nicht mögen. Die Hauptverhandlung er­
gibt ein anderes Bild. Der Ermittlungsführer ist blamiert. 
Der Rechtsstaatlichkeit ist weder gedient noch genützt. 

Der Untersuchungs führer bei der Kriminalpolizei hat ei­
ne verantwortungsvolle Aufgabe. Er will mit rechtsstaat­
lichen Methoden möglichst viele Straftaten aufklären; die 
Verdächtigen oder Täter machen von ihrem Recht des 
Bestreitens oder des Schweigens Gebrauch. Erstrebens­
wert wäre es, wenn jeder von Ihnen einmal in einen Ver­
dacht geriete und in Untersuchungshaft säße. Dann wür­
den Sie am eigenen Leibe erfahren, wie wohltuend ein 
objektiver Beamter und wie wichtig ein anwaltlicher Rat 
ist. Dann würden Sie wahrscheinlich Verteidiger nicht 
mehr als lästiges Übel empfinden. Sie sollten einmal Ver­
teidiger sein und sich bei Kriminalpolizei oder Staatsan­
waltschaft um Akteneinsicht bemühen: »Wir können Ih­
nen nichts sagen, wir können Ihnen nichts geben.« Der 
Verteidiger wird teilweise als Komplize betrachtet und 
behandelt. Dabei lasse ich einmal den Baader-Meinhof­
Komplex ganz außer Betracht. Die dort erfolgten Aus­
wüchse tragen ein gerüttelt Maß Schuld daran, daß wir 
Verteidiger nicht mehr den Ruf genießen, der uns zu­
steht. Ich habe immer den Standpunkt vertreten, daß ein 
Verteidiger sich mit dem Angeklagten nicht identifizieren 
soll; es macht blind. Wenn der Angeklagte schwere 
Schuld auf sich geladen hat, hat es sowieso keinen Sinn; 
man ist nicht mehr objektiv. Herr Schily ist ein sehr gu­
ter und ernst zu nehmender Anwalt. Um so unverständli­
cher ist es, daß er anläßlich des Todes von Holger Meins 
von Mord auf Raten sprach und den Justizminister und 
alle, die mit Holger Meins zu tun hatten, wegen Mordes 
anzeigte. Das beweist die Blindheit infolge der Identifi­
zierung. Diese Auswüchse weniger Verteidiger konnten 
die Entliberalisierung des Strafverfahrensrechts nicht 
rechtfertigen, die sogenannte »lex Baader-Meinhof«. 
Warum soll die Verteidigung mehrerer Beschuldigter 
durch einen gemeinschaftlichen Verteidiger unzulässig 
sein? Warum darf die Zahl der gewählten Verteidiger drei 
nicht übersteigen? Bisher hatten die alten Bestimmungen 
zu keinerlei Beanstandungen geführt. Auch die Extremi­
stenprozesse konnten, wenn auch mit Schwierigkeiten, 
durchgeführt werden. Sondergesetze sind immer mißlich. 
Für verfehlt halte ich es, für wenige Einzelfälle neue Ge­
setze zu machen, die hinterher dem Stand insgesamt zu 
schaffen machen. Das gilt insbesondere für die Überwa­
chung des Verkehrs der Verteidiger mit ihren Angeklag­
ten und inhaftierten Mandanten. Ich kenne das aus dem 
Spiegel-Verfahren, obwohl die Ermittlungsrichter beim 
BGH sich sehr zurückhielten. Kein Verteidig~r kann eine 

Verteidigung ordnungsgemäß vorbereiten, wenn er mit 
seinem Mandanten nicht frei reden kann. Auf eine solche 
Verteidigung würde ich lieber verzichten. Die Begrün­
dung geht dahin, die Verteidiger mißbrauchten ihre Stel­
lung und würden die verbrecherische Vereinigung begün­
stigen. Seit Jahren verlautbart der Generalbundesanwalt, 
es seien Ermittlungsverfahren gegen die Verteidiger in 
die Wege geleitet worden. Bisher ist noch kein Verteidi­
ger rechtskräftig verurteilt worden. Das muß zu denken 
geben. Es muß ja auch den Strafverteidigern eine Schuld 
nachgewiesen werden. Bei erwiesener schwerer Schuld 
mag ein Verteidiger ausgeschlossen werden; dagegen ist 
nichts einzuwenden. Eine Überwachung des Verkehrs 
mit den Angeklagten wäre das letzte und bedenklichste, 
was noch kommen könnte, um das Strafprozeßrecht völ­
lig zu entliberalisieren. Das vielleicht strafbare Verhalten 
ganz weniger Verteidiger kann eine so schwerwiegende, 
rechtsstaatwidrige Maßnahme nicht rechtfertigen. 

Was wir Strafverteidiger von Ihnen fordern, ist garnicht 
viel; es ist etwas, was sowieso Ihre Pflicht ist. Wir for­
dern faire Vernehmungen, weil wir bei den Vernehmun­
gen nicht dabei sein können. Wir fordern gerechte Proto­
kolle, die das wiedergeben, was der Beschuldigte gesagt 
und gemeint hat. 

Und damit komme ich zur Hauptverhandlung. Damit ha­
ben Sie nur am Rande als Zeugen zu tun. Träger des Ver­
fahrens nach Abschluß der Ermittlungen ist allein der 
Staatsanwalt. Im allgemeinen laufen Hauptverhandlun­
gen ruhig ab. Die gegenteiligen Standpunkte werden 
sachlich ausgetragen. Nur wenn die Beteiligten auf strik­
te Konfrontation gehen, knirscht es im Getriebe. Dafür 
ist unsere Strafprozeßordnung, wie Stuttgart-Stammheim 
gezeigt hat, nicht gemacht. Zwischen vernünftigen 
Staatsanwälten und Verteidigern findet eine beschränkte 
gegenseitige Abstimmung statt, z. B. über die erforderli­
che Beweisaufnahme. Das liegt im Interesse der Sache. 
Es ist nicht die Aufgabe des Verteidigers, seine eigene 
Weltanschauung zu verteidigen, sondern für seinen Man­
danten ein möglichst günstiges Ergebnis herauszuholen. 
Das wird leider vielfach verkannt. Rein politische Vertei­
digungen sind schlecht. Nur politische Motive des Man­
danten dürfen eine Rolle spielen. Ich habe vielfach ge­
hört, daß Sie sich vor Gericht von den Verteidigern 
schlecht behandelt fühlen. Da sind Sie zum größten Teil 
selbst schuld. Ich habe eine Zeitlang im Auftrage der 
Gewerkschaft der Polizei Beamte vertreten. Das tue ich 
gelegentlich auch heute noch. Als in einer solchen Sache 
in der ersten Hauptverhandlung einmal etwas schief ge­
laufen war, versammelte der VO,rgesetzte die Zeugen in 
meinem Büro und sagte ihnen: »Ja, meine Herren, Sie 
müssen sich am Tage vor der Verhandlung zusammenset­
zen, Sie müssen Ihre Aussagen aufeinander abstimmen. 
Solche Pannen dürfen nicht mehr passieren, das schadet 
der Polizei.« Genau das ist es, was wir hassen und was 
wir nicht wollen. Uns ist ein Polizeibeamter als Zeuge 
lieb, der ohne Rücksicht auf irgendetwas die Wahrheit 
sagt, auf Fragen so antwortet, wie er es in Erinnerung 
hat. Leider stimmen die Polizeibeamten ihre Aussagen 
vorher aufeinander ab. Das ist unmöglich. Denken Sie 
nur an das obligate Schlangenlinienfahren, wenn der 
Führerschein abgenommen wurde. Dabei liegt zuweilen 
der Blutalkoholgehalt unter 0,5°/°°' und der Arzt ver­
merkt »Nicht merkbar unter Alkoholeinwirkung«. Gewiß 
sind das Ausnahmen. Man hat aber oft den Eindruck, 
daß der Beamte sein Ermittlungsergebnis rechtfertigen 
will. Der Beamte kämpft für eine Verurteilung und 
schleicht beim Freispruch von dannen, als ob er persön­
lich eine Niederlage erlitten hätte. Ein solcher Zeuge 
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muß auseinandergenommen werden, egal ob er Polizei­
beamter ist oder nicht. Daran ist der Beamte dann selbst 
schuld. Wenn man das Gefühl hat, daß ein Zeuge die 
Wahrheit sagt und sich nicht von sachfremden ErWägun­
gen in der Hauptverhandlung leiten läßt, wird ihm nie­
mand etwas tun. 

Auch hier bilden die sogenannten Terroristen-Verfahren 
eine Ausnahme. Da werden die Beamten unglaubwürig 
gemacht. Ich habe an einigen solcher Verfahren mitge­
wirkt. Da wurden tatsächlich die Beamten Zeugen gegen­
übergestellt und in die Enge getrieben. Man hatte den 
Eindruck, es handele sich· um gestellte Zeugen, die alles 
bekundeten, um dem Angeklagten zum Freispruch zu 
verhelfen. Das Gericht kommt dann über solche Aussa­
gen nicnt hinweg. In dubio pro reo. Der Angeklagte wird 
freigesprochen; der Beamte wirkt unglaubwürdig. Dage­
gen ist nichts zu machen. Dann ducken sie den Kopf; 
auch der Sturm wird über sie hinweggehen. Im allgemei­
nen wird der Polizei-Beamte im Gerichtssaal so behan­
delt, wie er sich selbst gibt. 

Die großen Strafverfahren sind die Visitenkarten des 
Rechtsstaates. Hier dürfen umso weniger Pannen passie­
ren. Die großen Strafverfahren sind Zeitbilder. Denken 
Sie an den Dreyfußprozeß, an den Auschwitzprozeß, an 
den Reichstagsbrandstifterprozeß, aber auch an die 
Nürnberger Urteile. Wer sich mit diesen befaßt, stellt 
fest, daß sie besser sind als ihr Ruf, so fragwürdig Urtei­
le der Sieger gegen die Besiegten im allgemeinen auch 
sein müssen. Die Rolle Görings als Zeuge in Leipzig war 
ein Zeichen der Zeit. Ich erinnere an den Dornprozeß 
mit seiner entscheidenden gesellschaftlichen Bedeutung 
für die Frau. An diesen Prozessen als Zeitbilder orientiert 
sich die Öffentlichkeit. Daran wird die Rechtsstaatlich­
keit gemessen. Um so wichtiger ist die Aufgabe aller, die 
bei den Verfahren mitwirken. Fehler müssen nach Mög­
lichkeit vermieden werden. Auf den von Ihnen durchge­
führten Ermittlungen wird das Hauptverfahren durchge­
führt. Natürlich ist es leicht, hinterher zu schreiben, was 
alles falsch gemacht wurde. Ein Gerichtsberichterstatter 
kann besser ermitteln als Sie, er kann besser anklagen 
und besser verteidigen als Staats- und Rechtsanwälte, 
insbesondere könnte er besser richten, auch ohne die 
Hauptverhandlung verfolgt zu haben. Damit müssen wir 
uns abfinden. 
Ein Krebsübel ist aber, Was in letzter Zeit immer mehr 
Schule macht. Das sind Presseerklärungen der Kriminal­
polizei und der Staatsanwaltschaft in schwebenden Er­
mittlungsverfahren. Obwohl noch nichts abschließend 
geklärt ist, steht in der Presse, unter Namensnennung, 
wer entführt oder gemordet hat, oder wieviel er verun­
treut und unterschlagen· hat. Der Verteidiger kann de­
mentieren, natürlich. Niemand glaubt ihm. Es heißt, Kri­
minalpolizei und Staatsanwaltschaft dürften es besser 
wissen; schließlich sei das eine Behörde. So ist der Ver-

114 

dächtigte in der Öffentlichkeit schuldig, bevor er auch 
nur vernommen ist, geschweige denn einen Richter gese­
hen hat. Wird er nach Jahren freigesprochen, ist die Exi­
stenz vernichtet. In der Öffentlichkeit heißt es, er habe 
Glück gehabt, es sei ihm nichts mehr zu beweisen gewe­
sen. Auch eine Pressekonferenz ändert daran nichts, vor­
ausgesetzt, daß der Beschuldigte genug Geld hat, eine 
solche Konferenz auszurichten. Und das nennt sich 
»Unschuldsvermutung«, auf die jeder nach der Men­
schenrechtskonvention einen Anspruch hat. Bis zum Ur­
teil gilt jeder als unschuldig. Solche Presseverlautbarun­
gen sind ein glatter Verstoß gegen das Persönlichkeits­
recht und die Unschuldsvermutung. Sie verpflichten bei 
späterem Freispruch zum Schadensersatz, sind aber auch 
sonst von Übel. Der Betroffene muß sich schon vor der 
Hauptverhandlung als Verurteilter fühlen. Die Öffentlich­
keit reagiert jedenfalls so. Der Verteidiger ist dagegen 
machtlos. Eine Ablehnung von Kriminalbeamten oder 
Staatsanwälten gibt es nicht. Dienstaufsichtsbeschwer­
den sind erfahrungsgemäß sinnlos. Natürlich weiß ich, 
daß die Presse Sie umlagert, wenn Sie einen spektakulä­
ren Fall bearbeiten. Ferner weiß ich, daß der Reporter in 
Ihre Verlautbarung zuweilen noch einen verschärfenden 
Zungenschlag bringt. Das ist aber keine Entschuldigung. 
Damit müssen Sie rechnen. Presseverlautbarungen wäh­
rend des Ermittlungsverfahrens, die eine Schuld feststel­
len, sind rechtsstaatswidrig und haben zu unterbleiben. 

Bei allem Trennenden und bei den entgegengesetzten 
Aufgaben, die wir haben, muß jeder von uns danach 
trachten, Recht und Gerechtigkeit auf seinem Arbeitsge­
biet walten zu lassen. Das ist oft garnicht so leicht. Was 
sind schon Recht und Gerechtigkeit in einer Zeit der Um­
wertung aller Werte. Stellen Sie sich vor, wir hätten vor 
20 Jahren diskutiert. Was hat sich im Laufe der Zeit alles 
verändert. Die Frage nach Recht und Gerechtigkeit hat 
schon Pilatus vor 2000 Jahren ohne Antwort gestellt. Nie­
mand hier im Saal wird sie abschließ~nd beantworten 
können. 

Auswüchse gibt es bei Ihnen, Auswüchse gibt es bei uns. 
Daran läßt sich aber keine Institution messen. Fehlurteile 
gibt es, seit Menschen über Menschen richten, das ist 
nicht zu ändern. Allerdings bin ich der Meinung, daß je­
des Fehlurteil ein absolutes Unglück ist. Ich glaube in­
dessen nicht, daß es tatsächlich viele Fehlurteile gibt. 
Meistens wird ja, wenn mal ein Fehlurteil in einer bedeu­
tenden Sache nachgewiesen wurde, darüber monatelang 
geschrieben. Die Zahl der Fehlurteile ist geringer, als 
man generell im Volk glaubt. Aber wir haben es mit in 
der Hand, Unheil und Unrecht zu· vermeiden: SÜ~ durch 
gewissenhaftere und objektivere Ermittlungen, wir durch 
bessere und fundierte Verteidigungen. So können wir im 
Gesamtrahmen dem Recht dienen, jeder an seiner Stelle. 

Das ist unsere Aufgabe. 



Polizei vor Gericht 

Edwin Kube 

Zusammenfassung: Auch Polizeibeamte sind in einer ob­
jektiven und exakten Wiedergabe des Sachverhalts durch 
vie(fältige Umstände wie Selektivität der Wahrnehmung, 
Mängel im Erinnerungsvermögen oder Schwächen 
sprachlicher Ausdrucksfähigkeit beschränkt. Verneh­
mungsstil und Erwartungshaltung des Gerichts sowie spe­
zielle Fragetaktiken des Verteidigers können die Aussage 
des Polizeibediensteten da1t~er hinaus beeinflussen. 

Hier muß sich der Polizeibeamte insbesondere davon be­
freien, als »klassischer Zeuge« auftreten zu wollen, der 
alle Details darzustellen vermag. Dies gilt natürlich auch 
dann, wenn der Beamte zu erkennen glaubt, daß das Ge­
richt eine ins Detail gehende Beantwortung der Fragen 
erwartet. Denn Widersprüche in Nebensächlichkeiten -
etwa im Verhältnis zu den Bekundungen anderer Zeugen 
- können die Glaubwürdigkeit des polizeilichen Zeugen 
insgesamt zerstöre;z. 

Auch der Polizeibedienstete als Sachverständiger gerät 
leicht in SuggestivsituationeIl. Eine Erwartungshaltung 
des Gerichts nach exakten Schlußfolgerungen verführt 
leicht zu einem Verhalten, das im Zusammenhang mit der 
Erhebung von Zusatztatsachen bei der Gutachtenerarbei­
tung als sog. Jagdeifer mißverstanden werden kanll und 
dann die Befangenheitsproblematik auslöst. 

Solches Verhalten wird verallgemeinernd unter dem 
Aspekt der Rollenvertauschung und Rollenverknüpfung 
beleuchtet. Es werden Hinweise insbesondere zur sprach­
lichen Gestaltung gegeben. die eine Aussageperson im In­
teresse sachgerechter Bekundullgen beachten sollte. 

Eine besondere Bedeutung kommt dem Polizeibeamten -
sei es als Zeuge oder Sachverständiger - in außerge­
wöhnlichen Prozessen zu. Solche Verfahren (etwa gegen 
politisch motivierte Gewalttäter oder Wirtschaftsstraftä­
ter) ergeben spezielle Kommunikatiollsprobleme. die u. a. 
daher rühren, daß zuweilen Angeklagte und ihre Verteidi­
ger von dem institutionell angebotenen Rollenverhalten 
abweichen. Politisierung des Sachverhalts. Anklägergeba­
ren des Angeklagten, Überhäufen des Gerichts mit Befan­
genheits- und Beweisanträgen und ähnliches kommunika­
tives VerhaltenJühren zu einer Überlastung des Gerichts. 

Polizeibeamte als Zeugen oder Sachverständige ge,;ten 
an Verteidiger, die zuweilen de facto die Verhandlullgslei­
tung innehaben und versuchen, über die Grenzen des 
rechtlich Vertretbaren ihr Fragerecht auszudehnen. 

Das Referat schließt mit Überlegungen dazu, was Gesetz­
geber, Gericht und Polizei tun können, um in außerge­
wöhnlichen Prozessen im Interesse optimaler Wahrheits­
findung zu einem sachgerechten Verfahrensablauf beizu­
tragen. 

1. Verfahrensrecht und Verfahrenswirklichkeit 

Der Strafprozeß - insbesondere die Hauptverhandlung 
- ist nicht nur normative Sinnbeziehung, sondern viel­
mehr ein von rechtlichen Regeln bestimmtes tatsächli­
ches Geschehen 1). Das Prozeßrecht markiert Grenzen, 
enthält Aufträge, gewährt Befugnisse, die von den Betei­
ligten unterschiedlich beachtet, realisiert und ausge­
schöpft werden. 

So überträgt etwa § 238 Abs~ 1 StPO die Verhandlungs­
leitung dem Vorsitzenden. Aber es hängt von seinem 
Stil, seiner Dominanz, seiner Kooperationsbereitschaft, 
seiner Emotionalität, seiner Neigung zu Verhaltenskritik, 
dem Grad seiner Infor.miertheit und von der Reaktion der 
Verfahrensbeteiligten i. w. S. ab, wie er das tatsächliche 
Geschehen gestaltet 2). Man erfaßt und begreift den 
Strafprozeß unzureichend, wenn man seiner Betrachtung 
allein das Rechtsnormensystem zugrundelegt. 

Erfreulicherweise gibt es inzwischen eine Vielfalt neue­
rer - wenn auch noch wenig aussagekräftiger 3 ) - Un-

1) Schreiber, Verfahrensrecht und Verfahrenswirklichkeit, ZStW 
1/1976, S. 117. Vgl. auch Peters, Strafprozeßlehre. Zugleich ein 
Beitrag zur Rollenproblematik im Strafprozeß, in: Gedächtnis­
schrift Hans Peters, Berlin, Heidelberg, New York 1967, S. 891 ff. 

2) Vgl. dazu etwa Schumann;Winter, Zur Analyse des Strafverfah­
rens, Krim. Journal 3+4/1971, S. 159 f. sowie Peters aaO., S. 895. 

3) Die empirische Basis der Arbeiten ist bisher meistens im Hinblick 
auf die oft weitgehenden Schlußfolgerungen an sich unzureichend. 
Vgl. z. B. Leodolter, Das Sprachverhalten von Angeklagten bei 
Gericht, Kronberg 1975. 

Kube, Edwin, Dr. jur. 
Ltd. Regierungsdirektor; Leiter der kriminalistisch-kriminologischen For­
schungsgruppe im BKA; zuvor Professor für Verwaltungslehre an der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Kehl; Veröffentlichungen 
insbes. zu Organisations- und Kommunikationsproblemen sowie zu kri­
minalistisch-kriminologischen Fragen. 
6200 Wiesbaden, Thaerstraße 11 
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tersuchungen über die Wirklichkeit im Strafprozeß4). Es 
fehlt allerdings an umfassenderen empirischen Arbeiten 
über Kommunikationsstrukturen zwischen Gericht und 
mehreren Verfahrensbeteiligten i. w. S., also etwa über 
die Interaktionen in der Dreierbeziehung Vorsitzender/ 
Gericht, Verteidiger/Angeklagter und Zeuge/Sachverstän­
diger. Aussagen über Polizeibeamte als Zeugen und 
Sachverständige in der Hauptverhandlung, also über ei­
nen Ausschnitt aus der Verfahrenswirklichkeit, müssen 
sich daher weitgehend auf unsystematisches Erfahrungs­
wissen stützen und können insoweit nicht exakt die Rea­
lität wiedergeben. 

2. Inhalts- und Beziehungsaspekte der Kommunika-
tion 

Kennenlernen von »Tatsachen« geschieht in der Haupt­
verhandlung durch Kommunikation, also durch 
Austausch von Informationen, von Mitteilungen. Jede 
Mitteilung enthält einen Inhalt als Sachinformation. Die­
se Information kann etwa wahr oder falsch, vollständig 
oder lückenhaft sein. Zugleich berührt grundsätzlich jede 
Information einen weiteren Aspekt, der oft kaum erkenn­
bar ist, nämlich den Beziehungsaspekt zum Informa­
tionsempfängerS). 

Diese Mitteilungsdimension beschreibt, wie der eine 
Kommunikationspartner seine Beziehung zum Gegen­
über sieht und stellt sich somit implizite als Definition 
beider Rollen im Verhältnis zueinander dar. Die Reak­
tion des Informationsempfängers kann insoweit insbeson­
dere auf Annahme oder Abweisung dieser Rollendefin­
ition hinauslaufen 6) (z. B. das Gericht akzeptiert die Rol­
lenausübung des Sachverständigen als faktisch »Letzt­
entscheidender«). 

3. Die »alltägliche« Hauptverhandlung 

Inhaltsbezogen soll Kommunikation zwischen Polizei 
und Gericht - sei es unmittelbar in der Hauptverhand­
lung (oder, was hier nicht interessiert, vermittelt durch 
die Staatsanwaltschaft) - der Sachverhaltsaufklärung 
und Wahtheitsfindung dienen. Abgesehen von nicht· 
gänzlich auszuschließendem bewußten Tatsachenverfäl­
schen durch einzelne Polizeibeamte 7) - worauf nicht 
eingegangen wird - sind auch polizeiliche Zeugen gene­
rell in ihrer objektiven, exakten Wiedergabe des Sachver­
halts durch vielfältige Umstände beeinträchtigt. Dazu 
zählen Selektivität der Wahrnehmung, Mängel im Erin­
nerungsvermögen oder Schwächen sprachlicher Aus­
drucksfähigkeit 8 ). Vernehmungs stil und Erwartungshal­
tung des Gerichts sowie spezielle Fragetechniken des 
Verteidigers können die Aussage des Polizeibeamten dar­
über hinaus beeinflussen. 

4) Vgl. die zusammenfassende Darstellung und Kritik von Schreiber 
aaü., S. 119 ff. Eine knappe historische Zusammenstellung gibt 
Rehbinder, in: Friedmann/Rehbinder, Jahrbuch für Rechtssoziolo­
gie und Rechtstheorie, Bd. 4, Zur Soziologie des Gerichtsverfah­
rens, Opladen 1976, S. 7 ff. 

5) Dazu Watzlawick/BeavinjJackson, Menschliche Kommunikation. 
Formen, Störungen, Paradoxien, Bern, Stuttgart, Wien, 4. Aufl. 
1974, S. 53 f. 

6) Zum Beziehungsaspekt in der Hauptverhandlung vgl. Kube, Kom­
munikationsprobleme zwischen Polizei und Gericht, JZ 1976, S. 17. 

7) Schon die Diskussion von entsprechenden Vorwürfen dürfte der 
Polizei, die in der Aufgabenerfüllung von kooperationsbereiten 
Bürgern abhängig ist, erheblich schaden, vgl. z. B. »Stern« 34/1976 
vom 12. 8. 1976, S. 92 ff. 

8) Vgl. etwa Schreiber aaO., S. 150 ff. m. w. N. 
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Hier muß sich der Polizeibeamte (unter dem Gesichts­
punkt des Beziehungsaspekts) insbesondere davon befrei­
en, als »klassischer« Zeuge auftreten zu wollen, der alle 
Details darzustellen vermag. Dieses Rollenverständnis ist 
aus der Stellung des Polizeibeamten im Ermittlungsver­
fahren naheliegend. Gerade deshalb muß sich der Beam­
te stets vor Augen führen, daß es nicht beschämend ist, 
wenn er sich nach längerer Zeit nur noch an das Kern­
geschehen erinnert. Der Beamte muß klar aussprechen, 
inwieweit er die früheren Wahrnehmungen noch exakt 
wiedergeben kann. Denn Widerspruche in Nebensäch­
lichkeiten - etwa im Verhältnis zu Bekundungen ande­
rer Zeugen - können die Glaubwürdigkeit des polizeili­
chen Zeugen insgesamt zerstören. 

Selbst wenn der Beamte zu erkennen glaubt, daß das· Ge­
richt von ihm bei der Befragung die exakte, bis ins Detail 
gehende Beantwortung der Fragen erwartet, darf er sich 
nicht mehr zumuten, als er verantworten kann. -
Ebenso sollte sich der Polizeizeuge nicht durch Taktiken 
des Verteidigers zu einem unvertretbaren Antwortverhal­
ten verleiten lassen, auch wenn dieser - wie in einem 
Fall geschehen - feststellt, daß ein Polizeibeamter, der 
sich an einen bestimmten Umstand (der nebenbei be­
merkt über zwei Jahre zurücklag) nicht zu erinnern ver­
mag, für seinen Beruf ungeeignet sei 9). 

Aus der Sicht der Polizei ist zu begrüßen, daß der BGH 
in seiner neueren Rechtsprechung den Polizeibeamten 
von dem Druck, die Anzeige substantiiert vertreten zu 
müssen - gerade für das Massenphänomen Straßenver­
kehrsdelinquenz - entlastet hat 10). Es wurde entschie­
den, daß die Aussage eines Polizeibeamten, er könne 
sich an den Verkehrs vorgang nicht mehr erinnern, er 
würde aber den Verkehrsteilnehmer unter den von die­
sem behaupteten Umständen nicht angezeigt haben, ver­
wertbar ist und der freien richterlichen Beweiswürdigung 
unterliegt. Solche Rechtsprechung trägt dazu bei, überzo­
gene Erwartungsstrukturen zum Bild des Polizeibeamten 
als Zeugen aufzulösen. 

Neben dem polizeilichen Zeugen hat gerade auch der Po­
lizeibedienstete als Sachverständiger ein fehlerhaftes 
Rollenverständnis zu vermeiden. Er muß auf seine bloße 
Gehilfenstellung gegenüber dem Gericht und auf seine 
auch nach außen erkennbare Selbständigkeit gegenüber 
Leitungsstellen der Polizei bei der Gutachtenerstellung 
und -erstattung besonderen Wert legen. Denn nicht nur 
der Polizeibeamte i. S. eines klassischen Zeugen, son­
dern auch der polizeiliche Sachverständige gerät leicht in 
Suggestiv situationen. Solche Situationen - für den 
Sachverständigen oft bedingt durch die Erwartungshal­
tung des Gerichts. nach exakten Schlußfolgerungen -
verführen zu einem Verhalten, das im Zusammenhang 
mit der Erhebung insbesondere von Zusatztatsachen bei 
der Gutachtenerarbeitung als sog. Jagdeifer mißverstan-

9) Zu weiteren Taktiken mancher Verteidiger: Weber, Polizeibeamte 
als Zeugen und Sachverständige, Deutsche Polizei 1/1975, S. 24 ff. 
Zum Problem Polizeibeamter als »klassische Zeugen« vgl. die empi­
rische Studie von McBarnet über Gerichtsverhandlungen in Glas­
gowjSchottland; dazu das anläßlich des 2. Internationalen Sympo­
siums für Viktimologie in Boston/USA vorgelegte Arbeitspapier 
»Victim in the Witness Box - Degradation Techniques and Legal 
Structure«, S. 10. 

tO) BGH 23, S. 213 ff. (S. 218 f.). Andererseits wäre es nicht prozeß­
rechtsgemäß, wenn Beamte (wie dies - wenn auch nur sehr selten 
- geschieht) gegenüber dem Vorsitzenden kundtun, sie wollten, 
anstatt zunächst den Zeugenbericht abzugeben, sogleich befragt 
werden; dazu Prüfer, Der Zeugenbericht, DRiZ 1975, S. 335. 



den werden kann und dann die Befangenheitsproblematik 
(§§ 24, 74 StPO) auslöst 11). 

Verallgemeinernd läßt sich sagen: Polizeibedienstete 
können wie jeder sonstige Zeuge oder Sachverständige 
Mängel in der Hauptverhandlung aufweisen (unzurei­
chende Vorbereitung, situationsunangemessenes Auftre­
ten etc.). Daneben kann es vorkommen,. daß Polizeibe­
dienstete als Zeugen oder Sachverständige ihrer Rolle ge­
rade im Hinblick auf ihre Zugehörigkeit zur Polizei nicht 
voll gerecht werden. Abstrahiert man dieses zuletzt ge­
nannte fehlerhafte Verhalten, so kann man feststellen, 
daß sie mit dem Problem der Rollenvertauschung und 
Rollenverknüpfung 12) nicht zurechtkommen. 

Von einer Rollenvertauschung kann man sprechen, wenn 
der Verfahrensbeteiligte eine weitere Rolle übernimmt 
und damit u. U. seiner eigentlichen Prozeßaufgabe nicht 
voll entspricht. Zum Beispiel nimmt der polizeiliche Ver­
nehmungsbeamte bei der Aussage über die Bekundungen 
des V-Mannes zum Teil richterliche Aufgaben der Glaub­
würdigkeitsprüfung wahr 13). Der Sachverständige eruiert 
- wie der Ermittlungsbeamte - Sachverhalte bei der 
Erhebung von Zusatztatsachen. Vernachlässigt die Aus­
sageperson ihre Hauptfunktion in unzulässiger Weise zu­
gunsten der Nebenaufgabe, so wird etwa aus dem zu­
nächst unbefangenen Sachverständigen der befangene 
Aufklärungssachverständige (z. B. der Sachverständige, 
der am Tatort als Polizeibeamter an den Ermittlungen 
teilgenommen hat, §§ 22 Ziff. 4, 74 StPO) 14). 

Eine Rollenverknüpfung ist gegeben, wenn ein Verfah­
rensbeteiligter zwar nicht die Rolle des anderen über­
nimmt, sich aber mit dem anderen als geschlossene Ein­
heit empfindet oder sich von dem anderen »verein­
nahmen« läßt. Die Eigenposition wird aufgegeben. Der 
sich als »klassischer« Zeuge verstehende Polizeibeamte, 
der detaillierter und bestimmter aussagt, als er es verant­
worten kann, ist dafür ein typischer Beispielsfall. 

Was kann nun der gut vorbereitete Beamte - sei er Zeu­
ge oder Sachverständiger - in der Hauptverhandlung im 
Interesse einer optimalen Aussage tun? Stichwortartig 
seien einige Möglichkeiten angedeutet 15), die in Aus- und 
Fortbildung bei weitem intensiver als bisher nicht nur 

11) Vgl. etwa LöwejRosenberg, StPO und das GVG, Berlin, New 
York, 23. Aufl. 1976, Anm. 12 zu § 74. - Während der Sachver­
ständige Befundtatsachen nur aufgrund seiner Sachkunde zuverläs­
sig wahrzunehmen und festzustellen vermag, liegen Zusatztatsa­
chen außerhalb des eigentlichen Gutachterauftrags und könnten 
auch von dem Ermittlungsbeamten eruiert werden; vgl. auch BGH 
18, S. 107 ff. und 22, S. 268 ff. (S. 271). 

12) Zu den Begriffen Peters aaO., S. 895 ff. 

13) Vgl. etwa auch Mehner, Die Vernehmung von Verhörspersonen im 
deutschen Strafprozeß, Köln 1975, S. 4 ff., Peters aaO., S. 896 so­
wie OLG Stuttgart NJW 1970, S. 66 f.: Ein Problem ist deshalb die 
Bewertung des Beweismittels. 

14) Zu beachten ist einerseits, daß der Begriff »Polizeibeamter« weit 
auszulegen ist, da als solcher auch anzusehen ist, wer, ohne als Po­
lizeibeamter angestellt zu sein, polizeiliche Dienste der Strafverfol­
gung leistet (Problem des kriminal technischen Wissenschaftlers am 
Tatort); vgl. LöwejRosenberg aaO., Anm. 57 zu § 22. Andererseits 
kann davon ausgegangen werden, daß die bloß beratende Anwesen­
heit des als Sachverständiger Tätigen (u. U. also auch eines Krimi­
nalbeamten, der bei der Sicherung sowohl entlastender wie bela­
stender Spuren berät) nicht zur Befangenheit führt; vg!. Klein­
knecht, Kommentar zur StPO, München, 32. Auf!. 1975, Anm. 2 B 
zu § 74; BGH 18, S. 214 ff. (S. 217). 

15) V gl. Polizeiführungsakademie, Rechtsposition und kommunikative 
Situation polizeilicher Zeugen und Sachverständiger in Strafprozes­
sen, Bericht zum Semin()r vom 17. bis 21. 2.1975, Hiltrup, S. 98f., 
Joling, The Policeman as a Witness, Journal of Forensic Sciences 
1/1976, S. 5. 

theoretisch vermittelt, sondern auch praktisch eingeübt 
werden müßten. 

So etwa 
- prägnante sprachliche Unterscheidung zwischen Tat­

sachenwahrnehmung und Schlußfolgerung bei der 
Aussage 

- Rückfrage oder paraphrastische Antwortformulierung 
bei unklar erscheinenden Begriffen und Fragen von 
Gericht oder Verfahrensbeteiligten (z. B. Erbitten 
oder Verwendung von Definitionen) 

- Vermeidung schlußfolgernder Füllaussagen bei Auf­
treten von Gedächtnislücken 

- Vermeiden von Sachverhaltsschilderungen mit teil­
weise vorweggenommener rechtlicher Wertung (z. B. 
die Bemerkung: »A handelte rücksichtslos« bei einem 
Fall nach § 315 c StGB) 

- Erkennen der Gefahren von Suggestivsituationen. 

4. Polizeibeamte in außergewöhnlichen Prozessen 

Exakte und zügige gerichtliche Aufklärung des Sachver­
halts in der Hauptverhandlung - nicht zuletzt mit Hilfe 
von Polizeibediensteten als Zeugen und Sachverständige 
- scheint vor allem in umfangreichen Verfahren, insbe­
sondere gegen ideologisch motivierte Gewalttäter, aber 
auch gegen Wirtschaftsstraftäter 16), eine kaum zu bewäl­
tigende Aufgabe zu sein. Solche außergewöhnlichen Pro­
zesse stellen nämlich in besonderer Weise in ihrer Ab­
wicklung unter dem Beziehungsaspekt ein Interaktions­
problem zwischen Gericht und Verteidiger/Angeklagtem, 
aber zuweilen auch zusätzlich zwischen polizeilichen 
Zeugen und Sachverständigen dar. Damit wird meistens 
auch die inhaltliche Seite der Kommunikation erheblich 
tangiert. 
Schon bei jedem Großverfahren entfaltet die Stoffülle 
und der damit verbundene Zeitaufwand für die Stoffbe­
wältigung Sachprobleme, die die Effektivität und den 
Sinn des Verfahrens in Frage stellen können 17). So soll 
nämlich etwa der dialektische Prozeß der Hauptverhand­
lung - anschuldigen, verteidigen, Beweis erheben, er­
kennen - einen psychischen Spannungs bogen erzeugen, 
der die Aufmerksamkeit und den geistigen Einsatz for­
dert (und fördert) und damit der Aufklärung der Sache 
dient. Diese Spannung zerfällt aber bei überlanger Dau­
er. In manchen Großverfahren - und zwar nicht nur in 
solchen gegen politisch motivierte Gewalttäter - sind 
Angeklagte und ihre Verteidiger sogar nicht mehr gewillt, 
das prozessuale Ziel zu akzeptieren, nämlich die Erfor­
schung der materiellen Wahrheit in einem justizförmigen 
Verfahren. Nicht Hinwirken auf ein freisprechendes Ur­
teil oder auf eine möglichst milde Bestrafung ist das 
Handlungsziel, sondern permanente Prozeßverzögerung 
oder gar Prozeßsabotage 18). 

16) Dies wurde gerade auch von Richterseite anläßlich einer öffentli­
chen Anhörung im Rechtsausschuß des Bundestages am 2. 4. 1976 
geltend gemacht; vgl. »Bericht aus Bonn«, in: ZRP 1976, S. 123 f. 
Vgl. auch Weber, Der Mißbrauch prozessualer Rechte im Strafver­
fahren, GA 1975, S. 290. 

17) V gl. etwa Grauhan, Bewältigung von Großverfahren durch Be­
schränkung des Prozeßstoffes, GA 1976, S. 226. Besonders der 
Vorsitzende, auf den die meisten sozialen Beziehungen in der 
Hauptverhandlung ausgerichtet sind (vgl. Wassermann, Justiz im 
sozialen Rechtsstaat, Darmstadt, Neuwied 1974, S. 61 fL), wird 
überfordert. 

18) Vgl. etwa in diesem Zusammenhang: Weber, Polizeibeamte als 
Zeugen und Sachverständige aaO., S. 23 ff., Weber, Der Miß­
brauch prozessualer Rechte aaO., S. 289 f. 
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Diese Entwicklung ist umso bedenklicher, als einerseits 
die »neue Kriminologie« eine Selbstdefinition Kriminel­
ler als politisch Betroffene - selbst bei Taten, über de­
ren verbrecherische Natur traditionellerweise Überein­
stimmung besteht - nahelegt 19). Stichwortartig sei auf 
Formulierungen wie »die Polizei ist Produzent von Kri­
minalität zu Lasten sozial Benachteiligter« oder »die 
Strafrechtsnormen sind Resultate politischer 
Definitionen« verwiesen. - Andererseits dürfte kaum 
mehr darüber Konsens bestehen, was den sachgerechten 
Kampf des Verteidigers ausmacht. So äußert sich etwa 
der bekannte Gerichtsjournalist Gerhard Mauz zum 
Stammheimer BM-Prozeß20): 

»Endlich einmal wird in diesem Land wirklich verteidigt 
- und schon heißt es, es wurde ,Mißbrauch' getrieben. 
Endlich einmal wird in diesem Land in Anspruch genom­
men, was die Strafprozeßordnung der Verteidigung zur 
Verfügung stellt - und schon muß die Strafprozeßord­
nung demoliert werden, damit sie nicht ,mißbraucht' 
werden kann. Doch die Wahrheit ist, daß in Stuttgart­
Stammheim endlich einmal versucht wird, die Strafpro­
zeßordnung zu gebrauchen.« 

Mit welcher Ausgangssituation hat nun der Polizeibe­
dienstete als Zeuge oder Sachverständiger in den erwähn­
ten außergewöhnlichen Prozessen zu rechnen, bei denen 
die intendierte Prozeßzielverwirklichung am Verfahren 
Beteiligter in Zweifel gezogen werden muß? Er wird da­
von ausgehen können, daß Angeklagte und Verteidiger 
(sowie evtl. Sympathisanten im Publikum) von dem insti­
tutionell angebotenen Rollenverhalten gegenüber dem 
Gericht abweichen werden 21). Dies geschieht insbeson­
dere durch: 

- Ausweitung und Verschiebung des Sachverhalts (etwa 
Politisierung des Sachverhalts) 

- häufiges Vorbringen von Befangenheits- und Beweis­
anträgen (z. B. 60 Ablehnungsanträge nach 132 Ver­
handlungstagen im BM-Prozeß in Stuttgart-Stamm­
heim) 

- Diskriminierung des Gerichts und den Versuch einer 
Umkehrung der Rollenbeziehung (z. B. Anklägerge­
baren des Angeklagten) 

- Kollektivverhalten von Angeklagten und Sympathi­
santen im Publikum (etwa gemeinsames Anstimmen 
von Sprechchören) 

- Strapazierung des Präsentationsrechts von Beweismit-
teln in der Hauptverhandlung (§ 245 StPO). 

Solches Verhalten führt zu einer Rollenüberlastung des 
Gerichts. Es entsteht ein Übermaß an formellem Auf­
wand zur Prüfung und Zurückweisung oft auf den ersten 

19) Dazu Friday/Kirchhoff, Probleme und Perspektiven der Politisie­
rung in der zeitgenössischen Kriminologie, MschrKrim 1975, ins­
bes. S. 220. 

20) Vgl. Croissant u. a., Politische Prozesse ohne Verteidigung? Berlin 
1976, S.8. Vgl. zur Aufgaben- und Mißbrauchsumschreibung des 
Verteidigerhandelns auch Rudolphi, Strafprozeß im Umbruch, ZRP 
1976, S. 172, Isermann, Anwalt als »Rechtshelfer sozialer 
Gegenrnacht«? in: Recht und Politik 2/1976, S. 124 sowie dazu 
Dt. Richterbund Information 2/1976, S. 16. 

21) Weber, Polizeibeamte als Zeugen und Sachverständige aaO. sowie 
Wagner, Zur Psychologie des Störverhaltens von Angeklagten und 
Zuhörern in Hauptverhandlungen (unveröffentl. Manuskript), Ta­
gung der Deutschen Richterakademie Trier vom 16.-22. 3. 1975 
»Die Hauptverhandlung in Strafsachen«. Vgl. auch »Dokumen­
tation von Ehrengerichtsverfahren gegen politische Verteidiger«, 
in: Kritische Justiz April/Juni 1976, S. 202 ff. 
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Blick plausibel begründeter Anträge und zur Reaktion 
auf Devianz. Das prozessuale Kommunikationssystem 
ist nur in unzureichendem Maße für die Aufgabe der 
Rechtsfindung im Sinne der Erreichung der prozessualen 
Ziele frei. 

Für das Gericht, insbesondere den Vorsitzenden, ergibt 
sich eine ungewöhnliche Streßsituation. Unsicherheit und 
deren emotionale Äquivalente, Angst oder aggressive Ge­
stimmtheit, sind sehr naheliegende Folgen derartiger Pro­
zeßlagen. Die notwendige Fürsorge gegenüber Zeugen 
und Sachverständigen tritt bei dieser Ausgangslage oft 
zurück. Denn ein solches Verhalten des Vorsitzenden 
und des Gerichts könnte leicht zu einer zusätzlichen Be­
lastung der Kommunikationssituation führen. 

In Ausübung ihres Fragerechts nach § 240 Abs. 2 StPO 
gelingt es daher manchen Verteidigern, de facto während 
der Beweisaufnahme die Verhandlungsleitung zu über­
nehmen, zumal wenn mehrere Verteidiger abwechselnd 
die Fragen stellen. Fragen, die offenbar nicht zulässig 
sind, werden dann vom Vorsitzenden bzw. dem Gericht 
nicht oder nur selten zurückgewiesen, obwohl nach rich­
tiger Rechtsauffassung die Kann-Vorschrift des § 241 
Abs. 2 StPO als Muß-Vorschrift auszulegen ist 22). 

Beispiele für solche Fragen sind23): 

- Wiederholung schon gestellter Fragen ohne Anlaß 

- Fragen nach Rechtsbegriffen und nach Definitionen 
solcher Begriffe 

- Fragen nach Einsatztaktiken der Polizei trotz dem Ge­
richt bekannter Beschränkung der Aussagegenehmi­
gung 

- Fragen nach hypothetischen Geschehnisabläufen 
(außerhalb zulässiger Fallkonstellationen - etwa 
§ 263 StGB). 

Daneben wird die polizeiliche Aussageperson einer stun­
den-, ja tagelangen Befragung ausgesetzt sein, wobei ihr 
insbesondere auch - aus der Sicht der Polizei unhaltbare 
- Fragen nach Maßnahmen i. S. d. § 136 a StPO gestellt 
werden. Zuweilen wurden bisher Bitten um Pausenge­
währung, die erst nach stundenlanger Befragung von den 
Zeugen oder Sachverständigen geäußert werden, nach ei­
nem Einwand der Verteidiger ohne nähere Begründung 
übergangen 24). Es ist offensichtlich, daß sich Polizeibe­
amte in solchen Hauptverhandlungen isoliert fühlen. Bei 
der Kommunikation mit dem Gericht und anderen Pro­
zeßbeteiligten drängt sich ihnen der Eindruck auf, daß 
das Gericht seine Fürsorgepflicht, darüber zu wachen, 
daß ihnen keine unangemessene Behandlung widerfährt, 
nicht erfüllt. 

22) So KMR, Kommentar zur StPO, Darmstadt, 6. Aufl. 1%6, Anm. 3 
zu § 240 sowie Anm. 1 b zu § 241; im Ergebnis so auch Löwe!Ro-. 
senberg, StPO und das GVG, Berlin, New York, 22. Aufl., 1973, 
Bd. 2, Anm. 5 zu § 240. Vgl. auch Warda, Dogmatische Grundla­
gen des richterlichen Ermessens im Strafrecht, Köln 1%2, S. 85 ff. 

23) Dazu im einzelnen: Weber, Polizeibeamte als Zeugen und Sachver­
ständige aaO., S. 24 ff. 

24) Wobei nicht verkannt wird, daß es ermessensbräuchlich wäre, 
wenn der Vorsitzende lediglich deshalb unterbrechen würde, weil 
die Lage des Zeugen durch präzise Fragen eines Verteidigers pre­
kär geworden ist; vgl. Fuhrmann, Das Beanstandungsrecht des 
§ 238 Abs. 2 StPO, GA 1963, S. 75. Vgl. andererseits zum Recht 
des Zeugen auf angemes~ene Behandlung BVerfG. NJW 1975, 
S. 103 ff. und Humborg, Die Rechte des Zeugen in der Hauptver­
handlung. JR 1966, S.449 sowie Peters, Strafprozeß, Karlsruhe 
1%6, S. 301. 



In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß bei einer 
Umfrage, die ein Teilnehmer an einem Seminar der Pro­
fessoren Schöch und Schreiber im Sommersemester 1976 
durchgeführt hat, von 123 Beamten der Schutzpolizei 
(mittlerer Dienst) Göttingen 53 (= 43,08 %) erklärten, sie 
seien in Strafverfahren in die Rolle des Angeklagten ge­
drängt worden. 22 (= 17,88%) gaben an, daß der Vorsit­
zende unzulässige Attacken von Prozeßbeteiligten und 
Zuhörern ohne Reaktion. zugelassen habe. Dieses Ergeb­
nis zeigt, daß solche Kommunikationsprobleme offenbar 
nicht auf außergewöhnliche Prozesse beschränkt sind. 

Allerdings darf von Zeugen und Sachverständigen nicht 
verkannt werden, daß das Fragerecht des § 240 Abs. 2 
StPO vielfältigen sachgerechten Funktionen dient und 
auch seine intensive, aber noch prozeßrechtsgemäße 
Wahrnehmung von der Aussageperson stets als Last 
empfunden werden wird 25). So dient das Fragerecht et­
wadazu: 

- den Zeugen oder Sachverständigen zu einer größeren 
Beschreibungsgenauigkeit von Sachverhalten zu ver­
anlassen, z. B. Ergänzungen zu Geschehnisabläufen 
oder zu Versuchsanordnungen erfragen; 

- Gewißheit zu schaffen, wie die verwandten sprachli­
chen Formulierungen zu interpretieren sind;' 

- die in Zeugen- und Sachverständigenaussagen enthal­
tenen Schlußfolgerungen zu hinterfragen, da sie u. U. 
nicht stichhaltig genug erscheinen; 

- die Widerspruchsfreiheit der Aussage zu überprüfen; 

- die Glaubwürdigkeit des Zeugen zu testen, wobei die-
se auch in Abhängigkeit von der situativen Angemes­
senheit der sprachlichen Äußerung und von dem ge­
samten Auftreten zu sehen ist; 

- die Sachkunde des Sachverständigen im allgemeinen 
zu testen, wobei etwa der berufliche Werdegang er­
fragt wird. 

5. Verbesserungsvorschläge für die Kommunika-
tiol1ssituation 

Gerade für die erwähnten außergewöhnlichen Prozesse 
müssen im Interesse einer optimalen Wahrheitsfindung 
und eines effektiven Verfahrensablaufs Verbesserungen 
herbeigeführt werden. Das ist einmal eine rechtspoliti­
sche Aufgabe. Über mangelnde Aktivitäten der zuständi­
gen Instanzen wird sich - so glaube ich - kein Polizei­
praktiker beklagen. Beispielhaft sei neuerdings auf den 
Gesetzentwurf des Bundesrates zur Beschieunigung 
strafrechtlicher Verfahren 26) und auf den Referentenent­
wurf eines Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des 
Strafverfahrens 27 ) mit den Änderungsvorschlägen, etwa 

25) Vgl. über die psychologische Rolle des »Fragens« bei der Sachver­
haltsrekonstruktion: Weimar, Psychologische Strukturen richterli­
cher Entscheidungen, Basel und Stuttgart 1969, S. 64 ff. - Wie re­
levant die sprachliche und taktische Fragengestaltung für das Ant­
wortverhalten und den Inhalt der Aussage ist, zeigte sehr überzeu­
gend eine empirische Studie, über die von Loftus (Unglaubwürdige 
Augenzeugen) in Psychologie heute (April 1975, S. 24) berichtet 
wurde. - Zu Frageformen und Fragemethoden: Fröhlich, Variable 
des Vernehmungsgeschehens, in: Stelzer/prokop, Kriminalistik und 
forensische Wissenschaften, Berlin 20/1975, S. 65 ff. 

26) Vgl. BT-Drucksache 7/5267/28 .. 5. 1976. 

27) Stand Juni 1976 - Zum prozeßrechtlichen Wandel seit 1964 und zu 
Entwicklungstendenzen vgl. die Referate von Siekmann und Böing 
im Bericht der Polizei-Führungsakademie zur Arbeitstagung Straf­
verfahrensrecht - Erfahrungen mit neuen Vorschriften vom 
29.9.-1. 10. 1976 in Münster-Hiltrup. 

zur Beschränkung des Prozeßstoffes oder zur Erleichte­
rung für das Gericht, dem Mißbrauch des prozessualen 
Begründungs-, Frage- und Erklärungsrechts entgegenzu­
wirken, verwiesen. Zuweilen drängt sich einem aber der 
Eindruck auf, daß rechtliche Änderungen zu punktuell 
vorgenommen werden, daß also zu sehr an Einzelproble­
men kuriert wird, anstatt das System Hauptverhandlung 
in seiner rechtlichen Komplexität und in dem Bezie­
hungszusammenhang seiner Elemente zu strukturieren. 
Dieser Mangel ist allerdings verständlich, fehlt es doch 
- wie erwähnt - an umfassenden und umsetzbaren For­
schungsergebnissen aus Kriminologie, Strafprozeßlehre 
und Rechtstatsachenforschung. 
Auch ist festzustellen, daß schon das bestehende Recht 
zum Teil ungenutzt bleibende Möglichkeiten enthält 28). 
Beispielhaft sei auf die vorübergehende Entziehung des 
Fragerechts etwa eines Verteidigers verwiesen. Nach 
dem Wortlaut des § 241 Abs. 2 StPO können bekanntlich 
einzelne ungeeignete oder nicht zur Sache gehörende 
Fragen zurückgewiesen werden. Doch hindert dies den 
Verteidiger nach dem Gesetzeswortlaut nicht, die Befra­
gung beliebig lange durch eine Häufung unzulässiger Fra­
gen fortzusetzen, wobei durch die dann jeweils erforder­
lich werdende Zurückweisung der einzelnen Fragen (und 
gegebenenfalls die Anrufung des Gerichts gegen die Ent­
scheidung des Vorsitzenden nach § 238 Abs. 2) der ge­
ordnete Verfahrensablauf empfindlich gestört werden 
kann. Von der Rechtsprechung wird daher anerkannt, 
daß bei eindeutigem Mißbrauch auch eine Entziehung 
des gesamten Fragerechts für einen bestimmten Beweis­
abschnitt zulässig ist 29). Bei solcher Rechtsentwicklung 
bietet sich - wie dies zu diesem Problem angestrebt 
wird - die ausdrückliche Regelung im Gesetz anläßlich 
einer Gesetzesänderung an. 
Verbesserungsvorschläge zum Ablauf der Hauptverhand­
lung müssen aber auch die unmittelbare Bewältigung der 
Kommunikationssituation einbeziehen, zumal - wie be­
reits zu Beginn des Referats festgestellt wurde - das 
Rechtsnormensystem nur den Rahmen für den dynami­
schen Geschehensablauf darstellt. Hier sind Justiz und 
Polizei unmittelbar selbst angesprochen. Was kann inso­
weit etwa bei Gericht und Polizei gemacht werden? 
Stichworthaltig seien einige Hinweise gegeben 30): 

auf seiten des Gerichts 
- besserer Informationsaustausch zwischen erfahrenen 

Vorsitzenden und weniger erfahrenen Richtern über 
praktisch verwertbare prozessuale Möglichkeiten. (Ist 
z. B. zu erwarten, daß der Angeklagte eine Einlas­
sung zur Person verweigert: Fotografie in Akten zur 
Augenscheinseinnahme bereithalten); 

- umfassende Vorbereitung solcher Hauptverhandlun­
gen in technischer Hinsicht (z. B. organisatorische 
Maßnahmen ergreifen, um zu verhindern, daß im 
überfüllten Sitzungssaal die Zeugenbank durch Sym­
pathisanten besetzt wird); 

- soziologische und sozialpsychologische Kenntnisse 
darüber, welche Auswirkungen bestimmte prozessua­
le Maßnahmen voraussichtlich haben werden 31 ) 

28) Im Ergebnis so auch Martin, Reicht das geltende Strafrecht zur 
Bekämpfung anarchistischer und terroristischer Gewalttaten aus?, 
in: IPA 1976, März-Heft, S. 30 u. S. 34. 

29) BGH I StR 302/67. 

30) Kube aaü., S. 18. 

31) Vgl. auch Schelsky, Nutzen und Gefahren der sozialwissenschaftli­
chen Ausbildung von Juristen. in JZ 1974, insbes. S. 412. 
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(z. B. Anordnungen gegenüber dem störenden Publi­
kum); 

- sofort verfügbare prozeßrechtliche Detailkenntnisse 
für Konfliktsituationen (z. B.: Wann entscheidet der 
Vorsitzende? Wann entscheidet die Kammer? Wann 
kann gegen Entscheidungen des Vorsitzenden das Ge­
richt angerufen werden?); 

- als längerfristiges Ziel: Entwicklung einer Didaktik 
des juristischen Prozesses und Einfügung der Er­
kenntnisse in das Curriculum (z. B. Simulation von 
Hauptverhandlungen in der Fortbildung). Anfänge da­
zu machte bisher insbesondere die Deutsche Richter­
akademie in Trier mit dem Durchspielen fingierter 
Hauptverhandlungen; 

auf seiten der Polizei 

- Förderung eines Problembewußtseins innerhalb der 
Polizei: So hat etwa das Polizeipräsidium Wiesbaden 
bei Staatsanwaltschaft, Amtsgericht und Landgericht 
im Sommer 1976 eine Umfrage veranstaltet, um zu er­
fahren, wie Polizeibeamte als Zeugen in der Haupt­
verhandlung auftreten. Es wurden Fragen nach äuße­
rer Erscheinung, Haltung, Gestik, Redeweise, sprach­
licher Formulierung, Verfahrenskenntnis etc. gestellt. 
Dabei ergab sich u. a., daß es Polizeibeamten zuwei­
len nicht gelingt - vor allem, wenn Verteidiger in 
Wahrnehmung ihres Fragerechts dem Beamten Män­
gel vorhalten - die angemessene Distanz 32) zum Fall 
und zu Prozeßbeteiligten zu bewahren; 

- daher Entwicklung einer sachgerechten Einstellung 
gegenüber dem Strafprozeß und der Rolle des Vertei­
digers: Verteidigung ist Kampf. Anstelle des lange 
Zeit vorherrschenden Harmoniemodells ist das Kon­
fliktmodell (Auseinandersetzung der Prozeßbeteiligten 
bei grundsätzlicher Waffengleichheit 33» getreten. 
Aufgabe des Verteidigers ist es nicht, den Angeklag­
ten als »reuigen Sünder« darzustellen und um Milde 
zu bitten. Er ist zunächst einseitiger Interessenvertre­
ter seines Mandanten und Träger einer Schutzfunk­
tion; 

- bessere Vorbereitung polizeilicher Zeugen und Sach­
verständiger zur Hauptverhandlung: Dies gilt schon 

32) Zu dem Distanzproblem vgl. Kube, Public Expectations and Police 
Role Concepts, The Police Chief 1976, Mai-Heft, S. 53 f. 

33) Vgl. die seit Anfang der 60er Jahre vorgenommenen gesetzlichen 
Änderungen, wonach z. B. der Beschuldigte darauf hingewiesen 
werden muß, daß er seine Aussage verweigern und einen Rechtsan­
walt beiziehen kann, oder die dem Verteidiger eingeräumte Mög­
lichkeit, frühzeitig die Akten einzusehen. Zum Problem der Waf­
fengleichheit vgl. Müller, Der Grundsatz der Waffengleichheit im 
Strafverfahren NJW 1976, S. 1063 ff. sowie Sandermann, 
»Waffengleichheit« im Strafprozeß, Diss. Köln 1975, S. 44 ff. 
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Dem Konfliktmodell entspricht auch die seltene Relevanz des Miß­
brauchsgedankens im Strafprozeß; vgl. dazu Weber, Der Miß­
brauch prozessualer Rechte im Strafverfahren aaü., insbes. 
S. 299 f. 
Zur Kampf- und Konfliktsituation Dahs, Handbuch des Strafvertei­
digers, Köln-Marienburg, 3. Auf!., 1971, S. 5; Rasehorn, Verfah­
rensrecht - Verfahrensstil in der Hauptverhandlung, in: Polizei­
Führungsakademie, Rechtsposition und kommunikative Situation 
polizei.icher Zeugen und Sachverständiger in Strafprozessen aaü., 
S. 15 ff. 

für die Ausbildung. Verbessert zu vermitteln sind da..; 
bei einmal die rechtlichen Probleme, also insbesonde­
re Rechte und Pflichten des Zeugen und Sachverstän­
digen in der Hauptverhandlung. Aber auch im kom­
munikativen Bereich ist den einzelnen Polizeibe­
diensteten durch Rollenspiel, Lehrfilme etc. ein 
vertiefter Einblick in die zwischenmenschlichen In­
formationsprozesse - einschließlich kommunikativer 
Taktiken 34) - zu geben. So muß etwa der einzelne 
Beamte genauer Bescheid darüber wissen, wann er als 
Zeuge oder Sachverständiger eine Frage des Ange­
klagten oder dessen Verteidigers beanstanden und ge­
genüber Vorsitzendem bzw. Gericht deren Zurück­
weisung beantragen kann. Der polizeiliche Zeuge und 
Sachverständige muß aber auch besser darüber infor­
miert sein, welche kommunikativen Taktiken er zu er­
warten hat und wie er ihnen begegnen kann. Wird et­
wa der Sachverständige stundenlang befragt, so bietet 
sich im Interesse der Konzentrationsfähigkeit an, Ver­
teidigern bei verwendeten Fachausdrücken Definitio­
nen »abzuverlangen«, nicht zuletzt auch um sprachli­
che Mißverständnisse auszuschließen. Keiner weite­
ren Ausführung bedarf es, daß sich solche Taktiken 
von Zeugen und Sachverständigen im Rahmen der 
durch die Rechtsnormen vorgegebenen Schranken. 
halten müssen; 

- des weiteren muß die Aussageperson durch die Poli­
zeiführung eine optimale Ausgangsposition erhalten. 
Dazu gehört etwa die ihr eingeräumte Möglichkeit, 
sich ausreichend auf die Hauptverhandlung 
vorzubereiten 35) oder die dem Zeugen und Sachver­
ständigen vorgegebene - exakte - schriftlicb.e Fest­
legung der Grenzen der Aussagegenehmigung. 

Der Strafprozeß ist soziales Geschehen, meistens in der 
Form personenbezogener Auseinandersetzungen. Dabei 
kann aber nur die sozial typische Auseinandersetzung mit 
einem Verständnis der Rechtsgemeinschaft rechnen. Es 
geht deshalb schließlich bei einer sachgerechten Durch­
führung der Hauptverhandlung und bei einer angemesse­
nen Behandlung polizeilicher (und natürlich auch nicht­
polizeilicher) Zeugen und Sachverständiger36) nicht nur 
um ein Problem optimaler Wahrheitserforschung und 
verfahrensrechtlich orientierter Fairneß im Strafverfah­
ren. Es geht ebenso darum, über eine verstehende Öf­
fentlichkeit - zu der auch Zeugen und Sachverständige 
zu rechnen sind - die soziale Wirkung des Prozesses zu 
entfalten 37). 

34) Es ist eine seit jeher von Verteidigern praktizierte Verhaltensweise, 
den von den Rechtssätzen eingeräumten Spielraum zugunsten ihrer 
Mandanten kommunikativ-taktisch auszunutzen (z. B. die Taktik 
des rechten Augenblicks bei der Stellung von Beweisanträgen); da­
zu Scheuerle, Studien über die Prozeßtaktik, Archiv für civilisti­
sche Praxis, 1972, S. 351 ff. Vgl. in diesem Zusammenhang auch 
Rödig, Die Theorie des gerichtlichen Erkenntnisverfahrens, Berlin, 
Heidelberg, New York 1973, S. 23 ff. 

35) Zur Pflicht (!) des Polizeibeamten, als Zeuge sich vorzubereiten, 
vgl. BGH 1, S. 5 ff. (S. 8). 

36) Zum Problem der von Zeugen empfundenen Beschwernisse, Can­
navalejFalcon, Witness Cooperation, Toronto, London 1976, 
S. 57 ff. 

37) So Weber, Polizeibeamte als Zeugen und Sachverständige aaü., 
S.30. 



Polizei und Justiz 
in den Augen der Öffentlichkeit 

Hans Schueler 

Zusammenfassung: Als »gelegentlicher Besucher der ju­
stitiellen Schaubühne und ihres polizeilichen Vorfeldes« 
und »kommentierender Begleiter der Gesetzgebung« sieht 
sich der Verfasser einer Liberalität verpflichtet. die sich 
als permanenter Versuch begreift. vorurteilsfrei und kri­
tisch auch der demokratisch legitimierten Macht gegenü­
ber zu bleiben. 

Von den zwanziger Jahren (»Freund und Heljer«) bis hin 
zu den $tudentenunruhen 1968 hat sich das Bild der Poli­
zei in der Öffentlichkeit allmählich gewandelt. Die Eska­
lation der Gewalt hatte auch neue Formen von Gewaltkri­
minalität im Gefolge. Nach den ersten eher durch Impro­
visation gekennzeichneten Reaktionen der Polizei wurden 
die Bastionen wider den Terrorismus systematisch ausge­
baut: durch Mobile Einsatzkommandos in den Ländern. 
durch die Verstärkung des BKA. Polizei und Justiz sind 
nunmehr gut gerüstet. 

Wie steht es nun mit der intellektl~ellen Bewältigung? Hat 
nicht das Außerachtlassen der politischen Dimension der 
neuen Art von Kriminalität auch zu Fehlreaktionen ge­
führt. zu einem Verkennen ihrer Motivationen und Strate­
gien? 

Vor Gericht versucht der Revolutionär. den bürgerlichen 
Rechtsstaat ad absurdlll11 zu führen. Die Regeln des 
Strafverfahrens werden scheinbar akzeptiert. tatsächlich 
jedoch einer Zerreißprobe unterzogen - mit zuweilen er­
staunlichem Erfolg. 

Im Zusammenhang mit dem Terrorismus wird das Wort 
»Rechtsstaat« häldig mit einer sonderbar verkehrten 
Blickrichtung gebraucht. Womöglich droht dem Rechts­
staat weniger Gefahr von seinen erklärten Feinden (vier­
zig eingesperrten Terroristen und ihren Sympathisanten) 
als von seinen verbalen Verfechtern. falls diese bereit 
sind. ihn angesichts der vermeintlichen Bedrohung hin­
tanzustellen. Die neuen gesetzgeberischen Maßnahmen 
machten, so notwendig sie auch waren. doch zugleich die 
Risiken des Mißbrauchs deutlich. und die extensive Ausle­
gung einer ohnehin schon großzügigen Bestimmung kann 
an die Fundamente des »fair trial« rühren. Durch überdi­
mensionale Sicherheitsvorkehrungen und ein Großaidge­
bot bewaffneter Polizei im Gerichtssaal kann der Glaube 
der Öffentlichkeit in die Unbefangenheit der Justiz ins 
Wanken geraten. 

Zu Bedenken gibt auch der Gesetzentwurf zur Regelung 
des gezielt tödlichen Schusses Anlaß. insbesondere auch 
im Hinblick auf die Voraussetzungen für den Einsatz von 
Maschinengewehren und Handgranaten durch die Poli­
zei. So könnte der VOll den Terroristen angestrebte Bür­
gerkriegseffekt Wirklichkeit werden. 

Die Justiz sollte - unbeirrt durch den Haß und die Pro­
vokationen ihrer erklärten Feinde - gerade diesen die 
Gerechtigkeit unserer Rechtsordnung auf das penibelste 
zuteil werden lassen. Dies ist auch ein Gebot der Huma­
nität. 

So, wie der Herr Präsident des Bundeskriminalamtes mir 
mein Thema gestellt hat, insinuiert es eigentlich schon 
wieder die oft und mit Recht beklagte Anmaßung, der 
Journalist oder die Journalisten repräsentierten die Öf­
fentlichkeit. Ich habe nur zwei Augen und bilde mir nicht 
ein, damit zu sehen, was die Öffentlichkeit sieht und 
denkt. Dies nur, um Ihnen zu sagen, daß Sie von mir le­
diglich ein subjektives Bild zu erwarten haben - meine . 
Eindrücke, meine Meinung, einen kleinen Ausschnitt al­
so nicht der öffentlichen, sondern der veröffentlichten 
Meinung. 

Über meinen Standort will ich Sie dabei nicht im Unkla­
ren lassen: Es ist der, den auch das Blatt einnimmt, für 
das ich schreibe, oder doch zumindest dessen politische 
Redaktion: die Position der Liberalität, die sich für den 
Journalisten vielleicht am besten als der permanente Ver­
such bezeichnen läßt, von Vorurteilen frei zu bleiben 
und kritisch gegenüber der Macht in jeder Form zu sein. 
selbst wo sie demokratisch legitimiert ist. 

In der Sache habe ich Ihnen nicht viel mehr zu bieten, als 
die Beobachtungen eines gelegentlichen Besuchers der 
justitiellen Schaubühne und ihres polizeilichen Vorfeldes 
und die eines kommentierenden Begleiters der Gesetzge­
bung. 

Im Berlin der zwanziger Jahre ist das Wort aufgekom­
men, von dem die damit Belobigten nicht lange zehren 
konnten, obwohl es längst zu den geflügelten gehört: Die 
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Polizei, Dein Freund und Helfer~ Damals wurde der 
blaue Schutzmann an der Ecke zum Samariter. Er be­
gann, den in der Hauptstadt rasch wachsenden Autover­
kehr zu regeln. Er half den Kleinen, den Alten und Ge­
brechlichen über die Straße. Sein Nachfolger, der Ver­
kehrspolizist von heute, hat nur noch wenig Gelegenheit, 
sich bei seinen Mitmenschen beliebt zu machen. Er muß 
Alkoholsünder stellen, Geschwindigkeitsüberschreitun­
gen ahnden und Dauerparkern gebührenpflichtige Ver­
warnungen an die Windschutzscheibe kleben. 

Der für den Bürger am deutlichsten sichtbare Bereich po­
lizeilicher Tätigkeit wird \Tom einzelnen eher als Restrik­
tion, als individuelle Rechtsbeschränkung empfunden -
im Interesse der Sicherheit und Ordnung des Massenver­
kehrs, gewiß. Aber die erweist sich zur Zeit der rush~ 
hour in unseren Groß- und Mittelstädten und angesichts 
von 17000 Verkehrstoten im Jahr dann doch als nur müh­
sam reguliertes Chaos. 

Indes hat die Polizei ihren kurzlebigen Ruf als Freund 
des Publikums noch früher auf der Ebene des Politischen 
eingebüßt. Damals, in den zwanziger Jahren, wurde sie 
bei Saalschlachten und Straßenkämpfen zwischen Hitlers 
SA und den Sturmtrupps der Kommunisten zerrieben. In 
den späten sechziger Jahren verlor sie nicht nur bei der 
Jugend, sondern auch in weiten Teilen des liberalen Bür­
gertums ihre Glaubwürdigkeit als Institution des demo­
kratischen Rechtsstaates. Mit der übermäßigen, in Ein­
zelexzessen bis zur Brutalität gesteigerten Härte ihres 
Vorgehens gegen Demonstranten in Berlin, ähnlich auch 
in Hamburg und München~ hat die Polizei selbst zur Es­
kalation der Gewalt bei den Studentenrevolten des Jahres 
1968 beigetragen. 

Noch ehe sie daraus die Lehren ziehen konnte, wurde sie 
ganz neuen, bis dahin in der Bundesrepublik unbekann­
ten Formen der Gewalt konfrontiert: Dem Bomben-Ter­
ror der Baader-Meinhof-Leute, den Anschlägen palä­
stinensischer Guerilla-Trupps, Bankraub-Unternehmen 
auch gewöhnlicher Krimineller, die jedoch durch Geisel­
nahme eine völlig neue Dimension gewannen, und 
schließlich den kaltblütig organisierten Verbrechen jener 
Anarcho-Terroristen, die sich nach dem 2. Juni, dem To­
destag Benno Ohnesorgs, benannt haben. Dazu gehö­
ren der Mord am Berliner Kammergerichtspräsidenten 
Drenckmann vor nun schon bald zwei Jahren, die Ent­
führung des CDU-Politikers Lorenz und der Anschlag 
auf die deutsche Botschaft in Stockholm. 

Die Polizei hat in Bund und Ländern auf die neuartige 
Gewaltkriminalität zunächst vielfach mit organisatori­
schen und materiellen Improvisationen reagiert - mehr 
oder minder flexibel, mehr oder minder erfolgreich. Pro­
bleme föderativer Zusammenarbeit wurden durch Ver­
waltungsabkommen gelöst, Einsatzschwerpunkte wie im 
Fall der Baader-Meinhof-Verfolgung durch ad-hoc gebil­
dete Sonderkommissionen abgedeckt. Inzwischen wur­
den die Bastionen wider den Terrorismus systematisch 
ausgebaut. In den Ländern entstanden die Mobilen Ein­
satzkommandos, das Bundeskriminalamt erhielt perso­
nelle und materielle Verstärkung, sogar eine eigene Ab­
teilung Terrorismus-Abwehr, die inzwischen mit beacht-
licher Effizienz arbeitet. -

Wir sind also, so dürfen wir wohl glauben, ganz gut ge­
rüstet. Das gilt mutatis mutandis, nach zwei Strafprozeß­
Novellen, auch für die Justiz. Aber sind wir auch in der 
Lage, die Auseinandersetzung intellektuell, im Blick auf 
unser Staatsverständnis, zu bestehen, ohne dabei an der 
Seele Schaden zu nehmen, ohne uns womöglich in fal-
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sche Alternativen drängen zu lassen wie die, die der 
rheinland-pfälzische Innenminister Heinz Schwarz mit 
seinem Buchtitel »Sicherheit oder Freiheit« nur schein­
bar provozierend genannt, in Wahrheit aber wie ich 
fürchte ziemlich ernst gemeint hat? 

Nie gab es in Deutschland objektiv weniger Anlaß, die 
bestehenden Zustände durch Gewalt zu ändern, als unter 
der Herrschaft des Grundgesetzes, im Zeichen allgemei­
nen Wohlstands und einer relativ großen sozialen Ge­
rechtigkeit, die jedenfalls gewährleistet, daß keiner zu 
verhungern braucht. Die daraus für den Normalbürger 
resultierende Uneinsehbarkeit der Motive revolutionärer 
Gewalttäter fördert eine freilich auch bei Justiz und Poli­
zei zu beobachtende Neigung, das Politische dieser Art 
von Kriminalität überhaupt zu leugnen, so zu tun, als ha­
be man es mit einer Sorte ganz gewöhnlicher Kriminel­
ler, wenn auch von besonderer Gefährlichkeit, zu tun. 

Das Nicht-Wahrhaben-Wollen der spezifisch politischen 
Dimension dieser Kriminalität, das halb-bewußte Ver­
drängen führt, so fürchte ich, zu vielen Fehlreaktionen. 
Ich bitte hier nicht mißverstanden zu werden, als ob ich 
etwa meinte, ein Bankräuber, der das geraubte Geld zum 
Umsturz des Systems verwenden will, verdiene eher Mil­
derungsgründe als derjenige, dem es nur ums eigene 
Wohlergehen geht. Mir scheint nur, daß ein erheblicher 
Teil der Unsicherheit, die Ermittlungsbehörden und Ge­
richte beim Umgang mit dieser Tätergruppe zeigen, dar­
auf beruht, daß sie sie im Grunde nirgends im Schatz ih­
rer forensischen Erfahrungen oder in der Welt juristi­
scher Vorstellungskraft einordnen können. 

Es gibt eine berühmte Szene aus der Literatur, an die 
sich heute mancher Baader-Meinhof-Ermittler erinnert 
fühlen mag, wenn er sie kennt: »Ich wollte Sie nur darauf 
aufmerksam machen«, sagte der Untersuchungsrichter, 
»daß Sie sich heute - es dürfte Ihnen noch nicht zu Be­
wußtsein gekommen sein - des Vorteils beraubt haben, 
den ein Verhör für den Verhafteten in jedem Falle 
bedeutet«. K. lachte die Tür an: »Ihr Lumpen«, rief er, 
»ich schenke Euch alle Verhöre ... «. Die Szene stammt 
aus Franz Kafkas Roman »Der Prozeß«, einer der be­
klemmendsten literarischen Visionen dieses Jahrhun­
derts. Und sie ist im Begriff, auf eine Weise Wirklichkeit 
zu werden, die der Dichter sich nicht hat träumen lassen. 

Die Verhafteten und Angeklagten der Baader-Meinhof­
Truppe verzichteten von allem Anfang an nicht allein auf 
den Vorteil des Verhörs. Sie verhöhnen ihre Richter mit 
schlimmeren Verbalinjurien als Kafkas Josef K. die an­
onymen Büttel eines allmächtigen Polizeistaates. Sie 
leugnen ihre eigene Identität und die Existenz des Ge­
richts. Sie verbannen sich selber aus den Sälen mit Dar­
stellungen einstudierten Irrsinns und zwingen die Justiz, 
Brachialgewalt zu üben, Arme zu verbiegen und Knüppel 
zu schwingen, wo sie bestrebt ist, die Fairness ihrer Pro­
zedur und die Weisheit ihres Urteils glaubhaft zu ma­
chen. 

Die Verhafteten planen das Schweigen zur Sache und zu­
weilen sogar den Verzicht auf Verteidigung als prozes­
suale Strategie; nicht weil sie von einem Recht Gebrauch 
machen, sondern weil sie ihre Wehrlosigkeit demonstrie­
ren und damit das Unrecht des Urteils vorwegnehmen 
wollen. Dennoch fühlen sie sich, anders als Josef K., kei­
nen Augenblick lang unschuldig im Sinne des Gesetzes. 
Sie bekennen sich dazu, daß ihr Tun, dessentwegen sie 
angeklagt sind »notwendig kriminell« war. Aber sie hal­
ten diese Kriminalität für gerecht. Ihr Rechtfertigungs­
grund ist die Revolution, die sie ausgebrochen wähnen -



die Jahre der Isolation hinter Gittern haben diesen Irrtum 
womöglich trotz Zeitungslektüre und Teilnahme am Ge­
meinschaftsrundfunk noch bestärkt. Über die Formen 
dieser Isolation und deren partielles Unrecht zu reden, 
wäre ein anderes Thema. 

Vielleicht würde Wladimir Iljitsch Lenin die Möchtegern­
Revolutionäre für ihr Verhalten loben, auch wenn er 
nicht umhin könnte, ihnen anzukreiden, daß sie die revo­
lutionäre Situation wieder einmal falsch eingeschätzt ha­
ben: »Aber Revolutionäre - sagt er im zweiten Band 
seiner ausgewählten Werke unter dem Kapitel Der Linke 
Radikalismus - ist Kinderkrankheit im Kommunismus 
- Revolutionäre, die es nicht verstehen, die illegalen 
Kampfformen mit allen legalen zu verknüpfen, sind sehr 
schlechte Revolutionäre. Es ist nicht schwer, dann Revo­
lutionär zu sein, wenn die Revolution bereits ausgebro­
chen ist. Viel schwerer -. und viel wertvoller - ist es, 
zu verstehen, ein Revolutionär zu sein, wenn die Bedin­
gungen für einen wirklich revolutionären Kampf der 
Massen noch nicht vorhanden sind, zu verstehen, die In­
teressen der Revolution propagandistisch, agitatorisch, 
organisatori~ch in nichtrevolutionären, oft sogar indirekt 
reaktionären Institutionen ... zu verfechten«. 

Man möchte da in erster Linie an den langen Marsch 
durch die Institutionen denken, den der Revolutionär an­
tritt, indem er sich scheinbar anpaßt, die Bürokratie des 
herrschenden Systems unterwan.dert und mithilft, sie von 
innen her aufzubrechen. Doch es gibt nicht nur diesen 
Weg. Es gibt auch für den gefangenen, den vor Gericht 
stehenden Revolutionär die Möglichkeit, den bürgerli­
chen Rechtsstaat und seine Justiz ad absurdum zu führen 
oder doch für viele den Eindruck zu erwecken, als seien 
sie ein absurdes Theater. Die Strategie dieser Verunsi­
cherung ist von den Angeklagten 'und manchen ihrer Ver­
teidiger längst entwickelt - in der Tat eine Mischung 
von legalen und illegalen Kampfformen. Die Regeln des 
Strafverfahrens werden notgedrungen akzeptiert, man 
spielt scheinbar mit und beginnt dann, diese Regeln der 
Zerreißprobe zu unterziehen - mit zuweilen erstaunli­
chem Erfolg. Es geschah und geschieht in den meisten 
der bisherigen Terroristen-Prozesse etwas schwer Faßba­
res: Dieser bürgerliche Rechtsstaat und seine Verfahrens­
ordnung, seine Richter und Ankläger geraten in Not; sie 
erscheinen unter der totalen Infragestellung durch ihre 
Gegner oft wirklich wie kafkaeske Figuren. Die Baader­
Meinhof-Truppe hat, solange ihre Mitglieder in Freiheit 
waren, über ihre verbrecherischen Taten hinaus wenig 
bewirkt. Jetzt, da sie bis auf einen kargen Rest hinter 
Gittern sitzt, beginnt sie, uns auf eine subtile Weise in 
unseren eigenen Überzeugungen zu verunsichern. 

Während der Bundestagsdebatte aus Anlaß der Ermor­
dung des Berliner Kammergerichtspräsidenten Günter 
von Drenckmann unterbrachen Zwischenrufer der Oppo­
sition stereotyp jeden Redner, der von der Baader-Mein­
hof-Gruppe sprach: »Bande« und nur »Bande« habe es 
zu heißen. Fraktionschef Professor Carstens nahm ange­
sichts der »klaren Tatsache« Ärgernis am »juristischen 
Beiwerk« .. Und der CDU-Rechtsexperte Friedrich Vogel 
machte für jedermann deutlich, worauf es ankommt: 
Man solle sich nicht an Paragraphen klammern, sondern 
endlich so reden, »wie die Bevölkerung es empfindet«. 

Das war nichts anderes als der Appell an das gesunde 
Volksempfinden im Hohen Haus. Die gesetzgebende 
Versammlung der Bundesrepublik, so müssen wir es 
wohl verstehen, soll die von ihr beschlossenen Gesetze 
nicht länger zugunsten eines Terroristenhaufens gelten 
lassen, der ja doch längst überführt ist, auch wenn noch 

nicht einmal ein erstinstanzliches Gericht sein Urteil über 
die Kernmitglieder gesprochen hat und - übrigens bis 
heute - kein erhärteter Beweis dafür vorliegt, daß Ulri­
ke Meinhof und Andreas Baader etwa auch für den Tod 
des Richters von Drenckmann verantwortlich wären. 

Lange Zeit waren Justiz, Parlament und Publizistik sich 
darüber einig, daß es eine Halsgerichtsbarkeit der öffent­
lichen Meinung im freien Deutschland nicht mehr geben 
dürfe - spätestens seit dem Brühne-Prozeß, in dem eini­
ge Gazetten das Urteil unverfroren vorweggenommen 
hatten. Doch inzwischen durfte die Tageszeitung DIE 
WELT des Beifalls zumindest zweier staatstragender 
Parteien sicher sein, als sie leitartikelte, die »geistige 
Aufgabe« der inneren Sicherheit sei »nicht bewältigt, so­
lange noch Skrupel bestehen, organisierte Verbrecher ei­
ne Bande zu nennen«. 

Im Zusammenhang mit dem Terrorismus wird kein Wort 
so häufig gebraucht wie .das Wort »Rechtsstaat« - nur, 
so scheint mir, mit einer sonderbar verkehrten Blickrich­
tung. Fast alle, die darüber sprechen oder schreiben, se­
hen den Rechtsstaat von den Terrorakten der Baader­
Meinhof-Leute und ihrer noch in Freiheit befindlichen 
Nachfolgegruppen bedroht. Hier muß ein Mißverständ­
nis walten. Rechtsstaat - das ist doch eben die Ordnung 
des Gemeinwesens, die unantastbare Bürgerrechte ge­
währt, die ihren Schutz durch eine von Legislative und 
Exekutive unabhängige richterliche Gewalt garantiert 
und die selbst dem ärgsten Verbrecher ein faires Verfah­
ren zusichert und ihm verspricht, daß er, was immer er 
auch getan: hat, niemals aus der Hand des Rechts fallen 
wird. 

Wenn eine solche Ordnung im Bewußtsein der Menschen 
verankert ist, und niemand versucht, sie darin zu lok­
kern, wenn ihre Vertreter in Parteien, Parlamenten und 
der Dritten Gewalt sie einmütig verteidigen, dann sollten 
vierzig eingesperrte Terroristen und ihre Sympathisanten 
draußen sie zerstören können? Dem Rechtsstaat droht, 
so ist zu fürchten, weniger Gefahr von seinen erklärten 
Feinden als vielmehr von seinen verbalen Verfechtern, 
die bereit sind, ihn ob der vermeintlichen Bedrohung mal 
eben ein Stückehen hintanzustellen. Prinzipien lassen 
sich immer gut heiligen, solange es nicht notwendig ist, 
sie anzuwenden. Bewähren können sie sich nur im Kon­
flikt. Was der Glaubensschwur ihrer Anhänger wirklich 
wert ist, zeigt sich erst im Ernstfall äußerster Anfech­
tung. 

Der Chef des Hamburger Landesamtes für Verfassungs­
schutz, Hans Josef Horchern, schrieb in seinem kurz vor 
der Lorenz-Entführung erschienenen Buch über »Ex­
tremisten in einer selbstbewußten Demokratie«, in 
Deutschland· könnten auch anarchistische politische Ver­
hältnisse nicht lange andauern. Denn »eine Gesellschaft, 
in der die Menschen ernsthaft fürchten müssen, selbst 
Opfer der Anarchie zu werden, begünstigt sehr bald poli­
tische Kräfte, die ihr Befreiung von Unsicherheit und die 
ihr Ordnung versprechen«. 

Was Horchern hier mit gutgläubigem Optimismus an de­
mokratischem Selbstbewußtsein und Selbstbehauptungs­
willen voraussetzt, könnte sich sehr rasch als Qualität 
von ganz anderer Art erweisen: als autoritärer backlash. 
als militante Forderung der einen und resignierende Be­
reitwilligkeit der anderen, die rechtlichen Sicherungen 
zugunsten vermeintlich wirksamerer Bekämpfung des 
Terrors herauszuschrauben. Und eben dies zu bewirken, 
den freiheitlichen Rechtsstaat als ein System der U nter­
drückung darzustellen, ist ja das erklärte Ziel der Terrori­
sten. 
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Selbst . bei denen, die sich. der Gefahr eines Pendelrück -
schwunges bewußt sind, lassen sich Überreaktionen er­
kennen. Denken Sie nur an die zu Jahresbeginn 1975 in 
Kraft getretene Strafprozeßnovelle, die zu einem ganz 
erheblichen Teil eine Lex . Baader-Meinhof ist, obgleich 
sie ganz allgemein gilt und auch noch gelten wird, wenn 
wir - wie zu hoffen bleibt - in absehbarer Zeit das 
Phänomen des Terrors juristisch und auch sonst bewältigt 
haben. 

Gewiß waren manche gesetzgeberischen Maßnahmen 
notwendig, so die Erleichterung der Voraussetzungen für 
ein Verhandeln in Abwesenheit der Angeklagten und die 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den Verteidi­
gerausschluß. Aber hat man die gegebenen Ermächtigun­
gen auch richtig abgegrenzt? Die ersten Fälle ihrer An­
wendung machten auch sofort die Risiken des Miß­
brauchs deutlich. Gegen drei Verteidiger wurde der An­
trag auf Ausschluß unmittelbar vor Beginn der 
Hauptverhandlung im Stuttgart-Stammheimer Prozeß ge­
stellt. Und sie wurden dann in den ersten Prozeßwochen 
ausgeschlossen - mit der Folge, daß ein Teil der Ange­
klagten nicht mehr ordnungsgemäß verteidigt war, weil 
sich die Ersatzleute unmöglich so rasch in den gewaltigen 
Prozeßstoff einarbeiten konnten. 

Ich glaube, daß der Ausschluß in allen drei Fällen be­
gründet war. Aber hat nicht die Bundesanwaltschaft und 
haben nicht mehrere Generalstaatsanwälte die ausschluß­
begründenden Tatsachen - Kassiberschmuggel und an­
deres mehr - schon mindestens anderthalb Jahre zuvor 
gekannt? Wäre es angesichts des Gewichts der Vorwürfe 
da nicht möglich gewesen, rechtzeitig auf ehrengerichtli­
chem Wege mit dem Ziel eines Berufsverbotes vorzuge­
hen? Jedenfalls hätte man sich auf diese Weise den pein­
lichen Eindruck ersparen können, daß die Front der Ver­
teidigung just zu Prozeßbeginn zerschlagen, die Waffen­
gleichheit zwischen Anklägern und Verteidigern auf­
gehoben werden sollte. 

Und wie steht es mit der inzwischen vom Bundesge­
richtshof und, wenn ich recht weiß, auch vom 
Bundesverfassungsgericht bestätigten Entscheidung des 
Stuttgarter Senates vom Herbst, ohne die Angeklagten 
weiterzuverhandeln? Unabhängige Gutachter hatten fest­
gestellt, was sich dem Laien im Gerichtssaal längst auf­
drängte: daß die_ Angeklagten krank und nur mehr be­
dingt verhandlungsfähig waren. Die Ärzte kamen über­
einstimmend zu dem Ergebnis, daß der Hungerstreik der 
Häftlinge vom Vorjahr nur eine, aber nicht die entschei­
dende Ursache für ihren desolaten Zustand sei. Die er­
schwerten Bedingungen der langen Untersuchungshaft 
fielen noch stärker ins Gewicht. Auch das ist ihnen zu­
zurechnen. Denn an ihrer Gefährlichkeit besteht kein 
Zweifel. Strengere Isolation als gegenüber normalen Un­
tersuchungshäftlingen war also geboten. 

Die neue StPO-Bestimmung sagt dazu: »Hat sich der An­
geklagte vorsätzlich und schuldhaft in einen seine Ver­
handlungsfähigkeit ausschließenden Zustand versetzt und 
verhindert er dadurch wissentlich die ordnungsgemäße 
Durchführung oder Fortsetzung der Hauptverhandlung in 
seiner Gegenwart, so wird die Hauptverhandlung . . . 
fortgesetzt, soweit das Gericht seine Anwesenheit nicht 
für unerläßlich hält«. 

Hier hat der Senat einmal aus der ärztlich attestierten, 
bedingten Verhandlungsfähigkeit die Verhandlungs­
unfähigkeit gemacht. Er hat zum zweiten in der Schuld­
frage pars pro toto genommen, nämlich den allein vor­
werfbaren Hungerstreik als Ausschlußgrund gelten las-
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sen. Der Bundesgerichtshof setzte sich in der Be­
schwerdeinstanz über den ersten Fehler hinweg, indem 
er den Angeklagten die partielle Teilnahme an der Haupt­
verhandlung - sozusagen.· für partielle Verhandlungsfä­
higkeit - offenließ. Den zweiten Fehler korrigierte er 
auf höchst bedenkliche Weise, indem er den Angeklagten 
die Umstände ihrer verschärften Haft so zurechnete, als 
hätten sie diese mit dem Ziel provoziert, sich verhand­
lungsunfähig zu machen. Sie wollten ja, so heißt es im 
Beschwerdebeschluß, ihre kriminelle Vereinigung aus der 
Zelle heraus fortsetzen. Da wird also per Kurzschluß die 
Intention zu weiterer Straftat mit der Intention gleichge­
setzt, sich verhandlungsunfähig zu machen. 

Sie sehen, so hoffe ich, an diesem Beispiel, wie da eine 
Art von wechselseitiger Aufschaukelung zustande kommt 
zwischen Gesetzgebung und Rechtsanwendung. Mit der 
extensiven Auslegung einer ohnehin schon großzügigen 
gesetzlichen Bestimmung können so die Fundamente ei­
nes fair trial erschüttert werden. Die Frage, ob und wann 
denn die Anwesenheit des Angeklagten in der Hauptver­
handlung unerläßlich ist, wird dann garnicht mehr ge­
prüft. Was heißt denn unerläßlich? Wir haben es doch in 
Deutschland stets für unerläßlich gehalten, daß ein 
Mensch, der abgeurteilt werden soll, seinem Richter mit 
wachem Bewußtsein gegenübersteht. In Ländern, die die 
Todesstrafe verhängen und vollstrecken, gilt dieser 
Grundsatz sogar im nachhinein. Angeschlagene Delin­
quenten müssen erst gesundgepflegt werden, ehe man sie 
dem Nachrichter übergibt. 

Nun steht uns ja im Zusammenhang mit der Terroristen­
bekämpfung noch einiges an legislativer Aktivität bevor. 
Aber es scheint andererseits auch Besinnung eingekehrt 
zu sein. Der Plan, den Kronzeugen einzuführen, hat kei­
ne Mehrheit im Parlament gefunden, und bislang auch 
nicht die Absicht, neben der Überwachung des schriftli­
chen Verkehrs zwischen Anwalt und Mandanten die des 
mündlichen zuzulassen. Das letztere Vorhaben liefe auf 
die Zerstörung jedes Vertrauensverhältnisses hinaus, das 
die Grundlage einer wirksamen Verteidigung sein muß. 
Aber auch die Überwachung des Schriftverkehrs ist zu­
mindest von Beginn der Hauptverhandlung an höchst 
problematisch. Soll denn die Verhandlung jedesmal un­
terbrochen werden, wenn der Mandant seinem Anwalt 
einen Zettel zuschiebt und umgekehrt? Da eröffnet man 
Möglichkeiten der Verfahrenssabotage, die sich der Kon­
trolle selbst durch einen Sabotage-Paragraphen entziehen 
würden, wie ihn die Opposition wünscht. 

Noch ein Wort zu dem Komplex, der sich mit Übersiche­
rung umschreiben läßt. Natürlich bedürfen Prozesse ge­
gen Terroristen besonderer Sicherheitsrnaßnahmen. Der 
Versuch einer direkten Befreiungsaktion darf keine 
Chance haben. Ob aber die Justiz, um das zu gewährlei­
sten, ihre Gerichte als wahre Zwingburgen ausstaffieren 
in,uß, erscheint mir zweifelhaft. Sie bringt sich damit um 
einen Teil des öffentlichen Glaubens an ihre Unbefan­
genheit. 

Vollends peinlich wird es, wenn, wie wiederholt in Berlin 
und auch in Mün..chen geschehen, ein Großaufgebot uni­
formierter oder in Zivil gekleideter Polizeibeamten mit 
offenen oder verdeckten Waffen auch noch den Gerichts­
saal selbst besetzt hält. Bekanntlich kommt dort keiner 
hinein, der sich nicht zuvor einer - manchmal zweifach 
durchgeführten - elektronischen Leibesvisitation unter­
zogen hat. Vor den Elektrosonden lassen sich nicht ein­
mal Feuerzeuge oder Kugelschreiber verbergen. 

Unter Hinweis auf diese strengen Sicherheitsbestimmun­
gen hatte die Verteidigung im Berliner Asdonk-Prozeß 



beantragt, alle polizeilichen Schußwaffen aus dem Saal 
zu verbannen, weil sie nur staatlichem Imponiergehabe 
dienten. Nach einstündiger Beratung verkündete denn 
auch der Vorsitzende den Beschluß, daß alle Waffen ab­
zulegen und aus dem Saal zu entfernen seien. Dann kam 
das Wochenende, und bis zum nächsten Sitzungstag 
überlegte es sich die Kammer anders: Die Polizisten wur­
den erneut bewaffnet zugelassen - mit der entlarvend 
offenen Begründung, daß der Polizeipräsident es so wolle 
und nicht genügend waffenlose Justiwachtmeister zur 
Verfügung stünden. 

Nun obliegt ja die Ordnungsgewalt eigentlich dem Vorsit­
zenden. Als der in Berlin von einem Verteidiger befragt 
wurde, wie er sie denn im Ernstfall zu handhaben geden­
ke, wem also das Kommando über einen etwaigen 
Schußwaffengebrauch zustehe, antwortete für ihn der 
Anklagevertreter: »Der Vorsitzende kann garnicht die 
Anweisung geben, von der Waffe Gebrauch zu machen, 
das liegt allein im Ermessen der Polizeibeamten«. Der 
Vorsitzende begrub den Konflikt, bei dem es die Kompe­
tenz der Dritten Gewalt in ihrem ureigensten Bereich 
geht, mit einer verzweifelten Gebärde in seiner Brust: 
»Zu der Art und Weise«, sagte er, »wie ich meine sit­
zungspolizeiliche Gewalt ausübe, gebe ich keine Erklä­
rung ab«. 

Auch beim Pohle-Prozeß konnte der Vorsitzende nicht 
über die Waffen im Saal gebieten: Der Münchener Poli­
zeipräsident hatte angedroht, er werde seine Kräfte ge­
schlossen abziehen, wenn die Beamten im Saal unbe­
waffnet sitzen müßten. 

Hier hat man allerdings in Stuttgart-Stammheim vom er­
sten Tag an mehr Zurückhaltung geübt. Es gab offenbar 
einen vernünftigen Akkord zwischen Gericht und Polizei 
bzw. dem Bundesgrenzschutz. Die Bewaffneten bleiben 
außerhalb des Gerichtssaales. Die Personenkontrollen 
werden streng, aber auf schonende Weise gehandhabt. 
Die Polizeibeamten lassen erkennen, daß sie eine ihnen 
selbst unangenehme Pflicht tun. So entfällt der peinliche 
Eindruck polizeilicher Prädominanz in foro. Die Sphären 
der Sicherung einerseits und der Rechtsfindung anderer­
seits sind erkennbar voneinander abgegrenzt. Aber ich 
habe erst jüngst wieder von einem Terroristen-Prozeß ge­
hört - ich glaube;-- es war das Schmücker-Verfahren in 
Berlin -, wo erneut um das Hausrecht des Gerichtsvor­
sitzenden gerungen werden mußte. 

Erlauben Sie mir, weil wir gerade von der Polizei reden, 
noch eine kleine Abschweifung ins Vorfeld: Unter dem 
Eindruck von Schieß- und Bombenterror, vor allem aber 
der in Nordeuropa bis vor wenigen Jahren nahezu unbe­
kannten Geiselnahme-Delikte haben sich auch die Poli­
zeirechtler auf die Notwendigkeit neuer Ermächtigungs­
normen besonnen. Im Musterentwurf für ein bundesein­
heitliches Polizeigesetz - er soll möglichst gleichlautend 
von Land zu Land in Kraft gesetzt werden - ist erstmals 
der Versuch einer gesetzlichen Regelung für den gezielt 
tödlichen Schuß unternommen wurden. 

Dieser Schuß soll zulässig sein, »wenn er das einzige 
Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 
oder Leben« des Verbrechensopfers ist. Die ursprüngli­
che Absicht, die Erlaubnis auf die Fälle von Lebensge­
fahr zu beschränken, ließ sich nicht durchhalten, weil 
man sonst gut beratenen Gangstern erlauben müßte, alle 
Grade der nicht unmittelbar lebensgefährlichen Marte­
rung oder Drohung anzuwenden, ohne auf sie schießen 
zu dürfen. 
Doch mit welchen Waffen darf zum Zweck des Tötens 
geschossen werden? Während der Gesetzentwurf in sei-

nem allgemeinen Teil unter Schußwaffen die für den po­
lizeilichen Normalgebrauch üblichen Waffen - Pistole, 
bei Spezialeinsätzen auch Revolver, Gewehr und Maschi­
nenpistole - versteht, werden in einer Sondervorschrift 
nun auch zwei Waffentypen von eindeutig militärischem 
Charakter gefordert: Das Maschinengewehr und die 
Handgranate. Beides sind Waffen, die, wie jeder weiß, 
ihrer Natur nach nicht nur zum Töten geeignet, sondern 
zum Töten bestimmt sind. Der gezielt tödliche Schuß 
oder die gezielt tödliche Explosion gegen einen Geisel­
nehmer, der sein Opfer vor sich herschiebt, ist mit diesen 
Streuwaffen unmöglich. Wozu also sind sie gut, wozu 
sollen sie nötig sein? Es wäre einzusehen, wenn sie für 
die - in der Bundesrepublik bislang noch nicht vorge­
kommenen - Fälle gefordert würden, in denen es die 
Polizei mit gleichartig bewaffneten Gangstern zu tun hat. 
Dafür scheint auch die Entwurfsbegründung zu spre­
chen, in der es heißt, es müsse »ausreichende Vorsorge 
für die Bekämpfung von Terroristen getroffen werden, 
die selbst mit Handgranaten und Maschinengewehren 
ausgerüstet sein können«. 

Aber der Gesetzeswortlaut enthält eine solche Einschrän­
kung auf den Grundsatz der Waffengleichheit keines­
wegs. Vielmehr läßt er den Gebrauch von Maschinenpi­
stolen und Handgranaten gegen Personen schlicht dann 
zu, wenn »diese Personen (ihrerseits) von Schußwaffen 
oder Handgranaten oder ähnlichen Explosivmitteln Ge­
brauch gemacht haben und der vorherige Gebrauch ande­
rer Schußwaffen (gegen sie) erfolglos geblieben ist«. Das 
aber heißt: Der mit MG's oder Handgranaten zu 
bekämpfende Terrorist oder sonstige Verbrecher braucht 
keineswegs auch seinerseits über diese Waffen zu verfü­
gen. Es genügt, wenn er aus einer Pistole auf die ihn be­
lagernden Polizeibeamten schießt und es der Polizei -
vielleicht nur, weil er sich' in guter Deckung befindet -
nicht sogleich gelingt, ihn mit Pistolen- oder Gewehr­
schüssen oder mit Hilfe von Tränengas außer Gefecht zu 
setzen. 

Die Ermächtigung der Verfolger, in solcher Lage Kriegs­
waffen einzusetzen, könnte die Eskalation des Terrors 
erst heraufbeschwören, wo ihr begegnet werden soll. 
Wenn wahr ist, daß Staatsorgane dazu neigen, von der 
ihnen eingeräumten Macht auch Gebrauch zu machen, 
dann werden wir nach einer Freigabe von Maschinenge­
wehren und Handgranaten zur Bekämpfung schießender 
Terroristen wohl nicht lange auf die erste Schlacht zu 
warten brauchen, bei der ein mobiles Einsatzkommando 
eine konspirative Wohnung zusammenschießt, statt sie 
wie bisher leisen Fußes auszuheben. Es gibt da Vorbilder 
aus den USA. Den Terroristen bliebe dann noch im Tode 
die Genugtuung, den Bürgerkriegseffekt erzeugt zu ha­
ben, von dem sie bislang nur träumen können. 

Zurück vom polizeilichen Vorfeld zum gerichtlichen Fo­
rum. Ich glaube, es ist sehr wichtig, daß sich unsere Ge­
richte der grundverschiedenen Rolle bewußt bleiben, die 
sie auch in der Auseinandersetzung mit Radikalen, Extre­
misten und Terroristen gegenüber den Organen und 
Hilfsorganen der Strafverfolgung und des Staatsschutzes 
einzunehmen haben. Ihre Aufgabe ist die Wahrheitsfin­
dung, ist der Rechtsschutz, nicht - jedenfalls nicht in­
tentionell - der Staatsschutz. Was von der Verurteilung 
eines der Tat überführten Terroristen abfällt - Ab­
schreckung vielleicht, Sicherung der Allgemeinheit - ist 
Nebenprodukt, nicht Unternehmenszweck. Sich dieses 
Bewußtsein zu erhalten, mag für einen Strafrichter in 
solchen Verfahren schwieriger sein als in anderen. Aber 
es ist auch notwendiger als in anderen. Denn er muß viel-
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fach nolens volens auch das noch mit übernehmen, was 
die Verteidigung nicht leisten kann oder nicht leisten will. 
Oder, anders ausgedrückt: Er muß sich das Gehör für 
Einwände bewahren, die·· garnicht artikuliert werden, 
während er sich zugleich sachfremder Attacken zu er­
wehren hat. 

Worauf es ankommt, ist, daß sich der Rechtsstaat und 
die ihn im besonderen Maße repräsentierende Dritte Ge­
walt auch von ihren erklärten Feinden, von deren Haß 
und ihren Provokationen,nicht irre machen lassen. Maß­
losigkeit darf auf keinen Fall mit Maßlosigkeit vergolten 
werden, nicht einmal mit einer Verschiebung des Augen­
maßes. Die Beweisnot, mit der es die Richter hier immer 
zu tun haben werden, darf n.icht durch größere Freizügig­
keit bei der Beweiswürdigung kompensiert werden. Wir 
müssen die Gerechtigkeit der Ordnung, für die wir eintre-
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ten, auf das penibelste gerade ihren Gegnern zuteil wer­
den lassen. Manchem Richter wird dies leichter fallen, 
wenn er. erkennt, daß für viele der angeklagten Terrori­
sten das Strafverfahren die letzte Möglichkeit für eine 
Scheinrechtfertigung des falschen Weges ist, den sie ge­
gangen sind. Indem sie ihre Richter provozieren, den Ge­
richtssaal zur Schaubühne machen, geben sie womöglich 
in Wahrheit nur ihrem Selbsterhaltungstrieb Raum. Wie 
läßt es sich für diese Menschen in der Sinn- und Ausweg­
losigkeit ihres Daseins denn anders leben, als mit dem 
Festhalten an· der Lebensliige um jeden Preis? Wir kön­
nen das Eingeständnis, daß es eine Lüge war, billigerwei­
se nicht schon in der Hauptverhandlung erwarten. Solche 
Prozesse der Selbsterkenntnis dauern länger, wo sie 
überhaupt möglich sind. Gerechtigkeit kann sie immerhin 
fördern. Auch so gesehen" ist sie darum ein Gebot der 
Hllmanität. 
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Gesprächsleitung: Karl-Heinz Gemmer 

K. Müller 

Wenn mir Gelegenheit gegeben wird, vor Eintritt in die 
Diskussion, zum Thema »Wohin führt die Strafprozeß­
rechtsreform« als sogenannter Praktiker einige einleiten­
de Bemerkungen zu machen, so muß ich in doppelter 
Hinsicht um Nachsicht bitten. Zunächst aber eine eher 
philologische Bemerkung. Die Frage oder das Thema lau­
tet: »Wohin führt die Strafprozeßrechtsreform? Erwar­
tungen des Praktikers«. Bei genauer Betrachtung ist mir 
aufgefallen, daß der Begriff »Erwartungen« doppelt ver­
standen werden kann. Einmal: was nimmt man an, was 
passieren wird, was wird der Gesetzgeber tun? Oder 
aber: was erhofft die Praxis vom Gesetzgeber? Ich werde 
mich auf die zweite Seite der Medaille, auf diesen letzte­
ren Aspekt, beschränken. Sicherlich werde ich - erste 
Bitte um Nachsicht - kaum etwas sagen können, was 
nicht im Laufe der Arbeitstagung in den Referaten oder 
Diskussionen bereits angeklungen wäre. Zum anderen ist 
mir zweifelhaft, ob es möglich ist, von Erwartungen der 
Praktiker insoweit zu sprechen, als dies die Annahme na­
helegt, die Praktiker der Polizei hegten einheitliche Er­
wartungen bezüglich der Reform des Strafprozeßrechts. 
Ein Blick in die mir zugängliche Literatur, z. B. zum 
Kardinalthema der Tagung, dem Verhältnis von Staatsan­
waltschaft und Polizei, macht deutlich, daß·hier ein bunt­
scheckiges Bild von Erwartungen sich bietet. Sie reichen 
von der Forderung nach Trennung von Ermittlung (nur 
noch durch die Polizei) und Anklage oder Einstellung 
(wie bisher durch die Staatsanwaltschaft) bis zu dem 
Verlangen, es bei der Gesamtverantwortlichkeit der 

*) Siehe Fußnote S. 139. 

Wohin führt die Strafprozeßrechtsreform? 

- Erwartungen des Praktikers 

- Möglichkeiten und Grenzen aus der Sicht des 
Gesetzgebers 

Staatsanwaltschaft uneingeschränkt auch für den Ermitt­
lungsbereich zu belassen, aber endlich auch Ernst' damit 
zu machen und den Staatsanwalt möglichst früh und um­
fassend in die tatsächliche Führung der Ermittlungen ein­
zuschalten. Beispielsweise indem Ermessensentscheidun­
gen darüber, ob das Verfahren einzustellen ist oder nicht, 
wann immer möglich, bereits vor Beginn der Ermittlun­
gen getroffen werden. Es hieße Ihre Geduld mißbrau­
chen, wenn ich versuchen wollte, eine eigene Position zu 
dieser höchst kontroversen Diskussion darzulegen. Mir 
scheint es aber eine gerade noch zulässige Vereinfachung 
zu sein, wenn ich die Erwartung der Praxis zu dieser Fra­
ge wie folgt skizziere 

a) Die Leitsätze **) der Gemeinsamen Kommission der 
Innen- und Justizminister stellen einen insgesamt 
brauchbaren Versuch dar, das Verhältnis von Staats­
anwaltschaft und Polizei den tatsächlichen Gegeben­
heiten anzupassen. Dabei ist nicht zu übersehen, daß 
der überwiegende Standpunkt der polizeilichen Praxis 
in der einen oder anderen Frage in den neun Reform­
thesen der Innenministerkonferenz vom 15. 12. 1972 
deutlicher als in den Leitsätzen formuliert ist. 

b) Vom Gesetzgeber erwarten die Polizeipraktiker , daß 
die zur Realisierung nötigen gesetzgeberischen Maß­
nahmen getroffen werden. Dabei kommt der gesetzli­
chen Regelung des polizeilichen Ermittlungsauftrages, 
der Beseitigung des Instituts des Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft für den Bereich der Polizei und 
der Realisierung des Leitsatzes 10 - Adressat von 
Anordnungen der Staatsanwaltschaft ist grundsätzlich 

**) Abgedruckt im Anhang S. 147. 
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die Polizeibehörde und nicht der einzelne Beamte -
besondere Bedeutung zu. 

Nach den Erfahrungen der Praxis wird allerdings eine 
Beseitigung der hier und da anzutreffenden, aber in 
der praktischen Bedeutung auch nicht zu überschät­
zenden Schwierigkeiten zwischen Staatsanwaltschaft 
und Polizei nur in begrenztem Umfang durch legislati­
ve Akte, sondern eher durch verstärkte Kommunika­
tion und Kooperation zu erreichen sein. Letztlich 
wird eine weitere, verbesserte praktische Zusammen­
arbeit und eine schrittweise Realisierung der in den 
Leitsätzen niedergelegten Forderungen durch den Ge­
setzgeber am ehesten geeignet sein, Vorbehalte gegen 
eine Stärkung der rechtlichen Stellung der Polizei im 
weiterhin einheitlichen Ermittlungsverfahren abzu­
bauen. Für die polizeiliche Praxis mindestens ebenso 
bedeutsam wie die gesetzliche Regelung des Grund­
verhältnisses der Polizei zur Staatsanwaltschaft, ist 
die Änderung einer Anzahl von Bestimmungen der 
StPO, die den Erfordernissen der täglichen Ermitt­
lungsarbeit noch nicht ausreichend Rechnung tragen. 
Darf ich in aller Kürze auf einige Änderungswünsche 
eingehen. 

Zu den sicher am stärksten umstrittenen Erwartungen der 
polizeilichen Praxis an die Strafprozeßrechtsreform ge­
hört die Normierung einer Erscheinens- und Aussage­
pflicht von Zeugen und Sachverständigen vor der Polizei. 
Ich möchte es mir aus Zeitgründen versagen, die Gründe 
für diese Forderung darzulegen, dazu wird in der Diskus­
sion sicherlich noch Gelegenheit sein. 

Weiter erwartet die Praxis vom Gesetzgeber eine Novel­
lierung von § 110 Abs. 1 StPO in der Hinsicht, daß die 
Durchsicht der Papiere des von der Durchsuchung Be­
troffenen bisher ausschließlich der Staatsanwaltschaft 
zusteht. Das ausschließliche Durchsichtsrecht der Staats­
anwaltschaft entspricht nicht den heutigen Erfordernis­
sen einer schlagkräftigen Verbrechensverfolgung und 
dem· Gebot der Beschleunigung und Straffung des Ver­
fahrens. In vielen Fällen ist die Beweisführung auf eine 
Flut schriftlicher Unterlagen angewiesen. Der Umfang 
der sichergestellten Papiere und damit der Eingriff in die 
Persönlichkeitssphäre wird aber zwangsläufig größer 
sein, wenn dem Vollzugsbeamten, der in der Regel die 
Durchsuchung ohne Beteiligung der Staatsanwaltschaft 
durchführt, lediglich die äußere Besichtigung der Papiere 
gestattet ist. Denn da er ihre Beweiseignung nicht ausrei­
chend beurteilen kann, wird er alle Stücke sicherstellen, 
bei denen er diese Qualität nicht mit ausreichender Si­
cherheit ausschließen kann. Das Durchsichtsrecht aller 
Papiere sollte deswegen nicht nur der Staatsanwaltschaft, 
sondern auch deren Hilfsbeamten übertragen werden. 

Die Praxis würde es auch begrußen, wenn das Anwesen­
heitsrecht des ermittlungsführenden Polizeibeamten in 
Fällen begründet würde, in denen derzeit nur dem Staats­
anwalt, dem Verteidiger oder auch dem Beschuldigten 
die Anwesenheit gestattet ist. Beispielsweise würde es 
den praktischen Erfordernissen Rechnung tragen, wenn, 
entgegen der bisherigen Regelung in § 168 c und d StPO, 
nicht nur der Staatsanwalt und der Verteidiger bei der 
richterlichen Vernehmung anwesend sein dürften, son­
dern wenn dies auch dem Polizeibeamten, der die Ermitt­
lungen geführt hat, gestattet würde. Wenn er also nicht 
nur anwesend sein dürfte, sofern die anderen Beteiligten 
einverstanden sind, sondern wenn er ein Recht auf An­
wesenheit hätte. Auch hier versage ich es mir, die Be­
gründung im einzelnen vorzutragen. Gleiches gilt. für die 
Teilnahme an der Leichenschau und an der Leichenöff-
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nung, bei der bisher auch der Polizeibeamte kein Anwe­
senheitsrecht ha,t. 

Der Geltungsbereich von § 100 a StPO sollte entspre­
chend den Erfordernissen . einer effektiven Verbrechens­
bekämpfung um einige schwerwiegende Deliktsarten er­
weitert werden. Derzeit ist eine Telefonüberwachung im 
Bereich des Bandendiebstahls, der gewerbsmäßigen Heh­
lerei, der Zuhälterei und der besonders schweren Fälle 
nach § 11 Abs. 4 Betäubungsmittelgesetz nicht möglich. 
Nach den Erfahrungen der Praxis ist für die Bekämpfung 
dieser Straf tatbestände eine Überwachung des Fernmel­
deverkehrs von erheblicher Bedeutung. Die Beschrän­
kung auf diese Straftaten stellt andererseits sicher, daß 
nur schwerwiegende und auf Wiederholung angelegte 
Straftaten erfaßt werden und nicht bei verhältnismäßig 
unbedeutenden und kriminalpolitisch weniger relevanten 
Straftaten bereits eine Überwachung des Fernmeldever­
kehrs möglich ist. 

Ein letzter Vorschlag: Nach § 153d StPO kann aufgrund 
vorrangiger staatlicher Interessen von der Verfolgung be­
stimmter Straftaten abgesehen werden. Die Vorschrift 
des § 153e will dem Täter die Umkehr ermöglichen und 
gewährt eine rein prozessuale Vergünstigung, weil die 
ausnahmslose Durchführung des Legalitätsprinzips in 
Staatsschutzsachen zu Schwierigkeiten führt, die zur 
Bestrafung von Tätern zwingt, die in folge Verkettung 
tragischer Umstände die besondere Nachsicht des Staa­
tes verdienen. Die Erfahrungen der Praxis zeigen jedoch, 
daß die Täter der Staatsschutzdelikte häufig nicht nur 
diese Tatbestände erfüllen, sondern daneben auch weite­
re Straftaten begehen, z. B. Urkundenfälschung, Betrug 
und andere, die zum Teil nur Begleitdelikte darstellen 
oder der Vorbereitung zur Begehung der Staatsschutzde­
likte dienen. Es sollte eine Regelung dahingehend getrof­
fen werden, die bei Staatsschutzdelikten durch § 153 d 
und e StPO eingeräumte Möglichkeit, von der Strafver­
folgung abzusehen, auch auf sonstige, vom gleichen Tä­
ter in Zusammenhang mit Staatsschutzdelikten begange­
ne Straftaten zu erstrecken. Es ist gerechtfertigt, den Tä­
tern auch in diesen Fällen eine goldene Brücke zu bauen. 
Die Erfahrungen zeigen, daß die Täter vielfach nur dann 
bereit sind Aussagen zu machen, wenn in Richtung auf 
sie von der Verfolgung sämtlicher von ihnen begangener 
Straftaten abgesehen wird. Es besteht bei Zusammen­
hangsstraftaten in gleicher Weise das kriminalpolitische 
Bedürfnis, einen Anzeiz zum Rücktritt, beziehungsweise 
für eine entsprechende Ausgleichshandlung zu schaffen. 

B. Hirsch 

Ich möchte mich am Anfang auch sehr kurz fassen und 
voran das Ergebnis stellen, daß ich Änderungen des 
Strafprozeßrechts mit wenigen Ausnahmen mit großen 
Vorbehalten gegenüberstehe. Der Gesetzgeber hat zum 
1. Januar 1975 in der Strafprozeßordnung mehr geändert 
als jemals seit 1877, seit Inkrafttreten der Strafprozeß­
ordnung, und ich meine, wir täten gut daran, zunächst 
einmal die Erfahrungen abzuwarten, die wir mit den 
durchgreifenden Änderungen des Strafprozeßrechts bis­
her gemacht haben, ehe wir aufgrund neuer Tatsachener­
kenntnisse den Gesetzgeber wieder in Anspruch nehmen. 
Mich hat bei der Beratung, sowohl im Bundestag als auch 
im Bundesrat, eigentlich immer die Tatsache gestört, daß 
hier mehr - ich möchte mal sagen nach dem Schnittmu­
ster des Augsburger Religionsfriedens vorgegangen wor­
den ist, nämlich sozusagen nach einer Quadratkilometer­
bekenntnislehre. Die gesetzlichen Vorschriften, insbe­
sondere bei der Strafprozeßreform, waren ja fast aus-



schließlich von de'm Gedanken zugeschnitten, daß wir es 
im Strafprozeß nur mit Terroristen und mit Anwälten zu 
tun haben, die ihre Rechte mißbrauchen. Die Frage, wie 
man diesem Phänomen begegnet, wurde weniger von 
Rechtstatsachen her beantwortet, als von Bekenntnissen 
her; Bekenntnis für eine wehrhafte Demokratie auf der 
einen Seite und Bekenntnis mehr zur Rechtsstaatlichkeit 
auf der anderen Seite. Der Gesetzgeber hat sich noch nie 
große Lorbeeren erworben, wenn er mehr von Bekennt­
nissen und weniger von Rechtstatsachen her rechtliche 
Materien geordnet hat. Ich meine also Zurückhaltung bei 
weiteren Änderungen des Strafprozeßrechtes, es sei 
denn, daß wir auf der Grundlage gesicherter Tatsachen­
erkenntnis zu Handlungen veranlaßt werden müssen. Es 
fällt auf, daß bei allen bisherigen, also gerade bei den 
vier Gesetzen von Anfang 1975, das Verhältnis der 
Staatsanwaltschaft zur Polizei völlig ausgeklammert wur­
de, daß die Reformvorschläge sich ausschließlich auf das 
Strafverfahren, auf den Strafprozeß selbst bezogen und 
dabei im wesentlichen davon ausgingen, die Rechte der 
Verteidiger, zum Teil auch der Angeklagten, einzu­
schränken. Aber der eigentliche Bereich, nämlich 
»Tätigkeit der Polizei im Ermittlungsbereich« ist ausge­
klammert worden. Das gilt auch für den Bundesratsent­
wurf, der auf dem Tisch liegt, den Bundesratsentwurf 
vom 28. Mai 1976 und für den Referentenentwurf des 
Bundesjustizministers vom Juli oder August 1976. Auch 
diese Vorschläge beziehen sich ganz überwiegend auf das 
Verfahren in der Hauptverhandlung. Wenn man über das 
Verhältnis von Polizei und Staatsanwaltschaft spricht -
insbesondere anhand der Thesen der Innenministerkonfe­
renz und der Justizminister - hat man immer den Ein­
druck oder man spürt förmlich, daß ein latentes Mißtrau­
en gegen polizeiliche Tätigkeiten und polizeiliche Ent­
scheidungsbefugnisse tatsächlich besteht. Ich weiß nicht, 
ob das ausschließlich mit der Ausbildung der in der Ge­
setzgebung tätigen Ministerialbeamten zu tun hat, die ja 
nur selten einen Kontakt zur polizeilichen Wirklichkeit 
haben. Vielleicht hängt es auch damit zusammen - die­
ses sage ich im Zusammenhang mit der Diskussion über 
das einheitliche Muster eines Polizeigesetzes - daß das 
Mißtrauen in die polizeiliche Tätigkeit gekoppelt ist mit 
einem Mißtrauen in die Wirksamkeit der parlamentari­
schen Kontrolle; denn die Polizei ist ein Teil der Exekuti­
ve und man muß sich, wenn man Entscheidungsbefugnis­
se der Polizei, auch da wo sie notwendig erscheinen, 
nicht geben will, fragen, wo eigentlich das Mißtrauen an­
setzt, wer für das polizeiliche Verhalten verantwortlich 
ist oder verantwortlich gemacht werden kann. Sie haben 
in dieser Veranstaltung hier insbesondere das Verhältnis 
Polizei-StA untersucht. Ich beziehe mich auf die Unter­
lage der 4. Diskussionsgruppe von Dr. Steinhilper, Wies­
baden, in der in sehr eindrucksvoller Weise dargestellt 
worden ist, wie sich in der Wirklichkeit die Tätigkeit der 
Polizei bei der Verbrechensaufklärung darstellt und die 
Tatsache, daß die StPO dieser Wirklichkeit eigentlich 
nicht gerecht wird. Ich bin der Meinung, daß wir die Be­
fugnisse der Polizei gerade bei den Massendelikten - ich 
denke hier insbesondere an die Diebstahlskriminalität -
verstärken müssen,auch hei der Frage der Einstellung 
~t Vedoi~ng von Diebstahlsdelikten von geringerer 
Bedeutung. Hier liegt - das hat Blankenburg bei einer 
Gelegenheit sehr eindrucksvoll dargestellt - die Gefahr, 
daß unter dem Eindruck der Verfolgung solcher Massen­
delikte die polizeiliche Tätigkeit so verbürokratisiert 
wird, daß sie kaum noch oder nur schwer die tatsächliche 
Kraft hat, die Delikte zu behandeln und aufzuklären, die 
zur schwereren Kriminalität zu rechnen sind. Wir sollten 
also den Mut haben, auch im Bereich der StPO, nicht nur 

die selbständige Ermittlungstätigkeit der Polizei einzu­
führen, sondern wir sollten auch dafür sorgen, daß sie 
mehr als bisher bei Bagatelldelikten von Entscheidungen 
der StA unabhängig sein kann. Im Bereich der Hauptver­
handlung selber scheinen mir die Reformen noch notwen­
dig zu sein, die auf eine Ein'schränkung der Großverfah­
ren abzielen, also die Möglichkeit für die StA bzw. für 
die ·Prozeßbeteiligten eröffnen, Delikte von geringerer 
Bedeutung oder Delikte, die für den hauptangeklagten 
Tatbestand nicht von überwiegender oder großer Bedeu­
tung sind, im Verfahren fallen zu lassen, um so das Aus­
ufern in große und monatelang dauernde Strafverhand­
lungen nach Möglichkeit einzuschränken. 

Ergebnis: erstens äußerste Zurückhaltung mit weiteren 
Strafprozeßrechtsreformen vor der Gewinnung neuer 
Tatsachenerkenntnisse; zweitens also Abwarten der Er­
fahrungen, die mit den bisherigen Veränderungen des 
Strafprozeßrechts gemacht worden sind; drittens Ehrlich­
machen der Polizei in dem Bereich, in dem sie heute tat­
sächlich die Ermittlungstätigkeit selbständig ausübt. 
(Daß dies, was die Massendelikte angeht, ganz überwie­
gend oder zu einem großen Teil nicht nur bei der Krimi­
nalpolizei, sondern auch bei der Schutzpolizei der Fall 
ist, muß man ja mal zur Kenntnis nehmen). Letzter 
Punkt: nach Möglichkeit Einengung der prozessualen 
Großverfahren. 

K. -H. Gemmer 

Vielleicht darf ich den Herren Bundestagsabgeordneten 
empfehlen, in Anlehnung an das Generalthema unserer 
Arbeitstagung sich insbesondere den letzten Vorschlägen 
zuzuwenden. Es geht um die Frage einer Umsetzung der 
Leitsätze in Änderungen der Strafprozeßordnung. Tan­
giert ist § 163 auch im Abs. 2. Das Problem des § 152 
GVG (Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft) wird eben­
falls angesprochen, auch die Frage der Ausrichtung der 
polizeilichen Ermittlungskapazität auf Schwerpunkte. 
Soll der Polizei ein - wie auch immer geordnetes -
Opportunitätsrecht zugestanden werden? Dies würde zu 
einer Reduzierung der Verwaltungsarbeit, wie Sie, Herr 
Minister Hirsch, sie bezeichnen, gerade bei der Bagatell­
kriminalität führen und der Polizei die Möglichkeit ge­
ben, ihr Hauptaugenmerk auf die mittlere und schwere 
Kriminalität zu richten. 

F. Vogel 

Hier müssen wir, glaube ich, zunächst einmal sehen, wel­
ches die Konzeption der Beschleunigungsnovelle des Jah­
res 1974 gewesen ist. Wir haben zweierlei in dieser Be­
schleunigungsnovelle getan. Zunächst haben wir eine 
deutliche Trennung vorgenommen zwischen der ermit­
telnden Tätigkeit der Staatsanwaltschaft auf der einen 
Seite und der erkennenden Tätigkeit des Richters auf der 
anderen Seite. Ich brauche nur daran zu erinnern, daß 
wir einige Regelungen abgeschafft haben - wie z. B. die 
gerichtliche 'Voruntersuchung -, die beides miteinander 
vermengt haben. 

Als Zweites haben wir die Staatsanwaltschaft zur Herrin 
des Vorverfahrens, des Ermittlungsverfahrens, gemacht, 
in der Konzeption dieses Gesetzes und haben damit 
gleichzeitig deutlich gemacht, daß diese Staatsanwalt­
schaft nicht Teil der Exekutive ist; sie ist nicht als Organ 
der Exekutive - der auch die Polizei zugehört - zuge­
schlagen, sondern die Staatsanwaltschaft ist Organ der 
Rechtspflege und bleibt eingeordnet in den Bereich der 
Justiz. Das ist die Konzeption, die der Strafprozeßnovel-
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le von 1974 zugrundegelegen hat, die sich ja auchausein­
anderzusetzen hatte mit der Wirklichkeit, daß das Er­
mittlungsverfahren tatsächlich weitgehend in der Hand 
der Polizei liegt; die Intention der Strafprozeßnovelle 
war die, die Ermittlungstätigkeit wieder stärker in die 
Hand der Staatsanwaltschaft zu geben und möglichst 
frühzeitig das Schwergewicht der Ermittlungen auf die 
Staatsanwaltschaft zu verlagern. Das ist die Konzeption, 
die dem zugrundegelegen hat, und wir werden - wie ich 
meine - abzuwarten haben, wie weit das mit der Wirk­
lichkeit hinterher in Einklang zu bringen ist oder ob sich 
aus der tatsächlichen Lage in den Ermittlungsverfahren 
die Notwendigkeit ergibt, den Vorschlägen näher zu tre­
ten, die hier gemacht worden sind. 

Ich würde sagen, daß sich von daher zunächst einmal für 
den Gesetzgeber eine gewisse Abwartehaltung ergibt. Ich 
glaube nicht, daß sich irgendwo im Bundestag die Bereit­
schaft finden wird, jetzt bereits eine Novellierung in dem 
Sinne vorzunehmen, daß die Zuständigkeiten des Ermitt­
lungsverfahrens stärker von der Staatsanwaltschaft auf 
die Polizei verlagert werden, und von daher ergibt sich 
eine gleiche Reserve gegenüber einigen der Vorschläge, 
die hier gemacht worden sind. 

K. -H. Gemmer 

Während der Tagung herrschte wohl - insbesondere bei 
der Polizei - die Meinung vor, daß bereits bei dieser 
Prozeßrechtsbeschleunigungsnovelle an der Rechtswirk­
lichkeit vorbei die Position· der Staatsanwaltschaft als der 
Herrin des Ermittlungsverfahrens überdeutlich gezeich­
net worden ist. Wäre damals nicht vielleicht eine Chance 
gewesen, auch die Polizei ·in einem angemessenen Um­
fang in die Novelle mit einzubauen? Auch der Gesetzge­
ber dürfte erkannt haben, daß die Rechtsposition der Po­
lizei hätte verdeutlicht werden müssen. 

F. -J. Gnädinger 

Ich möchte eigentlich, bei den Ausführungen von Herrn 
Innenminister Hirsch anknüpfend, noch einmal rückblik­
kend auf die vergangenen vier Jahre Bundestag und in 
diesem Zusammenhang auf die Änderungen der StPO 
eingehen. Die Änderungen der Strafprozeßordnung in 
den vergangenen vier Jahren haben sich praktisch gejagt 
und wir sind am Ende dieser Periode im Deutschen Bun­
destag fast durchgängig, wenn auch mit unterschiedlichen 
Zwischentönen, zu der Überzeugung gekommen, daß 
man im gesamten justizpolitischen Bereich einschließlich 
der Strafprozeßordnung, in der 8. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages sich äußerste Zurückhaltung auf­
erlegen wird. Es ist richtig, daß noch Entwürfe zur Frage 
des Großverfahrens vorliegen. Ich gehe auch davon aus, 
daß diese Entwürfe in die parlamentarische Behandlung 
kommen. Ich meine aber, daß es sehr schwer werden 
wird, darüber hinaus zusätzliche Änderungen der Straf­
prozeßordnung im kommenden Deutschen Bundestag 
durchzusetzen. Daher will ich mich auch kaum oder nur 
ganz vorsichtig zu dem äußern, was hier konkret vorge­
schlagen worden ist, weil ich meine, daß wir uns in ei­
nem Stadium befinden, wo wir sehr weit von einer geset­
zesmäßigen Realisierung dieser Dinge entfernt sind. Zum 
anderen muß ja ein Teil der Vorschläge, die Sie machen 
und die heute diskutiert werden, auch noch einmal unter 
dem Gesichtspunkt der Einschränkung von Freiheitsrech­
ten der Bürger gesehen werden. Durch die vergangenen 
StPO-Novellen sind eben nicht nur im Bereich des Terro­
rismus, wo wir es sicherlich mit einer neuen Erschei­
nungsform des Verbrechens zu tun hatten und wo es not-
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wendig war, mit nenen gesetzlichen Vorschriften zu ant­
worten, sondern auch in den übrigen Bereichen Freiheits­
rechte, im weitesten Sinne verstanden, eingeschränkt 
worden. Was z. B. das Schlußgehör und ähnliche Dinge 
angeht, sind diese Einschränkungen ganz allgemein be­
grüßt worden. Ich meine also, daß wir all diese Vorschlä­
ge noch einmal sehr gründlich im Hinblick auf die Ein­
schränkung von Rechtspositionen, von Verteidigungs­
möglichkeiten des einzelnen überprüfen müssen, und daß 
wir vielleicht erst dann im Anschluß an eine solche 
grundsätzliche und gründliche Überlegung ein paar Äu­
ßerungen dazu machen können. Insgesamt stimmen die 
Vertreter der politischen Parteien hier wohl überein. Wir 
sind der Meinung, daß man bei der Frage künftiger Än­
derungen der Strafprozeßordnung äußerst zurückhaltend 
sein muß. Wenn ich meiner Fraktion, die sich dazu noch 
keine abschließende Meinung gebildet hat, aber einen 
Rat geben dürfte, dann würde ich sagen, man sollte über 
das von mir genannte Thema Großverfahren hinaus in 
den kommenden Jahren die Strafprozeßordnung in Ruhe 
lassen. 

Erster Staatsanwalt L. Seeber, Berlin 

Ich habe an sich Bedenken, wenn hier möglicherweise 
der Eindruck erweckt wird, daß diese Leitlinien, die das 
Verhältnis Polizei/Justiz· behandeln, irgendwie eine 
Grundlage seien. Man versucht, diese Leitlinien zu recht­
fertigen mit einer faktischen Diskrepanz zwischen der 
Sach- und der Rechtslage .. Man sagt also, das Verhältnis 
von Polizei und Justiz entspreche, so wie es im Gesetz 
steht, nicht mehr der faktischen Lage. Die Polizei erledi­
ge einen großen Prozentsatz der kleinen Kriminalität 
praktisch selbst, sie ermittele auf diesem Gebiet selbst. 
Das ist eine rein materialistische Betrachtungsweise. 
Dies ist im Grunde genommen fast eine .Art Bilanzbuch­
haltung, die den eigentlichen Sinn dieser Dinge kaum er­
kennen läßt.. Es ist richtig, daß möglicherweise die 
Staatsanwaltschaft in einer Vielzahl von Kleinverfahren 
darauf verzichtet, von ihrem Weisungsrecht Gebrauch zu 
machen, und zwar einfach deswegen, weil dies nicht not­
wendig ist. Aber aus dieser faktischen Lage, diesem tat­
sächlichen Verzicht, kann man natürlich nicht auf einen 
rechtlichen Verzicht schließen. Man kann keinesfalls nun 
sagen: das ist eine Verwirkung der Rechte der Staatsan­
waltschaft. Infolgedessen muß das Gesetz geändert wer­
den. Das ist meines Erachtens eine zu vordergründige 
Wunschthese der Polizei, ganz nach dem Motto: Was 
man den Geist der Zeiten heißt, das ist im Grunde der 
Herren eigener Geist. . . Das Entscheidende ist doch 
letztlich, daß wir seitens der Justiz immer Furcht davor 
haben, daß diese starke Exekutive einbricht in die Judi­
kative. Und hier setzen die Sicherungsfunktionen ein und 
hier - das hat der letzte Herr Referent auch gesagt -
sind die Freiheitsrechte der Bürger in Gefahr, weil eine 
ungeheuer starke Exekutive einer Judikative gegenüber­
steht, die von Natur aus selbstverständlich verhalten, 
passiv, zumindest jedenfalls nicht so agil ist. Und, wenn 
ich dann beispielsweise an die kaum noch zu überbieten­
de Perfektion denke, die gerade hier im Bundeskriminal­
amt durch die zahlreichen Maschinen angestrebt wird, 
dann habe ich eben einfach Angst. 

B. Hirsch 

Ich möchte dazu folgendes sagen. Ich habe lange auch 
selber geglaubt - wie der Jurist mit der klassischen Aus­
bildung von der Polizei die traditionelle Vorstellung hatte 
- dies seien Leute mit dicken Muskeln, die auf den 



Waffen sitzen und gut schießen können und warten, bis 
sie irgendwohin geholt werden. Das entspricht nun mal 
nicht der Wirklichkeit, sondern wir müssen einfach - ob 
uns das nun gefällt oder nicht - zur Kenntnis nehmen, 
daß ein großer Teil der Kleinkriminalität von der Schutz­
polizei aufgeklärt wird, daß ein anderer Teil der Krimina­
lität von der Kriminalpolizei aufgeklärt wird und daß der 
Teil der Kriminalität, der von der Staatsanwaltschaft auf­
geklärt wird, in der Tat - zahlenmäßig jedenfalls -
außerordentlich gering ist. Ich meine nicht, daß Sie dem 
Problem näherkommen, wenn Sie sagen, das sei eine 
Buchhalterperspektive. Es ist doch vielmehr so, daß die 
Rechtslage der StPO oder daß das Gesetz dieser tatsäch­
lichen Wirklichkeit nicht entspricht und das ist iumindest 
ein Anlaß, darüber nachzudenken. Wenn die Leitsätze 
der Innenminister und der Justizminister - ich sage und 
der Justizminister - (es ist ja nicht so, als ob hier die ge­
ballte Macht der Exekutive etwas usurpieren wollte) hier 
ein anderes Verhältnis definieren, dann kommen Sie 
auch nicht an der Tatsache vorbei, daß nach diesen Leit­
sätzen die Staatsanwaltschaft immer das Zugriffsrecht 
hat, daß sie von Anfang an verlangen kann, daß die Poli­
zei z. B. bestimmte Deliktsgruppen sofort bei Kenntnis 
der StA mitteilt. Hier liegt es ganz bei der StA, in wel­
chem Umfang sie sich in die polizeiliche Tätigkeit ein­
schalten will, abgesehen davon, daß ja die lO-Wochen­
Frist ebenfalls zu den Leitsätzen gehört. Ich sehe mit Ih­
nen die Gefahr, daß Freiheitsrechte der Bürger beein­
trächtigt werden können, wenn wir etwa unbesehen von 
den tatsächlichen und technischen Möglichkeiten der Po­
lizei ohne Einschränkungen Gebrauch machten. Diese 
Gefahr sehe ich mit Ihnen. Ich bin weit davon entfernt, 
darüber zu lächeln oder zu lachen, wenn man sieht, was 
heute z. B. im elektronischen Bereich tatsächlich mög­
lich ist. Da muß man erkennen, daß hier in den vergan­
genen Jahren nicht nur quantitative, sondern auch quali­
tative Veränderungen der Erkenntnis- und Ermittlungs­
möglichkeiten eingetreten sind. Das ist zweifellos richtig. 
Was uns m. E. weiterhülfe, wäre aber nun eine größere 
Bewegungsfreiheit der Polizei im Bereich der ausgespro­
chenen Bagatelldelikte. Ich kann nicht einsehen, daß es 
richtig ist, daß wir z. B. bei der Verfolgung der kleinen 
Diebstahlskriminalität, die, wie Sie alle wissen, über 
70 % der Delikte ausmacht und deren Objekte zum gro­
ßen Teil im Wert unter 500 DM liegen, wochen- und mo­
natelang ermitteln oder Akten führen, bis dann der 
Staatsanwalt das einzig Vernünftige tut, nämlich einzu­
stellen. Ich frage mich, ob man nicht auf die Täter erfolg­
reicher einwirken könnte, auf jugendliche Täter vor al­
lem, wenn sie von der Polizei verwarnt und unmittelbar 
angesprochen würden. Ich meine also, es wäre uns schon 
mehr geholfen, wenn wir in diesem ganz eng zu umgren­
zenden Bereich die Möglichkeit hätten, einzustellen. Ein­
zustellen selbst dann, wenn wir den Täter ermittelt ha­
ben, sich aus den polizeilichen unmittelbaren Ermittlun­
gen aber ergibt, daß es sich hier um einen typischen Fall 
der Eingangs- oder Kleinkriminalität handelt. Ich kann 
nicht erkennen, daß durch eine solche Regelung die Frei­
heitsrechte der Bürger in Gefahr kämen, im Gegenteil. 
Ich stehe auch dem skeptisch gegenüber, was Herr Mül­
ler über das Vorführrecht gesagt hat. Sie wissen, daß wir 
uns im einheitlichen Musterpolizeigesetz bei dem Vor­
führrecht beschränkt haben auf Fälle der Gefahr für Leib 
und Leben, und zwar ganz eng umgrenzt. Ich stehe auch 
dem Vorführrecht der StA skeptisch gegenüber. Ich halte 
das für sehr zweifelhaft, weil nämlich der Verteidiger bei 
diesem Verfahren kaum eine faire Chance hat, wirklich 
dabeizusein. Aber das ist vom Bundestag beschlossen. 

Warten wir ab, wie es sich auswirkt. Ich möchte dieses 
Recht nicht auf die Polizei übertragen, aber ich möchte 
ihr etwas größere Freiheiten verschaffen und ihr im Be­
reich der ausgesprochenen Kleinstkriminalität wirklich 
die Möglichkeit geben, sich auf die eigentliche Kriminali­
tät, die uns bedrückt und an der wir mehr arbeiten müs­
sen, zu konzentrieren. 

F. Vogel 

Ich habe mich gemeldet, weil ich doch einmal darauf hin­
weisen möchte, daß wir 1974 im Dezember im Deut­
schen Bundestag diese Strafprozeßnovelle - soweit ich 
das in Erinnerung habe - einmütig verabschiedet haben 
unter Zustimmung des damaligen Bundestagsabgeordne­
ten Dr. Burkhard Hirsch. 

B. Hirsch 

Nein, Herr Kollege Vogel, ich habe mich an dieser Ab­
stimmung wegen des Vorführrechts der StA nicht betei­
ligt und Sie wissen, wenn ich das so sagen darf, daß ich 
bis zur letzten Abstimmung mit allen Mitteln versucht 
habe, auch gemeinsam mit Fraktionskollegen, mit Bun­
destagskollegen Ihrer Fraktion, diese Regelung wieder 
herauszukriegen. 

F. Vogel 

Gut, vielleicht ist diese Ergänzung notwendig gewesen. 
Die Grundkonzeption der Strafprozeßnovelle 1974 war, 
soweit ich das in Erinnerung habe, unstrittig. Dem Ge­
setzgeber war damals bekannt, daß eine Diskrepanz be­
steht zwischen dem, was hier angestrebt wurde, nämlich 
die Staatsanwaltschaft wieder stärker zur Herrin des 
Vorverfahrens zu machen, und der Wirklichkeit, die sich 
in der Praxis ergeben hatte, und die Intention war, das, 
was der Gesetzgeber hier konzipiert hatte, in der Wirk­
lichkeit wieder herzustellen. Das war die Konzeption. 
Dahinter steckt aber auch noch folgendes, und ich bitte 
auch das zu sehen. Ich habe vorhin schon gesagt, es ging 
darum, die Staatsanwaltschaft als Organ der Rechtspfle­
ge zu sehen und Sie wissen, daß es noch Diskussionen 
gibt auch über die Frage der Ausgestaltung des Status der 
Staatsanwaltschaft und in dem Zusammenhang auch über 
die Frage einer Regelung der besonderen Problematik des 
Weisungsrechts gegenüber der Staatsanwaltschaft. Sie 
sehen also, daß hier ein Überlegungsraum ist, der eben 
auch in der Ausgestaltung des Status der Staatsanwalt­
schaft diese sehr viel näher an den Bereich der Justiz her­
anbringen soll, an den Bereich der Rechtspflege. Etwas 
Ähnliches ist ja wohl für den Bereich der Polizei nicht 
denkbar. Sie ist streng eingeordnet in die Exekutive und 
ist auch nicht denkbar ohne einen streng geordneten hier­
archischen Weisungszug. Das ist ein wesentlicher Unter­
schied zwischen der Position der Staatsanwaltschaft auf 
der einen Seite, wie wir es sehen, und der Position der 
Polizei auf der anderen Seite, wenn wir diese Konzeption 
beibehalten wollen. Ich sage gar nicht, daß das etwas ist, 
was für alle Zeiten Gültigkeit haben muß, aber der Ge­
setzgeber kann nicht 1974 bewußt eine bestimmte Kon­
zeption gesetzlich verwirklichen und zwei Jabre später 
sagen, das sei alles Unsinn gewesen. Dann - würde ich 
sagen - hätten wir 1974 nicht genügend nachgedacht. 
Aber wir haben uns ja etwas dabei gedacht und haben ein 
ganz bestimmtes Ziel damit verfolgt. Ich kann mir durch­
aus vorstellen, daß man zu neuen Erkenntnissen und zu 
neuen Einsichten gelangt, wenn man in neue Aufgaben­
bereiche kommt, und deshalb ist sicher das, was Herr 
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Kollege Hirsch als Erkenntnisse, als Einsichten aus sei­
nem jetzigen Amt hier mitbringt, bedenkenswert. Nur, 
Herr Kollege Hirsch, 1974 bei dieser Konzipierung der 
Strafprozeßnovelle haben wir uns sehr genau überlegt, 
wo wir das Schwergewicht im Ermittlungsverfahren hin­
legen wollen, und haben uns dahin entschieden, das 
Schwergewicht zur Staatsanwaltschaft zu legen mit dem 
Ziel, die Staatsanwaltschaft wieder sehr viel stärker und 
zu einem sehr viel früheren Zeitpunkt in das Ermittlungs­
verfahren einzuschalten. 

K. Müller 

Darf ich mich gegen ein Mißverständnis wehren, das dar­
auf beruht, daß mein Vorschlag nicht vollständig war. 
Ich habe natürlich nicht vorschlagen wollen, daß die Po­
lizei ein Vorführrecht haben solle, sondern ich habe vor­
schlagen wollen, daß es eine Pflicht zum Erscheinen bei 
der Polizei geben solle. Ich war von der Rechtspflicht 
ausgegangen zu erscheinen, nicht von der Durchsetzung 
dieser Pflicht. Ich bin mir vielmehr klar darüber, daß die 
Befugnisse nach §§ 51, 70, 77 StPO weiterhin nur der 
Staatsanwaltschaft zustehen sollten. Und ein Zweites -
auch hier darf ich mich abgrenzen: 'ich hätte erhebliche 
Bedenken dagegen, Modelle aus dem Ausland zu über­
nehmen, die der Polizei in Strafverfolgungsangelegenhei­
ten die Befugnis, Ermessensentscheidungen zu treffen, 
einräumen. Ich meine nur, daß wir an der Wirklichkeit 
nicht vorbeigehen dürfen, nach der es nötig ist, zu einer 
selektiven Strafverfolgung zu kommen, daß dies sowohl 
aus Kapazitätsgründen, wie aus sozialen Gründen gebo­
ten ist. Ich beziehe mich· insbesondere auf die U ntersu­
chung von Wiebke Steffen, die in der Forschungsreihe 
des BKA erschienen ist und ich würde dafür plädieren, 
die Ermessensentscheidung zu ermöglichen, sie aber der 
Staatsanwaltschaft einzuräumen. 

Oberstaatsanwalt Dr. H. Klinghardt. Heidelberg 

Zu den dankenswert präzisen Vorschlägen von Herrn 
Müller möchte ich nur zwei Bemerkungen wiederholen, 
die der Herr Generalbundesanwalt vor zwei Tagen hier 
gemacht hat. Sie waren nicht da, Herr Müller, deswegen 
darf ich's wiederholen. Die eine lautete: (zu dem Thema 
der Anwesenheitsrechte der Polizei will ich sie wiederho­
len, während der Herr Generalbundesanwalt sie in ande­
rem Zusammenhang gemacht hat) was soll's? Und zwei­
tens hat er die Warnung ausgesprochen, wir sollten das 
Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Ich bin, wie Sie, 
Herr Müller, Praktiker. In mehr als zwanzigjähriger 
staatsanwaltschaftlicher Tätigkeit habe ich nicht einen 
einzigen Fall erlebt, wo bei einer staatsanwaltschaftli­
chen oder gerichtlichen Ermittlungshandlung - Sie spra­
chen von Sektionen, Vernehmungen, Haftprüfungstermi­
nen - ein Polizeibeamter ausgeschlossen worden wäre, 
weil er kein förmlich fixiertes Anwesenheitsrecht gehabt 
hätte. Noch immer, wenn ein Polizeibeamter ein Interes­
se daran bekundet hat, bei einer solchen Ermittlungs­
handlung anwesend zu sein, wurde er zugelassen. Dies zu 
Ihrem Vorschlag. Ich möchte umgekehrt an die Herren 
vom Bundestag eine Bemerkung zu dem bereits in Kraft 
getretenen § 168 c richten. Danach haben wir Staatsan­
wälte jetzt das Recht, den Beschuldigten zu vernehmen. 
Der Beschuldigte ist verpflichtet zu erscheinen. Dieses 
»Geschenk« ist mit einem Gewicht belastet, das uns 
stört, mich jedenfalls stört. 

Wir sind verpflichtet, im Gegensatz zur Polizei, den Ver­
teidiger zu benachrichtigen, der ein Anwesenheitsrecht 
hat. Das bedeutet, daß ich, wenn ich aus bestimmten 
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Gründen den BeschuldigteIl ohne Verteidiger vernehmen 
will, die Sache der Polizei zurückgeben muß und ihr sa­
gen muß: bitte vernehmt Ihr den Beschuldigten, ich wer­
de dann dabei sein. Das ist eine Lösung, die sicherlich 
nicht im Sinne des Gesetzes ist. 

F. Vogel 

Ich darf hierzu noch einmal sagen: das ist das Ergebnis 
der Konzeption, die gewollt und bewußt so verwirklicht 
worden ist. Wir haben, um eine deutliche Trennung zwi­
schen dem Ermittelnden, der ermittelnden Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft und der erkennenden Tätigkeit des 
Richters ,auch sauber durchzuführen, dieses »Recht« der 
Staatsanwaltschaft, so übertragen. Das liegt in der Kon­
zeption, und ich meine, daß das auch folgerichtig ist. Ich 
kann mir durchaus vorstellen, daß das manchmal als lä­
stig empfunden wird. Das haben wir auch sehr wohl ge­
sehen, und dennoch haben wir das bewußt und gewollt, 
in Verfolgung dieser Konzeption, so in das Gesetz aufge­
nommen. 

B. Hirsch 

Ich bin Ihnen für Ihre Wortmeldung sehr dankbar. Ein­
mal Ihre Bemerkung über die Anwesenheitsmöglichkeit 
des Polizeibeamten bei einer Vernehmung, bei einer rich­
terlichen Vernehmung. Ich glaube Ihnen gerne, daß noch 
keiner hinausgewiesen worden ist. Ich frage mich nur, in 
wie viel Fällen der ermittelnde Polizeibeamte von dem 
Datum überhaupt Kenntnis erlangt hat. Vielleicht sollte 
man das beides mal zusammenhalten. Das andere, was 
Sie sagen, die Möglichkeit, die Ladung des Verteidigers, 
die Yerständigung des Verteidigers zu umgehen, zeigt in 
der Tat, daß meine Bedenken damals gegen die gesetzli­
che Regelung berechtigt waren. Denn das ist natürlich 
nun ein ganz beachtlicher Vorgang, wenn das hier auch 
noch als ein hervorragender Einfall dargestellt wird. Je­
dermann weiß, welche Bedeutung für ein Strafverfahren 
die vorab festgenagelten Zeugen und Beschuldigtenaussa­
gen haben. Und wenn Sie sich darum bemühen, den Ver­
teidiger bei solchen Festnagelungen auch nach außen 
vorzulassen, dann meine ich - nein, ich will die Bemer­
kung entschärfen - dann müßten Sie in der Tat etwas 
mehr sich mit dem Geist der Strafprozeßordnung be­
schäftigen als des Grundgesetzes der Bürger. 

. Richter H. Klein. Frankfurt 

Ich wollte eigentlich etwas zur Geschäftsordnung sagen. 
Ganz am Anfang wäre dieser Beitrag vielleicht sinnvoller 
gewesen. Ich weiß nicht, ob es vielleicht die Eigenart der 
Podiumsgespräche ist und der Statements, die zunächst 
abgegeben werden, daß sich offenbar die Diskussions­
redner am Podium nicht so richtig auf ein Thema einigen 
können. Ich habe, vom Beitrag des Herrn Polizeipräsi­
denten Müller abgesehen, gehört, daß der andere Herr 
aus der Praxis gesagt hat, der Gesetzgeber habe sich mit 
dem Problem, das das Leitthema dieser Tagung ist, näm­
lich das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Poli­
zei, nicht beschäftigt, während dann einer der Herren 
Vertreter der Gesetzesgebung (ich sage immer, wenn ich 
das kritisieren möchte, »der Herr Gesetzgeber hat 
gesagt«) sagte, daß sie sich in der Tat damit beschäftigt 
hätten, und zwar in der Weise, daß Sie dazu überhaupt 
nichts gesagt haben. Meine Frage an den Herrn Gesetz­
geber: hat er sich nun mit dem Problem beschäftigt, das 
hier Gegenstand der Tagung ist oder nicht. Das kann 
nämlich sehr wichtig sein. Wir kennen also, besonders in 



meinem Bereich als Richter, bei der Gesetzesauslegung 
eben den Fall, daß wir sagen, der Gesetzgeber habe sich 
nichts dabei gedacht, und entsprechende Weichen kön­
nen dann gestellt werden. Hat der Gesetzgeber nun etwas 
gedacht, oder hat er nichts gedacht? 

K. Müller 

Wenn sich schon ein Vertreter der Franfurter Justiz zu 
dieser Diskussion meldet, wäre ich eigentlich ganz dank­
bar, wenn er sich zu der Frage äußern würde, die vorhin 
hier angesprochen worden ist: wie nämlich die Praxis in 
Frankfurt aussieht. Ob Polizeibeamten bei den Anlässen, 
die skizziert worden sind, die Anwesenheit gestattet 
wird, wenn sie darum bitten. Also beispielsweise bei 
Haftprüfungsterminen oder bei richterlichen Vernehmun­
gen. 

H. Klein 

Mir ist bisher kein Fall bekanntgeworden, daß einem Po­
lizeibeamten, der den Wunsch hatte, an einer solchen 
Verhandlung teilzunehmen, dieser Wunsch nicht gewährt 
worden wäre. Allerdings muß ich dazu sagen, daß ich in 

. diesem Bereich keine große Erfahrung habe. Ich bin kein 
Haftrichter, ich führe nur gelegentlich Haftprüfungen in 
eigenen Verfahren durch. 

F. Vogel 

Vielleicht darf der Gesetzgeber auch an den Herrn Rich­
ter am Amtsgericht in Frankfurt noch einmal die Erläute­
rung geben, von der ich meinte, daß sie an sich deutlich 
gewesen sei. Wir haben uns bewußt darauf beschränkt, 
Aussagepflicht und Erscheinungspflicht vor der Staatsan­
waltschaft einzuführen und haben bewußt das Gleiche 
nicht für die Polizei eingeführt. Das ist das, was konkret 
die Schlußfolgerung des Gesetzgebers aus seiner Kon­
zeption gewesen ist, und ich meine, daß das dann auch 
wohl ausreichend ist für die Rechtsanwendung: Klarheit 
darüber zu haben, daß eine Aussage- und Erscheinungs­
pflicht vor der Polizei nach der derzeitigen Rechtslage 
nicht besteht, und daß der Gesetzgeber auch nicht die 
Absicht gehabt hat, das einzuführen. Das Gleiche gilt für 
die übrigen konkreten Vorschläge, die insoweit von 
Herrn Müller hier gemacht worden sind. Auch diese kon­
kreten Vorschläge sind ja gemacht worden, um im Er­
mittlungsverfahren die rechtliche Position der Polizei 
auszubauen und zu stärken. Und eben das entspricht 
auch nicht der Konzeption der Novelle von 1974, und sie 
hat deshalb bewußt und gewollt derartiges nicht einge­
führt. Vielleicht darf der Gesetzgeber den Herrn im 
Amtsgericht in Frankfurt fragen, ob das jetzt klar gewor­
den ist. 

F. -J. Gnädinger 

Darf ich noch eine zusätzliche Bemerkung zu dem ma­
chen, was der Herr Kollege Vogel gesagt hat. Es ist na­
türlich richtig, daß mit der Novelle von 1974, was das Er­
mittlungsverfahren und die Staatsanwaltschaft angeht, ei­
ne wesentliche Grundentscheidung gefallen ist und eine 
bestimmte Konzeption gesetzgeberisch ihren Nieder­
schlag gefunden hat. Man muß aber der Offenheit halber 
oder der Deutlichkeit halber hinzufügen, daß uns natür­
lich auch schon damals bekannt war, daß die Frage eines 
neuen Verhältnisses Staatsanwaltschaft/polizei und die 
jetzt hier aufgetretenen Einzelfragen im politischen 
Raum vorhanden sind und daß wir mit dieser Konzeption 
zwar etwas niedergelegt haben, daß wir aber nicht der 

Auffassung sind, daß dies jetzt jahrhundertelang so blei­
ben müsse. Man war immer der Meinung, daß natürlich 
all die Fragen, die heute hier angesprochen worden sind, 
einmal auch wieder auf den Gesetzgeber zukommen wer­
den und daß man sich damit wird beschäftigen müssen. 
Um jedoch keine falschen Eindrücke entstehen zu lassen: 
ich persönlich bin der Auffassung, daß dies keine Fragen 
sind, die in der kommenden Legislaturperiode gesetzge­
berisch erledigt werden können. 

Oberstaatsanwalt Dr. H. Stöckel. Nürnberg 

Herr Minister Dr. Hirsch, die Strafprozeßnovelle des 
Jahres 1974 hat für die Behandlung der Klein- und Mas­
senkriminalität einen völlig neuen Weg eingeschlagen, 
nämlich den § 153 aStPO. Meine Frage an Sie: Inwiefern 
hat sich dieser neue Weg nicht bewährt und welche neu­
en Tatsachen und Erkenntnisse liegen Ihnen vor, die An­
laß geben, nun die Forderung zu erheben, die Behand­
lung der Kleinkriminalität sollte von der Staatsanwalt­
schaft auf die Polizei übertragen werden. 

B. Hirsch 

Der § 153 a geht doch nach wie vor davon. aus, daß die 
Einstellung durch die Staatsanwaltschaft erfolgt. Das 
heißt doch, daß die Polizei auch bei Kleinstkriminalität 
mit dem vollen bürokratischen Vorgang beschäftigt ist, 
bis der Vorgang schließlich nach - sagen wir - drei 
Monaten bei der Staatsanwaltschaft landet und diese 
dann einstellt. Selbst, wenn der Polizeibeamte von vorn­
herein erkennen könnte und vielleicht auch erkennt, daß 
dieser Vorgang eingestellt werden wird, hat er die volle 
bürokratische Arbeit mit diesem Vorgang, bis dieser 
dann nach einer längeren Zeit eingestellt wird. Und da er­
laube ich mir die Frage, ob wir uns das nicht vereinfa­
chen können. 

Erster Oberstaatsanwalt G. Wittke. Hamburg 

Eine Frage an Herrn Minister Hirsch. Würde man eigent­
lich der Polizei, ganz abgesehen von der rechtlichen 
Grundfrage, einen großen Gefallen erweisen, wenn sie 
die Kleinkriminalität endgültig erledigen sollte. Die Poli­
zei steht, oft unberechtigt, heute schon erheblich im 
Blickpunkt öffentlicher Kritik. Mal wirft man ihr vor, zu­
wenig getan zu haben, mal wirft man ihr vor, zuviel ge­
tan zu haben. Jetzt wollen Sie dieses Kapitel noch hinzu­
nehmen. Würden damit nicht die Vorwürfe in der Öffent­
lichkeit möglicherweise potenziert werden und würde 
man nicht von einer unterschiedlichen Einstellungspraxis 
sprechen? Vielleicht käme dann sogar ein NordjSüd­
oder SüdjNord-Gefälle in Betracht. 

B. Hirsch 

Ich meine, Sie sagen zu recht SüdjNord-Gefälle. Umge­
kehrt wäre es falsch. Es ist nicht Aufgabe des Gesetzge­
bers, der Polizei oder der Staatsanwaltschaft einen Gefal­
len zu tun, sondern es ist Aufgabe des Gesetzgebers, die 
Strafverfolgung so zu organisieren, daß ein Maximum an 
Sicherheit für den Bürger mit den vorhandenen Mitteln 
möglich ist. Danach haben wir uns auszurichten und 
nach nichts anderem. Nun verkenne ich nicht - auch Ih­
re Frage gibt das wieder -, daß in der Tat aus der ge­
schichtlichen Erfahrung ein Mißtrauen gegen die Polizei 
verbreitet ist. Wer die öffentliche Diskussion um das ein­
heitliche Muster eines Polizeigesetzes verfolgt hat und im 
einzelnen verfolgt, kann das sehr deutlich spüren. Und 
ich sage nur: das Mißtrauen in die Polizei ist im Grunde 
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ein Mißtrauen in die Wirksamkeit der parlamentarischen 
Kontrolle. Und wenn wir das Mißtrauen gegen die Poli­
zei bekämpfen wollen, müssen wir uns fragen,ob wir die 
Möglichkeiten der parlamentarischen Kontrolle verstär­
ken müßten und verstärken sollten. Aber das ist eine 
Frage, die vielleicht über das Thema dieses Vormittages 
hinausführt. Dazu läßt sich in der Tat sehr viel sagen. 
Mir geht es doch um Folgendes: Sie wissen, daß die 
Diebstahlskriminalität - in N ordrhein-Westfalen jeden­
falls - über 70% der Gesamtkriminalität ausmacht und 
mehr als zwei Drittel hiervon sind Diebstähle im Wert 
von unter 500 DM, der große Bereich der Ladendieb­
stähle und vieler anderer Gruppen. Manche gehen sogar 
so weit - ich erinnere anden letzten Juristentag -, die­
sen Bereich aus der Kriminalität überhaupt herausneh­
men zu wollen, was ich für falsch hielte, weil die statisti­
sche Kosmetik den gesellschaftlichen Tatbestand nicht 
verändert. Aber wenn wir zu Recht dabei bleiben, daß es 
sich um Kriminalität handelt, wenn auch um Kleinkrimi­
nalität, dann brauchen wir die Augen nicht davor zu ver­
schließen, daß wir eine Fülle bürokratischer Arbeit auf­
wenden, um dieser Kleinkriminalität zu begegnen. Und 
ich frage mich, ob wir nicht die Fülle dieser bürokrati­
schen Arbeit verringern können, nicht um weniger an Si­
cherheit für den Bürger zu schaffen, sondern um mehr an 
Sicherheit für den Bürger zu schaffen, indem wir die tat­
sächlichen Arbeitsmöglichkeiten konzentrieren auf den 
Teil, der Kriminalität, der wirklich wichtig ist. Ich sage 
nicht, daß die Kleinkriminalität unwichtig ist, sie ist zu 
einem Teil Einstiegskriminalität für Jugendliche und an­
dere. Aber auch diese Frage kann oder muß nicht ab­
schließend erst von dem Staatsanwalt gelöst werden. Ich 

. glaube, daß sie zu einem Teil, in Grenzen über die man 
reden kann selbstverständlich, auch von der Polizei ge­
löst werden kann, und ich meine, auch gelöst werden 
sollte. Nicht um den Freiheitsraum der Bürger einzuen­
gen, sondern um ihn im Grunde und im Ergebnis eigent­
lich zu erweitern. 

Ministerialdirigent Dr. E. Corves. Bonn-Bad Godesberl? 

Ich freue mich, daß jetzt das Thema der Massenkleinkri­
minalität zur Sprache kommt, weil das ein Punkt ist, der 
das Erscheinungsbild der Polizei in der Öffentlichkeit 
ganz wesentlich bestimmt. Wenn ich mich hier einmal im 
Sinne der Erwartung, die Herr Müller zu Anfang ausge­
sprochen hat, äußern darf, so sehe ich allerdings kaum 
die Möglichkeit, daß der Gesetzgeber sich entschließen 
könnte - nachdem er sich schon sehr schwer entschlos­
sen hat, quasi richterliche Befugnisse der Staatsanwalt­
schaft zu übertragen -, der Polizei eine Einstellungsbe­
fugnis zu geben. Ich sage das nicht, weil ich mir die Poli­
zei als Leute mit breitem Kreuz und geÜbt im Schießen 
vorstelle, wie Sie vorhin formulierten, sondern ich bin 
mir im Zweifel, ob es nicht ein Danaergeschenk für die 
Polizei wäre, auch die eigene Einstellungsbefugnis zu be­
kommen. Ob dabei eine wesentliche Arbeitsersparnis 
herauskommt, darf man füglieh wohl bezweifeln. Ob am 
Ende der Ermittlung eine eigene Einstellung steht oder 
nach Abgabe an die Staatsanwaltschaft ein großer Teil 
eingestellt worden ist, dürfte vom Arbeitsaufwand her 
nicht viel ausmachen. Die andere Frage, daß sich eine 
andere Selektion einfach kraft Arbeitskapazität ohnehin 
ergibt, haben wir auch schon in der Weise, daß viele 
Dinge überhaupt gar nicht bis dahin in den Ermittlungen 
verfolgt werden können; dies ist ein Faktum, das man 
wird hinnehmen müssen. Ich weiß also in der Tat nicht, 
ob mit der Erfüllung dieser Forderung viel gewonnen wä­
re. Ich persönlich hätte vielleicht nicht einmal so große 

134 

prinzipielle Bedenken, aber ich meine, man sollte doch 
sehen, daß die Neuregelung der Einstellungsbefugnis oh­
ne Zustimmung des Gerichtes ein sehr entscheidender 
und schwerwiegender Schritt gewesen ist. Der Gesetzge­
ber hat ihn nur getan, weiler die Institution der Staatsan­
waltschaft im justitiellen Bereich angesiedelt und ihn in­
soweit aus der Verwaltung herausgehoben hat. Ich halte 
die Wahrscheinlichkeit für außerordentlich gering, daß er 
sich entschließen könnte, hier mehr zu tun, und ich glau­
be auch, daß jedenfalls in punkto Arbeitsersparnis mit ei­
nem solchen Schritt nicht viel gewonnen wäre und daß 
man möglicherweise der Polizei dann eine Verantwortung 
aufbürdete, die ihr viele Ungelegenheiten machen 
könnte. 

B. Hirsch 

Dazu möchte ich nur noch ein Wort sagen. Ich nehme 
an, daß Ihnen das Papier der 4. Diskussionsgruppe (Dr. 
Steinhilper) vorliegt. Und wenn das der Fall ist, dann wä­
re ich Ihnen dankbar, wenn Sie die letzten beiden Seiten 
mit sehr eindrucksvollen Statistiken über die Erledi­
gungsstruktur von Diebstahl, Betrug und Unterschlagung 
sowohl beim polizeilichen Ermittlungsergebnis wie bei 
der justitiellen Erledigung einmal sich ansehen und in Ih­
re Überlegungen mit einbeziehen würden. 

Richter J. Hennes. Bitburg 

Meine Frage: Welche Sicherungen hat man sich denn 
vorgestellt für den Fall, daß der Polizei diese Einstel­
lungsbefugnis eingeräumt werden sollte? Sicherungen da­
gegen, daß ein überlasteter Polizeibeamter oder sein 
Dienststellenleiter , der unter Personalknappheit leidet, 
ein großes Kreuz über einen ganzen Haufen laufender 
Kleinstkriminalitätsfälle macht und sagt: Um Gottes wil­
len, laß uns lieber die Ratten fangen. Ich meine, Wenn 
man zu Gunsten der dicken Sachen diesen Bereich zu 
vernachlässigen beginnt, dann wird man vor lauter Rat­
tenfängerei eines Tages über die Mäuseplage nicht mehr 
Herr werden, denn die wird sich ausdehnen. Das ist mei­
ne Sorge. 

Richter Dr. B. Klosterkemper, Bremen 

Ich hätte eine Frage an Herrn Minister Hirsch. Haben 
Sie an ein reines EinsteHungsrecht der Polizei gedacht 
oder an eines mit Sanktionen, also entsprechend dem 
§ 153a der Straßprozeßordnung? Wenn man davon aus­
geht, daß die SPDjFDP-Koalition angetreten ist mit dem 
Anspruch auf mehr soziale Gerechtigkeit und mehr 
Menschlichkeit, so scheint mir Ihr Vorschlag unange­
bracht zu sein. Ich würde es für unsozial halten, bei den 
Jugendlichen Einschränkungen zu machen. Sie sagten 
und sind sich offensichtlich dessen bewußt, daß Kleinkri­
minalität der Einstieg und der Anfang einer kriminellen 
Laufbahn ist und daß es an sich das Problem ist, beim er­
sten Auffallen Jugendlichen gegenüber richtig zu reagie­
ren. Ich könnte mir dem letzten Beitrag zufolge denken, 
daß dann ein großer Teil der ersten Fälle eingestellt wür­
de, was an sich ja gar nicht so schlimm wäre; daß damit 
aber der Weg dieser gefährdeten, nennen wir Sie mit ei­
nem Schlagwort Unterprivilegierten - aus den Kreisen 
kommen ja weitgehend die Straffälligen - zu spät er­
kannt würde. Heute wird er schon zu spät erkannt, aber 
dann noch mehr, dann würde er sogar sozusagen legali­
siert und wir würden gerade diesen Leuten und den Miß­
verhältnissen auf diesem Gebiet nicht an die Wurzel ge­
hen, sondern wir würden sie wegen Überlastung, wegen 
der Schwerkriminalität einfach zur Seite schieben. 



Kriminalrat E. Reitz. Wiesbaden 

Ich wende mich also auch gegen diese Überlegungen, der 
Polizei ein solches Recht zu übertragen. Erstens weil es, 
wie bereits erwähnt, keine Arbeitsentlastung darstellt; es 
ist unehrlich, so zu argumentieren. Zweitens, wie jetzt 
gerade erwähnt wurde, weil es auch unsozial ist bezüg­
lich gerade des jugendlichen Ersttäters in diesem Be­
reich. Und drittens, das dürfte ein neues Argument sein 
an diesem Vormittag in der bisherigen Diskussion, weil 
es auch äußerst unsozial ist gegenüber dem Geschädig­
ten, denn ein Schaden von 500 DM, Herr Minister 
Hirsch, ist vielleicht aus der Sicht eines Ministers eine 
Bagatelle, aber aus der Sicht der meisten Geschädigten, 
die diese Anzeigen trotz der Hoffnungslosigkeit der Auf­
klärung noch erstatten, in aller Regel ein sehr harter 
Schlag. 

B. Hirsch 

Was den letzten Diskussionsredner angeht, so möchte ich 
jetzt nicht in eine Untersuchung unserer beiderseitigen 
Vermögensverhältnisse eintreten. Nur - und das wissen 
Sie wohl auch -, daß die Frage des Ersatzes mit der 
Frage der Bestrafung nichts zu tun hat. Ich glaube, dar­
über brauchen wir uns nicht zu streiten (erste Bemer­
kung). Zweite Bemerkung: Grenzen dieses Einstellungs­
rechtes. Ich habe keinen Gesetzgebungsvorschlag ge­
macht, sondern mich hat der Gedanke, den ich bei Blan­
kenburg gehört habe, beeindruckt, und ich möchte ihn 
ausloten, ich möchte wissen, ob das machbar ist, ob das 
politisch machbar ist, und ich möchte wissen, ob das in 
der polizeilichen Wirklichkeit etwas bringt - was ich an­
nehmen möchte. Ich will das nicht lösen von den Leitsät­
zen Polizei/StA, das heißt also, es ist für mich selbstver­
ständlich, daß die Staatsanwaltschaft die Möglichkeit ha­
ben muß, eine Sache jederzeit an sich zu ziehen oder 
Gruppen von Sachen jederzeit an sich zu ziehen, wenn 
sie das für erforderlich hält. Die Frage, wie Sie auf einen 
Jugendlichen eher einwirken, ob die Resozialisierung bei 
einer Einstellung durch die StA größer ist, als bei einer 
Einstellung durch die Polizei, darüber läßt sich füglieh 
streiten. Denn das eine kann relativ schnell erfolgen nach 
einem sehr intensiven Gespräch zwischen dem Polizeibe­
amten und dem Jugendlichen. Einige sind ja dabei, De­
zernate einzurichten von speziellen Jugendsachbearbei­
tern, die dafür besonders geschult werden. Das ist die ei­
ne Möglichkeit. Ich weiß nicht, ob das nicht einen größe­
ren Eindruck hinterließe, als wenn der Jugendliche nach 
drei oder vier Monaten das Formschreiben der StA bek­
ommt, demzufolge das Verfahren eingestellt worden ist. 
Darüber werden wir sicherlich diskutieren können. Und 
noch eine Bemerkung, um das auch abzugrenzen: Ich 
denke nicht, wie z. B. im großen Bereich der Verkehrs­
ordnungswidrigkeiten, an eine Sanktionsmöglichkeit 
durch die Polizei, sondern mir geht es um die Frage, ob 
wir nicht mit einem begrenzten Einstellungsrecht tatsäch­
lich Gutes bewirken könnten. 

Oberstaatsanwalt B. Trebiflg. Kassel 

Es ist vorhin gesagt worden, daß die Strafprozeßordnung 
ein Grundgesetz des Bürgers sei und die Sicherheit des 
Bürgers in erster Linie auch im Auge habe. Ich frage, 
wenn man das jetzt konsequent durchdenkt, wenn der 
Polizei jetzt eine Einstellungsmöglichkeit eingeräumt 
wird, wie soll es dann auf seiten der Staatsanwaltschaft 
weitergehen? Soll die Staatsanwaltschaft jetzt verpflich­
tet sein, die Fälle, die die Polizei nicht für einstellungs­
würdig hält, die sie für anklagewürdig hält und der 

Staatsanwaltschaft gibt, soll jetzt die Staatsanwaltschaft 
gezwungen sein anzuklagen? Kann die Staatsanwalt­
schaft noch einmal ein Filter sein? Läßt sich das mit der 
Sicherheit des Bürgers vereinbaren, die Staatsanwalt­
schaft weiterhin in die Lage zu bringen, anzuklagen oder 
einzustellen, aber dann nur über einen Teilbereich der ihr 
vorgelegten Fälle zu entscheiden? Das ist die eine Frage. 

, Die andere Frage: Es wurde gesagt, daß bei der Bagatell­
kriminalität möglicherweise in vielen Fällen wochenlang 
ermittelt, die Sache an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
und dann eingestellt werde. In den Fällen, in denen der 
Polizeibeamte möglicherweise diesen Eindruck hat, da 
stellt die Staatsanwaltschaft ja immer gleich ein. Dann 
soll er doch nach Anzeigenaufnahme zweckmäßigerweise 
gleich vorlegen. Denn in solchen Fällen, in denen wir 
keine Ermittlungen mehr durchführen, kann ja diese gan­
ze Arbeit vermieden werden, wenn nur die Strafanzeige 

, aufgenommen wird und der Tatbestand sich in etwa dar­
stellt. 

B. Hirsch 

Das ist natürlich ein witziger Beitrag, den Sie liefern, 
denn wenn Sie sagen, man könnte doch so verfahren, 
dann fordern Sie doch eigentlich dazu auf, daß die Poli­
zei etwas de facto tut, was Sie ihr de jure nicht zubilligen 
wollen. Und deswegen sage ich, daß das eigentlich etwas 
merkwürdig ist. 

Oberstaatsanwalt H. -F. Grauhan. Berlin 

Das Mißtrauen in die parlamentarische Kontrolle ist 
doch der Grund für die Unabhängigkeit der Gerichte. 
Und das Mißtrauen in die Unparteilichkeit der Gerichte 
und auch in die stets rechtsstaatmäßige Haltung der Poli­
zei ist der Grund gewesen, die Staatsanwaltschaft zu 
schaffen. Und das Mißtrauen in die Weisheit des Staats­
anwalts ist der Grund gewesen für die Weisungsgebun­
denheit. Das Mißtrauen in jegliche Form von Ausübung 
der Macht ist doch das gesündeste Prinzip des demokrati­
schen Rechtsstaats. Und der angemessene und vernünf­
tigste Weg, dieses Mißtrauen umzusetzen in Praxis ist 
doch, Interessengegensätze bei der Ausübung staatlicher 
Macht und verschiedene Zielsetzungen, die beide ange­
messen und billigenswert sind, zu institutionalisieren. 
Das ist der Grund für die justitielle Kontrolle der Staats­
anwaltschaft gegenüber Maßnahmen der Polizei, die in 
ihrer Zielrichtung richtig und begrüßenswert sind, die 
aber den Polizisten überfordern, wenn er sich selbst kon­
trollieren soll. Das sollte man sehen, ohne immer darauf 
abzuheben, ob der eine oder andere der, bessere Mensch 
ist. 

Ltd. Kriminaldirektor W. Pfister. Tübingen 

Ob dieses Mißtrauen, von dem heute schon oft die Rede 
war, berechtigt ist, ist eine Sache für sich. Sicher ist, daß 
die Polizei kontrolliert werden soll und kontrolliert wer­
den muß. 

Wenn man aber der Staatsanwaltschaft diese Kontroll­
funktion überträgt - und ich halte es aus rechtsstaatli­
chen Gründen für richtig - dann ist es ein Fehler, sie im 
gleichen Atemzug noch mehr und stärker als bisher in 
das eigentliche Ermittlungsverfahren einzubeziehen. Die­
se Kontrollfunktion sollte aus einer gewissen Distanz er­
folgen. Es ist gerade in der Diskussion und in den ver­
schiedenen Vorträgen im Laufe der Tagung deutlich ge­
worden, daß die Polizei heute einen Apparat verkörpert 
und ein Machtinstrument darstellt, das von außen nur 
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schwer oder kaum mehr· geleitet werden kann. Dieser 
Apparat muß aber· zweifellos kontrolliert werden und 
diese Kontrollfunktion halten auch wir von der Polizei 
für richtig, ja für unabdingbar. Gerade deshalb sollte man 
- um dieser Kontrollfunktion gerecht zu werden - Tat­
sachenfeststellung, Tatsachenermittlung von der Beurtei­
lung der festgestellten Sachverhalte in rechtlicher Hin­
sicht trennen. 

Ich habe schon einmal gesagt, daß der Generalauftrag 
der Staatsanwaltschaft, das Gesamtverfahren zu leiten, 
es geradezu nahelegt, zwischen den eigentlichen Ermitt­
lungsfunktionen und den Kontrollfunktionen in rechtli­
cher Hinsicht zu unterscheiden. Das Gesamtverfahren 
könnte also g~wissermaßen in zwei Teile aufgesplittert 
werden, indem man der Polizei die Kompetenzen zubil­
ligt, Tatsachen festzustellen, Tatsachen zu ermitteln, ins­
besondere auch Täter zu ermitteln und sich die Staatsan­
waltschaft im wesentlichen darauf konzentriert, zu über­
wachen, daß sich diese Tätigkeit im Rahmen des gelten­
den Rechts vollzieht. 

B. Hirsch 

Sie haben völlig recht und ich stimme Ihnen darin zu, 
daß es zum Lebenselement der Demokratie gehört, Miß­
trauen gegen die Ausübung staatlicher Macht zu haben 
und dafür zu sorgen, daß diese kontrolliert wird. Nur übt 
die Staatsanwaltschaft, wenn ich das richtig sehe, auch 
staatliche Macht aus. Ich frage mich also, warum nun die 
Kontrolle der Ausübung der staatlichen Macht durch die 
Polizei weniger möglich sein soll, als die Kontrolle der 
Ausübung staatlicher Macht durch die Staatsanwalt­
schaft. Da müssen Sie Ihren Gedanken meines Erachtens 
ergänzen. Ich bin sehr dafür, daß die Ausübung staatli­
cher Macht durch die Polizei so intensiv wie irgend mög­
lich kontrolliert wird, parlamentarisch oder auf andere 
Weise. Aber wenn diese Kontrolle funktioniert, was ich 
hoffe, dann sehe ich nicht ein, warum man hier, in dem 
von mir vorgeschlagenen ganz engen Rahmen, der Polizei 
nicht rechtlich die eigene Ermessensausübung ermögli­
chen soll, die sie de facto ja hat. 

K. Müller 

Darf ich zum Thema »Kontrolle der Polizei durch die 
Staatsanwaltschaft« noch ein paar Bemerkungen ma­
chen? Es hat mich immer wieder gewundert, in der Lite­
ratur das Argument zu finden, es bedeute ein mehr an 
Rechtsstaatlichkeit, wenn die Staatsanwaltschaft selbst 
die Ermittlungen führe und die Polizei kein eigenständi­
ges Ermittlungsrecht, sondern nur ein abgeleitetes habe. 
Ich würde das eigentlich eher umgekehrt sehen. Ich mei­
ne, die Erfahrung mit bestimmten Sonderdezernaten, w'o 
die Staatsanwälte außerordentlich stark in die Aktionen 
drängen, wo es eine sehr enge Kooperation gibt, die übri­
gens in der Sache zu guten Ergebnissen führt, sollte doch 
einmal zu der Überlegung verleiten, ob hierdurch nicht 
gerade die notwendige Distanz verlorengeht, die erfor­
derlich ist, damit die eine Instanz die andere wirksam 
kontrollieren kann. Ich stelle mir ein Modell vor ein 
Denkmodell, wie es in Dänemark praktiziert wird: Die 
Polizei führt die Ermittlungen, die Staatsanwaltschaft ist 
zweifelsfrei ihr übergeordnet. Sie ist Aufsichtsbehörde, 
sie kann jederzeit Erläuterungen verlangen, sie kann 
Weisungen erteilen, und sie kann jederzeit auch selbst tä­
tig werden, indem sie die Ermittlungen übernimmt. Ich 
sehe nicht, wie dadurch ein Weniger an rechtsstaatlicher 
Kontrolle sich ergeben würde. 
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F. Vogel 

Ich will kein Schlußwort für mich in Anspruch nehmen, 
sondern ich möchte nur auch etwas dazu sagen, weil ja 
verschiedentlich der Gesetzgeber auch in dieser Frage 
angesprochen worden ist. Ich möchte mich auch be­
schränken auf die Frage der Einstellung durch die Polizei 
bei Bagatellkriminalität. Ich möchte nicht noch einmal 
die Grundsatzfrage der Einordnung der Staatsanwalt­
schaft und der Polizei in unser Strafverfolgungssystem 
hier ansprechen; ich habe ja gesagt, welches die Konzep­
tion des Gesetzgebers gewesen ist. Von dem, was hier 
bisher vorgetragen wurde, bin ich noch nicht so über­
zeugt. Das gilt ganz besonders für die Frage der Einstel­
lungsbefugnis der Polizei bei der Bagatellkriminalität. 
Herr Corves, ich glaube, man kann das ruhig noch ein 
bißehen deutlicher sagen. Es ist nicht nur unwahrschein­
lich, daß der Gesetzgeber diesen Gedankengängen folgen 
wird, ich halte es sogar für ausgeschlossen, bei Kenntnis 
der Gedankengänge derer, um die es hier in erster Linie 
geht und die in dem Bereich parlamentarisch tätig sind, 
daß wir einem solchen Gedanken Rechnung tragen wür­
den, und nicht etwa aus Mißtrauen gegenüber der Poli­
zei. Ich habe das auch häufig genug in der Vergangenheit 
zum Ausdruck gebracht, wenn es um konkrete Fragen 
ging. Sondern ganz einfach, weil ich der Auffassung bin, 
daß wir, nachdem es sich doch offenbar weitgehend 
durchgesetzt hat, einer Tendenz der Entkriminalisierung 
der Bagatellkriminalität nicht nachgeben wollen. Ich darf 
auf das verweisen, was auf dem Deutschen Juristentag 
dazu beraten und. auch abgestimmt worden ist, und ich 
würde nicht bereit sein, etwas, was hier auf dem direkten 
Wege nicht erreichbar ist, auf dem Wege über eine ver­
fahrensrechtliche Regelung zu ermöglichen, die dann 
eben doch zu einer anderen Behandlung führt und dann 
vielleicht auf dem verfahrensrechtlichen Wege dieses 
Ziel der - ich darf mal sagen Herabstufung - der Baga­
tell kriminalität verwirklichen würde. Ich wäre hier sehr 
vorsichtig. Ich finde es im übrigen gar nicht so witzig -
ich darf das aufgreifen -, wenn gesagt wird, daß der Po­
lizeibeamte, wenn er den Eindruck hat, das sei ein Fall, 
der bei der Staatsanwaltschaft eingestellt wird, gar nicht 
weiter ermittelt, sondern· gleich der Staatsanwaltschaft 
vorlegt. Ich halte das für vernünftig. Hier zeigt sich ja, 
wie in der Wirklichkeit Polizei und Staatsanwaltschaft 
sich aufeinander einspielen. Eine letzte Bemerkung dazu: 
Mir ist aufgefallen, daß der Vorschlag, der von Herrn 
Minister Hirsch gemacht worden ist, von dem Herrn Po­
lizeipräsidenten Müller hier nicht gemacht worden ist. Er 
hat sich bis jetzt zu dieser Frage selbst ausgeschwiegen. 
Es wäre interessant, auch Ihre Meinung dazu zu hören, 
Herr Müller. 

K. Müller 

Ich würde mich auf die gesetzliche Regelung berufen. 
Danach haben die Behörden und Beamten des Polizei­
dienstes Straftaten zu erforschen, das heißt, ohne Erfor­
schung von Straftaten haben sie nicht das Recht, die Ak­
ten an die Staatsanwaltschaft abzugeben. Das müßte 
aber das Ziel sein. 

Erster Kriminalhauptkommissar S. Brugger, Wiesbaden 

Gestatten Sie mir, auf die Leitsätze zur Neugestaltung 
des Verhältnisses StaatsanwaltschaftjPolizei zurückzu­
kommen. Ich habe aufgrund der Ausführungen der an­
wesenden Parlamentarier den Eindruck gewonnen, als sei 
in den nächsten fünf bis zehn Jahren nicht damit zu rech­
nen, daß die doch in mühevoller Kleinarbeit erarbeiteten 



Kompromisse - zumindest aus der Sicht der Praxis ist 
das ein äußerster, gerade noch gangbarer Kompromiß­
sich in Gesetzesänderungen niederschlagen wird. Ich ver­
hehle nicht, daß das aus der Sicht der Praktiker dazu an­
getan ist, eine gewisse Resignation zu verbreiten. Daher 
richte ich an die anwesenden Parlamentarier die Frage, 
ob und in welchem Umfang sie denn bereit wären, sich in 
ihrem Bereich für die notwendigen gesetzlichen Ände­
rungen einzusetzen, um dieses Verhältnis Staatsanwalt­
schaftjPolizei auch im gesetzlichen Bereich den tatsächli­
chen Gegebenheiten anzupassen. Dabei bitte ich Sie zu 
bedenken, daß diese Leitsätze - Herr Minister Hirsch 
hat den Hinweis gebracht, wofür ich ihm sehr dankbar 
war - auch die Zustimmung der Justizminister erhalten 
haben und ich kann mir durchaus vorstellen, daß sie auch 
aus der Sicht der Justiz vielleicht gerade noch einen 
gangbaren Kompromiß darstellen. Ich wäre sehr dank­
bar, wenn hierauf geantwortet werden könnte. 

K. -H. Gemmer 

Vielleicht darf ich dazu ganz kurz erläutern, daß die 
Leitsätze, sofern sie in die Strafprozeßordnung umge­
setzt werden sollten, keineswegs die Grundlagen unseres 
Strafverfahrensrechtes tangieren; sie würden hingegen zu 
mehr peripheren Änderungen Anlaß geben, etwa im Be­
reich des § 163 StPO, wo der Polizei eine gewisse Eigen­
verantwortlichkeit zugestanden werden sollte und etwa 
dort, wo das Gerichtsverfassungsgesetz in § 152 jetzt 
noch immer von dem Hilfsbeamten der Staatsanwalt­
schaft spricht - nur um Ihnen zwei Beispiele aufzuzei­
gen. Die Leitsätze sind - auch das beängstigt uns fast -
nun annähernd ein Jahr alt. Von den Innen- und Justizmi­
nistern ist beschlossen worden, daß diese Leitsätze zum 
Anlaß genommen werden sollten, Gesetzgebungsände­
rungen anzuregen und sie sind offensichtlich bis zum 
Bundestag noch nicht vorgedrungen. 

F. -J. Gnädinger 

Dem ersten Diskussionsredner darf ich vielleicht sagen, 
daß man, wenn man von vier Jahren spricht, natürlich 
vier Jahre und nicht fünf bis zehn Jahre meint. Ich habe 
mir sehr realistisch die gesetzgeberischen Möglichkeiten 
dieser jetzt beginnenden Legislaturperiode vorgestellt. 
Wenn man von daher in diesem Zeitraum angesichts der 
sonstigen politischen Notwendigkeiten, die ja in diesem 
Lande in den kommenden vier Jahren sowieso entstehen, 
die Kraft eines solchen Parlamentes im Hinblick auf Ver­
änderungen von Gesetzen einschätzt, dann kommt man 
ehrlicherweise hier zu dem Ergebnis: es ist in den näch­
sten vier Jahren meiner Meinung nach recht unwahr­
scheinlich. Nun möchte ich folgendes sagen: Wenn man 
davon ausgeht, daß es sich nur um Randprobleme han­
delt, dann verstehe ich nicht, warum dann ein so unge­
heurer Druck und eine so ungeheure Notwendigkeit 
postuliert wird. Wenn es nur Randprobleme sind, dann 
läßt sich sicher das eine oder andere im Laufe von vier 
Jahren machen. Aber ich habe aus dieser Diskussion und 
aus der Kontroverse, die in dieser Diskussion entstanden 
ist, nicht den Eindruck gewonnen, daß es sich hier um 
Bagatellfragen handelt, sondern die Diskussionsteilneh­
mer haben wohl deutlich gemacht, daß es sich hier um 
eine sehr schwerwiegende Frage handelt. Darf ich noch 
eins sagen zur Frage der Anwesenheitsrechte der Polizei­
beamten. Da ist gesagt worden: Was brauchen wir Anwe­
senheitsrechte im Gesetz, wenn sowieso der Polizeibe­
amte, der dabei sein will, zugelassen wird? Da würde ich 
sagen, es ist gehupft wie gesprungen, nicht wahr? Wenn 

er schon dabei sein darf, dann kann man es auch in das 
Gesetz hineinschreiben. 

B. Hirsch 

Ich unterstelle mal bei meiner Antwort den Willen zur 
Sacharbeit bei Bundestag und Bundesrat. Unter dieser 
Voraussetzung bin ich nicht so pessimistisch wie mein 
Kollege Gnädinger, und zwar aus folgendem Grund. Wir 
haben bei dem einheitlichen Muster des Polizeigesetzes 
beschlossen, daß dieses Muster sobald wie möglich ver­
wirklicht werden soll unter dem Vorbehalt, daß die Ab­
grenzung zur StPO sachgerecht erfolgt und möglichst 
bald erfolgt. Der Bundesinnenminister hat dazu eine Ar­
beitsgruppe eingesetzt unter Beteiligung des Bundesju­
stizministers und der Länderjustizminister und wir haben 
ihn gebeten, diese Arbeiten noch in diesem Jahr, nach 
Möglichkeit bis zum November, abzuschließen, weil wir 
mit dem Polizeigesetz, mit dem einheitlichen Polizeige­
setz, in die Länderparlamente gehen wollen. Und ich 
hoffe, daß bei dieser Abgrenzung, die ja notwendig ist 
und exakt sein muß, weil das Gesetz ja gleichzeitig auf 
den Bundesgrenzschutz Anwendung finden soll, also 
auch im Bund eingebracht werden muß, daß bei dieser 
Gelegenheit das Verhältnis Polizei/Staatsanwaltschaft ge­
klärt wird. Vielleicht nicht in allen Punkten im Sinne die­
ser Leitlinien, aber im Prinzip, daß dieses Problem vom 
Parlament behandelt wird und zwar in dieser Legislatur­
periode. Das Ergebnis kann ich nicht voraussehen. 

F. Vogel 

Entschuldigen Sie, wenn ich hier unmittelbar etwas sage. 
Wir haben einmal die Vorschläge, die in diesen Leitlinien 
enthalten sind und die nur peripher adressiert sind an den 
Gesetzgeber. Ich kann mir durchaus denken, daß es hier 
Vorstellungen gibt, die man etwa, wenn wir eine Rege­
lung für die Großverfahren vornehmen, dann im Rahmen 
der Strafprozeßordnung gleichzeitig regelt. Das ist aber 
etwas anderes, als die sehr viel weitergehenden Vorschlä­
ge, die Herr Müller gemacht hat, die sehr viel grundsätz­
licher das Problem StaatsanwaltschaftjPolizei betreffen. 
Und hier bin ich wirklich der Auffassung, werden wir in 
den nächsten vier Jahren auch mit den inzwischen ge­
sammelten Erfahrungen der Strafprozeßnovelle 1974 
nicht so weit sein, daß wir sagen können, wir machen 
jetzt schon etwas. Das wird ganz sicher in der laufenden 
Legislaturperiode dann nicht geschehen. 

K. Müller 

Darf ich den Ball »Anwesenheitsrecht der Polizei« noch 
einmal aufgreifen, weil dies für mich in gewissem Maße 
von prinzipieller Bedeutung ist. Ich will mich beschrän­
ken auf die Anwesenheit bei richterlichen Vernehmun­
gen, bei Haftprüfungsterminen. Hier spricht für die Re­
gelung eines solchen Rechtes zweierlei. Einmal: wenn es 
ein solches Recht gibt, ist der ermiulungsführende Poli­
zeibeamte von dem Termin zu verständigen, er erfährt 
davon. Er kann dann auch tatsächlich die Gelegenheit 
wahrnehmen. Und zum zweiten: hat er kein Anwesen­
heitsrecht, wird es Konflikte geben, und solche Konflikte 
können sich insbesondere in Ermittlungsverfahren mit 
politischem Bezug so auswirken, daß dann der Richter 
oder auch die Staatsanwaltschaft den Polizeibeamten 
freundlich darum bittet, doch von der Anwesenheit abzu­
sehen; Ich rede hier nicht von abstrakten Möglichkeiten, 
sondern ich spreche von praktischen Erfahrungen, die 
gemacht worden sind. Man hat dann, wenn der Verteidi-
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ger Bedenken angemeldet hat, ausdrücklich den Polizei­
beamten gebeten, nicht teilzunehmen, und sicher nicht 
zum Nutzen der Sache. Es wäre zweckmäßig gewesen, 
wenn er hätte dabei sein können. Ich könnte das konkret 
belegen und ich meine auch, daß juristisch der Verteidi­
ger im Recht ist, dem Polizeibeamten die Anwesenheit zu 
versagen, wenn dieses Recht ihm nicht ausdrücklich 
durch die StPO zugebilligt ist. 

E. Corves 

Ich freue mich sehr, daß das Thema noch einmal auf die 
Leitsätze in dem Gesamtbericht gekommen ist, und ich 
möchte dazu einige Anmerkungen machen, auch zu der 
Frage der möglichen gesetzgeberischen Verwirklichung. 
Ich möchte aber vorausschicken, daß ich in unserem 
Hause keinesweg federführend für diese Frage bin und 
hier nur meine private Meinung sage. Wir haben in den 
Diskussionen hier ziemlich nachdrücklich die eine oder 
andere grundsätzliche Position vertreten gehört. Wir ha­
ben ebenso laut und geradezu schulterklopfend aber auch 
sagen gehört, daß überall die Zusammenarbeit in der Pra­
xis funktioniere. Das ist für mich eine sehr wesentliche 
Erkenntnis aus diesen Tagen gewesen, und wenn wir ein­
mal davon ausgehen, daß die derzeitige Praxis nicht con­
tra legem ist, sondern eine sinnvolle Fortentwicklung der 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen darstellt, dann 
möchte ich die Anwesenden, auch die Herren Bundes­
tagsabgeordneten, fragen, welche der 15 Leitsätze sich 
denn nicht in der Praxis verwirklichen ließen ohne contra 
legem zu sein. Das heißt, die Frage, ob uns wirklich die­
se Leitsätze, die ich für einen wohl ausgewogenen Kom­
promiß halte, dazu zwingen, alsbald irgend etwas in Ge­
setzesform zu gießen. Ob nicht in Form gemeinsamer 
Runderlasse oder vielleicht auch von Änderungen und 
Ergänzungen der Richtlinien sich hier eine Handhabung 
manifestieren könnte, die vielleicht zu späterer Zeit bes­
seres Erfahrungsmaterial für dann vorzunehmende ge­
setzgeberische Schritte abgeben könnte. Ich meine, wir 
sollten den so populären Ruf nach dem Gesetzgeber nicht 
allzu rasch erheben und erst einmal schauen, ob das, was 
hier die Innen- und Justizverwaltungen gemeinsam erar­
beitet haben, nicht auch so eine brauchbare Arbeits­
grundlage für die Praxis abgeben könnte. 

K. -H. Gemmer 

Herr Corves, wir befinden uns allerdings mit diesem Vor­
schlag in der angenehmen Gesellschaft sowohl der Justiz­
minister als auch der Innenminister , die im Vorwort ge­
sagt haben, daß der Gesetzgeber aufgefordert sei, 
entsprechende Änderungen über die Umsetzung dieser 
Leitsätze in die Wege zu leiten. 

. B. Trebing 

Es wurde vorhin betont, daß gerade die Stärkung der 
Staatsanwaltschaft bei den letzten Änderungen der Straf­
prozeßordnung eine wesentliche Rolle gespielt habe. Ich 
glaube, es ist viel zu früh, jetzt irgendwelche Schlüsse zu 
ziehen, wie sich das Verhältnis Polizei/Staatsanwalt­
schaft entwickelt. Es ist bisher noch nicht einmal von 
seiten der Finanzen gelungen, die Staatsanwaltschaften 
rein personell, geschweige denn materiell - sachlich, so 
auszustatten, daß wir diesem neuen Auftrag in vollem 
Umfang nachkommen können. Das Wollen und der 
Wunsch ist da, aber wir schaffen es nicht, weil die 
Staatsanwälte fehlen, weil die Protokollführer fehlen, 
weil alles Entsprechende, alles Notwendige fehlt. Ich 
glaube, man muß auch der Staatsanwaltschaft erst ein-
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mal die Möglichkeit geben, diese neue Aufgabe ausfüllen 
und erfüllen zu können, ehe man über die Frage disku­
tiert: Klappt es oder klappt es nicht, sieht die Wirklich­
keit so aus wie das Gesetz neu gestaltet worden ist? 

K. Müller 

Ich kann mir die Gelegenheit nicht entgehen lassen -
wegen der Erklärung von . Herrn Vogel, es seien keine 
üb~r.J:eugende!l Arg1!~ente gebracht worden, die in Ein­
zelfällen Änderungen nötig machten - nochmal ein Bei­
spiel zur Frage der Erweiterung der Telefonüberwachung 
zu bringen, das ich vorhin etwas oberflächlich dargestellt 
habe. Ich meine, hier liegt tatsächlich in bestimmten Fäl­
lea ein dringendes praktisches Bedürfnis vor. Auch des­
halb, damit wir andere Bestimmungen nicht zu verbiegen 
brauchen, wie das in der Praxis hier und da zu befürch­
ten ist. Im Diebstahlsbereich sind zunehmend Merkmale 
von professionellen Banden festzustellen. Dies gilt· vor 
allem bei Diebstählen von Kraftfahrzeugen, Teppichen, 
Pelz und Schmuck, Antiquitäten und Kunstgegenstän­
den, wo sogar Diebstähle. auf Bestellung erfolgen. Bei 
diesen Tätergruppen ist jedoch nach der gegenwärtigen 
Rechtslage eine Telefonüberwachung nur dann durch­
führbar, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht be­
gründen, daß jemand als Täter oder Teilnehmer einer kri­
minellen Vereinigung nach § 129 StGB in Betracht 
kommt. Dies ist jedoch ~n der Praxis vielfach gerade 
nicht im Sinne von § 129 StGB nachweisbar. Kann aber 
nur der Nachweis einer Bande geführt werden, also einer 
losen Gruppe von mehr als zwei Mitgliedern, die sich 
ausdrücklich oder stillschweigend zur fortgesetzten Bege­
hung von Raub oder Diebstahl verbunden hat, so kann 
eine Telefonüberwachung nicht erreicht werden. Mitglie­
der einer kriminellen Vereinigung und einer Bande unter­
scheiden sich jedoch weder in ihrer kriminellen Energie, 
noch in ihrer Brutalität, noch in ihrer Schadensverursa­
chung am Vermögen des einzelnen oder der Gemein­
schaft, so daß die Aufnahme des § 244 Abs. 1 Nr. 3 
StGB in den Straftaten katalog des § 100a StPO dringend 
geboten ist. 

F. Vogel 
I 

Ich bin Ihnen sehr dankbar, Herr Müller. Ich hatte näm­
lich genau die Absi~ht, in der Frage Telefonübe~achung 
bei Ihnen nochmal nachzufragen, um etwas deutlicher zu 
erfahren, was gemeint ist. Das ist ja keine Frage, wenn 
ich das richtig sehe, die grundsätzlich das Verhältnis 
StaatsanwaltschaftjPolizei betrifft, sondern eine Frage 
der Verfolgbarkeit von bestimmten Deliktsgruppen und 
der Ermöglichung, sich dabei gleichfalls der Kommuni­
kationsmittel zu bedienen, deren sich diese Banden be­
dienen. Ich darf Ihnen sagen, hier werde ich ganz sicher 
nicht von einem präfixierten Mißtrauen ausgehen, son­
dern ich bin der Auffassung, daß das eine Frage ist, die 
wirklich sine ira et studio vom Gesetzgeber geprüft wer­
den muß. 

B. Hirsch 

Ich will kein Schlußwort oder etwas Ähnliches sprechen, 
aber ich wollte zu dem, was hier eben gesagt worden ist, 
doch bekennen, daß ich gegen jede Ausweitung einer Te­
lefonkontrolle die äußersten Bedenken hätte. Nicht aus 
Mißtrauen, sondern aus einem anderen Grund. Einmal 
frage ich mich, wie weit wir damit kriminologisch wirk­
lich Erfolge erzielen, denn diejenigen, gegen die wir die 
Überwachungs möglichkeiten schaffen, wissen ja dann 



auch, daß dieses Kommunikationsmittel problematisch 
ist. Sie werden also die Konsequenz ziehen, wie in ande­
ren Deliktsbereichen auch, daß sie nicht mehr von ihrem 
eigenen Telefon aus telefonieren, wenn sie entsprechen­
de Verabredungen treffen wollen. So dumm sind die ja 
nun nicht, daß sie in diesen Fällen weiter ihr eigenes Te­
lefon benutzen. Zweitens: Ich fürchte bei Vorschlägen 
dieser Art, daß wir mehr zerstören, daß wir mehr an 
Vertrauenstatbeständen in unserer Gesellschaft zerstö­
ren, als wir kriminologisch erreichen. Der Eingriff in den 
Fernsprechverkehr geht so sehr in den persönlichen inti­
men Bereich der Menschen hinein, daß sie mit Recht auf 
jeden Versuch, ihn zu erweitern hoch besorgt und aller­
gisch reagieren. 

Rechtsanwalt Dr. H. Brangsch, Hamburg 

Ich hätte mich gern noch zu einigen anderen Punkten ge­
meldet, ich hatte es auch vorhin getan. Aber was diesen 
einen Punkt betrifft, so rechnen Sie bitte damit, wenn 
Sie vorschlagen, das Telefonüberwachungsrecht zu er-
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weitem, daß Sie da auf den sehr starken Widerstand der 
Anwaltschaft stoßen werden, denn irgendwo müssen 
noch Intimbereiche gewahrt sein. Es handelt sich ja hier 
erst um Verdächtige und noch nicht um Verurteilte. 

K. -H. Gemmer 

Erlauben Sie mir, daß wir die Diskussion an dieser Stelle 
abbrechen. Wir haben eine ganze Reihe von Einzelfragen 
angeschnitten. Wir waren uns darüber klar, daß wir diese 
Fragen auch nicht annähernd abschließend oder umfas­
send behandeln können. Wir konnten diese Diskussion 
dazu nutzen, insbesondere den Bundestagsabgeordneten 
etwas von dem Klima unserer Arbeitstagung mit auf den 
Weg zu geben, ihnen Argumente für ihre Gesetzgebungs­
tätigkeit zu liefern. Sie sollten den Eindruck bewahren, 
daß Polizei und Justiz im Grundsatz sehr gut miteinander 
reden können. Diese Arbeitstagung hat gezeigt, daß wir 
uns in der Grundvorstellung von gemeinsamer Strafver­
folgung durchaus einig sind. Ich bedanke mich sehr herz­
lich für Ihre Mitwirkung. 
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Schlußwort 

Karl-Heinz Gemmer 

Wir haben uns nun eine knappe Woche mit wesentlichen 
Perspektiven des Zusammenwirkens von Polizei und Ju­
stiz befaßt. Im Vordergrund stand dabei, wie zu erwar­
ten war, das Verhältnis zwischen Polizei und Staatsan­
waltschaft. Unser Bemühen zielte darauf, zu erfahren, 
wie dieses Verhältnis von den Vertretern der beiden In­
stitutionen gesehen wird, wie es sich im internationalen 
Vergleich darstellt und in den Augen derer, die in irgend­
einer Weise mit dem Strafprozeß im weiteren Sinne be­
faßt sind. So haben wir den Gesetzgeber, den Wissen­
schaftler, den Anwalt und den Journalisten nach seiner 
fachkundigen Meinung befragt, auch nach der vermute­
ten Ansicht des Bürgers. Es war eigentlich zu erwarten, 
daß nicht alle Aussagen unmittelbar verwertbar sein und 
bei der Lösung von Fragen der Neuordnung des Verhält­
nisses von Polizei und Justiz weiterhelfen würden. Aber 
auch weniger zentrale Beiträge erfüllten im Rahmen un­
seres Arbeitsprogramms eine wichtige Rolle: Sie haben 
uns zumindest wieder einmal deutlich gemacht, daß in 
dem Spannungsfeld »Öffentliche Sicherheit und Ver­
brechensbekämpfung« viele, darunter auch extreme Posi­
tionen vertreten werden. Unsere Argumente, die Ansich­
ten der überwiegenden Mehrheit von Justiz und Polizei in 
diesem Auditorium, wurden und werden auch in Zukunft 
sicher nicht überzeugender dadurch, daß wir sie vorwie­
gend in den Pausen unter Gleichgesinnten behandeln. 
Wir dürfen die Diskussion nicht scheuen. Die Ausspra­
che litt, diese Kritik sei mir erlaubt, zumal sie sich auch 
auf einige Diskussionsgruppen des Mittwochnachmittags 
erstreckt, gelegentlich unter einem Hauch dessen, was 
hier gestern noch so modern mit einer »niedrigen 
Frustrationsgrenze« bezeichnet worden ist. So wenig wir 
für die Richtigkeit unseres Standpunktes, und das gilt 
nach meiner Auffassung für Polizei und Justiz, einen un­
eingeschränkten Absolutheitsanspruch erheben dürfen, 
so sehr sind wir verpflichtet, uns mit solchen Ansprüchen 
anderer sachlich auseinanderzusetzen . 

In der zentralen Frage der Notwendigkeit einer Neuge­
staltung des Verhältnisses von Polizei und Staatsanwalt­
schaft haben wir von der Mehrheit der Teilnehmer dieser 
Tagung Zustimmung erfahren. Sie stützte sich - mehr 
oder weniger bereitwillig - auf die Einsicht, daß es er­
forderlich sei, die Gesetzeslage an die Rechtswirklichkeit 
anzupassen. Von kaum einer Seite wird bestritten, daß 
der Polizei, welche im Bereich der Strafaufklärung seit 
Jahren einen Löwenanteil des Arbeitsanfalles über­
nimmt, im Rahmen der staatsanwaltschaftlichen Gesamt­
verantwortung Eigenverantwortung bei der' faktischen 
Ermittlungsführung auch rechtlich zugestanden werden 
sollte. Wir haben, wenn auch nur durch Teileinblicke in 
modernste Technologien zur Tataufklärung und Beweis­
führung während und am Rande dieser Tagung, andeuten 
können, daß die technische und personelle Struktur der 
Polizei eigentlich schon lange gerüstet ist, eine solche ge­
setzliche Verantwortung auszufüllen. 

Die Polizei ist m. E. auch dem Alter entwachsen, in dem 
sie von Generalbundesanwalt Buback in guter fürsorgli-

eher Absicht nach wie vor gesehen wird: Sie muß sich 
nicht mehr hinter dem breiten, väterlichen Rücken des 
Staatsanwaltes verbergen, wenn Gefahr droht. Tagtäglich 
zeigt sie, daß sie es gewohnt ist, Schelte auch in der Öf­
fentlichkeit zu ertragen, ohne die Verantwortung abzu­
schieben. 

Die gemeinsamen Leitsätze, welche bereits Ende vergan­
genen Jahres von Vertretern der Justiz und der Polizei als 
eine Kompromißlösung ausgehandelt worden sind, bilden 
eine brauchbare Grundlage für die gebotene Neuregelung 
des Verhältnisses der Polizei zur Staatsanwaltschaft. 
Wer, wo auch immer, auf optimale Lösungen hofft, 
überschätzt seine eigene Position. Die Thesen werden, 
wenn ich die Meinung richtig wiedergebe, von der über­
wiegenden Mehrheit der Tagungsteilnehmer vollinhaltlich 
getragen. Es besteht das deutliche Bedürfnis, diese Leit­
sätze durch Änderungsvorschläge an den Gesetzgeber 
und durch gemeinsame Ausgestaltung der partnerschaftli­
chen Kooperation in den angesprochenen Bereichen zu 
realisieren. Das gilt z. B. auch für die Bekämpfung des 
internationalen Verbrechens, des Terrorismus, der 
Rauschgift- und Wirtschaftskriminalität. Dabei geht es, 
wie auch das Referat von Präsident Dr. Herold gezeigt 
hat, nicht nur um Rechtsprobleme. Informations- und 
Kommunikationsfragen erlangen bei dem steigenden 
Umfang der Datenbestände von Polizei und Justiz zuneh­
mende Bedeutung. Bedenkt man, daß im Rahmen eines 
umfassenden Kommunikationsverbundes die Subsysteme 
ZPI, Fahndung, Haftdatei, PIOS, Dokumentation, Zen­
tralregister und Strafverfahren für verbundfähig gehalten 
werden, so zeichnen sich Dimensionen ab, von deren 
Ausmaß sich die meisten von uns sicher noch kein Bild 
machen konnten. 

An dieser Stelle wird auch deutlich, daß sich, wie ein­
gangs behauptet, die Ziele und die Gestaltung unserer 
Zusammenarbeit auf zukünftige Anforderungen auszu­
richten haben und wir nicht zufrieden sein können, weil 
es in der Vergangenheit meist »recht gut geklappt« hat. 

Speziell mit Blick auf den für beide Seiten vorhersehba­
ren Lernprozeß möchte ich das Angebot des Bundeskri­
minalamtes wiederholen, Seminare für Staatsanwälte 
durchzuführen, um einen Einblick zu gewähren in die In­
formations- und Kommunikationstechnik der Polizei, die 
Arbeitsweise bei Ermittlungsführung und Koordinierung 
überregionaler sowie internationaler Komplexe auch auf 
dem Gebiete des Staatsschutzes, sowie in die Möglich­
keiten und Grenzen der forensischen Wissenschaften. 
Das Interesse, mit dem dieser Vorschlag aufgenommen 
wurde, läßt erwarten, daß auch in den Ländern gegensei­
tige Aus- und Fortbildungsveranstaltungen von Polizei 
und Staatsanwaltschaft in vermehrtem Umfang durchge­
führt werden. 

Ich kann die Palette der noch unerwähnt gebliebenen 
Fragen, zu denen sicher auch eine Mitsprache der Polizei 
bei prozessualen und materiellrechtlichen Gesetzesvorha­
ben zählt, ebenso die Befugnis zur Zusammenarbeit mit 
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den Medien, in einem Schlußwort auch nicht annähernd 
vollständig erfassen. Lassen Sie mich daher bitte an die­
ser Stelle schließen mit einem herzlichen Dank für Ihre 
Mitarbeit während der Tagung sowie mit dem Wunsch 
und der Aufforderung an die Mitglieder der gemeinsamen 
Kommission von Polizei und Justiz, ihre Arbeit fortzu-
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setzen. Sage ich zuviel, wenn ich behaupte, daß diese 
Zusammenkunft auch gezeigt hat, daß in beiden Ressorts 
an verantwortlicher Stelle Menschen tätig sind, welche 
genügend Toleranz und Verständnis für die Interessenla­
ge des Partners mitbringen und damit beste Vorausset­
zungen auch für die Lösung zukünftiger Vorhaben? 



Verabschiedung 

Horst Herold 

Eingangs der Tagung hatte ich den Begriff der Professio­
nalisierung verwendet und bin damit, wie Gespräche 
zeigten, vielfach mißverstanden worden. Gemeint ist na­
türlich die Methode der Professionalisierung, die berufli­
che Aspekte arbeitsteilig spezialisiert, dort tiefer und 
vollständiger erfaßt, für unproblematisch gehaltene Be­
reiche systematisch in Frage stellt und sie unter neuen, 
zunächst durchaus utopischen Perspektiven betrachtet. 
Auch bei Arbeitstagungen könnte eine stärkere Professio­
nalisierung nicht schaden, ebenso wie der Begriff der 
Perfektion nicht abgewertet werden sollte. 

Für die nächste Tagung wollen wir ein Thema festlegen, 
dessen Natur es nicht zuläßt, die ihm innewohnenden 
Widersprüche zu übergehen, das vielmehr dazu beiträgt, 
sie aufzudecken, zu entwirren. Das Thema soll den 
»Sachbeweis im Ermittlungsverfahren und im Straf-

prozeß« behandeln. In einer Betrachtung, die die Spanne 
vom Tatort bis zu dem vom Sachbeweis geprägten Urteil 
ausschöpft, sollen die organisations- und verfahrens be­
einflussenden Auswirkungen untersucht werden, die das 
Vordringen des wissenschaftlich gesicherten Beweises 
mit sich bringt. 

Allen Teilnehmern der Tagung habe ich herzlich zu dan­
ken für die unermüdliche Geduld, mit der alle, wahrhaft 
bis in die Nachtstunden, mit nicht erlahmendem Interes­
se hier ausgehalten haben. Ganz besonderen Dank aber 
dem Tagungsleiter Dr. Gemmer für die fürsorgliche Mü­
hewaltung und den Herren Referenten, die sich unei­
gennützig zur Verfügung gestellt und die in mehrfacher 
Hinsicht diese Tagung getragen haben. 

Ihnen allen und uns wünsche ich: »Auf Widersehen im 
nächsten Jahr«. 
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Anhang 



Gesamtbericht 
der von den Konferenzen der Justizminister/-senatoren und Innenminister/ 
-senatoren eingesetzten »Gemeinsamen Kommission« über die Neugestaltung 

des Verhältnisses »Staatsanwalt - Polizei« 

A) Vorwort 

Die J ustizminister/-senatoren und Innenminister/-senato­
ren des Bundes und der Länder sind übereinstimmend 
der Auffassung, daß auf der Grundlage des geltenden 
Rechts eine wirksame und rechtsstaatlichen Erfordernis­
sen entsprechende Bekämpfung der Kriminalität gewähr­
leistet werden kann und daß die Aufgaben, die Befugnis­
se und die Verantwortung, welche im Strafverfahren der 
Verwirklichung einer solchen, Verbrechensbekämpfung 
dienen, Staatsanwaltschaft und Polizei durch die Gesetze 
grundsätzlich zweckentsprechend zugewiesen worden 
sind. Daher soll an der Grundstruktur des Strafverfah­
rens, insbesondere eines einheitlichen Ermittlungsverfah­
rens, auch für die Zukunft festgehalten werden. Die Ju­
stizminister/-senatoren und Innenminister/-senatoren ver­
kennen dabei nicht, daß die gesetzlichen Vorschriften, 
welche das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei und ihr Zusammenwirken im 'Rahmen des Straf­
verfahrens regeln, seit ihrem Inkrafttreten im Jahre 1879 
im wesentlichen unverändert geblieben sind, während 
sich seither bei der Polizei nicht nur in organisatorischer 
Hinsicht, sondern auch in ihrer technischen Ausstattung 
sowie vor allem in der fachlichen Aus- und Fortbildung 
Entwicklungen vollzogen haben, durch die der Mitwir­
kung der Polizei im Ermittlungsverfahren erhöhte Bedeu­
tung zukommt. Auch bei der Staatsanwaltschaft sind 
neue Organisationsformen entwickelt und die Aus- und 
Fortbildung auf den Gebieten der Kriminologie und Kri­
minaltaktik verstärkt worden. Bei Staatsanwaltschaft und 
Polizei ist daher die Erkenntnis gewachsen, daß den 
Schwierigkeiten, die sich bei der Aufklärung der immer 
komplizierter und komplexer werdenden Sachverhalte 
und manchmal auch aus dem Zusammentreffen von Auf­
gaben der Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr erge­
ben, mit Erfolg nur durch verstärkte Zusammenarbeit 
von Polizei und Staatsanwaltschaft begegnet werden 
kann. 

Die Justizminister/-senatoren und Innenminister/-senato­
ren sind der Auffassung, daß die Verwirklichung der fol­
genden Leitsätze durch Gesetzgebung und Praxis das Zu­
sammenwirken von Polizei und Staatsanwaltschaft als 
Strafverfolgungsbehörden verbessert und dadurch die Er­
mittlungen beschleunigt und effektiver gestaltet. 

B) Leitsätze 

1. Staatsanwaltschaft und Polizei arbeiten als organisato­
risch selbständige Behörden im Interesse einer wirksa­
men Verbrechensbekämpfung bei der Verfolgung von 
Straftaten eng und vertrawensvoll zusammen. Dazu ge-

hört die gegenseitige Unterrichtung. Sie soll auch durch 
Beteiligung an den Informations- und Kommunikations­
systemen der Polizei und Justiz gewährleistet werden. 

2. Die Staatsanwaltschaft trägt die Verantwortung für 
das gesamte Ermittlungsverfahren unbeschadet der Ver­
antwortung auch der Polizei, soweit sie selbständig zu 
handeln berechtigt ist. 

3. Die Polizei hat kraft Gesetzes die Pflicht und das 
Recht, Straftaten selbständig nach Maßgabe dieser Leit­
sätze zu erforschen; diese Pflicht und dieses Recht be­
schränkt sich nicht auf Maßnahmen, die keinen Auf­
schub vertragen. Die Polizei bestimmt Art und Umfang 
der Ermittlungen sowie Art und Umfang ihrer Durchfüh­
rung, solange und soweit die Staatsanwaltschaft hierüber 
keine Anordnungen trifft. 

4. Die Polizei unterrichtet die Staatsanwaltschaft sofort 
über die zu ihrer Kenntnis gelangten Straftaten und die 
von ihr getroffenen Maßnahmen 
a) in rechtlich oder tatsächlich schwierigen oder sonst 
bedeutsamen Fällen,' 
b) wenn die Staatsanwaltschaft eine Unterrichtung im 
Einzelfall oder aus verfahrensmäßigen oder kriminalpoli­
tischen Gründen in bestimmten Fallgruppen verlangt. 

5. Die Staatsanwaltschaft teilt ihrerseits der Polizei die 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens mit, von dem die 
Polizei nicht alsbald durch Einschaltung in die Ermittlun­
gen unterrichtet wird. 

6. Nach Abschluß ihrer Ermittlungen übersendet die Po­
lizei die Ermittlungsvorgänge ohne Verzug an die Staats­
anwaltschaft. Das gleiche gilt, wenn sich die Polizei aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht in der Lage 
sieht, die Sache zu fördern. 

7. Vor Abschluß ihrer Ermittlungen übersendet die Poli­
zei die Ermittlungsvorgänge an die Staatsanwaltschaft, 
wenn 
a) diese die Übersendung verlangt, 
b) die Vornahme einer richterlichen oder staatsanwalt­
schaftlichen Untersuchungshandlung erforderlich ist, es 
sei denn, die Staatsanwaltschaft hat im Einzelfall auf die 
Übersendung der Vorgänge verzichtet, 
c) die Ermittlungen in der Sache vor allem durch die 
Vielzahl der Taten oder Tatverdächtigen besonderen 
Umfang annehmen oder sich rechtlich schwierig gestal­
ten, es sei denn, die Staatsanwaltschaft hat im Einzelfall 
auf die Übersendung der Vorgänge verzichtet, 
d) seit dem Zeitpunkt, zu dem die Anzeige bei der Poli­
zei eingegangen ist oder zu dem sich für die Polizei sonst 
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zureichende Anhaltspunkte für eine Straftat ergeben ha­
ben, zehn Wochen vergangen sind, ohne daß die Vorgän­
ge der Staatsanwaltschaft vorgelegen haben; für be­
stimmte Fallgruppen oder in Einzelfällen kann die Staats­
anwaltschaft längere Fristen für die Übersendung der 
Vorgänge festlegen. 

8. Die Staatsanwaltschaft kann jederzeit die Ermittlun­
gen ganz oder teilweise selbst durchführen oder durch 
allgemeine oder konkrete Anordnungen Art und Umfang 
der Ermittlungen durch die Polizei bestimmen. Sie kann 
dabei auch konkrete Einzelweisungen zur Art und Weise 
der Durchführung einzelner Ermittlungshandlungen ertei­
len. Bei der Erteilung von Anordnungen berücksichtigt 
die Staatsanwaltschaft die kriminalistische Sachkunde 
der Polizei. Die Polizei ist verpflichtet, den Anordnungen 
der Staatsanwaltschaft zu genügen. 

Hinsichtlich der Anwendung unmittelbaren Zwanges gel­
ten die Grundsätze der gemeinsamen Richtlinien der J u­
stizministerj-senatoren und der Innenminister/-senatoren 
des Bundes und der Länder über die Anwendung unmit­
telbaren Zwanges durch Polizeibeamte auf Anordnung 
des Staatsanwaltes. 

9. Über die Gewährung von Einsicht in die Ermittlungs­
vorgänge entscheidet die Staatsanwaltschaft. 

Solange die Polizei die Vorgänge über ein Ermittlungs­
verfahren nicht an die Staatsanwaltschaft übersandt hat, 
kann sie grundsätzlich Auskünfte tatsächlicher Art an die 
aus einer Straftat zum Schadenersatz Berechtigten, Ver­
sicherungsgesellschaften sowie sonstige Beteiligte - mit 
Ausnahme des Beschuldigten (Verteidigers) - geben. In 
den übrigen Fällen entscheidet die Staatsanwaltschaft 
über die Auskunftserteilung. Unberührt bleiben die Re­
gelungen über Auskünfte an Publikationsorgane und über 
Berichtspflichten. 

10. Ihre Anordnungen richtet die Staatsanwaltschaft in 
Form von Ersuchen (§ 161 S. 2 StPO) grundsätzlich an 
die Polizeibehörde; der Anregung, wegen einer besonde­
ren Interessenlage ausnahmsweise einen bestimmten Be­
amten zu beauftragen, soll nach Möglichkeit entsprochen 
werden. 

Beamten, die von der Polizeibehörde mit der Bearbeitung 
eines bestimmten Einzelfalles betraut sind, kann die 
Staatsanwaltschaft Aufträge unmittelbar erteilen. 

Bei Gefahr im Verzug kann eine Anordnung in Form des 
Auftrages an einzelne Polizeibeamte gerichtet werden, 
die einer sachlich und örtlich zuständigen Behörde ange­
hören. 

11. Ersuchen der Staatsanwaltschaft sind an die sachlich 
und örtlich zuständige Polizeibehörde zu richten. 

Durch Landesrecht sollen die Voraussetzungen dafür ge­
schaffen werden, daß aus schwerwiegenden Gründen 
ausnahmsweise eine andere als die ursprünglich örtlich 
zuständige Polizeibehörde um die Vornahme von Ermitt­
lungen ersucht werden kann. 

12. Für den Bereich der Polizei im engeren Sinn wird auf 
das Institut des Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft ver­
zichtet. 

Die Befugnisse, die nach geltendem Recht bei Gefahr im 
Verzug den Beamten der Polizei nur in ihrer Eigenschaft 
als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft zustehen, sollen 
Polizeibeamte, die bestimmte Mindestvoraussetzungen 
erfüllen, kraft Gesetzes erhalten. 

13. Über Beschwerden gegen Polizei beamte entscheidet 
grundsätzlich die Polizei. 
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Soweit in der Beschwerde vorgetragen wird, daß jemand 
in seinen Rechten durch eine strafprozessuale Maßnahme 
oder ihre Ablehnung oder ·Unterlassung verletzt worden 
ist, entscheidet hierüber die Staatsanwaltschaft. 

Das Recht der Polizei, der Beschwerde abzuhelfen, 
bleibt unberührt. 

Richtet sich die Beschwerde gegen eine Maßnahme, die 
auf einer Anordnung der Staatsanwaltschaft beruht, ent­
scheidet insoweit die Staatsanwaltschaft. 

14. Die Aussagegenehmigung für Polizeibeamte erteilt 
die Polizeibehörde. Soweit Gegenstand der Aussage eine 
Maßnahme sein soll, die auf einer Anordnung der Staats­
anwaltschaft beruht, ergeht die Entscheidung über die 
Aussagegenehmigung im Einvernehmen mit der Staatsan­
waltschaft. Eine einvernehmliche Entscheidung ergeht 
auch in den Fällen, in denen eine Aussage den Zweck der 
Ermittlungen gefährden könnte. 

15. Bei der Erfüllung der· Aufgaben, welche die Staats­
anwaltschaft auf dem Gebiet der Strafrechtspflege außer­
halb der Strafverfolgung wahrzunehmen hat und die ihr 
auf anderen Gebieten durch Gesetz übertragen sind, wird 
sie von der Polizei unterstützt. Entsprechenden Ersuchen 
wird die Polizei genügen. 

Die Staatsanwaltschaft wird die Unterstützung der Poli­
zei nur dann in Anspruch nehmen, wenn der Zweck der 
Inanspruchnahme durch eigene Kräfte oder durch Amts­
hilfeersuchen an andere Behörden nicht oder nicht mit 
gleicher Wirksamkeit, insbesondere im Hinblick auf die 
Notwendigkeit der Anwendung unmittelbaren Zwanges, 
erreicht werden kann. 

C) Protokollnotizen 
zu den Leitsätzen des Gesamtberichtes 

Zu Leitsatz 1: 

Satz 1 soll einerseits die organisatorische Selbständigkeit 
von Staatsanwaltschaft und Polizei klarstellen und ande­
rerseits die Notwendigkeit einer guten Zusammenarbeit 
zwischen diesen beiden Behörden hervorheben. 

Mit den Informationssystemen der Polizei und der Justiz 
in Satz 2 sind insbesondere das polizeiliche Fernschreib­
netz, das Inpol-System, die Haftdatei und das Bundes­
zentralregister gemeint. 

Zu Leitsatz 2: 

Der Leitsatz soll klarstellen, daß die Verantwortung der 
Polizei von der Gesamtverantwortung der Staatsanwalt­
schaft für das Ermittlungsverfahren überdeckt wird. Es 
gibt nur ein Ermittlungsverfahren, bei dessen Durchfüh­
rung Staatsanwaltschaft und Polizei zusammenarbeiten. 
Es gibt demnach kein »polizeiliches Ermittlungsver­
fahren«. Andererseits sollte auch nicht von einem 
»staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren« gespro­
chen werden. 

Zu Leitsatz 3: 

Der Begriff der Ermittlungen umfaßt alle polizeilichen 
Maßnahmen, die im Bereich der Strafverfolgung in Be­
tracht kommen. 

Zu Leitsatz 7 Buchst. d: 

Durch die Bestimmung einer Frist soll der Staatsanwalt 
die Möglichkeit erhalten, seiner Verantwortung für die 
weitere Durchführung der Ermittlungen gerecht zu wer-



den. Die Festlegung einer Frist von zehn Wochen er­
scheint als die arbeitsökonomisch beste Lösung. Erfah­
rungsgemäß sind in den meisten Fällen die polizeilichen 
Ermittlungen innerhalb dieser Frist abgeschlossen. Frist­
beginn ist der Zeitpunkt, zu dem die Anzeige bei der Po­
lizei eingeht oder, wenn diese von Amts wegen tätig 
wird, ein Vorgang angelegt wird. 

Zu Leitsatz 8: 

Aus der Weisungsbefugnis der Staatsanwaltschaft für das 
Ermittlungsverfahren ergibt sich, daß diese auch nach­
träglich der Polizei Hinweise geben kann. 

Zu Leitsatz 13: 

Absatz 2 des Leitsatzes bezieht sich nicht auf eine im Be­
reich der präventiven Tätigkeit der Polizei getroffene 
Maßnahme, sondern lediglich auf Maßnahmen im Rah­
men der Strafverfolgung. 

Der Leitsatz gilt nicht für die Fälle, in denen gegen Poli­
zeibeamte eine Beschwerde wegen einer in einem Buß­
geldverfahren getroffenen Maßnahme erhoben wird. Die 
Frage, wie in diesen Fällen verfahren werden sollte, wird 
nicht erörtert, weil die gemeinsame Kommission zur Be-

ratung des Verhältnisses zwischen Polizei und Bußgeld­
behörde nicht beauftragt ist. 

Zu Leitsatz 15: 

Die Vertreter der Justizverwaltungen weisen darauf hin, 
daß die Staatsanwaltschaft, die über keinen eigenen Voll­
zugsapparat verfügt, viele ihr zugewiesene Aufgaben nur 
mit Unterstützung der Polizei erfüllen kann. Die Arbeit 
der Staatsanwaltschaft würde wesentlich erschwert, 
wenn sie sich, soweit es sich nicht um den Bereich der 
Strafverfolgung handelt, nur im Wege von Amtshilfeer­
suchen an die Polizei wenden könnte. 

Die Vertreter der Innenverwaltungen weisen darauf hin, 
daß nach dem Sicherheitsprogramm Aufgaben, die nicht 
Vollzugsaufgaben sind, nicht von den Polizeivollzugsbe­
amten wahrgenommen werden sollen. 

Der Leitsatz soll einen Komprorniß zwischen diesen bei­
den Erwägungen in der Weise darstellen, daß die gegen­
wärtige Praxis zunächst nicht grundlegend geändert wer­
den soll. Die Staatsanwaltschaften werden die Unterstüt­
zung der Polizei nur in den unbedingt notwendigen Fällen 
in Anspruch nehmen. Die Polizei wird in diesen Fällen 
die erforderliche Unterstützung gewähren. 
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Neue empirische Erkenntnisse 
zur Person beschreibung 

Monika Plate 

In einer Rahmenveranstaltung der Arbeitstagung wurde 
den Tagungsteilnehmern ein Film 1) über ein Forschungs­
projekt des Bundeskriminalamtes zur Problematik von 
Zeugenaussagen bei Personbeschreibungen vorgeführt. 
Das Bundeskriminalamt hofft. mit der filmischen Umset­
zung von Forschungsergebnissen einen Weg gefunden zu 
haben. der der polizeilichen Praxis auf einprägsame Wei­
se den Nutzen wissenschaftlicher Untersuchungen für die 
tägliche Arbeit deutlich machen kanll. 

1. Langfristig konstante persongebundene individuelle 
Verhaltensweisen sind für das Wiedererkennen und die 
Identifizierung von Straftätern bei denjenigen Straftaten, 
bei denen der Täter Opfern oder Zeugen gegenübertritt, 
von Bedeutung. Solche persongebundenen Verhaltens-

weisen (z. B. Gesten, Besonderheiten des Ganges oder 
der Sprechweise) oder aber auch andere konstante Merk­
male der Person können für die Aufklärung von Strafta­
ten ebenso wichtig sein wie die spezifische Art und Wei­
se der Tatausführung (modus operandi), da sie auch dann 
nicht verändert werden können, wenri -der Straftäter 
z. B. statt des Brecheisens einen Schweißbrenner zum 
Safeknacken benutzt oder gar sein »Arbeitsgebiet«· wech­
selt und vom Betrüger zum Räuber wird. 

Merkmale der skizzierten Art werden bislang in den Kar­
teien des kriminalpolizeilichen Meldedienstes erfaßt und 
manuell ausgewertet - angesichts der ständig steigenden 
Zahl von Straftaten und Straftätern ein nahezu aussichts­
loses Unterfangen. Im Hinblick auf die geplante 
Straftaten-/Straftäterdatei 2), die u. a. auch Pers9nmerk-

1) »Täter und Zeugen. Aus der Forschungsarbeit des Bundes­
kriminalamtes«. Um den Leser einen kleinen Eindruck gewinnen 
zu lassen, sind einige Bilder aus diesem Film in diese Veröffentli­
chung übernommen worden. 

2) Hierzu ausführlich: Herold, Horst: Künftige Einsatzformen der 
EDV und ihre Auswirkungen im Bereich der Polizei, in: Kriminali­
stik, 1974, S. 385-392; Küster, Dieter: Die Erprobung der Straf ta­
ten-Straftäter-Datei. Ein erster Schritt zur allgemeinen Einführung, 
in: Kriminalistik, 1975, S. 433-437; Stuff, Hans-Georg: Die Straf­
taten-Straf täter-Datei als INPOL-Baustein, in: Kriminalistik, 1974, 
S.402-407. 

male speichern soll, erschien dem Bundeskriminalamt ei­
ne grundlegende Analyse von"Umfang und Art der zu er­
fassenden Daten unerläßlich. 

(OienllwtGll0) 
... , den 19 

Tgb.-Nr. 

Vernehmung von Zeugen in Ermittlungssachen 

Zur Person: 

Name: .... . .... Vorname: ................................. . 

geb. am .. . ........ in 

wohnhaft in ................ ··><······ .. O< .. ·············(S~~·P'I~;:·~~~h~ft ·b;S;·F~~~~·Nr:) ........................... . 

Mit dem I der Beschuldigten .. 

bin ich weder verwandt noch verschwägert (§ 52 StPO). *) 

In einem Forschungsprojekt 3), das im Auftrag des BKA 
von Frau Prof. Dr. Ingrid M. Deusinger und Herrn Prof. 
Dr. Henning Haase (Psychologisches Institut der Univer­
sität Frankfurt) durchgeführt wurde, sollten Erkenntnisse 
über die Häufigkeit und Genauigkeit der Wahrne~mung 
von persongebundenen Verhaltensweisen und weiteren 
Merkmalen der Person erlangt werden. Es ging insbeson­
dere um die Beantwortung folgender Fragen: 

- Welche persongebundenen Verhaltensweisen und 
Merkmale werden von Zeugen besonders exakt wahr­
genommen und wiedergegeben? 

- Welchen Einflußfaktoren unterliegen Wahrnehmun­
gen und Wiedergabe solcher Verhaltensweisen und 
Merkmale (z. B. der Intelligenz des Zeugen, seiner 
emotionalen Beteiligung an der spezifischen Situation, 
dem Zeitablauf)? 

- Mit welchen Verfahren können die Zeugenwahrneh­
mungen am günstigsten erfragt und registriert werden 
(durch freie Beschreibung, durch Beschreibung nach 
Fragen oder durch einen fein differenzierten Merk­
malskatalog, ein sog. »Merkmals-Rating«)? 

3) S. hierzu: Deusinger, Ingrid M.;Haase, Henning: Psychologische 
Probleme der Personbeschreibung. Zur Aufnahme und Beurteilung 
von Zeugenaussagen. BKA-Forschungsreihe Band 5, Wiesbaden 
1977; Deusinger, Ingrid M.;Haase, HenningtPlate, Monika: Psycho­
logische Probleme der Person beschreibung. Bericht über ein For­
schungsprojekt, in: Archiv für Kriminologie, Bd. 158 (1976), Heft 
5-6, S. 144-152. 
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11. Das Forschungsprojekt soll einmal dazu beitragen, 
die Merkmalskataloge der Straftaten-jStraftäterdatei zur 
Personenbeschreibung zu strukturieren, gegebenenfalls 
auch zu ergänzen und zu korrigieren. Damit soll gewähr­
leistet sein, daß nur solche Daten in das System aufge­
nommen werden, von denen mit ho her Wahrscheinlich­
keit angenommen werden kann, daß sie zutreffend wahr­
genommen und wiedergegeben wurden. Auf diese Weise 
kann andererseits verhindert werden, daß die Straf ta­
ten-jStraftäterdatei mit allzuviel Ballast >>unbrauchbarer« 
(i. S. von >>ungenauer«) Merkmale belastet wird. 

Zum anderen können die Ergebnisse der Untersuchung 
dem Polizeibeamten für seine tägliche Arbeit wertvolle 
Hilfe geben. Jeder Praktiker, der schon einmal eine Zeu­
genvernehmung durchgeführt hat, weiß um die Proble­
matik von Zeugenaussagen. 

Wenn z. B. eine Anzahl von Personen gebeten werden 
würde, aus dem Gedächtnis die Farbe des Zifferblattes 
ihrer Uhr zu nennen, müßten in der Regel eine große An­
zahl von ihnen die Antwort schuldig bleiben. Um wieviel 
problematischer ist dann aber eine Beschreibung, die ein 
Zeuge von einer Person gibt, die er zum ersten Mal in 
seinem Leben und nur für eine relativ kurze Zeit gesehen 
hat! 

Genau an diesem Punkt setzt das Forschungsvorhaben 
an; die Verläßlichkeit von Personbeschreibungen ist mit 
einer großen Anzahl von Testpersonen in zahlreichen ex­
perimentellen Situationen überprüft worden. Die Ergeb­
nisse decken sich zunächst mit den Erfahrungen der poli­
zeilichen Praxis: Zehn Zeugen geben von einer Person elf 
verschiedene Personbeschreibungen; zudem sind diese 
Beschreibungen in der Regel sehr wenig plastisch und 
ziemlich ungenau. Was macht aber ein Beamter in einer 
Situation, in der er sofort nach einer Person fahnden 
muß, von der er fünf oder sechs verschiedene Beschrei­
bungen vorliegen hat? 

Die Untersuchungsergebnisse können dem Praktiker er­
ste Hinweise auf Einflußfaktoren, denen eine Zeugenaus­
sage unterliegen kann, geben. So hat sich zum Beispiel 
gezeigt, daß die emotionale Beteiligung des Zeugen, der 
Zeitablauf und auch bestimmte Persönlichkeitsmerkmale 
des Zeugen Einfluß auf die Exaktheit der Wahrnehmung 
und Wiedergabe haben. 

Von Bedeutung für die polizeiliche Praxis ist darüber hin­
aus auch die Frage nach einem geeigneten Beschrei-
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bungsverfahren für Merkmale der Person. Die Untersu­
chungsergebnisse legen nahe, daß sowohl genauere wie 
umfassendere Ergebnisse zu erwarten sind, wenn ein 
Zeuge nach einer freien Beschreibung - so wie es heute 
überwiegend praktiziert wird - noch zusätzlich die be­
obachtete Person mit einer fein differenzierten Merk­
malsliste, einem sog. »Merkmals-Rating« beschreibt. 

Merkmals-Rating 

Erwirkt: 

sicher unsicher 

stattlich 3 2 0 

rundlich 3 2 0 

drahtig 3 2 0 

vital 3 2 0 

korpulent 3 2 0 

muskulös 3 2 0 

athletisch 3 2 0 

schmächtig 3 2 0 

kräftig 3 2 0 

schwächlich 3 2 0 

dick 3 2 0 

schlaff 3 2 0 

dürr 3 2 0 

schlank 3 2 0 

schwammig 3 2 0 

robust 3 2 0 

unauffällig 3 2 0 

IH. Das Forschungsprojekt bietet der Kriminalistik erst­
mals die Möglichkeit, im Bereich der Personbeschreibung 
auf wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse zurückgrei­
fen zu können. Eine weitgehende Berücksichtigung der 
Forschungsergebnisse in der polizeilichen Aus- und Fort­
bildung würde zukünftig der Polizei für einen wesentli­
chen Teilbereich ihrer Arbeit neue Wege zu einer effekti­
veren Verbrechens bekämpfung weisen können. 
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BKA-Schriftenreihe 

Die »BKA-Schriftenreihe« enthält Einzeldarstellungen aus den Gebieten Kriminologie und Krimina­
listik; sie ist in erster Linie für Ministerien, Polizei-, Zoll- u. ä. Behörden, Gerichte, Staatsanwalt­
schaften und deren Angehörige bestimmt und soll Hilfsmittel für Praxis und Ausbildung sein. 

Die Hefte können nur beim Bundeskriminalamt - KI14 - Postfach 1820, 6200 Wiesbaden, bezo­
gen werden. 

Der Preis für das. laufende Jahresabonnement ist jeweils innerhalb eines Monats nach Lieferung 
des er~ten Heftes eines Jahrgangs fällig. Die Rechnung wird der ersten lieferung beigelegt. Der 
Abonnementpreis (drei Einzelhefte oder entsprechende Mehrfachbände) beträgt 12,- DM. Auch 
bei Abgabe einzelner Hefte ist der volle Jahresbetrag zu bezahlen. Bei Überweisung bitte feste Be­
ziehernummer (K-Nr .... im Anschriftenfeld der Rechnung) angeben. Der Abonnementpreis ist auf 
eines der Konten der Bundeskasse Frankfurt/Main: 

PSchA Ffm KtoNr. 8971-608 BLZ 50010060 

LZB Ffrn KtoNr. 50001020 BLZ 50000000 

einzuzahlen. 

Das Jahresabonnement verlängert sich, sofern nicht bis zum 1. Dezember des Rechnungsjahres 
schriftlich gekündigt wurde. 

Verzögerungen bei der Zustellung und unnötige Mehrausgaben lassen sich vermeiden, wenn 
Adressenänderungen umgehend dem Bundeskriminalamt - KI14 - mitgeteilt werden. 

Folgende Hefte sind lieferbar: 

Jahrgang 1960 

Sachfahndung (Musterkatalogl (Heft 1-3 in ei­
ner Gesamtlieferungl 

Jahrgang 1962 

1. Berufs- und Gewohnheitsverbrecher 

2. Taschendiebe 

3. Unfälle in Verbindung mit radioaktiven Sub­
stanzen (Eine Einführung in das Gebiet der 
Strahlenunfälle aus der Sicht polizeilicher 
Interessen) 

Jahrgang 1963 

2. u. 3. Verbrechen, Polizei, Prozesse - ein Verzeich­
nis von Büchern und kleineren Schriften in 
deutscher Sprache, 2. Teil: Druckschriften, die 
nach 1900 erschienen sind (Doppelheft) 

Jahrgang 1965 

Kriminaltechnischer Leitfaden I 
einer Gesamtlieferung) 

Jahrgang 1967 

Kriminologie - Leitfaden I 
(Heft 1-3 in einer Gesamtli . 

Jahrgang 1968 

1. Der politische Mord - eir 
schen Kriminologie 

2. Die Kriminalität in dl 
Deutschland im Vergleich 2 

reich, den Niederlanden, 
den, England und Wales un 

3. Die kriminalpolizeiliche Toc 

Jahrgang 1969 

Die aktenmäßige Bearbeitu: : 
cher Ermittlungsvorgänge . 
Gesamtlieferung) 

• ! 
I: 

:1 

Jahrgang 1971 

Tötungsdelikte (Heft 1-3 'in einer Gesamtliefe­
rungl 

Jahrgang 1972 

Kriminalitätsatlas der BJndesrepublik Deutsch­
land und West-Berlins - ein Beitrag zur Krimi­
nalgeographie - (Heft 1-3 in einer Gesamt­
lieferung) 

Jahrgang 1973 

Professionelles und organisiertes Verbrechen 
(Heft 1-3 in einer Gesamtlieferung) 

Jahrgang 1974 

Betäubungsmittel und Strafbarkeit (Heft 1-3 in 
einer Gesamtfieferung) 
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